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ALLGEMEINER TEIL 

Vorbemerkungen 

\ orl.lg( an Ul'fl .ltlOn tI cl( 

Der RH hat gemäß Art 126 d Abs 1 B-VG dem Nationalrat über seine 
Tätigkeit im vorausgegangenen Jahr bis spätestens 31. Dezember jeden 
Jahres Bericht zu erstatten. 

In den vorliegenden Bericht wurden im wesentlichen die bis 1. Septem­
ber 1997 berichtsreif gewordenen Ergebnisse der vom RH in den Bereichen 
der Bundesministerien einschließlich der Kapitalbeteiligungen durchgeführ­
ten Gebarungsüberprüfungen aufgenommen. Die erst nach Redaktions­
schluß fertiggestellten Ergebnisse von Gebarungsüberprüfungen werden 
dem Nationalrat in einem Nachtrag zu diesem Bericht vorgelegt werden . 

• \ 1I <.;<.;age\\ tTt 

Der RH gibt im vorliegenden Bericht dem Hohen Haus einen umfassen­
den Überblick über seine Tätigkeit. Er hat sich hiebei auf die Wiedergabe 
der ihm bedeutsamer erscheinenden Sachverhaltsfeststellungen, Stark­
bzw Schwachstellen und daran anknüpfende Empfehlungen beschränkt. 
Die in Einzelfällen erhobenen Mängel dürfen daher keineswegs verallge­
meinert werden . Die gegebenen Empfehlungen wollen als Denkanstöße 
zur Verbesserung der H aushalts- und Unternehmungsführung nach den 
Grundsätzen der O rdnungsgemäßheit, Wirtschaftlichkeit , Sparsamkeit 
und Zweckmäßigkeit verstanden werden. 

1 
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Bund 

Länder und 
Gemeinden 

d Rechnungshofe 

Die Tätigkeit des Rechnungshofes 

Allgemcines 

Das Bundes-Verfassungsgesetz setzt den RH als Staatsorgan besonderer 
Art ein und betraut ihn vornehmlich mit der Überprüfung der Gebarung 
des Bundes, der Länder und der Gemeinden (einschließlich deren jeweili­
ger Unternehmungen). 

In Weiterentwicklung dieses bundesverfassungsgesetzlichen Grundanlie­
gens sind dem RH zunehmend auch weitere Aufgaben übertragen wor­
den, über die nachstehend ebenfalls berichtet wird. 

CJcbarungsiiberprüfungen 

Der vorliegende Jahrestätigkeitsbericht enthält die Ergebnisse von 35 seit 
der letztjährigen Berichterstattung an den Nationalrat abgeschlossenen 
Gebarungsüberprüfungen . 

Im vorliegenden Bericht nicht enthalten sind die Prüfungsergebnisse 
über 

die Ost-Autobahn, 
das Beschaffungswesen im Bereich des Bundesministeriums für Lan­
desverteidigung - Vierter und letzter Teilbericht sowie 
die Bank Austria AG, 

die der RH bereits während des Jahres 1997 im Wege der Einzelbericht­
erstattung dem Nationalrat vorgelegt hat . 

Wie in den Vorjahren hat der RH entsprechend seiner bundesverfassungs­
gesetzlichen Aufgabe, als "föderatives Bund-Länder-Organ" auch die 
überörtliche Gebarungskontrolle bei sonstigen Gebietskörperschaften 
und deren Unternehmungen wahrzunehmen, Gebarungsüberprüfungen 
durchgeführt. Bei Gemengelagen (Gemeinschaftsfinanzierungen bzw Ka­
pitalbeteiligungen mehrerer Gebietskörperschaften unter Einschluß des 
Bundes) ist sowohl dem Nationalrat als auch dem weiters betroffenen all­
gemeinen Vertretungskörper zu berichten. 

Wahrnehmungs- bzw Sonderberichte im Länderbereich hat der RH im 
Jahre 1997 in Vorwegnahme der ansonsten vorgesehenen Jahresberichter­
stattung vorgelegt: 

3 
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Gebarungsüberprüfungen 

4 

Burgenland 

Kärnten 

Niederösterreich 

Oberösterreich 

Salzburg 

Steiermark 

Ost-Autobahn 
Burgenländische Elektrizitätswirtschafts AG 
Sanitätskreis Parndorf-Zurndorf-Gattendorf-Neudorf-Potzneusiedl 
Sanitätskreis St Margarethen im Burgenland-Trausdorf an der Wulka­
Oslip 
Teilgebiete der Gebarung im Land Burgenland 
Teilgebiete der Gebarung der Krankenanstalten im Land Burgenland 
betreffend Bezüge, Gebühren und Honorare der Ärzte 

Wirtschaftsverwaltung der Stadt Villach 
Autobahn- und Umfahrungsprojekte der Österreichischen Autobah­
nen- und Schnellstraßen AG 
Ost-Autobahn 
Landeshauptstadt Klagenfurt 
Teilgebiete der Gebarung der Krankenanstalten im Land Kärnten be­
treffend Bezüge, Gebühren und Honorare der Ärzte 

Gemeindeverband für Umweltschutz und Abgabeneinhebung im Be­
zirk Melk 
Teilgebiete der Gebarung der Krankenanstalten im Land Niederöster­
reich betreffend Bezüge, Gebühren und Honorare der Ärzte 

Autobahn- und Umfahrungsprojekte der Österreichischen Autobah­
nen- und Schnellstraßen AG 
Ost-Autobahn 
Behördenaufsicht bei zwei gemeinnützigen Bauvereinigungen 
Krankenfürsorge für oberösterreichische Landesbeamte 
Oberösterreichische Lehrer-, Kranken- und Unfallfürsorge 
Sozialhilfeverband Perg 
Sozialhilfeverband Kirchdorf an der Krems 
Teilgebiete der Gebarung der Krankenanstalten im Land Oberöster­
reich betreffend Bezüge, Gebühren und Honorare der Ärzte 

Autobahn- und Umfahrungsprojekte der Österreichischen Autobah­
nen- und Schnellstraßen AG 
Ost-Autobahn 
Reinhalteverband Großraum Salzburg-Stadt und Umlandgemeinden 
Teilgebiete der Gebarung der Krankenanstalten im Land Salzburg be­
treffend Bezüge, Gebühren und Honorare der Ärzte 

Autobahn- und Umfahrungsprojekte der Österreichischen Autobah­
nen- und Schnellstraßen AG 
Ost-Autobahn 
Teilgebiete der Gebarung im Land Steiermark 
Teilgebiete der Gebarung der Krankenanstalten im Land Steiermark 
betreffend Bezüge, Gebühren und Honorare der Ärzte 
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Gebarungsüberprüfungen 

Tirol 

Vorarlberg 

Wien 

Europäische Union 

Gemeindeverband Bezirkskrankenhaus Kufstein-Wörgl 
Teilgebiete der Gebarung der Krankenanstalten im Land Tirol betref­
fend Bezüge, Gebühren und Honorare der Ärzte 

Stadt Feldkirch 
Teilgebiete der Gebarung der Krankenanstalten im Land Vorarlberg 
betreffend Bezüge, Gebühren und Honorare der Ärzte 

Elektronische Datenverarbeitung im Allgemeinen Krankenhaus der 
Stadt Wien (Neubau) 
Volkstheater GesmbH 
Autobahn- und Umfahrungsprojekte der Österreich ischen Autobah­
nen- und Schnellstraßen AG 
Ost-Autobahn 
Abfallwirtschaft der Bundeshauptstadt Wien 
Anteilsverwaltung Zentralsparkasse 
Bank Austria AG 

Wie bereits in der letztjährigen Berichterstattung an den Nationalrat 
(TB 1995 S. 25 ff) dargelegt, unterliegt Österreich aufgrund seiner Mit­
gliedschaft bei der EU hinsichtlich der an diese entrichteten bzw von die­
ser rückgeleiteten Mittel der Kontrolle durch den Europäischen Rech­
nungshof, wobei der RH - auf der Grundlage seiner im innerstaatlichen 
Bereich unverändert gebliebenen Zuständigkeit - die Prüfungshand­
lungen des Europäischen Rechnungshofes in der Regel durch eigenstän­
dige Gebarungsüberprüfungen begleitet, über welche er dem Nationalrat 
(erstmals in diesem TB) berichtet. 

Die Auswahl und die Festlegung der Prüfungsvorhaben des Europäischen 
Rechnungshofes liegen außerhalb der Ingerenz des RH. Im Geiste part­
nerschafdicher Zusammenarbeit unterstützt der RH den Europäischen 
Rechnungshof bei seinen Prüfungsvorhaben in Österreich - etwa durch 
die Erleichterung des Zuganges zu Informationen, durch die Beschaffung 
von Unterlagen und durch die Abklärung bzw Bereinigung technisch­
organisatorischer Anliegen. 

Auf Ersuchen des Europäischen Rechnungshofes leitet der RH dessen je­
weilige Prüfungsfeststellungen den überprüften österreichischen Dienst­
stellen und Einrichtungen zu und übermittelt deren Antworten dem Eu­
ropäischen Rechnungshof zwecks weiterer Behandlung durch die hiefür 
zuständigen Organe der EU. 

5 
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8 

Gebarungsüberprüfungen 

Gesetzliche beruf­
liche Vertretungen 

Mit Wirksamkeit ab dem Jahre 1997 ist der RH befugt, die Gebarung der 
gesetzlichen beruflichen Vertrerungen (derzeit etwa 80) zu überprüfen, 
welche dem RH auch alljährlich ihre Voranschläge und Rechnungsab­
schlüsse zu übermitteln haben. 

Die Überprüfung der Gebarung der gesetzlichen beruflichen Vertretun­
gen durch den RH hat sich auf die Ordnungsgemäßheit (ziffern mäßige 
Richtigkeit und Übereinstimmung mit den bestehenden Vorschriften), 
die Sparsamkeit und die Wirtschaftlichkeit, nicht aber auch auf die Zweck­
mäßigkeit der Gebarung zu erstrecken; weiters sind die für die Gebarung 
in Wahrnehmung der Aufgaben als Interessenvertretung maßgeblichen 
Beschlüsse der zuständigen Organe der gesetzlichen beruflichen Vertre­
tung von der Überprüfung durch den RH ausgenommen. 

Die sonst übliche Berichterstattung des RH an den jeweiligen allgemei­
nen Vertretungskörper ist nicht vorgesehen. 

Mit\\ irkung an der R.echnung \erw.lltung 

Im Einvernehmen mit dem BMF regelt der RH die Form und die Gliede­
tung der Voranschläge und der Rechnungsabschlüsse der Länder und der 
Gemeinden. Darüber hinaus hat der RH an der Ordnung des Rechnungs­
wesens des Bundes mitzuwirken. 

Mlt\\ lrkung an der Finalll<;chuldengebarung 

Alle Urkunden über Finanzschulden des Bundes sind, soweit sich aus ihnen 
eine Verpflichtung des Bundes ergibt, vom Präsidenten des RH gegenzu­
zeichnen, woraus sich die Gesetzmäßigkeit der Schuldaufnahme und de­
ren ordnungsgemäße Eintragung in das Hauptbuch der Staatsschuld er­
gibt . Darüber hinaus ist der RH auch mit jenen Finanzschuldgebarungen 
des Bundes befaßt, die keiner Gegenzeichnung bedürfen. 

Im Jahre 1996 war der RH mit rd 110 Fällen von Finanzschuldgebarun­
gen, davon rd 70 im Rahmen einer Gegenzeichnung, befaßt. 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 15 von 358

www.parlament.gv.at



Bundcsrechnungsahschluß 

Der RH hat jährlich den Bundesrechnungsabschluß zu verfassen und die­
sen bis spätestens acht Wochen vor Ablauf des nächstfolgenden Finanz­
jahres dem Nationalrat zur verfassungsgemäßen Behandlung vorzulegen; 
zugleich mit dem Bundesrechnungsabschluß hat der RH jährlich einen 
Nachweis über der Stand der Bundesschulden vorzulegen. 

Demgemäß hat der RH den Bundesrechnungsabschluß 1995 samt Nach­
weis über den Stand der Bundesschulden für das Jahr 1995 dem Natio­
nalrat im Oktober 1996 zugeleitet; die Genehmigung des Nationalrates 
erfolgte mit Bundesgesetz, BGBI I Nr 27/1997. 

Den Bundesrechnungsabschluß 1996 samt Nachweis über den Stand der 
Bundesschulden für das Jahr 1996 hat der RH im Oktober 1997 dem 
Nationalrat vorgelegt. 

I <IH .. ul<ltion rtch(~ct/l'ndcr Maßnahmen 

Aufgrund einer Entschließung des Nationalrates vom März 1981 sind 
dem RH die Gesetzes- und Verordnungsentwürfe der Bundesverwaltung 
zur Stellungnahme hinsichtlich der Plausibilität der beigefügten Kalku­
lation der Kostenfolgen, wie diese seit dem Jahre 1987 auch haushaltsge­
setzlich geboten ist , zuzuleiten. 

Im Jahre 1996 wurden dem RH insgesamt 257 Gesetzes- und Verord­
nungsentwürfe zur Stellungnahme übermittelt; bei drei Gesetzesentwür­
fen mußte der RH aufgrund der vorgegebenen Begutachtungsfrist von 
nur wenigen Tagen von der Vornahme einer inhaltlichen Analyse absehen. 

Hinsichtlich des Erfüllungsgrades der Kalkulationspflichten durch die 
einzelnen Ressorts wird auf die Ausführungen im Abschnitt "Hauptpro­
blerne der öffentlichen Finanzkontrolle" verwiesen. 

Darüber hinaus wurden dem RH im Jahre 1996 aus den Bundesländern, 
insbesondere aus Kärnten, Vorarlberg und Oberösterreich, insgesamt 
86 Entwürfe zu neuen rechtsetzenden Maßnahmen zur Begutachtung 
übermittelt. 
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Aufgrund des Unvereinbarkeitsgesetzes 1983 haben die Mitglieder der 
Bundesregierung, die Staatssekretäre, die Mitglieder der landesregierun­
gen (für Wien: der Bürgermeister sowie die weiteren Mitglieder des 
Stadtsenates) jedes zweite Jahr sowie anläßlich ihres Amtsantrittes und 
ihres Ausscheidens aus dem Amt dem Präsidenten des RH ihre Vermö­
gensverhältnisse offenzulegen . Dieser hat außergewöhnliche Vermö­
genszuwächse dem Präsidenten des jeweils in Betracht kommenden allge­
meinen Vertretungskörpers zu berichten. 

Partt.:tengesetz 
~ 

Aufgrund einer im Jahre 1984 erfolgten Änderung des Parteiengesetzes 
hat der Präsident des RH jährlich bis spätestens 30. September listen von 
Spenden (Spenden- und Spenderliste) über 100000 S an politische Par­
teien oder an eine ihrer Gliederungen entgegenzunehmen, deren fristge­
rechtes Einlangen zu überwachen, zu verwahren und auf Ersuchen der be­
treffenden politischen Partei öffentlich festzustellen, ob Spenden in der 
ihm übermittelten liste ordnungsgemäß deklariert wurden. 

Ei nkommen .. erhebu ng 

Wie schon zuvor auf der Grundlage einer Entschließung des Nationalra­
tes vom November 1983, seinerzeit allerdings jährlich, hat der RH auf­
grund einer Novellierung des Bundes-Verfassungsgesetzes im Jahr 1988 
nunmehr jedes zweite Jahr bei Unternehmungen und Einrichtungen , die 
seiner Kontrolle unterliegen und für die eine Berichtspflicht an den Na­
tionalrat besteht, die durchschnittlichen Einkommen einschließlich aller 
Sozial- und Sachleistungen sowie zusätzliche leistungen für Pensionen 
von Mitgliedern des Vorstandes und des Aufsichtsrates sowie aller Be­
schäftigten zu erheben, die durchschnittlichen Einkommen der genannten 
Personenkreise für jede Unternehmung und für jede Einrichtung geson­
dert auszuweisen und darüber dem Nationalrat zu berichten. 

Entgegen einer im Zusammenhang mit der in den letzten Jahren ver­
stärkt betriebenen Privatisierung öffentlicher Unternehmungen nahelie­
genden Vermutung hat sich sowohl die Anzahl der von der Einkommens­
erhebung erfaßten öffentlichen Unternehmungen und Einrichtungen von 
rd 480 (988) auf rd 540 (1996) als auch jene der Beschäftigten von rd 
199000 (1988) auf rd 233 000(996) erhöht. 
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Tat. kelt es Rechnun 

BCJ:ligebegrcnzung gc ... ctz 

Nach fristgerechter Vorlage des Berichtes der unter dem Vorsitz des 
Präsidenten des RH stehenden Kommission zur Erstattung eines Vor­
schlages für die Erstellung einer "Einkommenspyramide" für Politiker in 
Bund, Ländern, Gemeinden und Selbstverwaltungskörpern aufgrund ei­
ner Entschließung des Nationalrates vom Juli 1996 hat dieser im Jahre 
1997 das Bezügebegrenzungsgesetz beschlossen. Demzufolge hat der RH 
bzw dessen Präsident 

(1) im September jeden Jahres, erstmals im Jahr 1998, einen Anpassungs­
faktOr zu ermitteln und öffentlich kundzumachen, mit dem der soge­
nannte Ausgangsbetrag (derzeit 100000 S) zum l.Jänner des Folgejahres 
anzupassen ist, sowie die sich daraus ergebenden Beträge zu ermitteln 
und zu veröffentlichen, 

(2) nach Beschlußfassung aller bezügerechtlichen landesgesetzlichen Re­
gelungen (insbesondere der jeweiligen Abstufungen der quantitativen 
und qualitativen Kriterien für Länder und Gemeinden innerhalb der bun­
desverfassungsgesetzlichen Obergrenzen) allen Landtagen über die be­
zügerechtlichen Bestimmungen aller Länder zu berichten und diesen Be­
richt auch den Mitgliedern des Nationalrates und des Bundesrates zu 
übermitteln und zu veröffentlichen, 

(3) dem Nationalrat, dem Bundesrat und den Landtagen jedes zweite Ka­
lenderjahr - nach Jahreswerten getrennt - über alle Personen zu be­
richten, deren Bezüge oder Ruhebezüge von Rechtsträgern, die der Kon­
trolle des Rechnungshofes unterliegen, zumindest in einem der beiden 
vorangegangenen Kalenderjahre insgesamt den Betrag von jährlich der­
zeit 1 120000 S übersteigen. Sofern diese Rechtsträger ihrer gesetzlichen 
Mitteilungspflicht an den RH nicht nachkommen, hat dieser die er­
forderlichen Daten durch Einschau in die betreffenden Unterlagen des 
Rechtsträgers zu ermitteln, sowie 

(4) zugleich mit diesem Einkommensbericht über die durchschnittlichen 
Einkommen einschließlich der Sozial- und Sachleistungen der gesamten 
Bevölkerung, nach Branchen, Berufsgruppen und Funktionen getrennt, 
zu berichten. Solange die hiefür erforderlichen statistischen Daten nicht 
zur Verfügung stehen, hat der RH diesen Bericht aufgrund von Gutach­
ten von Sachverständigen zu erstatten, wofür - erstmals im Bundes­
finanzgesetz 1998 - entsprechende budgetäre Vorsorge (rd 5 Mill S) er­
forderlich ist. 

Mit dem Bezügebegrenzungsgesetz wurden dem RH sohin vorwiegend 
statistische Erhebungs- und Berichtsaufgaben übertragen, die zwar dem 
Informationsbedürfnis der allgemeinen Vertretungskörper und der Öf­
fentlichkeit über die Bezüge der öffentlichen Funktionäre Rechnung tra­
gen, die aber in der vorgesehenen Form geeignet sind, seine Kapazitäten 
zu Lasten der ihm gemäß Bundes-Verfassungsgesetz primär zugeordneten 
Aufgabe, nämlich der Überprüfung der Effektivität und der Effizienz der 
öffentlichen Verwaltung und der öffentlichen Unternehmungen , zu bin­
den. 
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Bezügebegrenzungsgesetz 

10 

Insbesondere die gesetzlich angeordnete Erhebung und namentliche Be­
richterstattung über Bezieher von Einkommen seitens (eines oder mehre­
rer) öffentlicher Rechtsträger über insgesamt 80 000 S monatlich wird 
die Evidenzhaltung und personenbezogene Verknüpfung von Meldungen 
von weit mehr als 1 000 Stellen für rd 1,2 Millionen Einkommensbezie­
her erfordern, zumal der RH gesetzlich weiters verpflichtet ist, die ihm 
von diesen Stellen vorenthaltenen Daten durch eigene Einschau in die be­
treffenden Unterlagen zu ermitteln . In diesem Zusammenhang könnte 
sich allenfalls das - allerdings noch nicht abschätzbare - faktische 
Ausmaß erforderlicher eigener Erhebungen des RH als quantitatives Ka­
pazitätsproblem herausstellen, zumal ein angenommener Anteil von nur 
10 % an "Auskunftsverweigerern" mehr als 100 zusätzliche Einschauen 
des RH - im wesentlichen voraussichtlich zu Lasten der derzeit jährlich 
insgesamt über 100 Gebarungsüberprüfungen bei Gebietskörperschaften 
und deren Unternehmungen - erforderlich machen würde. 

Auf der Grundlage des Fünften Hauptstückes der Bundes-Verfassung ver­
steht sich der RH als Organ der Rechnungs- und Gebarungskontrolle der 
öffentlichen Verwaltung und der öffentlichen Unternehmungen aller terri­
torialen Ebenen, dessen vornehmlichste Aufgabe in der Überprüfung der 
Gebarung des Bundes, der Länder und der Gemeinden (einschließlich de­
ren Unternehmungen) nach den Grundsätzen der Ordnungsgemäßheit, der 
Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit besteht. 

Die in den letzten rd 15 Jahren dem RH weiters übertragenen Aufgaben 
entsprechen teils - wie etwa die Beurteilung der Plausibilität der von 
der vorbereitenden Verwaltung angegebenen Kostenfolgen neuer recht­
setzender Maßnahmen - seinem Selbstverständnis als finanzieller Bera­
ter der Entscheidungsträger im Interesse des Steuerzahlers, erlegen ihm 
aber darüber hinaus - wenn auch auf verfassungsgesetzlicher Grundlage 
- in beträchtlichem Umfang auch archivarische oder statistische Tätig­
keiten auf, wie dies etwa insbesondere beim Einkommensbericht bereits 
bisher der Fall war bzw nunmehr im Zusammenhang mit seiner angeord­
neten mehrfachen bzw regelmäßigen Befassung aufgrund des Bezügebe­
grenzungsgesetzes in besonders hohem Maß der Fall sein wird. 

Wegen der gebotenen Ausgabendisziplin zur Konsolidierung der öffentli­
chen Haushalte und der in diesem Zusammenhang insbesondere vom ihm 
erwarteten beispielgebenden Haltung wird der RH bemüht sein, diese 
ihm - zusätzlich zu seinem Kernbereich der Überprüfungstätigkeit -
weiters übertragenen Aufgaben unter konsequenter Fortführung seiner 
innerorganisatorischen Maßnahmen zur stetigen Steigerung seiner Effizienz 
und Effektivität zu bewältigen . Er gibt jedoch zu bedenken, daß nach 
Ausschöpfung aller diesbezüglichen Möglichkeiten die vollständige Er­
füllung der seiner inhaltlichen und umfänglichen Disposition entzogenen 
neu hinzugetretenen Nebenaufgaben die Gefahr von Einschränkungen bei 
der Wahrnehmung seiner Hauptaufgabe, nämlich der Überprüfung der 
Gebarung der Gebietskörperschaften und ihrer Unternehmungen, mit 
sich bringen könnte . 
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Allgemeines 

Befassung des RH 

Haupt robleme d r 
f nz 0 tr 

Hauptprobleme der öffentlichen Finanzkontrolle 

hn.llllidll' Au irkullgell 
Il'LhtsLtl.:endür \1.1ßn,lhlller 

Gemäß § 14 des Bundeshaushaltsgesetzes hat jeder Bundesminister, in 
dessen Wirkungsbereich ein Gesetzes- oder Verordnungsentwurf ausgear­
beitet wurde, eine Stellungnahme darüber abzugeben, ob und inwiefern 
die Durchführung der vorgesehenen Vorschriften voraussichtlich ver­
mehrte Ausgaben für den Bund bzw finanzielle Auswirkungen für andere 
Gebietskörperschaften verursachen wird. 

(1) In Entsprechung der Entschließung des Nationalrates vom 19. März 1981 
wurden dem RH auch im Jahr 1996 insgesamt 25 7 Gesetzes- und Ver­
ordnungsentwürfe der Bundesverwaltung zur Stellungnahme zugeleitet. 
Bei drei Gesetzesentwürfen mußte der RH aufgrund der vorgegebenen 
Begutachtungsfrist von nur wenigen Tagen von der Vornahme einer in­
haltlichen Analyse absehen. 

(2) Wie schon in den Vorjahren wurden auch im Jahr 1996 Bundesgesetze 
beschlossen oder Verordnungen im Bundesgesetzblatt verlautbart, ohne 
daß dem RH vorher Gelegenheit zur Begutachtung der Verwaltungsent­
würfe eingeräumt worden war. Dies betraf beispielsweise 

die 2. Bundesimmobilien GesmbH(BIG)-Gesetz-Novelle (BGBl 
Nr 120); 

das Bundesgesetz, mit dem das Agrarmarkt Austria(AMA)-Gesetz 
1992 und das Landwirtschaftsgesetz 1992 geändert werden (BGBl 
Nr 420); 

das Bundesgesetz über die Gründung und Beteiligung an der Natio­
nalparkgesellschaft Donau-Auen GesmbH (BGBl Nr 65 3) sowie 

die Verordnungen des BMI, mit denen die Verordnungen betreffend 
die Übertragung der durch Sicherheitsorgane zu versehenden Grenz­
kontrolle aufZollorgane geändert werden (BGBl Nr 121 und 286). 
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Finanzielle Auswirkungen 

rechtsetzender Maßnahmen 

Beurteilung 
durch den RH 

Vorlagen 
35 

Der RH hat sich in seinen Stellungnahmen zu den ihm vorgelegten Ge­
setzes- und Verordnungsentwürfen im wesentlichen auf eine Beurteilung 
aus der Sicht der Rechnungs- und Gebarungskontrolle beschränkt und ist 
insbesondere auf die Berechnungsgrundlagen der finanziellen Auswirkun­
gen der vorgesehenen rechtsetzenden Maßnahmen eingegangen. 

Die dem RH im Jahr 1996 aus dem Bundesbereich zugegangenen Ent­
würfe neuer rechtsetzender Maßnahmen lassen nachstehende Beurteilung 
des Erfüllungsgrades der Kalkulationspflicht durch die einzelnen Ressorts 
zu (die Zuordnung zu den Bundesministerien entspricht der Zuständig­
keitsverteilung zur Zeit der Begutachtung): 

Kalkulation der Folgekosten 

30 ----------------------------~ 

25 -------------1 

20 ------------~ 

15 r---------~~ 

10 ----------~ 

5 

BKA BMA BMwA BMAS BMF BMGK BM! BM) BMLV BMLF BMU)F BMUK BMWVK 

Zusammenfassung 

Gesetze • 
glaubhafre Angaben 

unzureichende Angaben 
keine Angaben 

D 
• Verordnungen • 

Der Kalkulationspflicht wurde insbesondere bei dem Entwurf 

eines Bundesgesetzes zur Gründung der BRZ Bundesrechenzentrum 
GesmbH; 
eines U nterbri ngungsdaten-Schutzgesetzes; 
eines Bundesstraßenfinanzierungsgesetzes; 
einer Novelle zum Wasserrechtsgesetz; 
einer Änderung der Leistungsbeurteilungsverordnung sowie 
einer Mautstreckenverordnung gemäß dem Bundesstraßenfinanzie­
rungsgesetz 1996 

nicht oder nicht ausreichend entsprochen. 

Mehrmals mußte der RH daran erinnern, daß gemäß § 14 des Bundes­
haushaltsgesetzes auch jene Mehrausgaben oder Steuerausfälle darzustel­
len sind, die sich aus den vorgeschlagenen rechtsetzenden Maßnahmen für 
andere Gebietskörperschaften ergeben. 

Der RH anerkannte zwar, daß sich im Vergleich mit dem Vorjahr der An­
teil der Gesetzesentwürfe mit plausiblen Erläuterungen zu den Kostenfol­
gen von 47 % auf 60 % erhöht hat, vermochte hierin aber weiterhin nicht 
die umfassende bzw lückenlose Verwirklichung der haushaltsgesetzlichen 
Kalkulationspflicht beabsichtigter Rechtsnormen zu erblicken. 
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Begriffs­
bestimmung 

Allgemeine Ziele 

p .ltl'ilerung Oll (l h. 1 I 1U l 'n tl 

Unter Privatisierung von öffentlichen Unternehmungen versteht man üb­
licherweise deren vollständige oder teilweise Veräußerung (Vollprivatisie­
rung oder Teilprivatisierung) an natürliche oder juristische Personen, die 
keinem entscheidenden Einfluß staatl icher Institutionen unterliegen. 

Ausgliederungen von einzelnen Organisationseinheiten oder Aufgaben 
der Gebietskörperschaften bzw die Veräußerung von öffentlichen Unter­
nehmungen an Rechtsträger, die ihrerseits mehrheitlich im Einflußbe­
reich der öffentlichen Gebietskörperschaften stehen, sind dagegen nach 
Ansicht des RH nicht als Privatisierungen im definierten Sinn anzusehen. 
Zu den Ausgliederungen nahm der RH bereits im TB 1991 (S. 11 ff 
Abs XII des Allgemeinen Teiles) ausführlich Stellung. 

Der RH bezog Privatisierungsvorgänge wiederholt in seine Gebarungs­
überprüfungen ein (Erste Donau-Dampfschiffahrcs-Gesellschaft, SB Reihe 
Bund 1994/5, SB Reihe Bund 1996/5, Österreich ische Elektrizitätswirt­
schaft AG, WB Reihe Bund 1993/5, Österreichische Industrieholding 
AG, NTB 1995). Nachstehend führt der RH Kriterien an, die seiner An­
sicht nach für eine erfolgreiche Privatisierung zu berücksichtigen sind. 

Gemäß Art 222 des EG-Vertrages überläßt es die EU den Mitgliedstaaten, 
ihre Eigentumsordnung an privaten oder öffentlichen Unternehmungen 
festzulegen; allerdings räumt die EU Privatisierungen und privatrechtli­
chen Organisationsformen einen immer höheren Stellenwert ein. 

Wie in vielen anderen europäischen Staaten waren in den letzten Jahren 
auch in Österreich verstärkt Bestrebungen zur Privatisierung von öffent­
lichen Unternehmungen festzustellen. Die wesentlichsten Gründe dafür 
lagen 

im Vorwurf von Funktionsmängeln öffentlicher Unternehmungen, 
in der geringen Effizienz und Marktorientierung, 
in einer unwirtschaftlichen Organisation, 
in jahrelang schlechten Ergebnissen, 
in notwendig gewordenen hohen finanziellen Hilfen der öffentlichen 
Hand , 
im Kapitalmangel einzelner öffentlicher Unternehmungen , 
in den Budgetnöten der öffentlichen Hand. 

Eine Verbesserung der wirtschaftlichen Effizienz stellt somit eines der 
wesentlichen Ziele der Privatisierung dar. Gleichzeitig 

werden wirtschafts- und gesellschafts politische Ziele verfolgt (so soll 
zB durch eine Verringerung des Staatsanteiles die wirtschaftliche Be­
tätigung in stärkerem Ausmaß dem freien Markt überlassen werden), 
wird die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes Österreich 
sichergestellt, 
bleiben die Marktkompetenzen erhalten oder werden verbessert, 
könnten Know-how-Potentiale in Österreich verbleiben, 
sollen Schlüsselindustrien in Österreich bleiben , 
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Privatisierung von 

öffentlichen Unternehmungen 

Entscheidungs­
grundlagen 

Vorbereitung 

Durchführung 

soll ein hohes Beschäftigungsniveau erhalten bleiben, 
soll eine möglichst hohe Wertschöpfung in Österreich erzielt werden, 
werden auf österreichische Zulieferer positive Auswirkungen erwartet. 

Koalitionsvereinbarungen bildeten ab 1987 den Ausgangspunkt für Pri­
vatisierungen in Österreich. Sie fanden auch in gesetzlichen Regelungen, 
die Vorgaben des Eigentümers definierten, ihren Niederschlag (zB Er­
mächtigungsgesetz 1991 für den Verkauf der Creditanstalt-Bankverein, 
ÖIAG-Gesetz-Novelle 1993 für die Privatisierungen der verstaatlichten 
Industrie). Für den ÖIAG-Bereich waren darüber hinaus zur Konkre­
tisierung der gesetzlich festgelegten Ziele Privatisierungskonzepte auszu­
arbeiten. 

Privatisierungen erfolgten bis zur ÖIAG-Gesetz-Novelle 1993 im we­
sentlichen punktuell und anlaßbezogen. Eine umfassende Untersuchung 
mit dem Ziel, eine zweckmäßige künftige Eigentümerstruktur für die 
österreichische Wirtschaft zu erarbeiten, wurde bisher nicht erstellt. Nach 
Auffassung des RH wäre eine KlarsteIlung von Umfang und Inhalt jener 
Aufgaben, die in Österreich auch in Zukunft von öffentlichen Unterneh­
mungen erfüllt werden sollen bzw was längerfristig zu privatisieren sein 
wird ("Privatisierungsportfolio") wünschenswert. Wegen der Absicherung 
des Wirtschaftsstandortes sollte insbesondere die Zukunft von wichtigen 
Schlüsselindustrien geklärt werden . 

Nach dem entsprechenden Privatisierungsbeschluß wird stets - im all­
gemeinen unterstützt von Beratern - eine umfassende Unternehmungs­
analyse, die auch die Unternehmungsstrategie, die Marktposition, die 
Konkurrenzsituation und die künftige Ertragsentwicklung einbezieht, 
vorzunehmen sein. Sich daraus ergebende, vor einem Verkauf erforderli­
che U mstrukturierungen, gesonderte Verwertungsmöglichkeiten von 
nicht betriebsnotwendigem Vermögen usw sollten umgehend entschieden 
werden. 

In jedem Fall muß eine ordnungsgemäße Bewertung des Verkaufsobjek­
tes - allenfalls durch Bewertungsgutachten - erfolgen. Für Unterneh­
mungen mit schlechten Ergebnissen wird zusätzlich ein Liquidationswert 
zu ermitteln sein. 

Privatisierungen können in verschiedenen Formen umgesetzt werden. Die 
jeweils günstigste Form muß nach Ansicht des RH immer auf den Ein­
zelfall abgestimmt werden. Beschlüsse bezüglich der Form der Privatisie­
rung werden erst auf der Grundlage umfangreicher, vorweg erstellter Un­
ternehmungsanalysen gefaßt werden können . Auch für die Durchführung 
der Privatisierung wird es nach Ansicht des RH im allgemeinen sinnvoll 
sein, - nach Festlegung eines genauen Auftragsinhaltes - Berater, 
Investmentbanken usw mit einschlägiger Erfahrung einzuschalten. 

Die Berücksichtigung der Interessen der Mitarbeiter erscheint in jedem 
Fall wesentlich. Um die Motivation nicht zu gefährden, sollten die Mitar­
beiter in den Privatisierungsprozeß einbezogen werden (zB im Wege von 
Mi tarbei terbetei I igungsmodellen). 
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Privatisierung von 

öffentlichen Unternehmungen 

Formen 

Allgemeines 

Börsengang 

Grundsätzlich erscheint eine möglichst flexible Gestalrung der Vorgaben 
für Privatisierungen sinnvoll, um bei der Umsetzung auf Veränderungen 
des wirtschaftlichen und sozialen Umfeldes bestmöglich reagieren zu 
können. So kann sich zB eine allgemein bekannte Festsetzung von Termi­
nen zwar auf eine zügige Abwicklung positiv, auf Kaufpreis, sorgfältige 
Käuferauswahl und Motivation der Mitarbeiter hingegen negativ aus­
wirken. 

Verkäufe über Börsengänge und an strategische Partner sowie Manage­
ment Buy-Outs stellten die wesentlichsten bisherigen Privatisierungs­
formen dar, auf die der RH nachstehend näher eingeht. Weiters können 
Privatisierungen auch durch Verkäufe an instirutionelle Anleger, Mitar­
beiterbeteiligungen, Aktientausch oder die Ausgabe junger Aktien, an 
deren Erwerb sich die öffentliche Hand nicht mehr beteiligt, erfolgen. 

Im Fall einer Privatisierung über die Börse muß die zu privatisierende 
Unternehmung Mindestanforderungen hinsichtlich Größe, Ertragskraft 
und Kapitalstruktur erfüllen. Bei einem Börsengang wird weiters immer 
die allgemeine Situation des Kapitalmarktes eine wesentliche Rolle spie­
len . 

Vorweg muß insbesondere die Entscheidung über das - auf einmal oder 
in mehreren Tranchen - zu begebende Aktienvolumen, dessen Verkauf 
an Groß- oder Kleinanleger bzw an Mitarbeiter sowie über dessen Auftei­
lung zwischen In- und Ausland getroffen werden. Bei einem Verkauf von 
alten und jungen Aktien ist zu beachten, daß die Verkaufserlöse von jun­
gen Aktien der Unternehmung selbst zufließen und damit deren Kapital­
struktur verbessert wird. Dies wiederum kann für die Abgabe von alten 
Aktien von Vorteil sein. Die EU geht bei einer Privatisierung über die 
Börse generell davon aus, daß eine solche Veräußerung marktkonform er­
folgt. 

Für den Erfolg eines Börsenganges ist die Festsetzung des Aktienkurses 
von entscheidender Bedeutung. Dabei wird stets ein Ausgleich zwischen 
dem Wunsch nach höchstmöglichem Ertrag und der Sicherstellung einer 
positiven Kursentwicklung anzustreben sein . Ein längerfristiges Absin­
ken des Kurses nach einer Privatisierung unter den Ausgabekurs hätte 
nicht nur für die betroffene Unternehmung selbst, sondern überdies für 
weitere Börsengänge von im öffentlichen Eigentum stehenden Unterneh­
mungen negative Auswirkungen. 

Wegen der Aktienstreuung ist unter Umständen nicht auszuschließen, 
daß sich unerwünschte Aktienmehrheiten ergeben bzw sogar "unfreund­
liche" Übernahmen (Gefahr einer Standort- und Kompetenzverschiebung 
auch in das Ausland) möglich werden. Der Staat als bisheriger Eigentü­
mer hätte daher nach Ansicht des RH vor jeder Privatisierung zu klären, 
ob bzw in welchem Umfang (Sperrminorität) er aus strategischen Überle­
gungen Anteile behalten möchte. 

15 
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Privatisierung von 

öffentlichen Unternehmungen 

Strategischer Partner 

Eine sorgfältige Auswahl der mit der Privatisierung beauftragten Invest­
mentbanken, Börseneinführungsseminare für das Management der betrof­
fenen Unternehmung und das Einsetzen einer Arbeitsgruppe für die 
Durchführung erscheinen für einen erfolgreichen Börsengang wichtig. 
Zur Vorbereitung des Marktes sind intensive Marketing- und Public Re­
lations-Maßnahmen zu setzen. Die Nachfrage auf den Märkten muß 
möglichst umfassend festgestellt werden. Danach kann der Aktienpreis 
ermittelt werden und die verbindliche Übergabe der Aktien an die beauf­
tragten Banken erfolgen. Abschließend wird der Eigentümer gemeinsam 
mit den Banken über die endgültige Zuteilung der Aktien entscheiden 
und damit letztmals auf die Aktionärsstruktur Einfluß nehmen können. 

Die Entscheidung für einen Verkauf an einen strategischen Partner wird 
insbesondere aufgrund der Erfordernisse des Marktes, der Produkte und 
der besseren Kapazitätsauslastung zu treffen sein. 

Die Wirksamkeit eines strategischen Partners soll daher in der längerfri­
stigen Absicherung der Unternehmung durch das Einbringen von 
Know-how, von Marktanteilen, seiner Finanzkraft, der Sicherung der 
Rohstoffversorgung, einer Strukturbereinigung usw liegen. Allerdings 
birgt der Verkauf an einen strategischen Partner auch die Gefahr eines 
Know-how-Abflusses, der finanziellen Aushöhlung oder einer Produk­
tionsverlagerung bis hin zur Schließung einzelner Standorte der privati­
sierten Unternehmung. Inländische strategische Partner werden durch ih­
re stärkere Verankerung am Wirtschaftsstandort Österreich und die damit 
verbundene industriepolitische Bedeutung vorteilhaft sein. 

Erbrachten die Unternehmungsanalysen, daß die Abgabe von Teilen oder 
der gesamten Unternehmung an einen strategischen Partner anzustreben 
ist, so hat auch nach den entsprechenden EU-Richtlinien eine Ausschrei­
bung stattzufinden. Diese muß allen möglichen Bietern offenstehen und 
transparent sein. Die Bieter müssen über genug Zeit und Information 
verfügen, um eine angemessene Bewertung des Vermögens, auf die sich 
ihr Angebot stützt, vornehmen zu können. Die Unternehmung ist 
schließlich an den Bestbieter zu veräußern. 

Potentielle Käufer sind nach Ansicht des RH in jedem Fall insbesondere 
hinsichtlich ihrer wirtschaftlichen Kenndaten (zB Bonität), der Marktpo­
sition, der strategischen Ziele, der Akquisitionsgründe und eines Über­
nahmekonzeptes einschließlich Kaufpreisvorstellung und dessen Finan­
zierung zu überprüfen. 

Die Kaufverträge sollten die mit dem Verkauf verfolgten Ziele, den Kauf­
preis sowie die Zahlungsmodalitäten derart definieren, daß spätere un­
terschiedliche Auslegungen nach Möglichkeit ausgeschlossen werden 
können . Weiters erscheint dem RH die Aufnahme einer Klausel zur 
Sicherung der Arbeitsplätze und der Beibehaltung von Schlüsselakti­
vitäten wie zB der Forschung und Entwicklung in der Unternehmung 
wünschenswert . Schließlich wird die Übernahme künftiger Risken, insbe­
sondere von Haftungen (zB für künftig mögliche Umwelt- und Berg­
bauschäden), in den Verträgen klar zu regeln sein. 
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Hauptpr me r 
Privatisierung von 

öffentlichen Unternehmungen 

offentlieh Fa anzk ntr 

Management 
Buy-Out 

Privatisierungs­
erlöse im Bereich 
der Öl AG 

Zusammenfassung 

Bei Verlustbetrieben stellen die kapitalisierten Verlusterwartungen bzw 
die allenfalls darunter liegenden Liquidationskosten eine Obergrenze für 
einen "negativen Kaufpreis" (Eigenmittelzufuhr, Forderungsverzicht , 
Übernahme von Verbindlichkeiten durch den Verkäufer usw) dar. Finan­
zielle Zugeständnisse dieser Art werden zudem immer auf ihre Überein­
stimmung mit den gemeinschaftscechtlichen Beihilfenregelungen gemäß 
Art 92 und 93 des EG-Vertrages zu überprüfen sein. 

Beim Management Buy-Out handelt es sich um die Übernahme einer 
Unternehmung durch einen oder mehrere unternehmungseigene Mana­
ger. Grundsätzlich ist nach Ansicht des RH diese Privatisierungsform in 
ihrer Durchführung wie ein Verkauf an Fremde zu behandeln. Deshalb 
sollten Bewertungsgutachten erstellt, Preisvorstellungen festgelegt und 
Vergleichsangebote eingeholt werden. Wie bei einem Verkauf an einen 
strategischen Partner ist auch bei einem Management Buy-Out für eine 
entsprechende Vertragsgestaltung Sorge zu tragen. 

Trotz aller Bemühungen um eine objektive Darstellung des Verkaufs­
objektes kann nach Ansicht des RH jedoch nicht ausgeschlossen werden, 
daß den Interessenten aus der Unternehmung selbst zusätzliche Informa­
tionen zur Verfügung stehen, die einen Wissensvorsprung und damit 
einen Vorteil darstellen. Es wäre darauf zu achten, daß das Management 
mit Kaufabsicht zumindest keinen direkten Kontakt mit anderen Interes­
senten aufnehmen kann, um deren negative Beeinflussung nach Möglich­
kei tauszuschließen. 

Die in Erfüllung des ersten Privatisierungskonzeptes direkt von der ÖIAG 
erzielten Erlöse beliefen sich von 1994 bis 1996 auf rd 23 Mrd S. 

Weitere Verkaufserlöse aus Privatisierungen konnten auch Tochtergesell­
schaften der ÖIAG verbuchen. Solche Erlöse flossen aber der Öl AG nicht 
direkt zu, vielmehr wurden die Tochtergesellschaften wirtschaftlich ge­
stärkt und schütteten diese Zuflüsse in Form von Dividendenzahlungen 
an die Öl AG zu einem späteren Zeitpunkt aus . 

Zusammenfassend erachtet der RH eine möglichst flexible Gestaltung 
der Vorgaben für Privatisierungen durch den Eigentümer für sinnvoll, um 
auf Veränderungen des wirtschaftlichen und sozialen Umfeldes reagieren 
zu können . Jede Privatisierung bedarf einer gründlichen Vorbereitung, 
einer sorgfältigen Wahl der bestmöglichen Form der Privatisierung sowie 
einer schnellen und konfliktfreien Abwicklung unter Beachtung der wirt­
schaftlichen Rahmenbedingungen. Eine wirtschaftliche Durchführung 
der Privatisierung ist auch im Hinblick auf die nicht unerheblichen Pri­
vatisierungskosten zu beachten . Die Abtretungsverträge sind sorgfältig 
und möglichst umfassend zu gestalten. 
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Allgemeines 

Hauptprobl me d r 
öffentlich n Fln zk ntr 11 

\ ergabe nach dcn Be"tbi('rt.~rprtn/lp 

Die öffentliche Hand ist ein wichtiger Nachfrager von Gütern und Dienst­
leistungen. Durch die zunehmend verschärfte budgetäre Situation, aber 
auch durch die im Zuge des Beitrittes Österreichs zur EU eingetretene 
Öffnung der Märkte hat das öffentliche Vergabewesen weiter an Bedeu­
tung gewonnen . In diesem Zusammenhang wird in der Öffentlichkeit 
vielfach die Meinung vertreten, die Vergabe öffentlicher Aufträge erfolge 
generell an den Billigstbieter. Demgegenüber sieht sich der RH zu den 
nachstehenden Bemerkungen veranlaßt: 

Das öffentliche Vergabewesen wurde in den letzten Jahren - teils auf­
grund zwischenstaatlicher Verpflichtungen (EWR, EU) - vor allem 
durch 

das Bundesvergabegesetz in der Fassung der Wiederverlautbarung vom 
Mai 1997 und die darauf beruhenden Verordnungen sowie 

die Neufassung der ÖNORM A 2050 Oänner 1993) 

zunehmend verrechtlicht. 

Leitvorstellungen dieser Regelwerke sind die Grundsätze des freien und 
lauteren Wettbewerbes und der Gleichbehandlung aller Bewerber und 
Bieter sowie das Bestbieterprinzip. Weiters definieren sie umfassend die 
zu beachtenden Kriterien des Vergabeverfahrens, der Ausschreibung, der 
Angebotserstellung und des Zuschlagverfahrens. Demzufolge ist der Zu­
schlag dem Bieter mit dem technisch und wirtschaftlich günstigsten An­
gebot (Bestbieter) zu erteilen. 

Bereits die aus dem Jahre 1957 stammende frühere Fassung der ÖNORM 
A 2050 hatte für den Zuschlag das bei Wertung aller technischen und 
wirtschaftlichen Gesichtspunkte am besten entsprechende Angebot -
unter ausdrücklichem Hinweis, daß demnach nicht allein der niedrigste 
Preis zuschlagsentscheidend sein dürfe - bestimmt. 

19 

Anwendung des Bestbieterprinzips 

Grundsätzliches Der RH sieht im freien Wettbewerb die wichtigste Voraussetzung für 
kostengünstige Beschaffungen. Da dies die Einhaltung der Vergabenor­
men voraussetzt und laut B-VG sich die Gebarungsüberprüfungen des 
RH ua auf die Überprüfung der Übereinstimmung des Gebatungshan­
delns mit den bestehenden Vorschriften erstrecken, überprüft der RH die 
Anwendung des Bestbieterprinzips in der Vergabepraxis bzw legt den 
Auftraggebern dessen Anwendung nahe. 
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Vergabe nach dem 

Bestbieterprinzip 

Beurteilungskriterien 

Billigstbieter; Probleme 

Erklärungsansätze 

Auswirkungen 

Bei der Ermittlung des technisch und wirtschaftlich günstigsten Ange­
bots sind im Einzelfall im Zuge der Angebotsprüfung neben dem Preis 
auch weitere Kriterien zu beurteilen. So wären etwa 

(1) die technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Bieters zu 
prüfen, 

(2) die Einhaltung von Kalkulationsvorgaben der Ausschreibung konse­
quent zu prüfen und in der Angebotsbeurteilung zu dokumentieren, 

(3) die Vergleichbarkeit von Angeboten und Alternativangeboten zu un­
tersuchen und darzulegen, 

(4) erkennbare spekulative Ansätze hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf 
das Abrechnungsergebnis im Zuge von möglichen Mengenänderungen zu 
beurteilen und 

(5) bei vergleichenden Betrachtungen - etwa für unterschiedliche Bau­
stoffe oder Bauweisen - auch die Lebensdauer sowie die Betriebs- und 
Erhaltungskosten in eine Kosten-Nutzen-Abwägung einzubeziehen. 

Die Prüfungserfahrung des RH bestätigt, daß überprüfte Stellen fallweise 
dem Billigst-, aber nicht dem Bestbieter den Vorzug gegeben haben. Er­
klärungsansätze hiefür könnten nach Ansicht des RH beim erhöhten Er­
klärungsbedarf der vergebenden Stelle gegenüber ihrer vorgesetzten Stelle 
im Fall der Nichtberücksichtigung des billigsten Angebotes und nicht 
zuletzt auch bei den dem übergangenen Bieter im Bundesvergabegesetz 
eingeräumten Möglichkeiten des Rechtsschutzes gelegen sein. 

Auftragsabwicklung 

Vergaben an den Billigstbieter, die nicht auch den Anforderungen an den 
Bestbieter entsprachen, hat der RH stets beanstandet. Die Kritik des RH 
betraf dabei im Regelfall nicht nur die Vergabevorgänge, sondern auch 
Abrechnungsprobleme. Die bereits im Zuge der Angebotsbeurteilung 
feststellbare Qualität von Angeboten hinsichtlich der Anforderungen an 
den Bestbieter erwies sich als zuverlässiger Indikator für Mängel in der 
späteren Auftragsabwicklung. Angebote, die nur mit Hilfe von hoch­
spekulativen und kalkulatorisch nicht begründbaren Ansätzen die nied­
rigste Angebotssumme erreicht hatten, stellten sich als extrem problem­
behaftet in der Abwicklung der darauf gründenden Verträge heraus. 
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Vergabe nach dem 

Bestbieterprinzip 

Zusammenfassung 

Hauptpr ble c d r 
offentliehen Finanzkontrolle 

Kostenwirksamkeit 

Die nachstehenden Beispiele aus Gebarungsüberprüfungen des RH ver­
deutlichen die Kostenwirksamkeit der Vergabe an den Billigstbieter: 

(1) Im Rahmen einer Ausschreibung der Bregenzer Festspiele GesmbH 
hatte die Gesellschaft im Juli 1994 den Billigstbieter mit der Herstel­
lung von Teilen des Bühnenbildes für "Fidelio" beauftragt. Wegen finan­
zieller Schwierigkeiten führte die Unternehmung den Auftrag nicht ord­
nungsgemäß durch. 

Um das Bühnenbild noch rechtzeitig fertigzustellen, beauftragte die Ge­
sellschaft andere Unternehmungen und erbrachte verschiedene Leistun­
gen selbst. Der RH vermerkte den Anstieg der Kosten von ursprünglich 
angenommenen 8,3 Mill Sauf 17,5 Mill S und führte die Mehrkosten ins­
besondere auf die Nichteinhaltung des Bestbieterprinzips (mangelhafte 
Prüfung der Leistungsfähigkeit des Bieters) und Mängel in der Ausschrei­
bung zurück. 

(2) Im März 1990 beauftragte die Pyhrn Autobahn AG eine Bieterge­
meinschaft mit der Ausführung eines - im Vergleich zum Amtsentwurf 
- billigeren Variantenangebotes für das Baulos Wald-Kalwang. 

Der RH beanstandete, daß der Preisvorteil des Variantenangebotes im 
wesentlichen nur auf einem unrealistisch tiefen Preis für eine wichtige 
Teilleistung beruhte und dies bereits zum Zeitpunkt der Angebotsbeur­
teilung feststellbar gewesen wäre. Das Angebot der Bietergemeinschaft 
entsprach daher nicht dem Bestbieterprinzip. 

Im Zuge der Bauabwicklung kam es zu umfassenden Leistungsänderun­
gen gegenüber der Ausschreibung; ua wurde die unterpreisig angebotene 
Teilleistung nicht ausgeführt. Insgesamt beanstandete der RH beim Bau­
los Wald-Kalwang Mehrkosten in Höhe von mehr als 60 Mill Sund 
brachte diese zum Großteil mit den Besonderheiten des beauftragten Va­
riantenangebotes in Zusammenhang. 

Der RH beurteilt die rechtlich angeordnete Zuschlagserteilung nach dem 
Bestbieterprinzip als sachlich gerechtfertigt und für die vergebende Stelle 
als wirtschaftlich vorteilhaft, weil es die Marktbedingungen bestmöglich 
auszunützen gestattet. 
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Zuordnung 

Gliederung 

Kurzfassung 

Anhang 

Unerledigte 
Anregungen 

Verwirklichte 
Empfehlungen 

Vorbem rkun e 

BESONDERER TEIL 

Vorbemerkungen 

tt. In T il r Pll tu 1 • H 

Die Zuordnung von überprüften Dienststellen und Unternehmungen zu 
den Wirkungsbereichen der einzelnen Bundesministerien folgte der im 
Zeitpunkt der Vorlage dieses Berichtes geltenden Zuständigkeitsvertei­
lung und Reihung der Bundesministerien. 

In der Regel werden bei der Berichterstatrung punkteweise die festge­
stellten Sachverhalte (Kennzeichnung mit 1 an der zweiten Stelle der Ab­
satzbezeichnung), deren als Beanstandung und/oder Empfehlung gefaßte 
Beurteilung durch den RH (Kennzeichnung mit 2), die Stellungnahme der 
überprüften Stelle (Kennzeichnung mit 3 und im Kursivdruck) sowie eine allfäl­
lige Gegenäußerung des RH (Kennzeichnung mit 4) aneinandergereiht. 
Das Zahlenwerk enthält allenfalls kaufmännische Rundungen. 

Wie bereits in den Vorjahren stellt der RH den einzelnen Prüfungsergeb­
nissen seine wesentlichen Feststellungen ähnlich einem tl management let­
tertl voran, um dem Leser einen rascheren Überblick zu erleichtern. 

Entsprechend einem Wunsch von Abgeordneten aller im Rechnungshof­
ausschuß vertretenen Fraktionen schließt der RH in einem Anhang zu 
den Prüfungsergebnissen eine Auflistung der verantwortlichen Entschei­
dungsträger der überprüften Unternehmungen an. 

Offl'fl(,- p()~tl'Jl-IhJ( hh.lltung' 
der öHl.ntlichl:n tinallzl ontrolk 

Die 1982 begonnene ressortweise Auflistung der tlUnerledigten Anregun­
gen aus Vorjahren tl wurde auch im vorliegenden Bericht fortgeschrieben, 
wobei auch Mitteilungen über beabsichtigte Maßnahmen bzw allfällige 
Hinderungsgründe beigefügt wurden. 

Ebenso führt der RH seine ressortweise Zusammenstellung jener Empfeh­
lungen weiter, denen mittlerweile durch die erforderlichen Maßnahmen 
des Nationalrates oder der überprüften Stellen entsprochen wurde (ti Ver­
wirklichte Empfehlungentl). 
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Bereich des Bundeskanzleramtes 

l nerledigte Anregungen aus Vorjahren 

Nicht bzw nicht gänzlich verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 
hinsichtlich: 

(1) Analyse zur Rechtsvereinfachung der insbesondere bis 1946 im Gesetzes­
oder Verordnungsrang erlassenen Normen, Überarbeitung eines bereits 
1995 vorgelegten Entwurfes eines Bundesverfassungs-Bereinigungsge­
setzes sowie Sichtung der von Österreich abgeschlossenen Staatsverträge 
in einem eigenen Bereinigungsprojekt (TB 1995 S. 8 und S. 9). 

Laut Stellungnahme des BKA diskutiere derzeit der Verfassungsdienst mit den 

Ressorts die Ergebnisse der von diesen durchgeführten Analysen im Hinblick auf 

Bereinigungsmijglichkeiten. Entsprechend den Arbeitsprogrammen der Ressorts für 

die Rechtsbereinigung werde ein Entwurf eines Rechtsbereinigungsgesetzes ausge­

arbeitet werden. 

(2) Gesamtreform des Tierseuchenrechtes und Wiederverlautbarung des Tier­
seuchengesetzes (zuletzt TB 1985 Abs 22.5). 

Laut Stellungnahme des BKA sei mit dem EU- Beitritt ein Teil der E U-tier­

seuchenrechtlichen Bestimmungen übernommen worden; weitere Bestimmungen wür­

den schrittweise in nationale Regelungen umgesetzt werden. Eine GesamtreJorm des 

Tierseuchenrechtes sei erst nach vol/stiindiger Umsetzung der diesbezüglichen 

EU-Vorschriften zweckmaßig. 

(3) Schaffung von ausreichenden materiell-rechtlichen Grundlagen für die 
Osthilfemaßnahmen Österreichs und Erstellung eines umfassenden Ge­
samtkonzeptes für Maßnahmen der Osthilfe (NTB 1993 S. 17 Abs 3 und 
S. 18 Abs 7). 

Laut Stellungnahme des BKA habe es einen Entwurf eines Bundesgesetzes über die 

Zusammenarbeit mit ReJormstaaten in Zentral- und Osteuropa sowie mit den neu­

en unabhiingigen Staaten ausgearbeitet; dieser Entwurf sei inzwischen insoweit ob­
solet geworden, als im Bereich des BMA in einer Arbeitsgruppe, in der auch das 

BKA vertreten sei, ein Entwurf eines Bundesgesetzes über die Gewiihrung von frei­

willigen Beitragen an Staaten sowie an internationale Organisationen und Ein­

richtungen ausgearbeitet werde. Danach werde der Gesetzesentwurf dem Begutach­

tungsverfahren zugeleitet werden. 

(4) Anhebung der vom Übersetzungsdienst im Bundespressedienst er­
brachten leistungen auf die Norm des BKA bzw auf internationale Ver­
gleichswerte (NTB 1994 S. 8 Abs 14). 

Das BKA teilte dem RH eine Reihe von Einzelmaßnahmen mit, die auf eine 

Effizienzsteigerung ausgerichtet waren, ohne jedoch deren Gesamtausmaß zu 
quantifizieren. 
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Unerledigte Anregungen 

(5) Straffung der auf mehrere Abteilungen des Bundespressedienstes aufge­
splitterten Produktionsplanung sowie Verbesserung der Kostenkalkulati­
on (NTB 1994 S. 8 Abs 15). 

Nach Auffassung des BKA sei die Einführung einer gesonderten KostensteIlenrech­
nung nur im Rahmen einer generellen Einführung im BKA zweckmäßig. 

(6) Verbesserung der Organisation sowie Straffung der Verwaltungsabläufe 
innerhalb des BKA bei der Abwicklung von Hilfs- und Strukturmaßnah­
men (NTB 1993 S. 23 f Abs 20 und Abs 21). 

Laut Stellungnahme des BKA seien die Verwaltungsablä'ufe zwar gestrafft, die 
empfohlene Entlastung der "Protokollabteilung" jedoch noch nicht umgesetzt 
worden. 

(7) Erlassung einer Kanzleiordnung für die veterinärmedizinischen Bundes­
anstalten (zuletzt TB 1986 Abs 6.1). 

Das BKA stellte die Erfassung einer Kanzleiordnung nach Abschluß der EDV­
mäßigen Ausstattung der veterinä'rmedizinischen Bundesanstalten im Jahr 1998 
in Aussicht. 

(8) Gesetzlicher Klarstellung der Merkmale für einen kostendeckenden An­
staltstarif der veterinärmedizinischen Bundesanstalten (zuletzt TB 1986 
Abs 6.2). 

Das BKA teilte lediglich mit, daß der Anstaltstarif mit Wirkung vom 1. Okto­
ber 1993 um rd 20 % erhöht worden sei. 
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Prüfllng~ergebni ...... e 

Österreichisches Staatsarchiv 

Die Schaffung zeitgemäßer Rechtsgrundlagen - einschließlich 
Benützungs- und Skartierungsrichtlinien - für die Tätigkeit d es 
Österreichischen Staatsarchivs war ausständig. 

Weiters ermangelte es an einer zweckmäßigen EDV-Unterstüt­
zung. Entgegen betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten erfolg­
ten Leistungen für Archivbenutzer unentgeltlich. 

Infolge Verbleibens des Haus-, Hof- und Staatsarchivs und des 
Hofkammerarchivs in der Inneren Stadt sind die von der zentralen 
Unterbringung erwarteten Rationalisierungseffekte nicht vollstän­
dig eingetreten. 

Die mangelhaften Brandschutzvorkehrungen im Haus-, Hof- und 
Staatsarchiv sind nicht behoben worden, obwohl sie den verant­
wortlichen Organen seit nunmehr 19 Jahren bekannt waren. Weite­
re Mängel betrafen die konservatorischen Bedingungen und die 
Umweltbelastung. 

Österreichisches Staats archiv 

Rechtsgrundlagen 

Behörden-Überleicungsgesetz, 

Denkmalschutzgesetz, Ausfuhrverbotsgesetz 

Gebarung 1992 1993 

Ausgaben 73 68 

davon für Personal 47 52 

Einnahmen 1 1 

Personalstand 

(zu J ahresbeginn) 140 147 

Aufgaben 

Verwahrung von 1,2 Mill S Archiveinheiten, 

Fachbibliothek mit rd 500 000 Bänden, 

1994 

in Mill S 

69 

53 

1 

Anzahl 

140 

1995 

77 
56 

149 

Archivtätigkeiten und wissenschaftli che Bearbeitung konkreter Anfragen 

1996 

73 

55 

5 

146 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Allgemeines 

Rechtsgrundlagen 

Benützungs­
bedingungen 

Der RH hat im Mai undjuni 1996 das Österreichische Staatsarchiv über­

prüft und das Prüfungsergebnis im Oktober 1996 dem BKA und - ins­

besondere wegen der Bauangclegenheiten - dem BMwA libermitrelt. 

Das BKA und das B1\fwA h,lben Im J~inner bzw Februar 199-:' Stellung 

genommen; seine GegerüiuLlerungen erstattete der R 1-1 im M~irz 1,),)7. 

2 Neben dem in l!t-r Generaldirektion eingerichteten Archivamt umfaßte 

das Üsterreichische Staatsarchiv die historischen Archivabteilungen All­
gemeines Yerwaltungsarchiv, Kriegsarchiv, Haus-, Hof- und Staatsar­

chiv, Finanz- und Hotkammerarchiv und die Bibliothek. Das ArchIV der 

Republik war Im wesenrlichen zur Aufnahme des Schriftgutes der Bun­

desm i nisrerien bestimmt. 

Haupttätigkeit des Österreichischen Staatsarchivs war neben der Er­

schließung, KonservIerung und Restaurierung der Archivalien Insbeson­
dere die Auskunftserteilung. 

3.1 Die Rechtsgrundlagen für dIe Organisation und dIe 'Litigkeit des Öster­

reichischen Staatsarchivs stammten im wesentlichen aus den Jahren 191 H, 
19.:2:;, 19) I und 1945 und wurden inzwIschen bi, zu neun mal novellien. 

3.2 Der RH empfahl eine zeItgemäße Neugestaltung dieser unübersichtli­

chen und scl1\ver erschlieJ.1baren Rechtsgrundlagen. 

3." /,dlll Slell!mgntdJllle eleJ ßKA /Jereite f\ den Entlllll/fiir Oll B1IIulerarchil'gncf': 

/'!lI: f)meJ rolh '/Ilch die Ti.i!rec/J/.\/iilllgkeit pir ddr O,terrucbirc/J1' Sittdrlt,r(/Jil 
uliI·Jehen. die ElgenllllllJrecble aJ1 den Archil'(/Iien kldrell, die clalf11Jdlllt::::redJtlidl(' 

Ver" 11 t 11 '01'1 I idlkei t ci ngrw.:w. recht I i(f, clb,~e.richerle Bell Ii't':l1 IIg1 !Ju!i IIg/l IIgel! 

J(hai/ell. Ellt,!;c!tef/ir dic Anhid)eniit:",n,~ nmebm .I!lwic die A/JStl/Je 1'011 Scbriji­

,~lIt dll das Sidi/t.\,n·(biz' //Iltl die Akli:mk"rtM'/lII,~ blllltlfJelllbeitltth rC<~f/ll. 

,U Die Benützungsrichtlinien aus dem Jahr 194H wurden mehrmals in be­

zug auf die Archivsperre abgciindert; die für eine Einsichtnahme in Ak­

tenbestände geltende Grenze betrug zuletzt 20 Jahre. Der Ycrtilssungsge­

richtshof hat dIe Benützungsrichtlinien Im Jahr 19()() als gesetzwidrig 

au(gehoben. 

·1.2 Der RH empf;lhl, die Voraussetzungen für die Archivbenützullg rechtlich 

einwandfrei zu kliiren LInd das Ergebnis in den Entwurf für ein Bundesar­

chivgesetz einzuarbeiten. 

1.) Oe/J /)KA IIImbte tliel Z!()JI der erjiJl'der/icbcn KlililpelenzälljhJJJ/l1IX 111/ [?,;lJlllen der 

ßlllldeIJt""/lnjiJrl/l abb,illgig. weil der der':titige KOIII!Ie!fll.:ldtbelldlid il/l 
B/lildfl- 'v'uj;,u1inglgeJetz Z/I eng gefaflt ru. 
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Unterbringung 

Raum- und 
Funktionsprogramm 

Raumreserve 

o 

5.1 Bestrebungen, die teilweise ungeeignet gelagerten Archivalien in einem 
neu zu errichtenden Zweckbau unterzubringen, gingen auf das Jahr 1952 
zurück. Das BKA erwartete sich von der gemeinsamen Unterbringung 
sämtlicher Archivabteilungen eine sachgemäßere Aufbewahrung der Ar­
chivalien, einen effizienteren Personaleinsatz und eine gesteigerte Benüt­
zerfreundlichkeit. Der Raumplanung vom Dezember 1981 lag ein Bedarf 
von 260 km Regallänge in den Speichern zugrunde, hievon sollten 
170 km als verschiebbare Regale und 90 km als Stand regale ausgeführt 
werden. 

Der damalige Bundeskanzler, Dr Franz Vranitzky, entschied im Juli 1988 
in Abänderung der bisherigen Vorgaben, das Haus-, Hof- und Staats­
archiv und das Hofkammerarchiv samt den für ihre Benützung erforder­
lichen Bibliotheksbeständen von der Übersiedlung auszunehmen. Aus 
Ersparnisgründen erhielt deshalb lediglich das Archiv der Republik die 
wesentlich teureren verschiebbaren Regale in einer Länge von rd 90 km, 
woraus sich eine Verringerung der Lagerflächen um insgesamt rd zwei 
Drittel ergab. 

5.2 Der RH bemängelte, daß mit der vorhandenen Regalausstattung eine 
Unterbringung auch der Bestände des Haus-, Hof- und Staatsarchivs mit 
einer zusätzlich erforderlichen Lagerkapazität von zumindesr 18 km im 
Zentralarchiv nichr möglich ist. Mehrere, von der Zentralisierung er­
wartere Vorteile, wie beispielsweise einwandfreie Lagerbedingungen für 
sämtliche Archivalien, Konzentrierung der Archivbenürzung in einem 
einzigen Lesesaal, einheitliche Bibliotheksverwaltung und Entfall von 
Transportwegen zwischen den Archivabreilungen sind deshalb nichr im 
vollen Umfang, sondern bloß zu rd 80 % eingetreten. 

5.3 Das BKA gab hiezu keine Stellungnahme ab. 

6.1 Das Archiv der Republik erwartete eine Vollauslasrung bereirs in rd zehn 
Jahren. 

6.2 Der RH verwies kririsch auf die ursprünglichen Planungsüberlegungen 
aus dem Jahr 1966, denenzufolge Depoträume für die Aufnahme von Ma­
terialien der Registraruren sämtlicher ZentralstelIen für die nächsren 100 
bis 150 Jahre geschaffen werden sollten. Er empfahl, die vorhandene 
Möglichkeir für eine zweckentsprechende Erweiterung auf ei nem noch 
unbebauten, dem Zentralarchiv direkt gegenüberliegenden Grundstück 
nach umfassender Kosten- Nurzen-Analyse unter Einbeziehung aller 
Rahmenbedingungen weirerzuverfolgen. Hiedurch würde die Mitbenür­
zung der ausreichend vorhandenen Archivinfrasrrukrur ermöglichr wer­
den. 

6.3 Das BKA und das BMwA sagten entsprechende Untersuchungen zu. 

arch V 
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30 
Venvaltungsvereinfachung 

EDV~Einsatz 

Auslagefung von 

Reproduktions­

t~itigkeiten 

Skartierung 

Leistungen für 

Archivbenützer 

7.1 Das Ösrerreichische StaatsarchIv verfügte zwar über ()') PC-Arbeitsplatz­

ger~ite und 25 Drucker, die jedoch weder vernetzt noch mIt einer einheit­

I ich anwendbaren Software ausgestattet waren. Das BKA erwartete t'llle 

zweckentsprechende, schritrweise Büroauromationslösung 1m Jahr 19')7. 

7.2 Der RI 1 verwies auf die mit einer zweckmäßig EDV~unterstützten Erbs­

sung und Bearlwltung der Archivbest~inde verbundene Arbeitsenrlasrung. 

' . .'> 011.1 ßKf\ .Idgtr eille l'II/JcI:'lIlIg elf}" /3iirlldlltlJll/atililil/iiIIIllX Z'lIrerJ! hlllJ/dJt/icb 

der lIeti flilgebeneiell 11 /'cbiz'beJtdnde ZII. 

tU Benützer hatten die Möglichkeit, eine Verfilmung von Archivbeständen 

1m \Xlege der hauseigenen Reprostelle gegen Entgelt zu bestellen. Der 

Preisgestaltung lagen ledIglich die Materialkosten zugrunde. 

H.2 Der RH empfahl eine Auslagerung der Fotoleisrungen an eine private 

Unternehmung, die auch den Versand und die Portoeinhebung zu besor­

gen hätte. 

H .. ) Llllt Mit/ei/ling deI /3KII Jei die 13etllljil"clgllng einer geet,~lIeten Unternehllllillg 

/ie"/Jw'ht I,~t. 

<).1 Das Österreichische Staatsarchiv ist gem~iL\ Kanzleiordnung für die Bun­

desm i n isterien mindestens acht Wochen vor einer beabsichtigten Skart ie­

rung von Akten zu verst~indigen. Es ist ihm Gelegenheit zu geben, diese 

Akren zu sichten und bei Bedarf zu übernehmen. 

Die wei tgehende N ichtei nhaltung der Achtwochenfrist führte oftmals zu 

kurzfristigen Sichrungseinsätzen durch die Mitarbeiter des Archivs der 

Republik unter u11Zumutbaren Bedingungen vor Ort. 

9.2 Der RH empfahl, die von den Ressorts abzugebenden Akten grundsiitz­

lich 1m Zwischenarchiv des Österreichischen Staatsarchivs zu sichten und 

zu skarrieren. Die Schaffung bundeseinheitlicher Skarticrungsrichtlinien 

sollte im beabsichtigten Bundesarchivgesetz angestrebt werden. 

').3 Lllfl Ste!/IIII,~nähJlle ein 13KII uo!/e CI die EllljJfehlllllg der IV I (llffgrei(en. 

11l.l AnLiJ.\lich der 19H'f durchgeführten Gebarungsüberprüfung des Öster­

reIchischen Staatsarchivs (TB 19Hj S. <) Abs 1) empfahl der RI I, für dIe 

private Inanspruchnahme einen nach den verschiedenen Arten der 

Archivbenützung abgestuften und weitestgehend pauschalierten Kosten­

beitrag elllzuheben. Der RH stell tc bei seiner nunmehrigen ÜberprLifung 

fest, daLl cine bereits ausgearbeitete Gebührenordnung letztlich jedoch 

nicht in Kraft gesetzt wurde. Der Zeltaufwand für die Bearbeitung priva­

ter Anfragen erstreckte SIch von <)'5 Minuten bis zu 4'5·j Minuten; durch­

schnittlich verursachte eine private Anfrage Personalkosten von 

rd 1 500 S. 
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Osterrelchlsch 5 t. at archiv 

Verwaltungsverelnlachung 

Umweltbelastung 

10.2 Der RH anerkannte das Bestreben des Österreich ischen Staatsarchivs, die 
Anfragen möglichst umfassend zu bearbeiten. Er erachtete jedoch die 
weiterhin unentgeltliche Beantwortung von Anfragen als unwirtschaft­
lich. 

Der RH empfahl, ehestmöglich eine Gebührenordnung zu erlassen. Der 
Kostenersatz sollte nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten fest­
gelegt werden und annähernd kostendeckend sein. 

10.3 Das BKA trat der Empfehlung des RH bei und teilte mit, daß das Bundesarchiv­

gesetz eine Gebührenordnung beinhalten werde. 

11.1 Die Umsetzung des Abfallwirtschaftskonzeptes, welches sehr eingehend 
die Beschaffung, die Lagerung, die Ausgabe, die Mülltrennung und die 
Entsorgung von Problemstoffen bzw von sonstigen Abfällen regelte, ließ 
ein umweltbewußtes Verhalten des Österreichischen Staatsarchivs erken­
nen. Allerdings fehlten Alternativüberlegungen zum Betrieb der Bega­
sungsanlage, die der Konservierung von mit Pilzen und Bakterien befalle­
nen Archivalien dient. 

11.2 Der RH empfahl, auch wesentlich umweltschonendere Methoden, wie zB 
das "Schockgefrieren" von Archivalien unter Vermeidung des hochgifti­
gen Äthylenoxidgases, zu überlegen. 

11.3 Laut Mitteilung des BKA werde nach Vorliegen entsprechender Erfahrungswerte 

geprüft, inwieweit dieses Verfahren schrittweise als Ersatz für die Begasung 

herangezogen werden kann. 

Sicherheitsangelegenheiten 

Brandschutz 12.1 Im Oktober 1978 hat der Magistrat der Stadt Wien dem Haus-, Hof­
und Staatsarchiv die eheste Behebung von insgesamt 17 feuerpolizeili­
chen Mängeln aufgetragen. Erst ab 1989 stellten das BKA, das Öster­
reichische Staatsarchiv, die Bundesbaudirektion und das Bundesdenk­
malamt konkrete Überlegungen zur Erhöhung der Sicherheit an, die in 
ein im März 1994 verfaßtes Sanierungs konzept mündeten. Dieses Kon­
zept ging davon aus, den Brandschutz so weit zu verbessern, daß zwar 
nicht die bestmögliche Sicherheit für den Archivbestand gegeben, aber 
das Restrisiko für Personen und Archivmaterial akzeptiert werden könne. 
Der erwartete Mitteleinsatz für die Sanierung betrug rd 72 Mill S. Die 
Dauer der Sanierung war mit mindestens 2 1/4 Jahren veranschlagt. 

12.2 Der RH beanstandete das unverändert hohe Brandrisiko. Auch die Ge­
fährdung wertvollster und unersetzlicher Dokumente der österreichischen 
Geschichte und der Hofburgbrand im Jahr 1992 vermochten keine ra­
schere Entscheidungsfindung herbeizuführen . 

Über die notwendigen Sanierungsarbeiten im Haus-, Hof- und Staats­
archiv wäre daher vordringlichst zu entscheiden, zumal die teilweise oder 
gänzlich erforderliche Auslagerung von Archivalien eine mehrjährige 
Vorberei tungszei t erfordert. 
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Sicherheitsangelegenheiten 

Sicherheit der 
Archivalien 

Sonstige 
Feststellung 

Schluß­
bemerkungen 

12.3 Das BKA verwies auf seine jahrelangen Bemühungen, beim BMwA den Einbau 
zeitgemaßer Brandschutzeinrichtungen zu erwirken. 

Laut Stellungnahme des BMwA prüfe eine auslit"ndische Expertengruppe das 
Sanierungskonzept; eine interministerielle Arbeitsgruppe bereite dessen rasche Um­

setzung vor. 

13.1 Die Aufzüge im Gebäude des Zentralarchivs waren im Falle eines Brand­
alarms derart gesteuert , daß sie nicht automatisch in die "Ang ri ffsebe ne 
der Feuerwehr" (Erdgeschoß) geführt wurden. 

13.2 Um dem derzeitigen technischen Standard zu entsprechen, empfahl der 
RH eine entsprechende techn ische Umrüsrung. 

13.3 Das BMwA teilte die Einleitung der Umbauarbeiten mit. 

14.1 Die Archivalien wurden zur Einsichtnahme überwiegend im Original zur 
Verfüg ung ges tellt. Wegen unzureichender Überwachung im Lesesaal war 
es wiederholt zu Entwend ungen gekommen. 

14.2 Der RH empfahl , die Sicherhei tsverfilmung wertvoller Archivalien voran­
zutreiben, wodurch deren - auch aus konservatorischen Gründen proble­
matische - häufige Benützung weitgehend vermeidbar wäre. 

14.3 Das BKA stellte derartige Sicherheitsvorkehrungen in Aussicht. 

15.1 Weder im Zentralarchiv noch in den verbliebenen historischen Archiv­
speichern bes tanden raumklimati sch opt imale Lagerbeding ungen fü r 
Archivalien. 

15.2 Der RH leg te entsprechende technische und bauliche Verbesserungen 
nahe. 

15.3 D as BKA verwies auf bereits erzielte Verbesserungen und die erforderliche 

Genera/sanierung des Haus-, Hof- und Staatsarchivs. 

Das BMwA stellte Klimamessungen in A ussicht. 

16 Nach den ursprünglichen Planungsvorgaben sollten sämtliche Ab­
teilungen im Zentralarchiv untergebracht werden. Wegen Verblei­
bens von zwei Archiven an den früheren Standorten ist der Ratio­
nalisierungseffekt nicht wie erwartet eingetreten. 

Durch Unterbringung der Archivabteilungen in einem für diesen 
Zweck neuerrichteten Zentralarchivgebäude verbesserten sich die 
Arbeitsbedingungen, die Arbeitsabläufe und der Archivalienschutz 
wesentlich. Die Archivabteilungen waren sichtlich bemüht, wis­
senschaftliche Hilfestellung zu leisten und Auskünfte aufgrund der 
vorhandenen Archivbestände rasch und umfassend zu erteilen. 
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Schluß bemerkungen 

o rrel 

Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

(1) Durch Auslagerung von Leistungen, Delegierung von Verant­
wortung, Entlastung der Kanzleien, Verkürzung von Arbeitsabläu­
fen und Organisationsänderungen wären wesentliche Verwaltungs­
vereinfachungen erzielbar, wofür auch die Vorteile der zentralen 
Unterbringung verstärkt genützt werden sollten. 

(2) Die dem BKA und dem BMwA seit nunmehr 19 Jahren bekann­
ten gravierenden Sicherheitsmängel im Haus-, Hof- und Staats­
archiv wären vordringlich zu beheben und die raumklimatischen 
Lagerbedingungen für die Archivalien zu verbessern. 

(3) Durch eine EDV-unterstützte Erfassung und Bearbeitung der 
Archivbestände wäre eine wesentliche Arbeitsentlastung erzielbar. 

(4) Für die Beantwortung von Anfragen sollte ein Kostenersatz 
nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten im Rahmen einer 
Gebührenordnung festgelegt und eingehoben werden. 

(5) Für die Konservierung von Archivalien sollten umweltschonen­
dere Alternativen überlegt werden. 
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Bregenzer Festspiele GesmbH 

D ie Bregenzer Festspiele waren künstlerisch und wirtschaftlich er­
folgreich , jedoch erreichten die Aufwendungen in den Jubiläums­
jahren 1995 und 1996 Höchstwerte. 

Die Planung war flexibel; der Abschluß von Verträgen erfolgte erst 
nach Sicherstellung der Finanzierung von Produktionen. 

Steigende Personalaufwendungen, die hohe Anzahl unentgeltlich 
abgegebener Karten, te ure Ausstattungen sowie das zu erwartende 
Einfrieren der Förderungszuwendungen auf das Ausmaß von 1995 
und die kaum mehr steigerbaren Kartenpreise wirkten sich auf den 
Deckungsgrad im künstlerischen Bereich nachteilig aus. 

Organisatorische Reibungsverluste und das teilweise Fehlen einer 
Abstimmung mit der Festspiel- und Kongreßhausgesellschaft be­
einträchtigten eine effizientere und w irtschaftliche re Betriebs­
führung der Bregenzer Festspiele. 

Im Zusammenhang mit der Erweiterung des Festspiel- und Kon­
greßhauses mangelte es an einer wirtschaftlichen Nutzung dieser 
Räumlichkeiten für Veranstaltungen. 

1992/93 1993/94 1994/95 1995/96 

in Mill S 

Bilanzsumme 81,9 107,7 101,9 89,4 

Betriebsaufwendungen 174,8 182,5 229,9 2l8,2 

Betriebserrräge 128,2 141,4 158,6 138,6 

Abgang 46,6 41,1 71,3 79,6 

Zahlungen der Förderungsgeber 70,6 66,0 68,2 71,5 

Anzahl 

] ahrespersonal 20 20 20 21 

Saisonpersonal 668 647 758 662 

Besucher 180000 173000 188000 155000 

Vorsrellungen 66 64 77 64 
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Prüfungsablauf und 

-gegenstand 

Allgemeines 

Rechrsverhäl rn isse 

F(irderungen 

Organe 

U nternehmungs­

ziele und 

Leitvorstellungen 

Der IU I überprüfte im April und Mai 199() dre Gebarung der Spielzeircn 

19').]9'l bis 199-1'9'5 der Bregenzer fesrspide GesmbH. Die Prüfungs-

111itteilungen wurden im November 199() der Gesellschaft, de111 damals 

I.ustiindrgen BM\X!VK, dC111 Land Vorarlbng und der LlI1deshauptstadt 

Bregt>nz zugeleiter. Zu den im Februar und März 1997 eingelangten Stel­

lungluhmen gab dn RH im Juni 1')97 seinc (~e<~erüußnungen ab. 

2 Im Jahr 19119 grLindetc eier Verein Festspielgemeinde Bregenz mit einem 

Stammkapital von '1 "vfill S und durch Ernbringung eier Unternehmung 

"Bregenzer Festspiele" als SachernIagc die Brcgenzer Festspiele GesmbH. 

Der Verein war Alkrngesellschafter der Gt"sellschafr. (99) erfolgtc einc 

Änderung des Vereinsnamens auf Verein der Freunde der Bregenzer Fest­

spiele. DIe Hauptspielstiitten der Gesellschaft waren die Seebühne und 

das Festspiel haus. 

.'\ Die (;esellschaft erhielt zur Veranstaltung von jiihrlichen Festspielen von 

den Förderungsgebern Bund, Land VorarIlwrg und Landeshauptstadt Bre­

genz Fiirelerungszuwendungen 1111 Vcrlültnrs j() .)) 2'1. Eine 19119 

befristet auf drei Jahre erteilte jiilHliche Fördcrungszusa<~e verLingerte 

sich jeweils um ein weiteres Jahr, sofern nicht eine g(ogenrerlige Erklärun<~ 

abgegeben wurde. 

i Organe der Gesellschaft waren die Ceschiiftsführer und die Generalver­

sammlung. Wei tns war ein Beirat vorgesehen, der sich aus Mi tg liedern 

des Vereins zusammensetzre. Ein 19112 eingerichtetes Kuratoriu111 diente 

der Wahrung der I nreressen der Fiirderungsgeber. 

5.1 Gegenstand der Gesellschaft war dre Durchführung der Bregenzer Fest­

spiele und anderer kultureller Veranstaltungen. Das Unrernehmungsleit­

bild legte die Verankerung der Festspiele als internationales Unterneh­

men in der Bodensee-Regron und die Erzielung ellles miiglichst hohen 

Eigelldeckungsgrades fest. Schwerpunkte der festspiele waren das Spiel 

auf dem See LInd die Aufführung selten gespielter Opern werke im Fest­

spiel haus. 

Das Unrernehmungskonzept der Gesellschaft sah ein duales Führungs­

pri nzi p mi t ei nt'm Inrendanren und ei nem kaufnünn ischen Gesclüftsfüh­

rer sowie die Abkehr \'om LlIlleralrsrischen Prinzip und den Obergang 

zur mehrjährigen Finanz- und Investttionsplanung vor. 

5.2 Der RH begrLiJ)te das Vorliegen ClTWS Unrernehmungsleitbildes. 

5.5 On (;ClcIIJdJ'lji erg,i"II.:fe. sie w()llt Ilill'li/J! dm I! IIfemc!wl!tllglf.liII.:ejif ,i/.I tI/{(/J 

dill {! III(rnehl/lIIl/,~J/(if/;ild tri ei!lell/ d}'llilli/isc/Jw Pro.:e/J weitermfzclef.elll. 
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Wirtschaftliche 
Bedeutung 

Rechnungswesen 

Finanzielle 
Entwicklung 

Bregenzer Fcstspi Ic GcsmbH 

6.1 Die Gesellschaft vergab im Jahresdurchschnitt Aufträge im Wert von 
50 Mill S an inländische Unternehmungen und leistete Beiträge und 
Steuern in der Höhe von 15 Mill S bis 24 Mill S. Die Gesamtkosten der 
baulichen Erweiterung des Festspiel- und Kongreßhauses wurden mit 
249 Mill S limitiert. Die 800 Mitwirkenden und 100000 auswärtige 
Besucher der Bregenzer Festspiele gaben zB in der Spielzeit 1994/95 
mehr als 100 Mill S für Nächtigung, Verpflegung und andere Dienstlei­
srungen aus. 

Zusätzlich zu diesen bewertbaren Effekten bewirkte der internationale 
Bekanntheitsgrad der Festspiele einen Imagegewinn für die Region. Laut 
einer 1995 durchgeführten Besucherbefragung kamen 61 % der Besucher 
aus Deutschland und 24 % aus Österreich. Der überwiegende Teil der 
Besucher, die generell über ein hohes Bildungsniveau verfügten, schätzte 
die besondere Atmosphäre der Seebühne. 

6.2 Nach Ansicht des RH wird die Abhaltung der Festspiele und die Lukrie­
rung der damit verbundenen wirtschaftlichen Vorteile auch künftig wei­
testgehend nur mit öffentlicher Unterstützung möglich sein. Zur Siche­
rung der Zukunft der Festspiele und zur bestmöglichen Entlastung der 
Förderungsgeber sollten nach Ansicht des RH ein quaiitativ hochwertiges 
Angebot beibehalten, die Erlöse optimiert und der Anstieg der Kosten 
begrenzt werden. Dies wird Anstrengungen der Gesellschaft im wirt ­
schaftlich--organisarorischen Bereich erfordern. 

7 Die finanzielle Entwicklung stellt sich im Überblick wie folgt dar: 
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Rechnungswesen 

38 
Wertpapiere 

Budget 

Förderungsmi ttel 

8.1 Die Gesellschaft wies in ihrer Bilanz Wertpapiere von zuletzt 0,4 Mill S 
aus, die ua zur Finanzierung der Verpflichtungen aus den Pensionsverträ­
gen mit den beiden Geschäftsführern dienten. 

8.2 Nach Ansicht des RH waren die Wertpapiere entbehrlich, weil die Ge­
sellschaft zur Bedeckung der Pensionsansprüche eine Rückdeckungsversi­
cherung abgeschlossen hatte. Der RH empfahl, diese Wertpapiere zu ver­
äußern. 

8.3 Die Gesellschaft sagte dies zu. 

9.1 Die Gesellschaft erstellte die Jahresvoranschläge für die nächsten zwei bis 
drei Spielzeiten im Wege ständiger Fortschreibung und legte sie -
ebenso wie die mehrjährigen Programm- und Finanzierungskonzepte 
jährlich dem Kuratorium zur Zustimmung vor. 

9.2 Der RH beanstandete die teils erheblichen Abweichungen zwischen den 
geplanten und den tatsächlichen Aufwendungen und Erträgen bei den 
Sprechtheaterproduktionen. Überdies wählte der Beirat der Gesellschaft 
die Sprechtheaterproduktionen erst nach Beschluß des Jahresvoranschlags 
durch das Kuratorium aus. 

Der RH empfahl, ungeachtet des mit 4,5 Mill S (1994/95) vergleichs­
weise geringen Budgets für die Sprechtheaterproduktionen künftig das 
Kuratorium jedenfalls über die Stückauswahl und die vorgesehenen finan­
ziellen Mittel zu informieren. 

9.3 Laut Stellungnahme der Gesellschaft sei die Stückauswahl kurzfristig erfolgt, 
weil der Sprechtheaterbereich hauptsiichlich auf Koproduktionen angewiesen sei. 

9.4 Der RH nahm dies zur Kenntnis. 

10.1 Die Förderungsgeber stellten der Gesellschaft die Fördetungsmittel nach 
einem Zahlungsplan in monatlich unterschiedlicher Höhe zur Verfügung. 
Bankguthaben der Gesellschaft von 61 Mill S führten dazu, daß ab 1994 
die Förderungsmittel nicht nach dem Zahlungsplan, sondern erst in den 
Sommermonaten angewiesen wurden. Dennoch verfügte die Gesellschaft 
in der Spielzeit 1994/95 noch immer über Bankguthaben von 34 Mill S. 

10.2 Der RH empfahl den Förderungsgebern, künftig die Zahlungspläne noch 
stärker auf den finanziellen Bedarf der Gesellschaft abzustellen. 

10.3 Das damals zustiindige BMWVK sagte zu, künftig die Anweisung von Piirde­
rungsmitteln noch stiirker auf die absehbare Liquiditätslage des Piirderungsneh­

mers abzustimmen. 
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Kartengebarung 

Auslasrung 

Ermäßigungen 

Bregenzer Fest piele GesmbH 

11.1 Hinsichtlich der Auslasrung war festzustellen : 

0) Die Anzahl der Vorstellungen schwankte zwischen 64 (1993/94) und 
77 (1994/95), wobei der Anteil der verkauften Karten zwischen 76,7 % 
0993 /94) und 83,2 % 0992/93) betrug . Ein Anteil von 1,8 % bis 
2,1 % der Karten wurde unentgeltlich abgegeben; der in erster Linie 
durch Schlechtwetter beeinflußte Restkartenanteil lag zwischen 3,6 % 
und 10,8 %. 

(2) Das Spiel auf dem See umfaßte jährlich 26 Vorstellungen, für die 
insgesamt zwischen 80,3 % 0993/94) und 87 % 0992/93) der Karten 
verkauft wurden. Der Anteil unentgeltlich abgegebener Karten belief 
sich auf 1,1 % bis 1,2 %. In der Spielzeit 1993/94 erreichte der Restkar­
tenanteil für das Spiel auf dem See schlechtwetterbedingt den höchsten 
Wert von 9,2 %, in den übrigen Jahren betrug er zwischen 1,2 % 
(1992/93) und 6,2 % 0994/95). 

11.2 Der RH empfahl der Gesellschaft, künftig in den Rechnungsabschlüssen 
Angaben über die Auslasrung aufzunehmen, im Hinblick auf die wirt­
schaftliche Aussagekraft jedoch nur die zahlenden Besucher zu berück­
sichtigen. 

11.3 Die Gesellschaft sagte dies zu. 

12.1 Die Gesellschaft gab je Spielzeit zwischen 20 000 und 21 000 Karten mit 
einer Ermäßigung zwischen 5 % und 50 % ab. Beispielsweise standen 
den Mitgliedern einer gesetzlichen Interessenvertrerung je Spielzeit bis zu 
6000 Karten, um bis zu 25 % ermäßigt, zur Verfügung. Der Wert dieser 
Ermäßigung betrug je Spielzeit mehr als 0,8 Mill S. 

12.2 Wegen des hohen Anteils der ermäßigten Karten an den verkauften Kar­
ten (10 % ) empfahl der RH, zur Erreichung höherer Einnahmen sowohl 
den Kreis der Anspruchsberechtigten einzuschränken als auch die Höhe 
der Ermäßigungen herabzusetzen. Der RH anerkannte, daß die den 
Reisebüros gewährten Ermäßigungen stetig gesenkt worden waren. 

39 

Unentgeltlich Allgemeines 
abgegebene Karten 

13 Insgesamt wurden von der Gesellschaft je Spielzeit zwischen 3 400 
(1992/93) und 4 300 Karten 0994/95) im Wert von 2,4 Mill S 0992/93) 
bis 3,1 Mill S 0994/95) unentgeltlich abgegeben. 

Ehren- und Freikarten 

14.1 Der größte Anteil an unentgeltlich abgegebenen Karten entfiel auf 
Ehren- und Freikarten, die die Gesellschaft - überwiegend für Premie­
ren - an Politiker, Beamte, Funktionäre von Interessenvertretungen, 
Mitarbeiter des Österreichischen Rundfunks, an Persönlichkeiten im 1n­
und Ausland sowie an Mitglieder des Hauptausschusses des Vereins der 
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Kartengebarung 

40 

Kartenvertrieb 

Freunde der Bregenzer Festspiele ausgab. Wurden 1992/93 1 700 Ehren­
karten im Wert von 1,4 Mill S vergeben, so waren es 1994/95 bereits 
1 800 Karten im Wert von 1,7 Mill S. Die Gesellschaft war mit dies­
bezüglich immer umfangreicheren Wünschen der Förderungsgeber kon­
frontiert. 

14.2 Der RH empfahl, künftig Ehren- und Freikarten nur noch jenen Perso­
nen zu gewähren, deren Besuch ausschließlich im künstlerischen oder 
wirtschaftlichen Interesse der Gesellschaft liegt. Anderen interessierten 
Persönlichkeiten sollten allenfalls Vorbezugs rechte für entgeltlich zu er­
werbende Karten eingeräumt werden. 

14.3 Laut Stellungnahme der Gesellschaft werde die Frage der Ehrenkarten für Vertre­
ter der Fiirderungsgeber im Kuratorium zu besprechen sein; deren Anwesenheit liege 
jedoch im Interesse der überprüften Gesellschaft. Die Anzahl der an Mitglieder des 
Hauptausschusses des Vereins der Freunde der Bregenzer Festspiele vergebenen Frei­
karten sei 1996 um 25 % reduziert worden. 

Pressekarten 

15.1 Die Anzahl der Pressekarten stieg im überprüften Zeitraum um 14 % von 
1 025 (1992 /93) auf 1 168 (1994/95). Interessierten Journalisten wurden 
für Vorstellungen auf der Seebühne je zwei Karten und für Vorstellungen 
im Festspielhaus je eine Karte zugeteilt. 

15.2 Der RH empfahl, die Anzahl der Pressekarten zu verringern und künftig 
auch bei Vorstellungen auf der Seebühne nur noch eine Pressekarte abzu­
geben. Anstelle der Abgabe von unentgeltlichen Karten für Begleitperso­
nen sollte künftig ein Vorbezugsrecht für eine entgeltlich zu erwerbende 
Karte eingeräumt werden. 

15.3 Laut Stellungnahme der Gesellschaft stelle jede Pressekarte eine gute Marketing­
investition dar. 

16.1 Mit Ausnahme der Ehren-, Presse- und Generalprobenkarten führte die 
Kartengebarung das mit - abgesehen von zusätzlichem Saisonpersonal 
- drei Vollzeitkräften und zwei Teilzeitkräften besetzte Kartenbüro der 
Gesellschaft mittels EDV durch . Die EDV-Anlage entsprach nicht den 
Anforderungen an ein modernes Kartenvertriebssystem. 

16.2 Der RH empfahl, die EDV- Anlage ehestmöglich zu ersetzen, um hie­
durch einen wirtschaftlicheren Personaleinsatz zu ermöglichen. 

16.3 Laut Mitteilung der Gesellschaft habe die mangelnde Bonität eines in Aussicht 
genommenen Lieferanten ein neues Kartenvertriebssystem verzögert. Nunmehr sei die 
Inbetriebnahme des neuen Systems im J ahre 1998 beabsichtigt. 
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Abgabenrechtliche 
Angelegenheiten 

Marketing 

Bregenzer Fest pi le GesmbH 

17.1 Ein wesentlicher Teil des Kartenumsatzes erfolgte über g rößtenteils im 
benachbarten Ausland befindliche Kartenvorverkaufsstellen, die für ihre 
Tätigkeit eine Provision erhielten. Im überprüften Zeitraum zahlte 
hiefür die Gesellschaft zwischen 1,5 Mill S 0992/93) und 1,3 Mill S 
(1994/95). 

17 .2 Der RH empfahl, den eingeschlagenen Weg der Verringerung der Provi­
sionen fortzusetzen, um auch von den Kartenvorverkaufsstellen den vollen 
Kartenpreis zu erhalten. 

18.1 Das Bühnenbild für die Produktion von Fidelio wurde von der ursprüng­
lich beauftragten Unternehmung nicht ordnungsgemäß ausgeführt. 
Durch die Beschäftigung anderer Unternehmungen sowie durch inner­
betriebliche Kosten entstand für die Gesellschafr ein Schaden von 
9,2 Mill S, den sie gerichtlich geltend gemacht hat. 

Die Gesellschaft leistete an die ursprünglich beauftragte Unternehmung 
Akontozahlungen von 8,7 Mill S ohne Rechnungs legung, so daß ein zu­
sätzlicher Schaden von 1,5 Mill S wegen des nicht in Anspruch genom­
menen Vorsteuerabzuges entstand. 

18.2 Der RH empfahl, künftig verstärkt die umsatzsteuerrechtlichen Bestim­
mungen zu beachten und die Ausstellung einer ordnungsgemäßen Rech­
nung zu verlangen. 

18.3 Laut Stellungnahme der Gesellschaft sei zwischenzeitlich aufgrund eines gerichtli­
chen Vergleichs eine entsprechende Rechnung ausgestellt und der Vorsteuerabzug von 
1,5 Mill S geltend gemacht worden. 

19.1 Die Gesellschaft verfügte über ein 1991 erstelltes Konzept für Öffentlich­
keitsarbeit. 

19.2 Der RH beurteilte d~s Vorhandensein dieses Konzeptes und die Verwirk­
lichung zahlreicher vorgeschlagener Maßnahmen positiv. Er regte an, das 
Konzept zu aktualisieren und dabei verstärkt die Ziele des U nterneh­
mungsleitbildes zu berücksichtigen. 

19.3 Die Gesellschaft gab bekannt, sie iiberarbeite bereits das Konzept. 

20.1 Die Aufwendungen der Gesellschaft für Werbung, Publikationen und 
Programme stiegen von 5,6 Mill S (1992/93) auf9,2 Mill S (1993/94). 

20.2 Der RH anerkannte die Notwendigkeit eines innovativen und flexibel 
agierenden Marketing, empfahl jedoch wegen der steigenden Aufwen­
dungen, die Wirksamkeit der Marketingaktivitäten regelmäßig zu eva­
luieren. 

20.3 Die Gesellschaft sagte dies zu. 

41 
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42 
Personalangelegenheiten 

Gesch1iftsführer 

Verwaltungspersonal 

21.1 Laut Dienstvertrag gebührte dem kaufm1innischen GeschäftsfL"d1rer der 
Gesellschaft zusätzlich zum vereinbarten Entgelt eine Teuerungszulage 
analog der Bezugssteigerungen für die Vorarlberger Landesbediensteten. 
Das Entgelt des Intendanten wurde hingegen nach dem Verbraucher­
preisindex 1l)H6 wertgesichert. 

21.2 Der RH emp6hl, die Bezüge der belden Geschäftsführer künftig einheit­
lich entsprechend den Bezugssteigerungen der Bediensteten des Bundes 
als dem größten Förderungsgeber anzupassen. 

21..'> Laut S/ell/fIl/!..lltlhme der GeJe/!Jchell/ er/I)/ge die \VertJ/eigenmg ill dem {lb 

1. September 1997 ge//mden Ver/mg de.r In/elldeltlten Zieiterhin nach dem Ver­

hrallchel1m iJi ru/ex. 

21.4 Der RH erwiderte, für eine unterschiedliche Behandl ung der Dienstver­
träge der beiden Geschäftsführer bestehe keine sachliche Notwendigkeit. 

22.1 Die Gesellschaft hatte mit beiden Gesch1iftsführern Vereinbarungen abge­
schlossen, wonach eine Zusatzpension nach einem mindestens zehnjähri­
gen ununterbrochenen Dienstverhältnis gebührte. Für die zur Sicherung 
dieser AnsprLiche abgeschlossenen Lebensversicherungen leistete die Ge­
sellschaft jährlich zwischen 0,4 Mill Sund 0,6 Mill San Prämienzahlun­
gen, wobei rd ein Drittel davon durch Eigenleisrungen der Begünstigten 
gedeckt wurde. 

22.2 Nach Ansicht des RH sollten die Geschäftsführer eine zusätzliche Alters­
vorsorge zur Gänze aus eigenen Mitteln tragen. 

22 .. '> Die Gne/lJchajt enl'iderff, die Zmat::l'ereinbclrtmgen .reim mit ZlIJti1ll1llimg deJ 

Kurator/IIIIlJ "bgöch!o.l.IfIl ll"orden lind kiiunten nicht einJeitlg getindert l/'erden. 

23.1 Der Intendant befand sich jährlich zwischen 100 und 120 Tage auf Dienst­
reisen, wofür die Gesellschaft zwischen 0,4 Mill Sund 0,6 Mitl S auf­
wenden:. 

23.2 Der RH anerkannte, daß die exponierte Lage der Landeshauptstadt 13re­
genz eine umElI1greiche Reisetätigkeit erforderlich machte, erachtete al­
lerdings die langdauernde Abwesenheit des Intendanten im Hinblick auf 
das von der Gesellschaft vorgesehene duale Führungsprinzip als proble­
matisch. 

2.3..'> Lallt Stellungnahme der GeJe//Jchajt .lei die l?eiJetti/igkei/ deJ Intendanten el1I.I 

kiimtlrrlldJelI Griindw IlllulIIgeillglich. 

24.1 Das Verwaltungspersonal der Gesellschaft leistete jährlich bis zu 2')00 
Überstunden, wofür jeweils Aufwendungen von 0,6 Mill S anfielen. Ein­
zelne Mitarbeiter erbrachten bis zu 'SOO Überstunden jährlich. 

" 
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Br r 
Personalangelegenheiten 

Technisches Personal 

24.2 Der RH wies darauf hin, daß die Erbringung derart hoher Überstunden­
leistungen mit einer hohen finanziellen Belastung verbunden und im 
Hinblick auf die Arbeitnehmerschutzbestimmungen bedenklich war. 

Er empfahl, Arbeitsabläufe zu untersuchen, moderne EDV-Ausstattung 
zur zeitlichen Entlastung der Mitarbeiter einzusetzen und den verstärkten 
Einsatz von Aushilfspersonal während der Festspielzeit zu überlegen. 

24.3 Laut Stellungnahme der Gesellschaft sei sie bemüht, die Anzahl der Überstunden 
so gering wie möglich zu halten. 

25.1 Das technische Personal bestand überwiegend aus Mitarbeitern der Fest­
spiel- und Kongreßhausgesellschaft, deren Arbeitsverhältnis nach dem 
Vorarlberger Landesbedienstetengesetz und Betriebsvereinbatungen gere­
gelt ist. Die überprüfte Gesellschaft verfügte weiters über eigenes, nach 
den Bestimmungen des Kollektivvertrages für Festspielunternehmungen 
beschäftigtes technisches Personal, welches regelmäßig auch Leistungen 
für die Festspiel- und Kongreßhausgeselischaft erbrachte. 

25.2 Nach Ansicht des RH war die gleichzeitige Anwendung von zwei unter­
schiedlichen Dienst- und Entlohnungssystemen verwaltungsaufwendig, 
zumal alle Mitarbeiter Leistungen für beide Gesellschaften erbrachten. 
Der RH regte an, das Dienstrecht und das Entlohnungssystem für die 
Mitarbeiter des technischen Personals zu vereinheitlichen. 

25.3 Laut Stellungnahme der Gesellschaft sei die Übernahme der Bediensteten von der 
Festspiel- und Kongreßhausgesellschaft abgelehnt worden. 

26.1 Das technische Personal leistete für die Gesellschaft in der Spielzeit 
1992/93 42 000 Arbeitsstunden; vor allem technische Probleme bei der 
Produktion von Fidelio bewirkten in der Spielzeit 1994/95 eine Zunahme 
auf 54 000 Arbeitsstunden bzw einen Mehraufwand von 6,9 Mill S. 

26.2 Der RH empfahl, bei der Auswahl der Produktionen künftig verstärkt auf 
die finanziellen Folgen aufgrund der zeitlichen Belastung des technischen 
Personals Bedacht zu nehmen . 

26.3 Die Gesellschaft teilte mit, die bei Fidelio aufgetretenen technischen Probleme seien 
nicht von ihr verschuldet worden. 

27.1 Das technische Personal leistete jährlich zwischen 7 500 und 11 000 
Mehranwesenheitsstunden (= Überstunden abzüglich konsumiertem 
Zeitausgleich), wobei wiederholt zeitliche Mehrleistungen je Person von 
400 bis 500 Stunden anfielen. Bedingt durch die hohe Anzahl an Mehr­
anwesenheitsstunden wurden Erholungsurlaube nur teilweise konsumiert, 
was bei einigen Mitarbeitern zu hohen Urlaubsguthaben führte. 

27.2 Der RH erachtete eine derart hohe Anzahl von Mehranwesenheitsstunden 
im Hinblick auf die damit verbundenen finanziellen Belastungen und die 
Arbeirnehmerschutzbestimmungen für problematisch. 

27.3 Die Gesellschaft gab bekannt, sie strebe eine Reduktion der Mehranwesenheitsstunden an. 

43 
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44 

Personalangelegenheiten 

Künstlerischer 
Bereich 

28.1 Die durchschnittliche Brurrojahresverdienstsumme der technischen Be­
diensteten der Gesellschaft schwankte zwischen 350 000 S 0992/93 
und 1993/94) und - bedingt durch die hohe Anzahl an Mehrleisrungen 
- 440000 S 0994/95). Im Vergleich dazu betrug 1994 der durch­
schnittliche Jahresverdienst eines Industriearbeiters 296 900 S. 

28.2 Der RH empfahl, die Entwicklung der Aufwendungen für das technische 
Personal insbesondere bereits bei der Produktionsauswahl verstärkt zu be­
achten. 

28.3 Nach Ansicht der Gesellschaft seien die Durchschnittseinkommen in der österrei­
chischen Industrie mit jenen einer Festspielunternehmung auf grund der unter­
schiedlichen T iitigkeitsbilder nicht vergleichbar. 

28 .4 Der RH erwiderte, daß die Tätigkeiten und die gleichartigen Kriterien 
(wie häufige Nachtarbeit und Sonn- und Feiertagsarbeit) einen Einkom­
mensvergleich zulassen. Er vermißte weiterhin wirksame Maßnahmen der 
Gesellschaft gegen das stetige Ansteigen des Personalkostenanteils. 

29.1 Aufgrund unzulänglicher Zusammenarbeit der überprüften Gesellschaft 
mit der Festspiel- und Kongreßhausgeselischaft vor allem im Veranstal­
rungs-, Marketing- und Organisationsbereich übte das technische Perso­
nal für beide Gesellschaften Tätigkeiten aus, die von deren Verwaltungen 
wahrzunehmen gewesen wären. 

29.2 In Anbetracht der ohnehin starken zeitlichen Belastung des technischen 
Personals regte der RH an, dieses von wesensfremden Tätigkeiten zu ent­
lasten und auf die Kernaufgaben rückzuführen. 

30.1 Im Zeitraum 1992/93 bis 1995/96 lagen die Aufwendungen der Gesell­
schaft für die Veranstaltungen zwischen 109,9 Mill Sund 159,6 Mill S. 
Die Erträge schwankten zwischen 107,1 Mill Sund 128,8 Mill S. Das 
Verhältnis der Erträge zu den Aufwendungen (Deckungsgrad) verschlech­
terte sich in diesem Zeitraum von 99 % auf74 %. 
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Spiel auf dem See 

Bregen er Festspiele 

31.1 Beim Spiel auf dem See wurden in den Spielzeiten 1992/93 und 1993/94 
für die Produktion von Nabucco 158,7 Mill S aufgewendet und 200,6 Mill S 
an Erträgen erzielt, was einen Deckungsgrad von 126 % bedeutete. Bei 
der in den beiden Folgesaisonen gespielten Produktion von Fidelio 
standen Aufwendungen von 214,3 Mill S Erträge von 207,9 Mill S 
gegenüber; dies ergab einen Deckungsgrad von 97 %. Die höheren Auf­
wendungen waren hauptsächlich auf die teure Ausstattung für Fidelio 
zurückzuführen. 

in Mill S 
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31.2 Wegen des negativen Deckungsbeitrages bei der Produktion von Fidelio 
empfahl der RH, die Aufwendungen für das Spiel auf dem See, insbeson­
dere hinsichtlich der Ausstattung, zu verringern. 

31.3 Die Gesellschaft teilte mit, daß die Aufwendungen für die Produktion von Fidelio 
als absolute Höchstwerte anzusehen seien. Für die nächste Produktion sei eine Re­
duktion der Aufwendungen um 25 % vorgesehen. 

32.1 Die als Billigstbieter ursprünglich beauftragte Unternehmung stellte das 
Bühnenbild für Fidelio aufgrund finanzieller Schwierigkeiten nicht ord­
nungsgemäß her, weshalb die Gesellschaft andere Unternehmungen be­
auftragen bzw Leistungen selbst erbringen mußte. Die ursprünglich an­
genommenen Kosten stiegen dadurch von 8,3 Mill Sauf 17,5 Mill S. So 
war etwa für den Stahl- und Maschinenbau ein zu lieferndes Gesamtge­
wicht von 85 t zu 3,8 Mill S zugrundegelegt worden , tatsächlich wurden 
jedoch 250 t um 9 Mill S benötigt. 

32.2 Der RH empfahl, den Zuschlag nach dem Bestbieterprinzip zu erteilen, 
verstärkt die Bonität und die finanzielle Leistungsfähigkeit der Bieter zu 
beachten, die laufende Kontrolle bei der Abwicklung zu intensivieren 
und möglichst genaue Ausschreibungsunterlagen zu erstellen. 

32.3 Laut Stellungnahme der Gesellschaft habe sie bereits entsprechende zusä"tzliche 
Maßnahmen getroffen. 

m H 
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46 
Oper im 
Festspielhaus 

33.1 Die Oper im Festspielhaus wies im Zeitraum 1992/93 bis 1995/96 einen 
Deckungsgrad zwischen 26 % und 43 % auf. Für die Durchführung der 
Oper im Festspielhaus waren in den vergangenen Jahren die positiven 
wirtschaftlichen Ergebnisse des Spiels auf dem See herangezogen worden . 

33.2 In Anbetracht der deutlich verschlechterten wirtschaftlichen Lage des 
Spiels auf dem See empfahl der RH , eine nachhaltige Reduzierung der 
Aufwendungen für die Opernproduktionen vorzunehmen. 

33.3 Die Gesellschaft rciumte ein, die Oper im Festspielhaus erfordere einen sehr hohen 
Unterstützungsbeitrag, sah jedoch diese Programmsparte als unverzichtbar an, 
weil sie wesentlich zum künstlerischen Ruf der Bregenzer Festspiele beitrage. 

34.1 Die Gesamtaufwendungen für die 1994/95 als Koproduktion aufgeführte 
Oper im Festspielhaus betrugen 29,4 Mill S und lagen damit nur wenig 
unter den Gesamtaufwendungen von 30,9 Mill S für die - nicht 10 

Koproduktion entstandene - Aufführung der Spielzeit 1993/94. 

34.2 Nach Ansicht des RH sollten Koproduktionen vor allem auch dazu die­
nen, die Gesamtaufwendungen des Bereiches der Oper im Festspielhaus 
deutlich zu reduzieren. 

34.3 Die Gesellschaft stimmte dem grundsdtzlich zu. 
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Sprechtheater 

Konzerte 

Br enzer F t pi m 

35.1 Die Sprechtheaterproduktionen wiesen einen Deckungsgrad zwischen 
16 % und 27 % auf. Geringfügigen Steigerungen der Erträge standen 
stärker steigende Aufwendungen gegenüber. Dies war einerseits auf das 
erweiterte Angebot (von drei auf vier Stücke) und andererseits auf eine 
wesentliche Erhöhung der Aufwendungen für das künstlerische Personal 
zurückzuführen. 

35.2 Der RH empfahl, die Anzahl der jährlichen Produktionen zurückzuneh­
men und den Deckungsgrad zu erhöhen. 

35.3 Die Gesellschaft teilte mit, in den Jubiläumsjahren 1994/95 und 1995/96 sei 
auch für die Sprechtheaterproduktionen mehr aufgewendet worden. Im übrigen seien 
aber die Gesamtaufwendungen /iir die Sprechtheaterproduktionen, bezogen auf das 
Gesamtbudget, gering. 

36.1 Der Deckungsgrad der Konzerte betrug im Zeitraum 1992/93 bis 
1995/96 zwischen 42 % und 48 %. Die Aufwendungen stiegen in diesem 
Zeitraum von 6,5 Mill Sauf 10,1 Mill S. 

Die Konzerte der Wiener Symphoniker ergaben einen jährlichen Abgang 
zwischen 0,7 Mill Sund 1,7 Mill S. 

Bei den Konzerten anderer Orchester war der Deckungsbeitrag teilweise 
äußerst gering. So betrugen etwa in der Spielzeit 1993/94 die Aufwen­
dungen für zwei Konzerte 420 000 S, die dabei erzielten Erträge jedoch 
lediglich 20 000 S. Bei einem 1994/95 veranstalteten Konzert standen 
Aufwendungen von 133 000 S Erträge von lediglich 3 000 S gegen­
über. 

36.2 Der RH wies darauf hin, daß andere Festspiele derartige Orchesterkonzer­
te aufwandsdeckend durchführen. Hinsichtlich der Konzerte mit anderen 
Orchestern empfahl der RH, unter Abwägung künstlerischer und ökono­
mischer Gesichtspunkte eine Reduktion der Anzahl der Veranstaltungen 
zu überdenken. 

36.3 Die Gesellschaft /iihrte die hohen Aufwendungen für die Orchesterkonzerte vor 
allem auf die hohe Anzahl von Proben zurück. Eine Erhbhung der Kartenpreise sei 
nicht durchführbar. Bei den Konzerten mit anderen Orchestern fühle sie sich ver­
pflichtet, auch zeitgenb'ssische Musik aufzuführen, was auch dem Wunsch des Fb'r­
derungsgebers Bund entspräche. 

Laut Stellungnahme des damals zustä'ndigen BM WVK lege es auch bei der 
Auffühmng zeitgenb'ssischer Musik auf eine wirtschaftliche und zweckmäßige 
Gebarung Wert. 
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48 
Erweiterung des 
Festspiel- lind 
Kongreßhauses 

Organisation 

],"'.1 Im Jahr I 9<)1 slhlu~ tine Archltl"ktl"n,~tmt"inschaft l"lnc Erwl"Jtl"run~ des 

Festspicl- und KOllgrd3hauses um 4s ()()() m') mit cinem Kostenrahmcn 

\on 1...'0 Mill S \'or und lwgrlindete In der Nutzthchemtudie den ge­

plantcn Zubau mit dtr Erhaltllng der Illternationaltn Konkurrcf1zf:ihi~­

kelt und betriebSWIrtschafti ich slnIwollen (;d)~iudestrukturen. 

Im Okwber I (),)'S \"l'reinbarren die Llildeshauptstadt Brt"~enz, die Fest­

Spiel- und Kongrdlhausgesellschaft und die überpriifte GeselIscluft eine 

bauliche ErweiterUI\~ des Fcstspiel- und KongreL\haus~s und IX'schlossen 

letzrlich die Errichtung eines Zu baues mit 77 000 m) und ein (~esaI11t­

kostenlimit von ...'1<) lviill S. Die Abweichungen von dn Nutzthchen­

studie wurden ua mit den ungenügend v()r~egebenen Raumhöhen und 

dt'n khlenden um- bzw neuzubauenden ErdgeschoLHlichen begriindet. 

Der Bund und das Land Vorarlberg verpflIchteten Sich, für delI von der 

Landesh.wptstadt BregerlZ als Bauherrn errichteten Erweiterun~sbau Fiir­

dl'fun,t2:en im prozentualen AusmaLl der jiihrllchen Fiirderullgen zu leisten. 

Der Erweitt"fungsbau soll künftIg nur für Proben zwecke und als \Xlerk­

stiitte gcnutzt werden . 

. '~,,:> Der RH bemiingelte, daLl die Nutztliichenstudle den Bestand LInd die 

Not\\Tndlgkt'lten Ilur ungef1iigend beriicksichtIgte, \\,.IS letztlich zu einer 

wesentlichen Erweiterung der Kubatur und der Kosten fiihrte. 

Der RII regte an, eine \Xlirrschaftlichkeitsstuclie iiber eine Bespielun~ 

der Pmhebühnl' durchzufiihren. Bei einem zu erwartenden positiVen 

Dl"lkung,beitrag sollte der Ausbau der Prohebühne für Veranstaltungen 

iilx-rlep werden . 

. P .. ' Oll' (,"uellrd)t/ji J",~!e diu ::11 IlIld L't,/!.,i"II::!e . . lle .rel/n! b"be Ilitert.\.I( 1111 der 
Sllt::lIl1g d,:,. Pm/x/iiilille/i!r hl"tll/.l/t/ltllllgl::uül-c. 

.'S.l Die Verw.lltun~, InstancJhaltung und Nutzung des Fesrspiel- und Kon­
greÜhauses aulJlerhalb der Festspielzeit oblagen der zu 1 ()O r;{ im Eigen­

tum der Landeshauptstadt Bregenz stehenden FestspIcl- und KongreJ.)­

hausgesellschafr. dIe für eine möglichst hohe AusL!stung durch die 

Abhaltung von Veranstaltungen aller Art zu sorgen hatte. Während der 

Festspielzeit stand die alltini~e Nutzung des Gebiiudes der überprüften 

Gesellschaft zu. 

-'S.2 Der rU! erachtete das Vorhandensein von ZWei Gesdlschaften als nachtei­

II~, weil teilweise deren Ziele einander widersprachen, die Pro~raillille 

auJ.lerhalb eier Festspielzeit schlecht koordiniert und VefwaltLln<~sstruktu­

ren parallel vorhanden waren. 

Der RH schlu,~ nachstehende Handlungsalternativen vor, wobeI die Qua­

litiit des Markennamens Bregenzer FestspIele jedent;dls gewahrt und vor­

handene Synergiee((ekte genutzt werden sollten: 

(1) Beibehaltun~ der beiden Gesellschaften, wobei der kaufmiinnische 

GeschiiftsfLihrl'f der überprLiften Gesellschaft ~leichzeitig kaufmiinnischer 

GeschiiftsfLihrer der Festspid- und KongreLlhausgesellschaft sein könnte. 
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Organisation 

Weitere 
Feststellungen 

Schluß­
bemerkungen 

Ur nzer 

Allerdings wäre nach Ansicht des RH bei dieser Lösung ein Interessen­
konflikt des kaufmännischen Geschäftsführers infolge teilweise unter­
schiedlicher Gesellschaftszwecke zu befürchten . 

(2) Auflösung der beiden Gesellschaften und Gründung einer neuen 
Betriebsgesellschaft mit den Gesellschaftern Verein der Freunde der Bre­
gen zer Festspiele und Landeshauptstadt Bregenz zur optimalen Nutzung 
des Festspiel- und Kongreßhauses . Als Geschäftsführer wären der Inten­
dant der Bregenzer Festspiele, ein Veranstaltungsleiter und ein kaufmän­
nischer Geschäftsführer vorzusehen; der Beirat und das Kuratorium könn­
ten beibehalten werden. 

Mit dieser Lösung könnten nach Ansicht des RH im Personalbereich 
jährlich 3 Mill S eingespart werden und das Festspiel- und Kongreßhaus 
durch Vereinheitlichung der unternehmerischen Leitvorstellungen , des 
Controlling, des Marketing und der Verwaltung bestmöglich bespielt 
werden. Insgesamt gab der RH dieser Lösung den Vorzug. 

38.3 Laut Stellungnahme der Gesellschaft sei zunächst probeweise auf zwei Jahre ein 
gemeinsamer kaufmä'nnischer Geschäftsführer für beide Gesellschaften bestellt 
worden. 

39 Weitere Empfehlungen des RH betrafen die Tätigkeit eines externen 
Unternehmungsberaters, den Abschluß von mehrjährigen Verträgen mit 
Gastronomieunternehmungen, die Verringerung der Überstunden leis tun­
gen beim technischen Aushilfspersonal, überhöhte Kassenbestände 
während der Festspielzeit, die Überprüfung der Herstellungspreise einzel­
ner Marketingartikel, fehlende Aufzeichnungen über den Einsatz von Sta­
tisten, den Abbau hoher Urlaubsansprüche, die Abgrenzung zwischen 
Dienst- und Werkverträgen, die weitestgehende Reduktion der Anzahl 
der Dienstkarten (für Rettung, Arzt, Feuerwehr) und sonstiger Freikarten 
(Sponsoren), die Anhebung der Karcenpreise für Generalproben, die 
sozialversicherungsrechtliche Behandlung der Chormitglieder, die abga­
benrechtliche Behandlung insbesondere von geringfügig Beschäftigten, 
die Reduktion der Überstunden beim technischen Aushilfspersonal, die 
Gestaltung der Sponsorenverträge und die Gestaltung der Masette. 

40 Der RH hob zusammenfassend folgende Empfehlungen hervor: 

(1) Die Gehälter der Bediensteten sollten nur im unumgänglich not­
wendigen Ausmaß angehoben und Überstunden durch Zeitaus­
gleich abgegolten werden. 

(2) Die Aufwendungen für die Ausstattungen sollten ein finanzier­
bares Ausmaß nicht übersteigen und Leistungen nur im üblichen 
Rahmen honoriert werden. 
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Schlußbemerkungen 

50 
(3) Die Preisermäßigungen für Karten und die Anzahl an Ehren­
und Freikarten sollten erheblich eingeschränkt werden. 

(4) Durch Gründung einer neuen, einheitlichen Betriebsgesellschaft 
sollten Synergiepotentiale genutzt werden. 

(5) Über eine mögliche Bespielung der Probebühne sollte eine 
Wirtschaftlichkeitsstudie durchgeführt werden. 
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Bereich des Bundesministeriums für 
auswärtige Angelegenheiten 

t nerleuigte \nrcgungen ,lll'" Vorj,lhren 

Nicht bzw nicht gänzlich verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 
hinsichtlich: 

(1) Schaffung einer materiell-gesetzlichen Grundlage für die freiwilligen 
Beiträge der Republik Österreich zu den Kosten der UN-Cypernaktion 
(TB 1977 Abs 35 .1). 

Laut Stellungnahme des BMA befinde sich der einvernehmlich mit dem BKA und 
dem BMF erarbeitete Entwurf eines Bundesgesetzes im Begutachtungsverfahren. 
Auf die Angabe eines konkreten Termines für die Einbringung der Regierungsvor­
lage werde verzichtet, weil noch zwischen BMF, BKA und BMA kompetenzrecht­
lich die Federführung abzukliiren sei. 

(2) Erlassung einer Verordnung der Bundesregierung für die Besoldung der 
im Ausland verwendeten Beamten (WB 1993/3 Auslandsvertretungen 
Abs 4.2). 

Das an der Erlassung einer derartigen Verordnung interessierte BMA vermochte 
das mit dem BMF erforderliche Einvernehmen noch nicht herzustellen. 

(3) Anhebung der Wohnungsvergütung für Leiter von Vertretungsbehärden 
(WB 1993/3 Auslandsvertretungen Abs 6.2). 

Laut Mitteilung des BMA habe es dem BKA und dem BMF im Laufe des Jahres 
1996 einen legistischen Vorschlag betreffend eine Neuregelung der Vergütung für 
die Benützung von Dienstwohnungen unterbreitet; ein Einvernehmen mit den bei­
den Ressorts sei jedoch noch nicht erzielt worden. 

(4) Regelungen für die Beschäftigung von Hauspersonal (WB 1993/3 Aus­
landsvertretungen Abs 7.2). 

Das BMA sah sich zum Abschluß von Dienstverträgen für Hauspersonal nur 
dann imstande, wenn dies lokale Vorschriften erfordern. 

(5) Neuordnung der Mittelzuweisung an Vertretungen (WB 1993/3 Aus­
landsvertretungen Abs 8.2). 

Laut Mitteilung des BMA untersuchen die Bundesfinanzierungsagentur und eine 
Unternehmung die Möglichkeiten zur besseren Nutzung der Liquidität des Bun­
des. Nach Vorliegen des Untersuchungsergebnisses solle die Mittelzuweisung an 
Vertretungen neu geregelt werden. 
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52 

Unerledigte Anregungen 

(6) Neufassung der Haushaltsvorschriften für die österreichischen Vertretun­
gen im Ausland (TB 1981 Abs 37. 12 .3 ). 

Laut Auskunft des BMA habe sich der Probebetrieb für die Umstellung auf eine 
EDV- gestiitzte Führung der Dienstrechnung an den Vertretungen unerwartet ver­
zögert. Das BMF habe gegen den für den Ressortbereich als vorläitfigen Arbeits­
behelf ausgearbeiteten Leitfaden Bedenken angemeldet. 
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Prüfungsergebnis 

Entwicklungszusammenarbeit 

Das im Entwicklungshilfegesetz 1974 festgehaltene Ziel, Aktivitä­
ten schwerpunktmäßig längerfristig zu planen, wurde bis 1993 
nicht erreicht. Bis Ende 1995 wurden 60 % der Förderungsmittel 
für Projekte in Schwerpunkt- und Kooperationsländern einge­
setzt. 

Prozeßablaufstrukturen waren nur in Ansätzen vorhanden; Auf­
gaben- und Verantwortlichkeitsabgrenzungen fehlten größtenteils. 

Eine schon vom BKA und später vom BMA geplante Ausgliede­
rung von Prozeßabläufen wurde bisher nicht realisiert. 

Die Anpassung der Projekte an veränderte Rahmenbedingungen 
war mangelhaft. Die Mittelbewirtschaftung war unausgewogen, 
Projektabrechnungen erfolgten verspätet. 

Rechtsgrundlage Entwicklungshilfegesetz BGBI Nr 474/1974 

Zuständige Bundesministerien BKA bis 1985 

Gesamtleistung der 

BMA von 1985 bis 1990 

BKA von 1991 bis 1994 

BMA seit 1995 

1992 1993 1994 

in Mill S 

1995 1996 

Entwicklungszusammenarbeit 6 109,7 1 6 326,3 1 7482,89 7 730,95 5 892,00 

hievon für technische Hilfe 

des BKA/BMA 

aus Budgetmitteln 

aus ERP-Mitteln 

Durchschni ttlicher 

Personalstand 

Anzahl der laufenden Projekte: 

735,00 1020,22 979,10 

58,95 80,82 58,40 

Anzahl 

39 39 41 

652 (Stand Ende 1996) 

979,99 947,76 

101 ,\1 42,62 

51 54 
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54 
Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Zielerreichung 

Einzelne Projekte 

Der RH hat von April bis Juli 199() die Gebarung des BMA hinsicht­

lich der Entwicklungszusammenarbeit überprüft. Die Prüfungsmit­

teilung wurde dem BMA im Jänner 1997 übermittelt. Zu der Im Mai 

eingelangten Stellungnahme gab der RH im Juni 1997 eine GegenäuLle­
rung ab. 

Die Prüfungstiitigkeit erstreckte sich Insbesondere auf ehe Sektion VII des 

BMA sowie auf Entwicklungshilfeprojekte in Tansania und in Uganda auf 

das dortige Regionalbüro. 

Prüfungsschwerpunkte betrafen die Planung, Durchführung und Abrech­

nung der Projekte, die Aufgaben der Projektträger, Experten und Regio­

nalbüros, die Auslagerungsmiiglichkeiten von Teilbereichen der Entwick­

lungszusammenarbeit sowie die Neustrukturierung der Aufgaben der 

Zentrale. 

2.1 Gemäß dem Entwicklungshilfegesetz ist der Bundesregierung J;illflich 

ein Dreijahres-Entwicklungshilfeprogramm vorzulegen. Seit dem 

Dreijahresprogramm 199.1 bis 1995 war das BMA bemüht, vom "Giel.\­

kannenprinzip" abzugehen und die Entwicklungszusammenarbeit hin­

sichtlICh der betreuten Regionen und der zu bearbeitenden Bereiche zu 

konzentrieren. In sieben Entwicklungsl:indern (Nikaragua, Kap Verde, 

Bourkina Faso, Uganda, Mosambik, Bhutan und Äthiopien) wurden Re­
gionalbüros errichtet, um eine Koordination und Abrechnungskontrolle 

vor Ort sicherzustellen. 

Aufgrund dieser Konzentration wurden bis Ende 1995 rd ()O (j{ der Fiir­

derungsmittel für Projekte in Schwerpunkt- und Kooperationsländern 

verwendet. 

2.2 Der RH empLlhl, die vom BMA angestrebte Konzentration von SO r;r der 

Förderungsmittel weiter zu verfolgen. 

2 .. ~ Da.1 ß/\lA .Idgfe dieJ ZII. 

.. u Zwischen 1970 und 19 7 5 errichtete die Volksrepublik China eine 
1 S()o km lange Eisenbahnlinie von Dar es Salaam (Tansania) nach Lusaka 

(Sambia), um vom damaligen Apartheitregime Südafrikas unabhängig zu 

werden. Die Strecke verfiel jedoch sehr bald, so daß es zwischen 19S 1 und 

19S·4 zu umfangreichen Sanierungsvorschlägen kam, an welchen sich 

auch Österreich beteiligte. Aufgrund des schlechten Zustandes der Bahn­

strecke wurden im Jahr 1990 allein für rd ()()O km auf tansanischem Ge­

biet Kosten in II<ihe von)7() Mill S angenommen. Wegen der gdnder­

ten Struktur des Gesamtverkehrskonzeptes in Tansania zogen sich andere 

Geberländer sowie die EU vom Projekt zurück; Österreich verpflichtete 

sich zur alleinigen Unterstützung des Projektes (Lieferung von Bahnbau­

maschinen und Ersatzteilen). \Xleiters wurden einer NichtregierungsoQ~a­

nisation elle Koordinierungsaufgaben übertragen. Eine Verrragsefweite­

rung im Jahr 1994 verpflichtete Österreich zu Schwei/.larbeiten in der 
Höhe von"()O Mill S. Insgesamt betrugen die Projektkosten 41 I lviili S. 
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Einzelne Projekte 

Entwlcklungszusam enar elt 

In der Folge kam es zu Abwicklungsproblemen, weil die Tanzania­
Zambia-Railway-Authority die Strecke nicht ausreichend für die 
Schweißarbeiten vorbereitet hatte. Insbesondere die mangelhafte Schotte­
rung mußte von einer österreichischen Unternehmung nachgebessert 
werden. 

3.2 Der RH bemängelte, daß die Anpassung der Projektziele an die geänderte 
Situation unterblieb und daß keiner der Verträge die Beendigung des 
Projektes im Falle einer Änderung der Situation vorsah. Der RH legte 
dem BMA nahe, Projekte erst bei Vorliegen langfristig tragfähiger orga­
nisatorischer Rahmenbedingungen zu beginnen. Weiters sollten Verträge 
mit einem großen Leistungsumfang Meilensteine vorsehen, um markante 
Projektabweichungen feststellen und erforderlichenfalls das Vertrags­
verhältnis vorzeitig beenden zu können. 

3.3 Das BMA sagte dies zu. 

4.1 Um die Beherbergungsbetriebe der Nationalparks in Tansania mit fri­
schem, hygienisch einwandfreiem Fleisch versorgen zu können, errichtete 
die Stadt Mürzzuschlag im Rahm~n einer Städtepartnerschaft eine große 
Schlachthalle nahe der Stadt Arusha. Diese wurde mit Mitteln der Ent­
wicklungszusammenarbei t ab 1987 in der Höhe von 13,8 Mill S zu 
einem Schlachthof ausgebaut; zudem wurde ein Experte für die Ein­
schulung im Schlachten beigestellt. Nach Startschwierigkeiten (länger­
dauernde Wasser- und Stromabschaltungen) wurde 1993 gemeinsam mit 
einer Handelsschule einer deutschen Stiftung ein Projekt für die Ausbil­
dung von Produktionsleitern in Höhe von 9,5 Mill S begonnen. In der 
Folge führten Schwierigkeiten mit dem Management des Schlachthofes 
zur Abberufung des österreichischen Experten. Nach Interventionen des 
BMA wurde das Projekt 1995 weitergeführt. Aufgrund der Berichte 
schien das Projekt ein Mißerfolg zu sein . 

4.2 Wie der RH sich vor Ort überzeugen konnte, funktionierte das tansani­
sche Management sowie die Fleisch- und Wursterzeugung . Dessenunge­
achtet wies der RH darauf hin, daß bei der Planung ein Gesamtkonzept 
gefehlt und dies mehrmals Unterstützungsleistungen des BMA erfordert 
hatte. Er empfahl, das zuständige Büro für Entwicklungszusammenarbeit 
in Kampala (Uganda) laufend einzubinden. 

4.3 Das BMA nahm zur mangelhaften Projektorganisation nicht Stellung. Es verwies 
jedoch auf die wirtschaftlich verbesserte Situation des Schlachthofes. 

5.1 Gemeinsam mit dem ugandischen Landwirtschaftsministerium erstellte 
1993 eine Nichtregierungsorganisation ein mehrstufiges Landwirt­
schaftsprojekt in Busheny, um die Lebensverhälrnisse von rd 96 000 
Einwohnern zu verbessern. Die Kosten beliefen sich auf 4,8 Mill S. Der 
Bevölkerung standen Berater aus Uganda zur Seite, welche den Plan­
erreichungsgrad und Abweichungen festhielten. Nach Beendigung dieses 
Projektteiles wurde eine Evaluierung durchgeführt und eine Stärken­
Schwächen-Analyse erstellt. Im Anschluß daran begann die nächste Pro­
jektphase, welche 10,4 Mill S vorsah. 
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Einzelne Projekte 

56 
5.2 Der RH stellte fest, daß bei diesem Projekt die Ziele des Dreijahres-Ent­

wicklungsstufenprogrammes - wie Nachhaltigkeit und breite Einbin­
dung der Einwohner - verwirklicht und auch Menschen der ärmsten Be­
völkerungsschicht erreicht wurden. Das Projektkonzept ermöglichte eine 
Steuerung sowohl durch Projektbetreuer als auch durch das Büro für Ent­
wicklungszusammenarbeit in Kampala. Der RH erachtete dieses Projekt 
als beispielhaft und empfahl, es als Maßstab für andere Projekte anzu­
sehen. 

5.3 Das BMA sagte dies zu. 

6.1 1m Okrober 1988 wurde im Rahmen der Weltbank Konsultativgruppe 
die Finanzierung eines multilateralen Warenimporrprogrammes beschlos­
sen. Österreich gewährre Uganda Kredite von insgesamt 150 Mill S mit 
einer Laufzeit von 41 Jahren (hievon 16 Jahre rückzahlungsfrei). Uganda 
wollte Stahlplarren für die lokale Herstellung von Anhängern für den 
landwirtschaftlichen Gebrauch sowie Papierhalb- und -fertigprodukte. 
Auf Wunsch Österreichs wurde 1989 das Lieferprogramm auf 108 Trak­
roren, 800 Anhänger und 60 Aurobusse (alle aus Österreich) abgeändert. 
Vor Ort fand der RH im Jahr 1996 noch 600 unverkaufte Anhänger in 
teilweise schlechtem Zustand vor. 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung haftete noch der gesamte Kredit­
betrag von 150 Mill Saus. 

6.2 Dem RH erschien sowohl die Änderung des Programmes als auch die Be­
rreuungsstruktur des Projektes unzureichend. Er empfahl, Projekte erst 
nach dem Aufbau gut funktionierender Vor-Orr-Berreuungen in Angriff 
zu nehmen. 

6.3 Laut StelLungnahme des BMA werde es in Hinkunft auf eine sinnvolLe Ergiinzung 

der struktur- und außenwirtschaftspolitischen Ziele des Empßingerlandes achten. 

6.4 Der RH vermerkte, daß der Bundesminister für Finanzen vom Gesetz­
geber ermächtigt wurde, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
auswärtige Angelegenheiten Schulden bis zur Höhe von rd 1,7 Mrd S zu 
erlassen. Davon könnte auch der gegenständliche Kredit betroffen sein. 

7.1 Zum Aufbau einer Handwerksorganisation mit rd 60 Selbsthilfegrup­
pen im Bezirk Hoima (Uganda) schloß das BMA 1990 mit einer Nicht­
regierungsorganisation einen Projektverrrag über 5,3 Mill S ab. Um die 
Landflucht einzudämmen, waren weitere Projekte (wie Ölsaatenanbau, 
Speiseölproduktion und Bildungsmaßnahmen) geplant. 1m Laufe des Pro­
jektes notwendig gewordene Änderungen wurden mit Unterstützung des 
Büros für Entwicklungszusammenarbeit durchgeführt. Auch wurden drei 
Folgeprojekte in Höhe von insgesamt 8,5 Mill S nach Rücksprache mit 
dem Büro für Entwicklungszusammenarbeit vom BMA genehmigt. 
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Einzelne Projekte 

Finanzabläufe 

ntwicklungsz amenarbeit 

7.2 Der RH merkte an, daß die einzelnen Projekte erst im Laufe der Zeit ent­
standen waren. Er empfahl, zur Abgrenzung der Verantwortlichkeiten die 
Aufgabenbereiche des Projektträgers und des Büros für Entwicklungszu­
sammenarbeit genau festzulegen. 

7.3 Laut Stellungnahme des BMA werde es die Fragen der Kompetenzabgrenzung und 
der Fortschrittskontrolle klären. 

8.1 Ein Abkommen zwischen Österreich und Uganda aus dem Jahr 1994 sah 
die österreichische Unterstützung bei der Dezentralisierung und Schaf­
fung eines regionalen Operationsschwerpunktes im Südwesten Ugandas 
vor. In der Folge hat das BMA mit einer österreichischen Nichtregie­
rungsorganisation in Verbindung mit der Distriktverwaltung von Kisoro 
einen Projektvertrag abgeschlossen, welcher Unterstützung bei der loka­
len Verwaltung vorsah. Die Kosten beliefen sich auf rd 9,5 Mill Sund 
wurden zu Beginn ausbezahlt. Das Projekt sollte bis Ende 1996 dauern. 

8.2 Wie der RH vor Ort feststellte, verfügte Kisoro kaum über eine Infra­
struktur. Die Wasserversorgung der 8 000 Einwohner zählenden und 
schwer erreichbaren Stadt war seit über zehn Jahren unterbrochen . Die 
Möglichkeit von Steuereinnahmen blieb mangels Fachwissens und eines 
zweckentsprechenden Verwaltungsapparates ungenützt. 

Der RH empfahl, die Einbindung des Regionalbüros zu verstärken, und 
betonte die Mitverantwortung des geförderten Landes. Die Förderungs­
mittel sollten nur dem Projektfortschritt entsprechend ausbezahlt werden. 

8.3 Das BMA gab hiezu keine Stellungnahme ab. 

9.1 Die Finanzierung der Förderungen für die Entwicklungszusammenarbeit 
im Bereich des BMA erfolgte im Rahmen des jeweiligen Bundesfinanz­
gesetzes und aus dem jeweiligen Jahresprogramm des ERP-Fonds. 

Laut den monatlichen Mittelanforderungen der Jahre 1993 bis 1995 be­
trugen die Auszahlungen im letzten Quartal des jeweiligen Jahres 38 % 
bis 59 % der Jahresauszahlungen. Aufgrund der schleppenden Projekt­
fortschritte erfolgten viele Srornierungen von Bindungen und Überträge 
von Projektmitteln auf das Folgejahr. 

9.2 Der RH war der Auffassung, daß die Gebarungsabwicklung ein Spiegel­
bild der unausgewogenen Projektbewirtschaftung und -betreuung war, 
und empfahl, auf eine zeitgerechte Abstimmung der Projektplanung und 
Mittelbereitstellung zu achten. 

9.3 Auch das BMA hielt eine gesicherte mittelfristige Planung und Mittelbereitstel­
lung für wünschenswert. 

10.1 Bereits bei der Prüfung der Jahresrechnung 1994 zur Vorbereitung des 
Bundesrechnungsabschlusses 1994 hatte der RH beanstandet, daß Un­
klarheit über die Anzahl und die Höhe von bereits abzurechnenden Pro­
jekten bestand. 
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58 

Organisation 

Dennoch waren 2l)o Projekte mit rd 1 Mrd S (1l)l)4), 2ol) Projekte mit 

rd 1.2 Mrd S (ll)l)') und .)20 Projekte mit rd 1,1 Mrd S (September 

1996) nIcht wm festgesetzten Stichtag abgerechnet. 

10.2 Der RH WIederholte seine Empfehlung, Projekte zeitgerecht abzurech­

nen. 

10.) Lallt iVlitteilllng dn BMA sei die noch nicht abgerechnete Summe hiJ AL.irz 1007 
dNI700 Mi!! S (150 Projekte) geJltnkell. 

11.1 Seit 1990 bestand in KampaL1 ein Regionalbüro, welches von einem 

Bediensteten des BMA geleitet wurde. Im Büro arbeiteten eine Vu­

waltungskraft, zwei Sekretärinnen, eint Hilfskraft sowie ein Fahrer, wel­

che jedoch über tine Nichtrtgierungsorganisation (für drei Jahre um 

H3 Mill S) angestellt waren. Mit einer anderen Nichtregierungsorganisa­

tion bestand ein Vertrag sowohl über die Erarbeitung von Projekten als 

auch über die Mitarbeit im Büro (für drei Jahre um H,3 Mill S). 

11.2 Der RH hielt eine Vermengung der Aufgabenbertiche des Büros für Ent­

wicklungsZLlsammenarbeit mit Aufgaben der Nichtregierungsorganisa­
tionen nicht für sinnvoll, weil andere Nichtregierungsorganisationen bei 

der Informationsbeschaffung und Projektdurchführung benachteiligt 

waren. Er empfahl eine strikte Trennung der einzelnen Aufgabenbereiche. 

1 1..) 0'1.1 B;\/ A Ii/g te diu ZII. 

12.1 Ende Il)l)') betreute das Büro für Entwicklungszusammenarbeit in Kam­

pala 110 Projekte in Uganda, Ruanda, Burundi, Kenia und Tansania mit 

einer Vertragssumme von 99H Mill S. Während Förderungs- bzw Werk­

verträge die Aufgaben und Veranrwoftungsbereiche der Mitarbeiter 

regelten, erhob das BMA jene dts Leiters erst im Februar 1l)l)6. 

12.2 Der mehrmalige Wechsel in der Zuständigkeit für die Aufgaben der Ent­

wicklungszusammenarbeit zwischen BKA und BMA behinderte eine 

Neustrukturierung. Der RH empfahl, vor Auslagerung weiterer Arbeiten 

den Istzustand bei allen Regionalbüros ZL1 erheben und danach die Perso­

nalressourcen festzustellen. 

12 .. , Dm BMA Jdgte din ZN. 

1.'1.1 Laut einem vom BKA 1994 beauftragten Gutachten an eine Nichtregie­

rungsorganisation über die organisatorischen Abläufe und Strukturen von 

Projekten unterschieden SIch die Projektziele oft von der Realität, waren 

die Berichte unzureichend, wurde die Projektveranrwortung zu spät dele­

giert, war die Projektbearbeitung uneinheitlich und wiesen die Projekt­

träger überhöhte Liquiditätsreserven auf 
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Organisation 
Entwicklungszus m ar 

13.2 Der RH gelangte bei den von ihm überprüften Projekten zu einer ähn­
lichen Beurteilung. Er empfahl, aufgrund von Standardprojekttypen die 
Ressourcen je Arbeitsschritt festzulegen, bestehende Ablauforganisa­
tionen umzustrukturieren und die Verantwortung für die Projektabwick­
lung zu dezentralisieren. 

13.3 Laut Stellungnahme des BMA habe es dem bereits Rechnung getragen und mit der 
Umsetzung der Empfehlungen des RH begonnen. 

14.1 Zu den bereits ab 1992 angestellten Überlegungen, Aufgaben der Ent­
wicklungszusammenarbeit aus der Bundesverwaltung auszugliedern, 
stand eine Entscheidung noch aus. 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung war in der Sektion VII des BMA 
eine Abteilung mit Projektdurchfühtungsaufgaben befaßt. Die Aufgaben 
waren nach Ländern und Sektorenbereichen gemischt aufgeteilt; eine 
Verantwortungsabgrenzung zu den Aufgaben der Büros für Entwick­
lungszusammenarbeit bestand nicht. An der Projektdurchfühtung war­
ungeachtet der fehlenden klaren Struktur - eine Vielzahl von Nicht­
regierungsorganisationen beteiligt. 

14.2 Der RH empfahl daher eine Umstrukturierung nach folgenden Grund­
sätzen: 

(1) Zentral zu verwaltende Bereiche: 

Grundsätze der Entwicklungspolitik und Erstellung des Dreijahrespro­
grammes unter Einbeziehung der Vertretungsbehörden 
Auftraggeberfunktionen 
Mittelbewirtschaftung 
Kontrolle und Evaluierung 
Stipendien und Öffentlichkeitsarbeit sowie Projekte außerhalb der 
Schwerpunktländer 
Gesamtplanung sowie Steuerung der Büros für Entwicklungszusam­
menarbeit und Controllingfunktion 

(2) Dezentral zu verwaltende Bereiche: 

Büros für Entwicklungszusammenarbeit: 
Sammeln von Informationen 
Mitwirkung bei der Projekterstellung 
Projektsteuerung 
Erstellung auswertbarer Berichte bzw Mitwirkung 

Projektträger: 
Planung und Durchführung der Projekte 
Klare Aufgabenabgrenzung zum jeweiligen Büro für Entwicklungs­
zusammenarbeit 

14.3 Das BMA sagte zu, die Vorschlage des RH dem angestrebten Restrukturierungs­
prozeß zugrunde zu legen. 

t 
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60 
Schluß­
bemerkungen 

) 'i Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

(I) Die Projektbewirtschaftung sollte ausgewogener sein. 

(2) Die Konzentration der Förderungsmittel sollte weiter ausgebaut 
werden. 

(3) Die Mitverantwortung des geförderten Staates sollte betont 
werden. 

(4) Auslagerungsüberlegungen hätte eine Aufgaben- und Verant­
wortungsabgrenzung zwischen der Zentrale, den Büros für Ent­
wicklungszusammenarbeit und den Projektträgern voranzugehen. 

(5) Die Aufbauorganisation der Entwicklungszusammenarbeit wäre 
neu zu strukturieren. 
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Bereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 

{ ·ncrlcdigte Anregungen ,lU"' Vorj,lhren 

Nicht bzw nicht gänzlich verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 
hinsichtlich: 

(1) Organisatorischer Maßnahmen für das Bundesstraßennetz (TB 1977 
Abs 76 .17, TB 1983 Abs 68.l.4, TB 1986 Abs 60.27.2, TB 1992 S. 183 
Abs 1, TB 1993 S. 237 Abs 1, TB 1994 S. 41 Abs 1 und S. 42, zuletzt 
TB 1995 S. 39 Abs 1). 

Laut Mitteilung des BMwA seien die im Z usammenhang mit der Mauteinhebung 

bei Bundesstraßen notwendigen Maßnahmen gemäß Bundesstraßen/inanzierungs­

gesetz 1996 (BGBI Nr 20111996) vorrangig gewesen. Zielsetzung sei dabei die 

Implementierung einer E V-rechtlich konformen Konstruktion im Bereich der 
. Straßenbewirtschaftung zur AltSgliederung der Schulden der Autobahnen- und 

Schnellstraßen Finanzierungs AG gewesen. 

Nunmehr sei beabsichtigt, die Bestrebungen zur Übertragung der Bundesstraßen B 

an die Lä"nder wieder zu intensivieren. 

(2) Vereinheitlichung und Neuorganisation der Bundesgebäudeverwalrung, 
insbesondere Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die Tätigkeit 
der Dienststellen der Bundesgebäudeverwaltung (TB 1972, TB 1984 Abs 
56, TB 1992 S. 183 Abs 3, TB 1993 S. 237 Abs 3, TB 1994 S. 41 Abs 3, 
zuletzt TB 1995 S. 39 Abs 2). 

Laut Stellungnahme des BMwA sei eine Beratungsunternehmung mit Organi­

sationsuntersuchungen zur Ef/izienzsteigerung im Bereich des Bundeshochbaues be­

auftragt worden; deren Ergebnis stehe noch aus. 

(3) Erlassung der Gebarungsrichtlinienverordnung gemäß dem Wohnungs­
gemeinnützigkeitsgesetz zur Festlegung des Eigenmittelbedarfes ge­
meinnütziger Bauvereinigungen (TB 1993 S. 77 fund S. 139 ff). 

Laut Stellungnahme des BMwA sei sein Verordnungsentwurf vom damaligen 

BMGK, der WirtschaJtskammer Österreich und der Bundeskammer fiir Arbeiter 

und Angestellte abgelehnt worden. 
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Prüfungsergebnisse 

Bergbauförderung 

Das BMwA verwaltete die für die Bergbauförderung vorgesehenen 
Mittel ordnungsgemäß und verantwortungsbewußt. Das BMwA 
hat die Zielsetzungen des Bergbauförderungsgesetzes erfüllt und 
sich dabei stets vom gebotenen volkswirtschaftlichen Interesse lei­
ten lassen. Die Beihilfen gemäß Bergbauförderungsgesetz 1979 ent­
sprechen dem Gemeinschaftsrecht der EU. 

Rechtsgrundlage: Berg bauförderungsgesetz 1979 

Verstaatlichte Industrie 

Mehrheitsbetei lig ung 

Länder 

Zwischensumme 

Private Unternehmungen 

Summe 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Zahlungen 

an Berg bauberechtigte 

1991 1992 1993 1994 1995 1996 Summe Durch-
von 1991 schnitt-

bis licher För-

1996 derungs-

in Mill S 
anteil 

116,5 97,0 100,0 100,3 92,8 96,7 603,3 100,6 

65,0 30 ,0 62,9 64,9 48,5 19,6 290,9 48,5 

18 1,5 127,0 162,9 165,2 141,3 116,3 894,2 149,1 

in % 

87 77 78 79 81 67 78 

in Mill S 

28,2 37,5 45,9 44,2 33,2 57,7 246,7 4 1,1 

in % 

13 23 22 21 19 33 22 

in Mill S 

209,7 164,5 208,8 209,4 174,5 174,0 1 140,9 190,2 

Der RH überprüfte von Mai bis Juni 1996 die Gebarung des BMwA mit 
den Mitteln nach dem Berg bauförd erungsgese tz 1979. Zu den im 
Dezember 1996 zugestellten Prüfungsmitteilungen nahm das BMwA im 
Februar 1997 Stellung. Der RH gab keine Gegenäußerung ab. 
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64 
Allgemeines 

Et;-Anpassung der 
Bergbauförderung 

Förderu ngspol itik 

2.1 Nach dem Bergbauf(irderungsgeserz 1l}"7l} kann du Bundesminister für 

wlrtschafrllche Angelegenheiten Im Einvernehmen mit dem Bunde,.,mini­

ster für Finanzen und dem BUlldesminlster für Wissenschaft und Verkehr 

den Hcrgbauberechtigten BeihilfeIl nir jeweils ein Jahr auf Antrag ge­

wiihren. Ein "Interministerielles Beamtenkomitee für die BL"f,l..';bau­

fiirdL"fung" unter der Leitun,l..'; von Angehiirigell der Sektion VII des 

BMwA, Oberste Bergbehörde, sowie unter EinbezIehung VOll Vertretern 

des BMF LInd des BM\XlV, nahm diese Aufgabe wahr. 

2.2 Dcr RII beurtcdte dlc Abwicklung ,d, sehr ziigig . 

. ) Am 7. Dezember ll}()i entschied die EFTA-CJberwachungsbchörde, daß 

die in den Richtlinien des Bergbaufiirderungsgesnzes 1l}"7() genannten 

ProzelHsiitze lliichstsiirze darstellen und diese <luch bel KUlllulierung mit 

anderell Fördl"fungen aus delllselben Titel nicht überschritten werden 

dürft·n. Diese Entscheidung dn EFTA-Überw'lchungsbehiirde gilt nach 

dem Beitritt Österreichs zur EU weiterhin. 

Nach einstimllllgl"f /.ustimmung des Rates ,l..';enehmigte dll" ElI-Kom­

mission Im November 1l}95 - in Abweichung von der Stahlbelhdfen­

politik der Europiilsclwn Genwinschaft -, elm· ,ta'lcliche Beihdfi:: an die 

VOEST-ALPI NE Erzberg GesmbH von insgesamtjOH Mill S U!Her der 

Bn.llll.l..';ung zu gewiihrcn, bis Ende des Jahres .2()().2 den Bngballlwrrieb 

,11ll steirischen Erzberg schrirrwl·ise einzustelleIl. 

4.1 Bedingt durch den technisch-wirtschaftlichen Fortschritt beim Transport 

von IvLtssengütefil vor allem zur See haben groLle Teile des klassischen eu­

ropiiischen Bergbaues Im Werrbewerb mit Rohsroffimporten aus Cjbersee 

ihren früheren Standortvorteil verloren. \Xleiters entstand durch die Stand­

ortbindung aU(l..';rund vorgegehener geologischer Verlülrnissl' vielbch die 

lalldläufige Anschauung, Berghau wiire gleichbedeutend mit endgültiger 

Naturzerstöwng. 

Entsprechend dem Auftrag des Gesetzgebers 1m Bergbaufiirdl"fllngs­

,l..';csetz, auf die volkswirtschaftliche Bedeutung des zu fördernden Vorha­

lwns Bedacht zu nehmCll, verf()lgte das BMwA das /.iel, mit den Mitteln 

dlT Bergbaufiirderung den StruKrurwandel zu steuern, die Folgen fLir die 

direkt Betroffellen zu mildern sowie ein Mindestmaß an Vcrsorgungs­

sicherilCit 'lUfrnht zu erhaltell. 

Der für europiiische VerlüHrnisse relativ günstige Eigenversorgungsanteil 

()stl"freichs in einigen Bergbausp'lrten entlastete zB durch Expo[(e in 

Hiihe von rd .2 Mrd S (l<)<)()) die Zahlungsbilanz und hat demnach volks­

wirtschaftliche Bedeutung. 

Das Berggesetz in seiner geltenden Fassung sicht einen miiglichst spar­

samen OblTthchenverbrauch und die Erteilung ulllweitschonender Auf­

la,l..';en seitens der Bergbehörde vor. Die Beihilfen nach dem Bergbau­

fiirderungsgesetz ll}-'l} stellten daher auch eine bedeutende ulllwclt­

pol i t isc he Maj',nahme zur Mi nclefLlng der A uswi rku ngen der Bl"fgbau­

tiitigkei t dar. Diese i III nationalen Illteresse gelegenen Bestrcbungen wur­

den auch mit der EU akkorchert. 
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Mi ttelaufte il ung 

Förderungs­
abwicklung 

4.2 Der RH empfahl, im Rahmen der mit der EU abgestimmten Grenz~n 
weiterhin das wirtschaftspolitische Instrument der Bergbauförderung ein­
zusetzen, um - ungeachtet eines bergbaukritischer werdenden Umfel­
des - insgesamt dennoch einen möglichst hohen Nutzen für die öster­
reichische Volkswirtschaft zu erreichen. 

5.1 Von der in den Jahren 1991 bis 1996 aus Bundesmitteln bezahlten 
Bergbauförderung von insgesamt 1 140,9 Mill S entfielen auf Bergbaube­
triebe der verstaatlichten Industrie und auf solche mit Mehrheitsbeteili­
gung der Länder durchschnittlich 78 % der Förderung. Auf private 
Bergbaubetriebe entfielen im jährlichen Durchschnitt rd 22 % des Bei­
hilfenvolumens. 

Die in den Jahren 1991 bis 1996 gewährte Gesamtsumme an Beihilfen 
verteilte sich dem Förderungszweck nach auf 46 % Stillegungsmaßnah­
men, 21 % Abdeckung von Betriebsverlusten , 11 % Auf- und Unter­
suchungsmaßnahmen, 11 % Aufschließungsmaßnahmen, 8 % Investitio­
nen und 3 % sonstige Zwecke. 

5.2 Der RH erwartete in den nächsten Jahren Beihilfen für Stillegungsmaß­
nahmen und zur Abdeckung von Berriebsverlusten in wesentlich geringe­
rer Höhe als bisher. Er empfahl daher, Überlegungen anzustellen, künftig 
Maßnahmen zum Aufsuchen sowie zur Vorbereitung der Gewinnung von 
mineralischen Rohstoffen verstärkt zu fördern. 

5.3 Laut Stellungnahme des BM wA werde es die Anregung des RH aufgreifen; es 
werde bereits im Jahr 1997 verstärkt Mittel umschichten. 

6.1 Das BMwA förderte in Form von Beihilfen (Direktzahlungen) an Berg­
baubetriebe. 

Von einer Bergbauförderung in Form von Zuschüssen zu Kreditkosten 
nahm es Abstand, weil es den mit der Sichtung der Kreditunterlagen und 
der laufenden Evidenzhaltung der zu leistenden Zuschüsse verbundenen 
Verwaltungsaufwand als zu hoch erachtete und es die Vorbelastung künf­
tiger Finanzjahre weder budgettechnisch noch förderungspolitisch für 
wünschenswert hielt . In den letzten Jahren verfügte Budgetkürzungen 
bewältigte das BMwA deshalb im Bereich der Bergbauförderung pro­
blemloser als in anderen seiner Förderungsbereiche. 

Die verwaltungsmäßige Abwicklung der Förderungsanträge erfolgte effi­
zient und personalsparend. Der Akteninhalt war übersichtlich struktu­
riert und lieferte die erforderlichen Informationen. Die Mittelverwendung 
wurde korrekt überwacht . 

6.2 Der RH beurteilte die Verwaltung der Bergbauförderung als beispiel­
gebend innerhalb des BMwA. 
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66 
Schluß­
bemerkungen 

7 Zusammenfassend empfahl der RH, 

(I) weiterhin das wirtschaftspolitische Instrument der Bergbaufär­
derung einzusetzen und 

(2) künftig Förderungsmittel bevorzugt in Maßnahmen zum Auf­
suchen sowie zur Vorbereitung der Gewinnung von mineralischen 
Rohstoffen einzusetzen. 
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Bundesstraßenverwaltung Steiermark 

Vom RH überprüfte Bundesstraßen-, Autobahn- und Tunnelbau­
vorhaben im Bereich der Bundesstraßenverwaltung mit einem Auf­
tragswert von rd 758,7 Mill S waren im Ausmaß von 28,7 Mill S 
fehlerbehaftet. Der RH bemängelte insbesondere die hohen Mas­
sen- und Leistungsreserven, die Nichtbeachtung bzw das Nicht­
vorliegen von Behördenauflagen bei Ausschreibungen, die Vergabe 
von Anhängeaufträgen und die Reduzierung von Leistungen ohne 
erneute Ausschreibung, die Duldung der kostenlosen Verwendung 
von im Baulos gewonnenen Baustoffen, die unkritische Hinnahme 
vorerst unrealistisch niedrig angebotener und schließlich wesent­
lich höher abgerechneter Leistungen, die unzureichende Plausibi­
litätskontrolle und Herleitung der Preise bei Nachträgen und Ab­
rechnungsvereinbarungen, fehlerhafte Aufrnaßermittlungen und 
Berechnungen, das Heranziehen unzutreffender Leistungspositio­
nen sowie die Übernahme überhöhter Kosten von Teilleistungen 
durch den Bund. 

Die Bereitschaft des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung 
zur Mängelbereinigung verhinderte weitergehende finanzielle 
Nachteile; bis Mitte 1997 konnten demnach Abzüge in Höhe von rd 
4,2 Mill S erreicht werden. Rd 0 ,7 Mill S sind mit den betroffenen 
Auftragnehmern noch nicht endgültig geklärt, weitere rd 1,1 Mill S 
sind strittig. Rückforderungen in Höhe von rd 0 ,3 Mill S blieben 
ohne Erfolg. 

Noch während der Gebarungsüberprüfung forderte das Amt der 
Steiermärkischen Landesregierung die Vorlage neuer prüfbarer 
EDV-Querprofilauswertungen bei den Auftragnehmern an und 
traf Vorkehrungen zur Umsetzung der Empfehlungen des RH ins­
besondere im Bereich der Aus- und Weiterbildung der Bauauf­
sichtsorgane. 

Bundesstraßenverwaltung im Land Steiermark 

Ausgaben 1993 1994 1995 1996 

in Mill S 

Autobahnen 417,2 456,3 339,4 391,2 

Schnellstraßen *) 21,2 36,5 54, 1 77,0 

Bundesstraßen 992,2 1 11 5,9 1 18 1,6 1 134,7 

Katasttophenfonds 85,9 84,4 107,9 78,1 

Summe 1 516,5 1 693 ,1 1683,0 1681,0 

*) Beträge ohne Betriebskosten; diese werden den Bundesstraßen B zugerechnet 
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68 
Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Bundesstraßen 

Der RH überprüfte \'on November I L)L)) bis Juni I L)L)(, ehe Gcbarung 

des Amtes der Steiernürkischen Landesregierung BundesstraBenver­

w.!Itung im Zusammenhang mit der Errichtung von Bundesstraßen-, 

Autobahn- und Tunnelbauvorhaben im Auftragswerr von insgesamt 

7) H, 7 M ill S, Die Aus wah I der PrLi ffe Ider erfo I gte nach reg i onalen 

(~esichtspunkten, dem jeweiligen Bauvolumcn sowic signifik'lIHcn Ab­

rechnungsmerkmalen (wie zB KostenLiberschreitungen, Mengeneiltwick­

lungen, große N'lchrr'lgsangebote), \Vegen des Umfanges des Prüfungs­

gegenstandes übermittelte der RH die Prüfungsmitteilungen In drei 

TeileTl. Zum Teilbericht betreffend die BundesstraUen B nahm das BMwA 

Im November I L)L)6 Stellung, Das Amt der Stelermärkischen Landes­

regierung gab zu den drei Teilherichten 1m April I L)97 seine Stellung­
nahme ab, 

Das Kollaudierungsergebnis betreffend das Autobahnbaulos Ilofing 
wurde dem RH 1m Februar I L)l)"'7 zur Kenntnis gebracht, 

Bauvorhaben RadlpaL\ AufmaL'lermlttlul1g 

2.1 Im Bereich der neutrassierren Kehre bedingten ein zusätzlich herzustel­

lender rorstweg, Böschungs\'l'rtlachungen UTld die geänderte Linienfüh­

rung der SteinbruchzuLthrt eine Ab:inderung des vorliegenden Detailpro­

jl·ktes. Die Abtragsmenge ermittelte der Auftragnehmer anhand der von 
ihm für das Urgeliinde und bei der Endaufnahme gemessenen Daten, \Väh­

rcm! der Prüfung der Schlußrechnung legte der Auftragnehmer wegen 
eines lkrechnullgsfehlers eine iiberarbeitete Massenermittlung mit einer 
um rd .2 I 000 m~ höheren Menge vor, 

Wegen der Änderung proJekriertn Querprofile und der schwierigen Mas­

senermlrtlung veranlaßre der RH Kolltrollnwssungen durch einen Sach­

verstiindigen. Diese ergaben eine die Meßrolcranz deutlich übersteigende 

Abweichung des UrgeLindes und eine nicht exakte Massentrennung zwi­

schen Abrechnungsberclchen, Bel den nachgeillessenen Querprofilcn wies 

der Auftragnehmer eine um rd 50000 m 1 iiberhiihte Abtragsmenge 
.IUS, 

2.2 Der RII empbhleine Clberarbeitun,L: der Abrechnung, 

2.3 Ll/lt St~///(!lgn"b1l/~ dCI Amtn deI" Stetfrtllti'rkiJebm L/l/clnregi('mn.~ bd/N CI die 

/1111/ I? 11 tillgdtilc/UI K()lItrl)l/II/t'JI/lII,~CII jiirlge/iibrt: ,t!JIl'h!iejicllt!e. lIIit delll 

I\/ljirag!leblller ,t/Jge,lt/ll/ll/le Erge!)f//'\'If Jeim nlicb (l/I,utci'lIc1ig. 

Verwendung von Baulosmaterial 

,'1.1 Abweichend vom angebotenen Leistungsinhalt Lind der Kalkulation ver­

wendcrl" der Auftragnehmer bel der BaudurchfUhrung im Zuge der 

Abtragsarbeiten gewonnenes Steinmaterial als Baustoff zur Herstellung 

von Wandmauern und Gerinneptlastl"rungen, ohne eine Preisminderung 

zu gewühren. 
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Bundesstraßen 

Bauvorhaben 
Hohlbach 

Bauvorhaben 
Ortsdurchfahrt Weiz 

Bundes traßenve 
Steiermark 

3.2 Der RH beanstandete die unterbliebene Preisanpassung. 

Itung 

3.3 Laut Stellungnahme des Amtes der Steiermcirkischen Landesregierung habe es au/­
grund der Empfehlungen des RH für Grubenzins und geringere Zu/uhrkosten in 
der Schlußrechnung Abzüge von insgesamt rd 272 000 S vorgenommen. 

Abrechnungskorrekturen 

4 Aufgrund weiterer vom RH festgestellter Mängel im Zusammenhang mit 
der Deponierung von überschüssigem Baulosmaterial und dem Auf­
brechen bituminöser Fahrbahndecken nahm das Amt der Steiermär­
kischen Landesregierung in der Schlußrechnung Abzüge von insgesamt 
rd 147 000 S vor. 

Hocheinbau 

5.1 Die Herstellung der Lage und der Querneigung der Fahrbahn erfolgte in 
einem Teilabschnitt abweichend von den Vorgaben der Ausschreibung 
unter Einsatz einer hohen Mischgutmenge durch Profilieren der beste­
henden Fahrbahn (Hocheinbau). 

5.2 Der RH beanstandete die durch das nicht ausschreibungsgemäße Vor­
gehen bewirkte Kostenerhöhung um rd 360 000 S. 

5.3 Laut Stellungnahme des Amtes der Steiermcirkischen Landesregierung sei au/grund 
der Überlegungen vor Baubeginn der Hocheinbau wirtschaftlicher erschienen. 

5.4 Der RH vermißte die Dokumentation der diesbezüglichen Wirtschaft­
lichkeitsüberlegungen. 

Weitere Feststellungen 

6 Zu den vom RH beanstandeten höheren Herstellkosten infolge der ab­
geänderten Arbeitsmethode beim Aufbruch bituminöser Fahrbahn­
decken, der Änderung der Mischgutsorte für Profilierungsarbeiten sowie 
der Vergürung von Leistungen im Zusammenhang mit der Änderung des 
bestehenden Durchlasses teilte das Amt der Steiermärkischen Landes­
regierung mit, es werde von der Schlußrechnung insgesamt rd 200 000 S 
einbehalten . 

Änderung der Verrechnungsmodalität 

7.1 Die Abrechnung für die Herstellung der Tragschicht erfolgte mit Zu­
stimmung des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung nicht nach 
den ursprünglich nach Fläche ausgeschriebenen, vom Auftragnehmer im 
Bietervergleich am billigsten angebotenen Leistungspositionen, sondern 
nach dem mengenmäßig untergeordneten, teurer angebotenen Einbau 
von Mischgut nach Tonnen. Die Schlußrechnung wies gegenüber den 
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70 

Bundesstrallen 

Bauvorhabtn 
Kapftnberg 

Bauvorhaben 

Silberberg 

Bauvorhaben 
Viehtriebd urchlaß 
Ra,lIing 

Lieferscheinen überhöhte bzw abweichende und nicht zuletzt wegen 
anderen, außerhalb des Bauvorhabens gelegenen Elnbauorren nicht ein­
deutig zuordenbare MIschgutmengen und -sorten aus. 

7.2 Der RH beanstandete überhöht abgerechnete Herstellkosten von rd 
])5000S. 

7 .. 1 Lelllt Stellllngnahme de.1 Alllle.r der SteJerlildrki.rchen Lande.rreglrnmg .lei II{ICh 

Prlijlm,~ der Mi.rchg/ltJllengen /lnd -JOrtfll in der Sch/lfjlrechnllllg ein AbZlIg 1'011 

rc!ll8 ()()() S l'!J/genol1ll1le/l 1I'l)rc!fII. 

H.I Ei ne nicht dem Bauvertrag entsprechende Ermittlung der zu vergütenden 
Tonnage für das mit Hochofenschlacke hergestellte, schwerere Mischgut 
bewirkte um rcl 19H 000 S höhere Herstellkosten. 

8.2 Der RH bemängelte die Mehrkosten. 

8.3 Llllt SIe! Ilf ngntlhillf de.r A IINe! der S teitrmdrk iIchw LIIlde.1reg iem ng 11 erde die 

() ber:;dh//llig 111111 Alflt",gnehllier eillge/urdert. 

9.1 Koordi nationsmängel bei einer planungsbedingt nachträglich ausgeführ­
ten Anhebung der Fahrbahn bewirkten Mehrkosten von rd 250 (lOn S; 
aufgrund überhöht anerkannter Kalkulationsgrundlagen führte ein Nach­
trag über ein geändertes Mischguc zu Mehrkosten von rd 120000 S. 

9.2 Der RH beanstandete die Kostenerhöhungen. 

9 .. 1 LIIII Slelllfngntlhmf eleJ Amlel der SleierllldrkiJdJen Ltlllc!e.rreglenmg lI'erden die 

m1~ezei,~leIl M{i"ngel in Hink/IJI/t l'erJllieden u-erdell. 

Auftragsvergabe i m Anhängever/~lhren 

10.1 Der mit dem Bauvorhaben Rutschung Radling beauftragte Auftragneh­
mer erhielt im Anhängevert;lhren den Auftrag zur Errichtung eines Vieh­

triebdurchlasses. Die Leistungen wurden auf Basis ausgewählter Einheits­
preise der Bauvorhaben Ra,lIing und Ortsdurchfahrr Kaisdorf vergeben. 

10.2 Der RH kritisierte die Auftragsvergabe im Anhängevert;lhren mit über­
wiegend hochpreisigen Leistungsverzeichnis-Positionen für die Errich­
tung des Viehtriebdurchlassts, Doppelverrechnungen sowie mit einem 
Rechenfehler bei der LeisrungsabgrenZllng der beidtn Baulost, 

10.3 Lmt Slel/;III,~lIuhllle de.1 AlliIn der Sle/erilldrkl.fchm L{/lldeJreglenfil,~ bd'ilgt die 

Feb/l'I:rrechllllllg inJgeJtllllt rd l41 ()()() S: d{n'on JeiOi ge<~enii/;e,. deli! !\N/träg­

nehme,. bilber rd 40 ()()() S dNrcbgeJctzl 11 'orden. 
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Bundesstraßen 

Bundesstra nve altung 
Steiermark 

Bauvorhaben Eßling Planung und Ausschreibung 

Bauvorhaben 
Scheiflinger Ofen 

11.1 Als Auflagen der naturschutzrechtlichen Bewilligung waren ua die Aus­
arbeitung eines "einwandfreien Rekultivierungs- und Bepflanzungspla­
nes" gefordert und die Abtragung von Geländeteilen untersagt worden. 
Erstere Auflage wurde ohne Bezug auf den tatsächlichen Bedarf erfüllt, 
die andere blieb in der Planung, bei der Grundeinlöse und in der Bau­
durchführung unbeachtet. 

11.2 Nach Ansicht des RH sollten landschaftsgestaltende Projektierungen mit 
den realen Bedingungen im Einklang sein und Auflagen der naturschutz­
rechtlichen Bewilligung konsequent in alle Projektpläne und die Grund­
einlöseverhandlungen einfließen. 

11.3 Das Amt der Steiermiirkischen Landesregierung erkliirte die Nichtbeachtung der 
Auflagen mit wirtschaftlichen Gründen. 

11.4 Der RH verwies auf die verpflichtende Wirkung von Behördenauflagen. 

Abrechnung 

12.1 Die Schlußrechnung enthielt nicht nachvollziehbare, teilweise unplau­
sible Ergebnisse der Flächenberechnungen sowie einen Rechenfehler bei 
der Massenabgrenzung. 

12.2 Der RH beanstandete die unzulängliche Prüfung der Schlußrechnung 
und insbesondere den Rechenfehler bei der Massenabgrenzung in der 
Größenordnung von rd 223 000 S. Er empfahl eine Nachprüfung der 
Querproftle. 

12.3 Laut Stellungnahme des Amtes der Steiermiirkischen Landesregierung habe die 
Umsetzung der Empfehlung des RH eine Einsparung von rd 318 000 Sergeben; 
weiters sei der Rechenfehler korrigiert worden. 

Kostenübernahme durch den Bund 

13.1 Eine von der üblichen Art abweichende Gehsteigkonstruktion im Ge­
meindegebiet Altenmarkt verursachte Mehrkosten von rd 456 000 S. 

13.2 Der RH bemängelte die Übernahme der Mehrkosten durch den Bund. 

13.3 Das Amt der Steiermärkischen Landesregierung nahm hiezu nicht Stellung. 

Mehrforderung 

14.1 Die örtliche Bauaufsicht hatte die Aufmaß- und Summen blätter für das 
nach Auffassung des Auftragnehmers zu vergütende geologisch bedingte 
Überproftl und für die zusätzlich angebotenen Erschwernisse beim Vor­
trieb wegen der noch ausstehenden schiedsgutachterlichen Beurteilung 
materiell nicht geprüft und aus der Schlußrechnung gestrichen. Letztlich 
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72 

Bundesstraßen 

Bauvorhaben Radmer 
- Wegmacherbrücke 

Bauvorhaben 
Kurvenkorrekturen 
Weinitzen 

einigten sich der Auftragnehmer und das Amt der Steiermärkischen Lan­
desregierung ohne Schiedsgutachter auf rd 59 % (rd 3,9 Mill S) der vom 
Auftragnehmer erhobenen Mehrforderung. 

14.2 Der RH bemängelte, daß das Amt der Steiermärkischen Landesregierung 
die Plausibilität der Mehrforderungen unzureichend geprüft und ohne 
Rücksprache mit der örtlichen Bauaufsicht die fachliche und rechnerische 
Richtigkeit der fehlerhaften Aufrnaß- und Summenblätter angenommen 
hatte. Er empfahl, den mit Rechenfehlern begründbaren Betrag von rd 
1 Mill S rückzufordern. 

14.3 Das Amt der Steiermark ischen Landesregierung teilte mit, es habe den Auftrag­
nehmer zur Rückzahlung des Betrages von rd 1,1 Mill Saufgefordert. 

Frostschutzmaterial 

15.1 Für die im Angebot als "wesentliche" Position gekennzeichnete und daher 
einer vertieften Angebotsprüfung zu unterziehende Frostkofferschutz­
schichte für Hauptfahrbahnen enthielt die Detailkalkulation des Auftrag­
nehmers weder Stoffkosten noch Gestehungskosten für die Aufbereitung 
des Materials. Das Frostschutzmaterial entstammte dem im Eigentum der 
Bundesstraßenverwaltung befindlichen Felsmaterial des Bauloses. 

15.2 Der RH beanstandete die mangelhafte Angebotsprüfung und die unter­
bliebene Preisminderung für das verwendete Felsmaterial. 

15.3 Laut Stellungnahme des Amtes der Steiermit."rkischen Landesregierung habe der 
Auftragnehmer eine Preisminderung von rd 381 000 S fiir rd 16 300 m3 ent­
nommenen Frostschutzmaterials akzeptiert. 

Weitere Feststellung 

16 Für die vom RH bei einem Nachtrag beanstandete Vergütung anteiliger 
Baustelleneinrichtungskosten und Ableitung eines Einheitspreises hat der 
Auftragnehmer einen Abzug von rd 454 000 S akzeptiert. 

Vergabe 

17.1 Die Ausschreibung umfaßte zwei Detailprojekte. Nach der Ausschrei­
bung erhielt - unter Berücksichtigung der geschätzten Mindermassen 
- der Bestbieter den Zuschlag für lediglich zwei Kurvenbereiche. 

17.2 Der RH stellte fest, daß trOtz der Verminderung des Leistungsumfanges 
um rd 45 % das Bauvorhaben nicht neu ausgeschrieben worden war. 
Unter Berücksichtigung des bereits bei der Zuschlagserteilung bekannten 
Entfalles von Leistungen wäre das Angebot des ursprünglichen Zweitbie­
ters um rd 1,4 Mill S günstiger gewesen. 

17.3 Das Amt der Steiermit."rkischen Landesregierung nahm hiezu nicht Stellung. 
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Bauvorhaben Enns­
brücke Weißen bach 

Autobahnen 

Bundes traßcnv 
Steiermark 

altung 

18 Die vom RH aufgezeigte unrichtige Zuordnung von Leistungsverzeich­
nis- Positionen in der Schlußrechnung bewirkte laut Mitreilung des 
Amtes der Steiermärkischen Landesregierung eine Einsparung von rd 
163000 S. 

Baulos Hofing Leistungs reserven 
Vollausbau 

19.1 Von den im Leistungsverzeichnis der auszuführenden Erdbauarbeiten ent­
haltenen 292 Leistungspositionen entfielen im Zuge der Baudurchfüh­
tung 132 Positionen. Bei 109 dieser Positionen war der Auftragnehmer 
jeweils Billigstbieter gewesen. 

19.2 Der RH bemängelte die Unzulänglichkeit des Leistungsverzeichnisses im 
Hinblick auf die Verzerrung des Wettbewerbes und wies auf die sich auf­
grund der Leistungsreserven eröffnenden Spekulationsmöglichkeiten hin . 

19.3 Laut Stellungnahme des Amtes der Steiermiirkischen Landesregierung werde das 
Standard- Leistungsverzeichnis bereits überarbeitet. Leistungsverzeichnis- Positio­
nen mit offensichtlichen Unter preisen werde es künftig zumindest im ausgeschriebe­
nen Umfang ausführen fassen. 

Seitenenrnahme Arnwiesen 

20.1 Im Rahmen eines Nachtrages führte der Auftragnehmer Abtragsarbeiten 
zur Abdeckung des Massendefizits im Baulos Hofing im Nachbarbaulos 
Arnwiesen durch. Die Ermittlung des anerkannten Nachtragspreises war 
fehlerhaft. 

20.2 Der RH beanstandete die Mehrkosten von rd 0,4 Mill Saufgrund des 
überhöht genehmigten Einheitspreises des Nachtrages. 

20.3 Laut Stellungnahme des Amtes der Steiermiirkischen Landesregierung habe der 
Auftragnehmer rd 0,4 Mill S im Zuge der Kollaudierung zuriickbezahlt. 

Preisperioden 

21.l Anläßlich der Schlußrechnungsprüfung ordnete das Amt der Steiermär­
kischen Landesregierung mehrfach Leistungen späteren Abrechnungs­
perioden zu, wodurch ein anderer Stichtag der Preisumrechnungen maß­
geblich war. 

21.2 Der RH bemängelte den Widerspruch zu den Bauaufzeichnungen und die 
dadurch entstandenen höheren Kosten . 

21.3 Die Richtigstellung der Periodenzuordnung erfolgte im Wege der Kollaudierung; 
der Auftragnehmer zahlte rd 0,8 Mdl S zurück. 
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Autobahnen 

74 
Schüttmaterial 

22.1 Die Auffüllung der Seitenentnahme Hainfeld enthielt mehr Schüttmare­
rial als im Wasserrechtsbescheid vom Oktober 1986 gefordert worden 
war. Die Kosten für die Bereitstellung und den Einbau des Schüttmate­
rials im Ausmaß von 22 900 m3 betrugen insgesamt rd 0,78 Mill S. 

22.2 Der RH bemängelte die Vergürung der nicht erforderlichen Mehrschüt­
tung und beanstandete insbesondere die überhöhte Abgeltung des Ein­
baues. 

22.3 Der Auftragnehmer zahlte für den Einbau rd 0,5 Mill S im Zuge der Kollaudie­
rung zurück. 

Beistellung von Schottermaterial durch den Auftraggeber 

23.1 Das Amt der Steiermärkischen Landesregierung erwarb zum Zweck der 
Bereitstellung von Schottermaterial an die Autobahn angrenzende Parzel­
len von insgesamt rd 108000 m2. In der Folge entnahmen in diesem Be­
reich mehrere Auftragnehmer ohne nähere Mengenkontrolle bis unter den 
Grundwasserhorizont Schottermaterial für den Autobahnbau. Das Amt 
der Steiermärkischen Landesregierung genehmigte einem Auftragnehmer, 
Teile seiner Baustelleneinrichtung auf dieser Liegenschaft aufzustellen. 
Obwohl diese Bauunternehmung 1987 anläßlich der Erteilung einer Be­
triebsanlagengenehmigung für eine Schotterwaschanlage zur Sanierung 
dieser im Eigentum der Bundesstraßenverwalrung befindlichen Liegen­
schaft verpflichtet wurde, erfolgten diese Sanierungs- und Rekultivie­
rungsmaßnahmen bis 1994 um rd 4,2 Mill S auf Kosten der Bundes­
straßenverwaltung. 

23.2 Der RH beanstandete den Ankauf der für die Bundesstraßenverwaltung 
von nur eingeschränktem Nutzen gewesenen Liegenschaft. Er verwies auf 
die in der Folge nur ungenügend geregelte Materialverwendung und eine 
mögliche Fehlmenge. Weiters beanstandete der RH, daß die Bundes­
straßenverwaltung seit 1986 ohne formal-rechtliche Grundlage den Be­
trieb der Anlagen duldete, keinen Pachtvertrag abschloß und die wasser­
rechtliche Sanierung zu Lasten der Republik Österreich durchführen ließ. 

23.3 Das Amt der Steiermiirkischen Landesregierung nahm die Kritik des RH zur 
Kenntnis und teilte mit, daß die rekultivierte Liegenschaft in der Zwischenzeit 
veräußert wurde. 

Weitere Feststellung 

24 Bei Verwendung der ausgeschriebenen zweizügigen Kabelformsteine statt 
der ausgeführten Kabelschurzrohre wären um rd 0,3 Mill S geringere 
Hersrellkosten entstanden. 
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Tunnelbau 

Baulos Tunnel Abrechnung der Vortriebsarbeiten 
Totes Weib 

6 

25.1 Die Vergütung der Ausbtuchsarbeiten und der Baustelleneinrichtung er­
folgte nach dem System einer nach den Kriterien Abschlagslänge und 
Stützmittelzahl aufgebauten Gebirgsklassenmatrix, woraus sich die Ein­
stufung des Gebirges in - unterschiedlich abzugeltende - Gebirgs­
klassen ergab. Von den Bietern waren im Angebot für sieben erwartete 
Gebirgsklassen die Einheitspreise für den Ausbruch und die mittleren 
Tagesleistungen für den Tunnelvortrieb anzugeben, die die Angebots­
summe unmittelbar beeinflußten. Zusätzlich hatten die Bieter die beiden 
Einheitspreise für fünf weitere Gebirgsklassen anzugeben, die jedoch 
nicht in die Ermittlung der Angebotssumme einbezogen waren. 

25.2 Der RH beurteilte das System der Gebirgsklassenmatrix grundsätz­
lich als zweckmäßig, um die Festlegung der Gebirgsklassen zu objektivie­
ren . Er beanstandete aber die fehlende Einbeziehung der fünf weiteren 
Gebirgsklassen in die Angebotssumme und damit in den Wettbewerb der 
Bierer. Der RH regte daher für künfrige Anwendungen der Gebirgsklas­
senmatrix eine Reihe von Maßnahmen an und empfahl, alle Gebirgsklas­
sen im Wege der Ausschreibung in den Wettbewerb der Bierer einzube­
ziehen. 

25.3 Laut Stellungnahme des Amtes der Steiermiirkischen Landesregierung sei die 
Gebirgsklassenmatrix erstmalig angewendet worden; wegen der aufgetretenen 
Probleme sei deren Zweckmäßigkeit grundsätzlich in Frage zu stellen. 

25.4 Der RH entgegnete, die aufgerrerenen Probleme wären nichr dem Sysrem 
der Gebirgsklassenmarrix, sondern der Ausschreibung und vor allem der 
Anwendung der Marrix durch die Bauaufsichr zuzuordnen. 

Abrechnungsvereinbatung 

26.1 Die Bauaufsichr rraf wegen geänderter, in der Ausschreibung nicht vorge­
sehener Leistungsinhalre (ua betreffend die beiden Portalbereiche) eine 
Vereinbarung zur Abrechnung der Vortriebsarbeiten . Die abgerechneten 
Streckenbereiche erlangten insbesondere wegen der von der Bauaufsichr 
zugestandenen Vergütungsansätze einen überproportionalen Einfluß auf 
das Abrechnungsergebnis. 

26.2 Der RH kririsierte die von der Bauaufsichr anerkannten Vergütungs­
ansätze im Vergleich mir der Kalkularion und den rarsächlichen Leistun­
gen als weir überhöhe. Er beanstandere vermeidbare Mehrkosren von 
3, 1 Mill S sowie das Fehlen vollsrändiger Prüfunrerlagen . Der RH zeigre 
ferner auf, daß gemäß Bauvertrag die Änderungen der Leistungsinhalre 
nichr im Wege einer von der Bauaufsicht geschlossenen Abrechnungs­
vereinbarung, sondern im Rahmen eines Nachtrages vom Amt der Steier­
märkischen Landesregierung zu genehmigen gewesen wären . 

26.3 Das Amt der Steiermiirkischen Landesregierung nahm die Kritik am Fehlen eines 
Nachtrages zur Kenntnis. 
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Tunnelbau 

76 
Abrechnung Voreinschnitt Süd 

27.1 Gemäß der im Bauvertrag festgelegten Verrechnungsgrenze rechnete die 
Bauaufsicht in den Bereich der Obertagearbeiten fallende Leistungen mit 
Ansätzen aus dem Unterragebereich ab. 

27.2 Der RH beanstande te die daraus entstandenen Mehrkosten von rd 
1 Mill S. 

27.3 Das Amt der Steiermiirkischen Landesregierung sagte zu, Grenzlinien künftig 
eindeutig im Untertagebereich festzulegen. 

Sprengstoffmehrverbrauch 

28.1 Im Wege eines Nachtragsangebotes forderte der Auftragnehmer die Ver­
gütung eines beim Tunnelausbruch eingetretenen Mehrverbrauches an 
Sprengstoff. Das Amt der Steiermärkischen Landesregierung vergütete 
die Forderung in einer Höhe von rd 0,6 Mill S. 

28.2 Der RH bezweifelte die Berechtigung der Mehrforderung. 

28.3 Laut Stellungnahme des Amtes der Steiermiirkischen Landesregierung habe es in 
der Schlußrechnung eine dementsprechende Streichung vorgenommen. 

28.4 Der RH ersuchte um Übermittlung des endgültigen Abrechnungsergeb­
OIsses. 

Hangsicherung Voreinschnitt Mürzsteg 

29.1 Das Amt der Steiermärkischen Landesregierung anerkannte und vergütete 
einen weiteren Nachtrag wegen einer geänderren Ausführung der Hang­
sicherung in einer Höhe von rd 3,8 Mill S. Die Nachtragsabrechnung 
bedingte den Entfall von unterpreisig angebotenen Leistungen und die 
Anwendung von abgeleiteten Einheitspreisen mit überhöhten Basis­
werten. 

29.2 Wegen der umfassenden Vorteile für den Auftragnehmer durch die Aner­
kennung des Nachtrages beanstandete der RH die mangelhafte Prüfung 
und Anerkennung überhöhter Nachtragspreise. 

29.3 Das Amt der Steiermiirkischen Landesregierung kündigte in einem Teilbereich Ab­
rechnungskorrekturen an. 

Zeitgebundene Kosten bei offener Bauweise 

30.1 Nach Ansicht des Auftragnehmers war in der Ausschreibung ein Zeit­
raum für die Abgeltung der zeitgebundenen Kosten während der Herstel­
lung der offenen Bauweise nicht erfaßt. Er legte diesbezüglich ein Nach­
tragsangebot vor, welches das Amt der Steiermärkischen Landesregierung 
in einer Höhe von rd 1,3 Mill S beauftragte und vergütete. 
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Tunnelbau 

Bund traß nverwc Itung 
Stelerm r 

30.2 Der RH bemängelte die Anerkennung der Nachtragsforderung und die 
daraus entstandenen vermeidbaren Mehrkosten, weil alle Bauphasen in 
der Ausschreibung lückenlos erfaßt waren und der gegenständliche Zeit­
raum auch im Angebot des Auftragnehmers bereits enthalten gewesen 
war. 

30.3 Laut Stellungnahme des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung habe ein 
Ausschreibungsfehler die Anerkennung des Nachtrages erfordert. 

30.4 Der RH vermochte diesbezüglich keinen Ausschreibungsfehler zu er­
kennen . 

Baulos Tunnel Massenreserven 
Dipplbauerlahn 

Sonstige 
Feststellungen 

31.1 Auf Betreiben des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung wurden 
deutlich höhere Mengen als in den Planungsunterlagen ausgeschrieben. 

31.2 Der RH beanstandete die dadurch entstandenen Massenreserven und 
deren nachteilige Auswirkungen im Zusammenhang mit der erfolgten 
Beauftragung der Pauschal variante. 

31.3 Das Amt der Steiermärkischen Landesregierung sagte zu, Massenreserven künftig 
zu vermeiden. 

Angebotsbeurteilung 

32.1 Ohne Unterlagen zur Angebotsprüfung auszuarbeiten und ohne eine Ver­
gabeempfehlung abzufassen, beauftragte das Amt der Steiermärkischen 
Landesregierung eine pauschal angebotene Variante. Im Rahmen der Pau­
schalbeauftragung und -vergütung lukrierte der Auftragnehmer für sich 
wesentliche Kostenvorteile gegenüber dem ausgeschriebenen und ver­
güteten Leistungsumfang . 

32.2 Der RH kritisierte die Vorgangsweise des Amtes der Steiermärkischen 
Landesregierung und vermochte sich dessen Einschätzung nicht anzu­
schließen, wonach bei der Beurteilung der übrigen Angebote ua die dort 
ausschreibungsbedingt enthaltenen Massenreserven nicht berücksichtigt 
worden wären. Nach Ansicht des RH hätte eine sorgfältige Angebotsprü­
fung eine geänderte Vergabesituation ergeben und Einsparungen für das 
Amt der Steiermärkischen Landesregierung von rd 1,3 Mill S erwarten 
lassen. 

32.3 Das Amt der Steiermärkischen Landesregierung nahm dazu nicht Stellung. 

33.1 Im Bereich der Bundesstraßenverwaltung wurden die Abrechnungsunter­
lagen einschließlich der Rechnungsoriginale bei den Baubezirksleitungen 
aufbewahrt. 

33.2 Der RH empfahl, die Original-, Teil- und Schlußrechnungen aus Grün­
den der Gebarungssicherheit bei der zuständigen Buchhaltung aufzube­
wahren. 

77 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)86 von 358

www.parlament.gv.at



78 

Sonstige Feststellungen 

Schluß­
bemerkungen 

33 .3 Laut Stellungnahme des Amtes der Steiermcirkischen Landesregierung habe es die 
Änderung des Systems der Belegablage veranlaßt. 

34. 1 Die Bearbei tung der Bauvorhaben erfolg te auromationsunterstützt . 

34.2 Der RH begrüßte dies g rundsätzlich, vertrat jedoch die Auffassung, daß 
in die zu Prüfzwecken eingesetzten EDV- Programme die Nachprüfungen 
(Korrek t uren) miteinbezogen werden sollten. U nter Hinweis auf den 
Urkundencharakter des Baubuches empfahl er, das Baubuch als umfasse n­
den N achweis des Baugeschehens und ni cht zuletzt wege n der Doku­
mentation der Fri stenläufe wieder konventionell zu führen und den N ach­
vollzug gesetzter Prüfungshandlungen zu berücksichtigen. 

34.3 Das Amt der SteiermCirkischen Landesregierung stellte eine Ä nderung der Vor­
gangsweise in Aussicht. 

35 Zusammenfassend empfahl der RH: 

(1 ) Aufgrund der Häufigkeit ähnlich gelagerter Mängel sollten diese 
zweckmäßigerweise systematisch aufgearbeitet werden. 

(2) Auf der Grundlage der Mängelaufarbeitung wäre das mit der 
Bauaufsicht befaßte Personal weiterzubilden. 

(3) Die Leistungsverzeichnisse sollten bedarfsgerecht erarbeitet 
werden, um die Möglichkeit spekulativ aufgebauter Einheitspreise 
einzuschränken. 

(4) Bieteranalysen über das Preisgefüge sollten auch der örtlichen 
Bauaufsicht zugänglich gemacht werden, um bereits bei der Bau­
durchführung der Tendenz , höherpreisige Alternativen auszu­
führen , entgegenzuwirken. 

(5) Die Überarbeitung mangelhafter Abrechnungen wäre auf Basis 
neu durchzuführender Vermessungen bzw Berechnungen vorzu­
nehmen; unrichtig ermittelte Beträge wären fristgemäß rückzu­
fordern . 

(6) Ordnungsgemäßen Nachträgen sollte gegenüber Abrechnungs­
vereinbarungen Priorität zukommen. 

(7) Ferner regte d er RH eine Reihe von Maßnahmen zur Qualitäts­
verbesserung der Ausschreibungen, der Angebotsbeurteilung und 
Prüfung von Nachtragsforderungen sowie der Dokumentation von 
Prüfvorgängen und Entscheidungen an. 
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Allgemeines 

Teilkollaudierung 

on"uge ahrmhll II g 1 

A 9 Pyhrn Autobahn, Baulos Wald-Kalwang 

Der RH hat im WB Pyhrn AutObahn AG (Reihe Bund 1994/4 S. 42 bis 
51 Abs Nr 51 bis 64) über seine Gebarungsüberprüfung dieses Bauloses 
berichtet und eine Kollaudierung unter Einbeziehung einer Bewertung 
des abgeschlossenen Bauvertrages angeregt. 

2.1 Im April 1994 veranlaßte die Österreichische AUtObahnen- und Schnell­
straßen AG (als Rechtsnachfolgerin der Pyhrn Autobahn AG) einver­
nehm li ch mit dem Auftragnehmer eine Teilkollaudierung . Das vom 
KollaudatOr im Februar 1996 vorgelegte Ergebnis bestätigte im wesent­
lichen die Abrechnung im bergmännischen Bereich, die vom RH umfas­
send beanstandet worden war. 

2.2 Zusammenfassend beurteilte der RH das Ergebnis der Teilkollaudierung 
als nachteilig für die Österreichische Autobahnen- und Schnellstraßen 
AG, weil sie dem Auftragnehmer anläßlich dessen Bereitschaft zu einer 
einvernehmlichen Kollaudierung Zugeständnisse gewährt hatte . Der RH 
wies ferner auf Widersprüche des Kollaudators in der baubetrieblich/tech­
nischen Argumentation (zB betreffend den Stützmicceleinsatz) bzw be­
züglich der Regelwerke und auf offensichtlich unrichtige Feststellungen 
zum Bauvertrag hin. 

2.3 Laut Stellungnahme der Österreichischen Atttobahnen- und Schnellstraßen AG 
seien die nunmehrigen Probleme auf eine unrichtige Vertragsgestaltung und 
-abwicklung zurückzuführen; die Zugestiindnisse seien am rechtlichen Überlegun­
gen sinnvoll gewesen und hiitten der Gesellschaft keine Nachteile gebracht. 

2.4 Der RH verkannte nicht die schwierige Vertragslage zum Zeitpunkt der 
Kollaudierung, regte aber an, künftig vor einem Kollaudierungsverfahren 
auf die weitere Beschreitung des Rechtsweges nicht zu verzichten. 

Sachverständige 

LI Wie der RH bereits mehrfach im Zuge von Gebarungsüberprüfungen 
festgestellt hat, wurden verstärkt Sachverständige (Gutachter, Schiedsgut­
achter, Kollaudatoren usw) herangezogen, welche die an ihre Tätigkeit zu 
stellenden Ansprüche vielfach nicht erfüllten. So wurden zB widersprüch­
liche Formulierungen verwendet, Regelwerke bzw der Bauvertrag unrich-
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Sachverständige 

80 

tig ausgelegt sowie grundlegende Zusammenhänge und wirtschaftliche 
Verflechtungen nicht berücksichtigt. Für die Auftraggebersei te entstan­
den dadurch mehrfach äußerst nachteilige Auswirkungen . 

1.2 Der RH empfahl daher, bei der Auswahl von Sachverständigen auf deren 
Unbefangenheit zu achten und auf die Plausibilität und die Vollständig­
keit ihrer Gutachten zu dringen. 

1.3 Das BMwA, die Alpenstraßen AG und die Österreichische Autobahnen- und 
Schnellstraßen AG nahmen hiezu nicht Stellung. 
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Bereich des Bundesministeriums für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales 

l nerledigtc Allregung(~n d.U., \ oq,t11rlll 

Nicht verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Schaffung gemeinsamer ärztlicher Begutachtungsstellen der Pen­
sionsversicherungsträger zumindest in den westlichen Bundesländern 
(TB 1980 Abs 26.16.2 und TB 1985 Abs 16.32.4). 

Das BMAGS verblieb bei seiner bisherigen Stellungnahme, der Hauptverband der 
Sozialversicherungstriiger lehne seit 1982 eine Regionalisierung wegen des befürch­
teten Qualitatsverlustes der Gutachten ab. 

(2) Festsetzung und entsprechender Kundmachung der Höhe der Aufwands­
entschädigung der mit der Führung der laufenden Geschäfte und mit der 
Vorbereitung der Verhandlungen des Bundeseinigungsamtes betrauten 
Personen im Wege einer Rechtsverordnung (SB Ermessensausgaben 1984 
Abs 14.2 .9.3). 

Das BMAGS verblieb bei seiner bisherigen Stellungnahme, die Festsetzung der 
Höhe der Au/wandsentschadigung sei wegen des hievon betroffenen, zahlenmaßig 
beschriinkten Personenkreises als individueller Verwaltungsakt anzusehen. 

(3) Bemessung der Höhe der Aufwandsentschädigung für die mit Tätigkei­
ten des nunmehrigen Bundeseinigungsamtes befaßten Personen nur auf 
der Grundlage der tatsächlich eingetretenen BearbeitungsfäUe und im 
Ausmaß des hiebei entstandenen Aufwandes (SB Ermessensausgaben 
1984 Abs 14.2.9.4). 

Das BMAGS erachtete weiterhin eine Pauschalentlohnung wegen der Unter­
schiedlichkeit der Bearbeitungsfalle als unumgiinglich. 

(4) Unterlassung der Begründung von Dienstverhältnissen zwischen Sozial­
versicherungsträgern und ihren Versicherungsvertretern (TB 1979 
Abs 32.17.2.1). 

Das BMAGS will angesichts der ablehnenden Haltung der Interessenvertretungen 
diese Empfehlung weiterhin nicht verfolgen. 
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Prüfllng~c..·rgcbnj ... c 

Arbeitsmarktservice; 
Interne Revision und Controlling 

Die interne Revision und das Controlling des Arbeitsmarktservice 
waren überwiegend zufriedenstellend. 

Der Plan, interne Revisionsstellen sowohl auf der Ebene der Bun­
des- als auch auf jener der Landesorganisationen zu schaffen, er­
wies sich wegen des hohen Personalbedarfs als nicht umsetz bar. 

Das Arbeitsmarktservice beabsichtigt, bis 1998 eine Neuorganisa­
tion durch Konzentration der Revisionsaufgaben auf der Ebene der 
Bundesorganisation umzusetzen. 

Das Arbeitsmarktservice hat seine gemäß der Zielsetzung der Bun­
desregierung aus dem Jahre 1990 begonnenen Schritte zur Ein­
führung eines Controlling fortgesetzt. 

Im arbeitsmarktpolitischen Bereich war das Controlling ausgebil­
det, im operativen Bereich fehlten die hiefür notwendigen Instru­
mente. 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Rechtsgrundlage 
Arbeitsmarktservicegesetz BGBI Nr 313/1994 idgF 

Organisation 

Bereich der Bundesorganisation 
Organe: Verwaltungsrat, Vorstand 
Hilfsapparat: Bundesgeschäftsstelle 

Bereich der 9 Landesorganisationen 
Organe: Landesdirektorium, Landesgeschäftsführer 
Hilfsapparat: Landesgeschäftsstelle 

Bereich der 95 regionalen Organisationen 
Organe: Regionalbeirat, Leiter der regionalen Geschäftsstelle 
Hilfsapparar: Regionale Geschäftsstelle 

Personalstand (1996) 
Anzahl 

Landesgeschäftsstellen Soll 

Burgenland 159 
Kärnten 353 
Niederösterreich 681 
Oberösterreich 614 
Salzburg 246,5 
Steiermark 620 
Tirol 320 
Vorarlberg 140 
Wien 916,5 

Bundesgeschäftsstelle 130 

Ist *) 

158,9 
352,9 
680,5 
614 
246,4 
619,5 
319 
138,8 
913,5 

130 
Summe 4180 4 173,5 

*) Teilzeitbeschäftigte aufVollbeschäftigte umgerechnet. 

Kennzahlen (1996) 

Bilanzsumme (eigener Wirkungsbereich) 
Gebarung Arbeitsmarktpolitik (Ausgaben) 

davon: Leistungen nach dem Arbeitslosen­
versicherungsgesetz 

L Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
(Förderungen) 

in Mill S 

2346 
60756 

43091 

5703 

1 Der RH überprüfte im Juni 1996 die Gebarung des Arbeitsmarktservice 
hinsichtlich der internen Revision und des Controlling. Die Prüfungsmit­
teilungen wurden dem Arbeitsmarktservice im Jänner 1997 übermittelt. 
Zu der im April 1997 abgegebenen Stellungnahme des Arbei tsmarkt­
service gab der RH im Juni 1997 seine Gegenäußerung ab. 
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Allgemeines 

Kontroll­
einrichtungen 

Interne Revision 

Personal bedarf 

Organisation 

Ar eitsmarldservice 

2 Das Arbeitsmarktservice hat laut Arbeitsmarktservicegesetz zur Über­
wachung und Bewertung seiner Aufgabenerfüllung interne Kontroll­
systerne und ein Controlling einzurichten. 

3 Laut Arbeitsmarktservicegesetz haben die Aufgaben der laufenden und 
nachgängigen Kontrolle der Vorstand, die Landesgeschäftsführer, der Ver­
waltungsrat im Wege des Kontrollausschusses und der Bundesminister 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales im Wege seines Weisungs- bzw Auf­
sichtsrechtes wahrzunehmen . 

4 Für den noch nicht abgeschlossenen Aufbau der Organisationseinheiten 
für interne Revision war weder ein zeitlicher Rahmen vorgegeben, noch 
gab es Richtwerte für die personelle Mindescausstanung. 

In der Bundesgeschäftsstelle und den Landesgeschäftsstellen in Wien, 
Steiermark, Oberösterreich und Niederösterreich waren insgesamt 
13 Mitarbeiter in Organisationseinheiten für interne Revision tätig. In 
den übrigen Landesgeschäftsstellen besorgte jeweils ein Mitarbei ter aus 
einem sonstigen Fachbereich die Revisionsaufgaben mit. 

5.1 Die interne Revision des Arbeitsmarktservice war dezentral organisiert. 
Insgesamt waren zehn unabhängige und selbständige Revisionseinheiten 
vorgesehen . Die auf Landesgeschäftsstellenebene mit Revisionsaufgaben 
betrauten Organisationseinheiten waren zum überwiegenden Teil mit an­
deren Aufgaben befaßt. Die interne Revision der Bundesgeschäftsstelle 
nahm sowohl die Revisionsaufgaben im eigenen Bereich als auch auf Lan­
des- und regionaler Ebene wahr. 

5.2 Der RH erachtete diese Organisationsform in bezug auf den Personal be­
darf und die Qualitätssicherung als nachteilig. 

Nach Ansicht des RH erforderte ein den Vorstellungen des Arbeitsmarkt­
service folgender, das Vier-Augen-Prinzip wahrender Ausbau der inter­
nen Revisionseinheiten zumindest 27 Planstellen. 

Dies würde aber bei den Landesgeschäftsstellen Kärnten, Salzburg, Tirol, 
Vorarlberg und Burgenland im Vergleich zum jeweiligen Gesamtperso­
nalstand einen unwirtschaftli ch hohen Personalbedarf, verbunden mit zu­
sätzlichem Koordinationsaufwand für die Planung und Durchführung der 
Revisionsvorhaben, bedeuten . 

Der RH empfahl eine Neuorganisation mit dem Ziel, die Revisionstätig­
keiten für das gesamte Arbeitsmarktservice bei der Bundesgeschäftsstelle 
zu konzentrieren. Die Festlegung der Obergrenze der Personalausstanung 
sollte in Anlehnung an anerkannte Revisionskennzahlen erfolgen (etwa für 
derzeit rd 4 200 Mitarbeiter im Arbeitsmarktservice rd zehn Revisoren). 

Schließlich erachtete er den Zeitpunkt für eine Neuorganisation für gün­
stig, weil die Aufbauphase noch nicht beendet war. 
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Interne Revision 

Revisionstätigkeiten 

Kontrollausschuß des 
Verwaltungsrates 

Zielerreichung 

5.3 Laut Stellungnahme des Arbeitsmarktservice habe der Vorstand in Abstimmung 
mit den Landesgescha/tsführern eine zentralisierte Umorganisation der internen 
Revision ab 1998 in Aussicht genommen. 

6.1 Die Wahrnehmung der Revisionsaufgaben der Organisationseinheiten auf 
Landesgeschäftsstellenebene erfolgte zum überwiegenden Teil in Form 
der ehemaligen Dienst- und Fachaufsicht. 

6.2 Nach Ansicht des RH entsprach diese Aufgabenwahrnehmung nur unzu­
reichend den von der Revisionsabteilung der Bundesgeschäftsstelle erho­
benen Qualitätsanforderungen an eine interne Revision. 

6.3 Laut Stellungnahme des Arbeitsmarktservice seien Prüfungshandlungen der Revi­
sionsabteilungen auf Ebene der Landesgescha/tsstellen nur zum geringeren Teil in 
Form von Revisionen erfolgt. 

7.1 Dem im Dezember 1995 vom Verwaltungsrat eingerichteten Kontroll­
ausschuß obliegt die Überwachung der ordnungsgemäßen Aufgabener­
füllung des Arbeitsmarktservice, wobei ihn die Revisionsabteilung der 
Bundesgeschäftsstelle unterstützen kann. 

Ende September 1996 genehmigte der Verwaltungsrat ein vom Kontroll­
ausschuß ausgearbeitetes, mit dem Vorstand und der Revisionsabteilung 
der Bundesgeschäftsstelle abgestimmtes Arbeitsprogramm. Danach er­
folgten erste Prüfungshandlungen. 

Die Revisionsabteilung der Bundesgeschäftsstelle hatte alle Prüfungs­
ergebnisse dem Kontrollausschuß vorzulegen . 

7.2 Der RH stellte fest, daß der Verwaltungsrat erst zwei Jahre nach Errich­
tung des Arbeitsmarktservice die Voraussetzungen für das Tätigwerden 
des Kontrollausschusses geschaffen hatte und nachvollziehbare Auswer­
tungen der Prüfungsergebnisse der internen Revision fehlten. 

7.3 Laut Stellungnahme des Kontrollausschusses werde er nunmehr regelmaßig über die 
Umsetzung der Maßnahmenvorschlage au/grund der Revisionsberichte informiert. 

8.1 Die modellhaft auch für die übrigen Revisionseinheiten geltende Revi­
sionsordnung der Bundesgeschäftsstelle nannte die Zielsetzungen und 
Aufgabenstellungen der Revisionstätigkeit (zB Beratung des Vorstandes 
bzw der Landesgeschäftsführer bei der Umsetzung der Unternehmungs­
politik, Erstattung von Vorschlägen für die Aufbau- und Ablauforgani­
sation). 

8.2 Die unterschiedlichen Ausbaustufen und Qualitätsstandards der Revisi­
onseinrichtungen im Arbeitsmarktservice ermöglichten keine einheitliche 
Beurteilung der Aufgabenerfüllung und Zielerreichung der internen 
Revision . Die Voraussetzungen für eine Beurteilung der Effektivität fehl­
ten bei nahezu allen Landesgeschäftsstellen. 
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Controlling 

Allgemeines 

Entwicklung 

Zielerreichung 

lee 

9 Entsprechend der Zielsetzung der Bundesregierung in der Regierungs­
erklärung 1990 leistete das damalige BMAS Vorarbeiten für die Ein­
führung des Controlling in allen Bereichen der seinerzeitigen Arbeits­
marktverwaltung. 

10.1 Laut Arbeitsmarktservicegesetz hat der Vorstand ein Controlling einzu­
richten. Die vom damaligen BMAS eingeleiteten Vorarbeiten waren bei 
den einzelnen Landesorganisationen unterschiedlich weit gediehen. 

Im Mai 1996 wurde im Rahmen der Stabsabteilung bei der Bundesge­
schäftsstelle eine Arbeitsgruppe Controlling eingerichtet, deren Aufgabe 
ua in der Steuerung, Koordination und Konzeptentwicklung bestand. Die 
Bundesgeschäftsstelle verfügte über einen Richtlinienentwurf für den ei­
genen Controllingbereich. 

10.2 Der RH erachtete die Einrichtung der Arbeitsgruppe als zweckmäßig 
und empfahl, die Zusammenarbeit der Bundesorganisation mit den Lan­
desorganisationen zu vertiefen und die Richtlinien in Kraft zu setzen. 

10.3 Laut Stellungnahme des Arbeitsmarktservice habe es die Richtlinien bereits in 
Kraft gesetzt. 

Il.l Das arbeitsmarktpolitische Controlling diente der Beurteilung des Zieler­
reichungsgrades quantifizierter zentraler Vorgaben (zB Arbeitsaufnahme 
von Älteren, Langzeitarbeitslosen und von behinderten Personen, rasche 
Besetzung offener Stellen) durch einen Soll-Ist-Vergleich einschließlich 
einer Abweichungs- und Ursachenanalyse. Dies ermöglichte der Ge­
schäftsleitung die Steuerung nach den geschäftspolitischen Grundsätzen. 

11.2 Der RH begrüßte die zur Umsetzung der arbeitsmarktpolitischen Vor­
gaben gesetzten Maßnahmen . 

11.3 Das Arbeitsmarktservice ergiinzte, es knüpfe einen Teil der Belohnung für die Mit­
arbeiter an den Grad der Zielerreichung. 

12.1 Im Bereich des operativen Controlling fehlten die Instrumente weitge­
hend. Die Budgetplanung und die Verrechnung erfolgten mangels eige­
ner Kostenrechnung und mangels eines integrierten Verrechnungssystems 
für alle Bereiche auf der Grundlage des vom damaligen BMAS entwickel­
ten Programmbudgets . Diese Datengrund lagen waren als Steuerungs­
instrumente für den Vorstand und den Verwaltungsrat nur eingeschränkt 
geeignet. 
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aa 

Controlling 

Schluß­
bemerkungen 

Seit dem Herbst 1995 wurde die Einführung eines adäquaten integrierten 
Rechnungswesens vorbereitet. Die Implementierung ist wegen der Kom­
plexität des Vorhabens und der noch erforderlichen Integrationsschritte 
nicht vor dem Jahr 2000 zu erwarten. Der längerfristige Plan des Arbeits­
marktservice 0995 bis 1998) sah durch die Einbeziehung der Versiche­
rungsleistungen in die EDV Einsparungen von bundesweit rd 200 Plan­
stellen vor. 

12.2 Der RH empfahl, das Projekt des integrierten Verrechnungssystems we­
gen dieser zu erwartenden Rationalisierungseffekte zügig voranzutreiben. 
Er empfahl weiters, die Implementierung des gesamten Controllingpro­
jektes terminiich festzulegen. Im übrigen anerkannte der RH das Kosten­
bewußtsein der Mitarbeiter des Arbeitsmarktservice sowie deren erhöhte 
Bereitschaft für Rationalisierungsmaßnahmen. 

12.3 Laut Stellungnahme des Arbeitsmarktservice beginne das integrierte Rechnungs­

wesen im Jahr 1998 zuniichst fiir den Bereich Finanzbuchhaltltng und Kosten­

rechntmg. Die Einbeziehttng der Versicherttngsleistungen werde erst mittel- bis 

liingerfristig erfolgen kb'nnen. Angesichts der Komplexitiit sei nur eine schrittweise 

Weiterverwirklichung zweckmäßig. 

13 Zusammenfassend empfahl der RH, 

(1) die interne Revision des Arbeitsmarktservice auf Ebene der 
Bundesorganisation zu konzentrieren, 

(2) die Verbesserung des operativen Controlling zügig voranzutrei­
ben und 

(3) die Implementierung des Controlling in allen Bereichen termin­
Iich festzulegen. 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Organisation der 
Auftragsvergabe 

Auftragsvergaben im Bereich 
der Gesundheitsvorsorge 

Die unterschiedlichen Verwaltungsabläufe bei Vergabeangelegen­
heiten führten insbesondere in jenen Fällen zu Mängeln, in denen 
Auftragsvergaben ohne Errichtung schriftlicher Verträge erfolgten. 

In sämtliche Vergabeangelegenheiten sollte eine zentrale Vergabe­
stelle eingebunden werden. Der Planung der Auftragsvergaben 
sollte erhöhtes Augenmerk zukommen und die Aufgabenwahrneh­
mung durch die Innere Revision sollte sichergestellt werden. 

Auftragsvergaben 

1994 1995 1996 Summe 

Anzahl 

Vergabefälle 273 370 213 856 
in Mill S 

Auftragssumme 111,1 75,9 29,5 216,5 

Der RH hat im September und Oktober 1996 die Gebarung des damaligen 
BMGK hinsichtlich der Auftragsvergaben im Bereich der Gesundheitsvor­
sorge (41 Geschäftsfälle mit einer Auftragssumme von rd 99,6 Mill S) über­
prüft. 

Zu dem im März 1997 übermittelten Prüfungsergebnis nahm das für die 
Angelegenheiten der Gesundheitsvorsorge nunmehr zuständige BMAGS 
im Juni 1997 Stellung. Der RH gab seine Gegenäußerung im August 
1997 ab. 

2.1 Das Fehlen verbindlicher Regelungen für die interne Abwi cklung der 
Auftragsvergaben und das Zusammenwirken der Organisationseinheiten 
der Zentralstelle bewirkten eine unterschiedliche Verwaltungspraxis . 

2.2 Der RH empfahl im Hinblick auf die Komplexität des Vergaberechtes, 
seinen engen Bezug zum Gemeinschaftsrecht der EU, im Interesse einer 
ressorteinheitlichen Vorgangsweise sowie zur Erleichterung ei nes Ge­
samtüberblicks, die Ablauf- und die Aufbauorganisation der Zentral­
stelle, allenfalls durch Einbindung einer auf Auftragsvergaben speziali­
sierten Organisationseinheit, zu verbessern . 

2.3 Laztt Stellungnahme des BMAGS habe es dieser Empfehlung entsprochen. 
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90 
Mitbefassung oer 
Inneren Revision 

Form der 

Beauftragungcn 

.u Die Einbindung der Inneren Revision erfolgte unsystematisch und nur 
vereinzelt. Auch bei Vergabeverfahren mit vergleichsweise hohen Auf­
tragssummen unterblieb die Befassung der Inneren Revision . 

. 1.2 Der RH empfahl, die Aufgabenwahrnehmung durch die Innere Revision 
sicherzustellen . 

. 1 .. 1 OuJ L3/HAGS lugte dieJ ZH . 

. l.i Das damalige BMGK vergab mehrere Auftdge an das ÖsterreichIsche 

Bundesinstitut für Gesundheitswesen ohne schriftliche Verträge. Ferner 
erteilte es einem Pharmakologen zahlreiche Aufträge betreffend die fach­

liche Auswertung von BerIchten über unerwünschte Arzneimittelwirkun­
gen ohne die schriftliche Fesdegung der gegenseitigen Rechte und Pflich­
ten, insbesondere der Leistungsmodalitäten und Entgeltansprüche . 

. 1.2 Der RH erachtete die Errichtung schriftlicher Verträge für unabdingbar. 
In Anbetracht der Hiiufigkeit der im Arzneimittelgesetz vorgeschriebe­
nen Begutachtungen empt:lhl der RH den Abschluß eines liingerfristigen 
Gesam tvertrages. 

U Dill ßMAGS Jelgte diu ;;H. 

Einzelne Auftragsvergaben 

Evaluierung Fonds 
"Gesundes Österreich" 

5.1 Eine vom damaligen BMGK über Anregung des BMF in Auftrag gege­
bene Evaluierungsstudie (rd 600 ()()O S) zum Fonds "Gesundes Öster­

reich" hob insbesondere das Fehlen eines Gesamt- und Entwicklungs­
konzeptes betrefft:nd Ziele, Aufgaben und Organisation des Fonds hervor 
und empfahl, ihm eine längerfristige finanzielle Basis zu geben. 

5.2 Der RH beanstandete, daß das damalige BMGK die Ergebnisse der Stu­
die nicht umgesetzt hatte. Ein Gesamtkonzept fehlte weiterhin; die ge­
ringe budgetäre Ausstattung und der Mangel an eigenen Konzepten und 
Initiativen stellte die Zweckmäßigkeit des Fonds nach Ansicht des RH in 
Frage. Er erachtete eine weitere Finanzierung nur dann für zweckmäßig, 
wenn der Fonds die Funktionen der Schwerpunktsetzung, der Koor­
dination und des Lückenschlusses der Gesundheitsvorsorge wahrzuneh­

men vermag, und empfahl eine aufgabenkritische Neuorganisation. 

5 .. 1 Lwt Stel/llllglwhl/le deJ B/\IAGS Jei J/ir 10<)0 Hlld 100 7 ein KfJn::e!it fl"clrbeitet 
uIJrden. ,d/erding\ ill An!hIJJHlIg ull die (mdger,/ren Z/{/eflidHllgen mit eillge­

.1e/minKtem TiitigKeit.IIIJ/lj~lIIg. Fiir die F{)/,~ejClh,.e ll'frde eine nachhaltige Fin,m­
;;Ienl!l<~ du Fond, Hllter Eill(J[;;lehlOlg der Leillder {lIlgeJtrebt. 

5.4 Der RH begrüßte die Bemühungen des BMAGS um eine finanzielle Ein­
bindung der Lindl'f, vermißte aber - im Interesse der Werthaftigkeit 

der beauftragten Studie - das darin geforderte Gesamtkonzept für den 
Fcmds. 
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Einzelne Auftragsvergaben 

AIDS-Informations­
maßnahmen 

6.1 Im Februar 1994 schrieb das damalige BMGK einen Ideen- und Ent­
wurfswettbewerb zur Durchführung einer AIDS-Informationskampagne 
1994 aus. Die damalige Bundesministerin für Gesundheit und Kon­
sumentenschutz, Dr Christa Krammer, stimmte dem von einer Jury aus 
insgesamt 32, teilweise verspätet abgegebenen Angeboten bestgereihten 
Konzept jedoch nicht zu. Zu veranschlagten Gesamtkosten von rd 
12 Mill S erhielt ein Mitbieter - mit dem Ersuchen, sein Konzept zu 
überarbeiten - den Auftrag. 

6.2 Der RH vermerkte kritisch , daß bei der Vergabe von immateriellen Lei­
stungen von mehr als 10 Mill S die ÖNORM A 2050 verpflichtend an­
zuwenden gewesen wäre. Die verspätet eingelangten Angebote wären aus­
zuscheiden gewesen. Das Überarbeitungsersuchen ausschließlich an den 
späteren Auftragnehmer führte nach Ansicht des RH zu einer wettbe­
werbswidrigen Benachteiligung der Mitbewerber. 

6.3 Das BMAGS nahm die Kritik des RH zur Kenntnis. 

7.1 Mit der Durchführung der AIDS-Informationskampagne 1995 (Auf­
tragswert 10 Mill S) hat das damalige BMGK nach einer öffentlichen 
Interessentensuche eine Produktionsunternehmung beauftragt, die bereits 
als Subauftragnehmer maßgeblich an der AIDS-Informationskampagne 
1994 mitgearbeitet hatte. Die Unternehmung erhielt im Wege einer frei­
händigen Vergabe auch den Auftrag zur Durchführung der AIDS-Infor­
mationskampagne 1996 (Auftragswert 9 Mill S). 

7.2 Nach Ansicht des RH hätte das damalige BMGK in bei den Fällen die 
Dienstleistungskoordinierungsrichtlinie anwenden müssen, derzufolge 
beide Aufträge im Verhandlungsverfahren unter öffentlicher Bekanntma­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften zu vergeben ge­
wesen wären. 

7.3 Das BMAGS verwies auf die zum Vergabezeitpunkt herrschende Rechtsunsicher­
heit, pflichtete dem RH aber rückblickend bei. 

8.1 Zwecks unentgeltlicher Weitergabe an die AIDS-Hilfen in Österreich 
erwarb das damalige BMGK von der Produktionsunternehmung um rd 
1,5 Mill S insgesamt 2 500 Videokopien einer Nachproduktion aus der 
AIDS- Informationskampagne 1994. 

8.2 Der RH beanstandete den Kauf, weil das damalige BMGK die aus­
schließlichen Verwertungsrechte für die Videoclips innehatte und über 
die Kopiervorlage des Videobandes verfügte, wodurch die Herstellung der 
Kopien um wenigstens 50 % kostengünstiger möglich gewesen wäre, so 
daß dem Bund ein finanzieller Nachteil von mindestens rd 750 000 S 
entstand. 

8.3 Das BMAGS nahm die Kritik zur Kenntnis. 
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92 

Einzelne Auftragsvergaben 

Organisationsbüro 
für Transplantations­
medizin 

Impfsroffe und 
Tuberkuli n präparate 

9.1 Aufgrund eines Angebots des Österreichischen Bundesinstituts für Ge­
sundheitswesen aus dem Jahr 1991, gegen Kostenübernahme ein Orga­
nisationsbüro für Transplantationsmedizin zu errichten und zu führen, 
leistete das damalige BMGK für die ersten bei den Jahre, jeweils ohne 
schriftliche Beauftragung, insgesamt rd 2,3 Mill S. Ab 1993 erhielt das 
Organisationsbüro auch eine Teilfinanzierung aus dem damaligen Kran­
kenanstalten-Zusammenarbeitsfonds. Ein im März 1996 zur Bereinigung 
der Rechtsbeziehungen geschlossener, zum Teil rückwirkender Werkver­
trag über die Führung des Organisationsbüros für die Jahre 1992 bis 
1996 sah - unter Anrechnung bereits erbrachter Leistungen des damali­
gen BMGK und des Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds - die 
Abdeckung der vollen Projektkosten bis zu einer Höhe von 9,6 Mill S 
vor. 

9.2 Der RH beanstandete, daß es das damalige BMGK jahrelang verabsäumt 
hatte, die Führung des Organisationsbüros auf eine einwandfreie vertrag­
liche Grundlage zu stellen sowie den Leistungsumfang und die finanziel­
len Rahmenbedingungen zu klären. Er vermerkte kritisch, daß entgegen 
den Forderungen des mitbefaßten BMF die Finanzierungsbasis nur unzu­
reichend verbreitert war. Der RH empfahl, ein Gesamtkonzept für die 
Organisation und AufgabensteIlung des Organisationsbüros zu erarbeiten 
und bezüglich der künftigen Arbeit und Finanzierung einen Vertrag zu 
schließen. 

9.3 Laut Stellungnahme des BMAGS schließe der Gesamtfiirderungsvertrag mit dem 

Österreich ischen Bundesinstitut für Gesundheitswesen ab dem J ahr 1997 auch die 
Fiihmng des Organisationsbüros für Transplantationsmedizin ein. 

10.1 In Fortführung der jährlichen Beschaffungsaktion stellte das damalige 
BMGK den Ländern für das Jahr 1996 Impfstoffe und Tuberkulinpräpa­
rate im Auftragswert von rd 33,5 Mill S zur Verfügung. Das mitbefaßte 
BMF verweigerte zunächst seine Zustimmung und regte im Hinblick auf 
die Bugdetkonsolidierung die ersatzlose Streichung der jährlichen Impf­
aktionen an. Erst nach eingehenden Hinweisen des damaligen BMGK auf 
die gesundheitspolitische Bedeutung und eine geplante Neuregelung der 
Finanzierung stimmte das BMF zu. 

10.2 Wegen der erheblichen Kosten der gesetzlich nicht verpflichtenden Impf­
stoffbeschaffungsaktionen empfahl der RH, bei unverändertem gesund­
heitspolitischen Bedarf mit den Ländern und den Krankenversicherungs­
trägern über eine Kostenübernahme zu verhandeln. 

10.3 Laut Stellungnahme des BMAGS habe es bereits diesbezügliche Verhandlungen 

aufgenommen. 

tU Die Vergabe des Auftrags zur Verteilung der ImpfstOffe erfolgte für das 
Jahr 1996 - im Unterschied zu den Vorjahren - gekoppelt an die 
Anschaffung. Die Ausgaben betrugen insgesamt rd 0,3 Mill S und la­
gen deutlich unter den diesbezüglichen Ausgaben in den Jahren 1994 
(4,6 Mill S) und 1995 (4,85 Mill S). 
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Einzelne Auftragsvergaben 

Auftragsv rg. n 
Gesun helt vor or e 

Begleitbroschüre zum 
Mutter- Kind-Paß 

Schluß­
bemerkungen 

11.2 Der RH anerkannte diese Entscheidung des damaligen BMGK als wirt­
schaftlich und zweckmäßig, erachtete aber die in der Vergangenheit ent­
richteten Entgelte - selbst unter Berücksichtigung der vertraglichen 
Zusatzleisrungen des früheren Auftragnehmers - für überhöht. 

11.3 Das BMAGS gab hiezu keine Stellungnahme ab. 

12.1 Das damalige BMGK vergab im Wege einer beschränkten Ausschreibung 
den Druckauftrag für eine Neuauflage der Begleitbroschüre zum Mut­
ter-Kind-Paß . Noch vor Leistungserbringung erfolgte ohne neuerliche 
Ausschreibung eine Erweiterung des Leistungsumfangs um 40 % bei 
gleichzeitiger Erhöhung des Vertragsentgelts um mehr als 60 %. 

12.2 Der RH beanstandete die Vergabe umfangmäßig nicht feststehender Lei­
stungen und die Auftragserweiterung zu einem unverhältnismäßig hohen 
Preis . Er empfahl, künftig nur umfangmäßig feststehende Leistungen 
auszuschreiben bzw für Mengenvarianten getrennte Preisangaben vorzu­
sehen. 

12.3 Das BMAGS sagte dies zu. 

13 Zusammenfassend empfahl der RH, 

(1) die Aufgabenwahrnehmung durch die Innere Revision sicherzu­
stellen, 

(2) der Planung der Vergabevorhaben erhöhtes Augenmerk zuzu­
wenden, 

(3) zur Sicherstellung eines freien Wettbewerbs auf die Einhaltung 
der Vergabevorschriften, insbesondere auch der gemeinschafts­
rechtlichen Normen zu achten, 

(4) Aufträge künftig ausnahmslos schriftlich zu vergeben und 

(5) den Erfolg erteilter Auftragsvergaben zu evaluieren. 
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Prozeßstand 

'oll'itlg-e ~ ahn ('hmlln~ 

Ermessensausgaben der laufenden Gebarung 1977; 
Krankenanstalten-Kostenrechnung 

Gemäß der Zusage des damaligen Bundesministers für Gesundheit und 
Umweltschutz, über den jeweiligen Stand der anhängigen Gerichts­
verfahren betreffend die mit der Arbeitsgemeinschaft (ARGE)-Kosten­
rechnung abgeschlossenen Verträge laufend zu berichten, ging dem RH 
eine weitere Mitteilung des nunmehr zuständigen BMAGS zu: 

Wie bereits berichtet (TB 1995 S. 193), hat die Republik Österreich im 
Sommer 1996 alle von ihr gegen die ARGE- Kostenrechnung angestreng­
ten Verfahren beendet. In diesem Zusammenhang hat das damals zustän­
dige BMGK im 2. Halbjahr 1996 an die ARGE-Kostenrechnung Ver­
fahrenskosten in der Höhe von rd 2,7 Mill S überwiesen. 

2 Die von der ARGE-Kostenrechnung gegen die Republik Österreich an­
ges trengten Verfahren sind weiter anhängig; über einen außergericht­
lichen Vergleich wird verhandelt. Aufgrund zweier - nunmehr rechts­
kräftiger - Teilurteile hat das damals zuständige BMGK der ARGE­
Kostenrechnung im 2. Halbjahr 1996 rd 6,4 Mill S überwiesen. 

3 In dem von einem Gesellschafter der ARGE-Kostenrechnung gegen die 
Republik Österreich angestrengten Schadenersatzverfahren wurde die 
Republik Österreich vom Landesgericht für Zivilrechtssachen Wien im 
Juni 1997 zur Zahlung von 20 Mill S verurteilt . Die Republik Österreich 
hat dagegen Rekurs erhoben. 

95 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)104 von 358

www.parlament.gv.at



96 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 105 von 358

www.parlament.gv.at



Allgemeine Personal­
angelegenhei ten 

Verwal tungsreform 

Bereich des Bundesministeriums für Finanzen 

l !1(:rlL'digu: ,,\nr I1 l I l I 

(1) Zu den nachstehenden Empfehlungen des RH zum bisher vom BKA wahr­
genommenen Koordinationsbereich in Dienstrechtsangelegenheiten hat 
das nunmehr aufgrund der Änderung des Bundesministeriengesetzes vom 
Februar 1997 zuständige BMF Stellung genommen: 

(l.l) Bedenken gegen den Einsatz von Leiharbeitskräften (SB Ermessensaus­
gaben 1984 Abs 09.3). 

Laut Stellungnahme des BMF unterliege der Einsatz von Leiharbeitskrä/ten der 

Organisationshoheit der Obersten Organe der Vollziehung. Bei Arbeitsleihverträ'­

gen seien die entsprechenden Planstellen laut Stellen plan zu binden. 

(1.2) Einschränkungen bei der Verwendung von Dienstkraftwagen für Fahrten 
von Führungskräften (SB Ermessensausgaben 1984 Abs 09.4). 

Laut Stellungnahme des BMF unterliege die Verwendung von Dienstkraftwagen 

fiir Fahrten von Fiihrungskräften der Organisationshoheit der Obersten Organe der 

Vollziehung. 

Nicht bzw nicht gänzlich verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 

(2) im Bereich der Verwaltungsreform hinsichtlich: 

(2.1) Maßnahmen zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung im Abgaben­
wesen (TB 1983 Abs 48.35, TB 1993 S. 10, TB 1995 S. 74 Abs 4). 

Das BMF verwies auf das Endbestetterungsgesetz, das Steuerreformgesetz 1993, 

das Abgabenä'nderungsgesetz 1994 sowie auf das Bundesgesetz, mit dem das 

Grunderwerbsteuergesetz 1987, die Bundesabgabenordnung und andere Gesetze 

geä'ndert wurden. Weiters wä'ren die Gebiihrenpf/icht fiir einige Tatbestä'nde, die 

Wertpapiersteuer, die Weinsteuer und die Sonderabgabe von Erdöl aufgehoben 
worden (BGBI Nr 62911994, 68111994 und 29711995). Das Ziel einer 

Rechts- und Verwaltungsvereinfachung werde weiter verfolgt. Weiters werde sich 

die im April 1997 nett konstituierte Steuerreformkommission auch mit der Verein­
fachung des Steuersystems und der Entbiirokratisierung befassen. 

(2.2) Erstellung von Richtlinien für die Ermittlung der Folgekosten von neuen 
Gesetzen und Verordnungen (TB 1995 S. 13 f). 

Laut Stellungnahme des BMF sei die Erfassung der Richtlinien gemäß § 14 
Abs 5 des Bundeshaushaltsgesetzes von der NovelIierung des Bundeshaushalts­

gesetzes und der Schaffung einer entsprechenden Grundlage fiir den geplanten 

Konsultationsmechanismus abhä'ngig. 
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Unerledigte Anregungen 

Finanzverwaltung (3) im Bereich der Finanzverwaltung hinsichtlich: 

(3.1) Abbau der Rechesmittelrückstände bei den Finanzlandesdirektionen 
(TB 1975 Abs 38.4, TB 1979 Abs 53.12, TB 1980 Abs 46.6 und 
Abs 46.35, TB 1982 Abs 52.28, TB 1984 Abs 46.9, TB 1986 Abs 46.14, 
TB 1987 Abs 44.9, TB 1988 Abs 40.5, TB 1989 Abs 35.12 und 
Abs 36.10, TB 1990 Abs 29.4, TB 1991 Abs 37.4, TB 1992 S. 136 
Abs 3.2,4.4 und 5.3, TB 1995 S. 67 ff). 

Laut Mitteilung des BMF habe es neben den bereits veranlaßten Maßnahmen zur 
Steigerung der Erledigungszahlen ab 1. jiinner 1997 ein effizientes EDV­
System zur besseren Kontrolle im Rahmen der Dienstaufsicht eingefuhrt. 

(3.2) Erlassung einer allgemeinen Kanzleiordnung für die Finanzlandesdirek­
tionen (TB 1980 Abs 46.42, TB 1984 Abs 46.3). 

Laut Stellungnahme des BMF habe es seit jiinner 1997 ein EDV-unterstütztes 
Kanzleiinformationssystem bei der Finanzlandesdirektion für Karnten in Probe­
betrieb genommen und werde dieses voraussichtlich bis ja·nner 1999 allen Finanz­
landesdirektionen zur Verfügung stellen. 

(3.3) Neuordnung der Besteuerung der Land- und Forstwirtschaft, die einfach 
zu handhaben ist und eine g leichmäßige Besteuerung aller Abgabepflich­
eigen gewährleistet (TB 1990 Abs 30.11). 

Laut Stellungnahme des BMF sei für nichtbuchführende Land- und Forstwirte 
mit einem Einheitswert von mehr als 900 000 S bis 2 Mill Seine Teilpau­
schalierung eingeführt worden (bis 900 000 S bleibe die bisherige Pauschalierung 
unveriindert). Wegen der wirtschaftlichen Schwierigkeiten für viele Land- und 
Forstwirte aufgrund der EU-Integration sei eine sta·rkere steuerliche Erfassung 
von Land- und Forstwirten politisch nicht durchsetzbar. 

(3.4) Aufhebung von zwei gesetzwidrigen Erlässen aus dem Jahre 1977 be­
treffend Grenzgänger in die Schweiz und nach Liechtenstein (TB 1991 
Abs 35.18). 

Laut Stellungnahme des BMF habe es aufgrund eines Erkenntnisses des Verwal­
tungsgerichtshofes vom Dezember 1996 den Erlaß aus dem jahre 1977 betreffend 
die Grenzgiinger in die Schweiz im juni 1997 aufgehoben. Der Erlaß betreffend 
die Grenzgiinger nach Liechtenstein sei noch gültig. Hinsichtlich einer Neurege­
lung seien noch Verhandlungen erforderlich. 

(3.5) Erarbeitung von Richtlinien für die Personal bewirtschaftung (TB 1989 
Abs 36.2, TB 1992 S. 137 Abs 2). 

Laut Stellungnahme des BMF habe es für den Bereich der Finanziimter bundes­
einheitliche PersonalbewirtschaJtungsrichtlinien geschaffen. Für den Bereich der 
Finanzlandesdirektionen sei dies jedoch aufgrund deren unterschiedlicher Große 
und Struktur weder zieiführend noch de facto miJ"glich. 
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Unerledigte Anregungen 

Zollverwaltung 

Sonstiges 

(3.6) Schaffung einer rechtlichen Grundlage für eine Abgabenfestsetzung unter 
dem Vorbehalt einer Nachprüfung (TB 1993 S. 164 Abs 7.2). 

Laut Stellungnahme des BMF mußte aus verfassungsrechtlichen Gründen auch 
dem Abgabepf/ichtigen bei nachtriiglicher Feststellung der Unrichtigkeit der Ab­
gabenfestsetzung die Möglichkeit eingeriiumt werden, zttsiitzlich zu den schon 
bisher offenstehenden Möglichkeiten eine Abiinderung der Veranlagung zu bean­
tragen. Da eine solche Maßnahme einen tiefgreifenden Eingriff in die Rechtskraft 
von Bescheiden darstelle, bediirfe diese Angelegenheit noch einer eingehenden Prü­
fung. Der Entwurf einer Bundesabgabenordnungs-Novelle 1997 enthalte bereits 
entsprechende Bestimmungen. 

(4) im Bereich der Zollverwaltung hinsichtlich: 

(4.1) Schaffung einer Rechtsgrundlage für das Bestehen und die Tätigkeit des 
Zollwache-Massafonds (TB 1967 Abs 57.1 bis Abs 57.8, TB 1988 Abs 
VIII .2). 

Das BMF verwies auf Privatisierungsüberlegungen, welche die Massafonds aller 
Wachkb'rper umfassen und von BMF, BMI und BMJ koordiniert umgesetzt 
werden sollen. Innerhalb dieser Gesamt/ösung komme der Ausgliederung des Zol/­
wache-Massafonds Vorrang zu. 

(4.2) Übertragung der Bearbeitung zollrechtlicher Finanzstrafsachen in den 
Finanzlandesdirektionen an die für Zollangelegenheiten zuständigen Fach­
abteilungen (NTB 1979 Abs 82.8, TB 1980 Abs 43.20). 

Für das BMF sei die EU-weit koordinierte Zollbetrttgsbekiimpfung ein organi­
satorisches, aber kein /inanzstrafrechtliches Problem; das Zollstrafrecht bedürfe 
somit keiner organisatorischen Sonderstellung. 

(4.3) Erlassung der ausständigen Verordnung des Bundesministers für Finanzen 
über das Nachtdienstge ld für nicht der Zoll wache angehörende Organe 
der Zollverwaltung (TB 1982 Abs 50 .18). 

Laut Mitteilung des BMF bereite es einen Verordnungsentwurf vor, jedoch sei eine 
gesonderte Lösung fiir den Teilbereich Zollverwaltung wenig sinnvoll. 

(5) in sonstigen Bereichen, insbesondere im Bereich der Unternehmungen 
hinsichtlich : 

(5.1) Aufkommensneutraler Umstellung der Bemessungsgrundlage für Kon­
zessionsabgabe und Wettgebühren vom Wetteinsatz auf den vollen Wett­
preis (Wettumsatz) (NTB 1993 S. 74 Abs 6). 

Laut Stellungnahme des BMF erblicke es in der empfohlenen Umstellung trotz 
EU- Konformitiit keinen Vorteil. Es erwarte Druck auf die Höne der Steuersiitze 
zu Lasten des Bundes, wenn steigende Kosten der Österreich ischen Lotterien 
GesmbH im Wettpreis gedeckt werden sollen. 
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Unerledigte Anregungen 

(5.2) Beseitigung der bestehenden "generellen medialen Unterstützung" der 
von der Österreich ischen Lotterien GesmbH betriebenen Spiele, welche 
zu Lasten des Konzessionsabgabeaufkommens geht (NTB 1993 S. 75 
bis 78 Abs 7 bis 10). 

Laut Stellungnahme des BMF kö'nne die /iir den Lotterievertrieb besonders bedeu­

tende mediale Unterstiitzung durch das bestehende Finanzierungssystem am 

kostengiinstigsten gewahr/eistet werden. Die von der Österreichischen Lotterien 

GesmbH aus dem Abgabenau/kommen der Konzessionsabgabe eingekauften Werk­

leistungen des ORF seien stets hoher zu bewerten als der hie/iir bezahlte Preis; ein 

Verstoß gegen das Beihilfenverbot der EU liege demnach nicht vor. 

(5.3) Zusammenführung der Busdienste von Post und Bahn einschließlich der 
Werkstätten (TB 1992 Abs 4.13). 

Laut Stellungnahme des BMF werde die Post- und Telekom Austria AG die 

Zusammenarbeit zwischen den ÖBB und dem Postautodienst - einerseits im 

Rahmen der Verkehrsverbiinde und andererseits au/grund des BahnIPost-Kra/t­

/ahriibereinkommens 1968 - auch nach der Au/losung der Bundesbus-Ge­

schaftsstelle fortsetzen. 

(5.4) Rücküberweisung der zu Unrecht durch die WohnungsanlagengesmbH 
Linz an die Republik Österreich ausgeschütteten Gewinne (TB 1994 
S.154 Abs 3). 

Das Amt der Obero'sterreichischen Landesregierung hat mit Bescheid vom 
30. September 1996 angeordnet, die zuvieL ausgezahlten Gewinnanteile von rd 

103 Mill S zuziiglich einer angemessenen Verzinsung bis zum 20. November 1997 

an die Gesellschaft zuriickzu/iihren. 
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Ven\ irh.lichtc Empfehlung<'J1 

Verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Gewährleistung einer personell ausreichend besetzten Betriebsprüfung als 
Voraussetzung für eine zeitnahe Überwachung des Abgabenaufkommens 
wegen der fehlenden Überprüfung der eingereichten Steuererklärungen 
im Bereich der Sofortbemessung (TB 1982 Abs 52.33 , TB 1984 
Abs 46.8). 

Seit dem Jahre 1993 wurde die Anzahl der Betriebsprüfer um 300 Prüfer 
aufgestockt. Weiters konnte die Anzahl der geprüften Fälle wesentlich 
gesteigert werden (um rd 9 300 Fälle einschließlich Prüfung der Umsatz­
steuervoranmeldungen). 

(2) Vorverlegung der vom BMF verfügten Abgabefristen für die Steuer­
erklärungen um einen Monat (TB 1991 Abs 36.2). 

Das BMF hat für eine kontinuierliche Abgabe der Steuererklärungen 
durch andere, in ihrer Wirkung gleichzuhaltende Maßnahmen Vorsorge 
getroffen . 

(3) Bereinigung teils unvollziehbarer, teils übermäßig aufwendiger Bestim­
mungen über die Erhebung glücksspielbezogener Abgaben (NTB 1993 
S. 78 bis 79 Abs 12). 

Das Gebührengesetz 1957 wurde im Rahmen des Abgabenänderungs­
gesetzes 1996, BGBI N r 797, entsprechend geändert. 

(4) Neuregelung des Kostenersatzsystems für die monopolbehördliche Auf­
sicht aufgrund des Glücksspielgesetzes (NTB 1993 S. 78 Abs 11). 

Das Glücksspielgesetz, BGBI Nr 620/ 1989, wurde mit BGBI I Nr 69/ 
1997 entsprechend geändert. 
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EU-Mittel; 
Aufbau- und Ablauforganisation 
sowie Kontrollsysteme 

Das BMF kam seiner Aufgabe, die Eigenmittel rechtzeitig an die 
EU abzuführen und die Zahlungen von der EU zügig den betreffen­
den Ressorts zugänglich zu machen, in wirtschaftlicher und zweck­
mäßiger Weise nach. 

EU-Gebarung des BMF 

Ausgaben 

Zahlungen an die Europäische Gemeinschaft 

für Kohle und Stahl 

Beitrag zur Europäischen Union 

Beitrag zur Europäischen Investitionsbank 

Summe 

Einnahmen *) 

Kostenersätze 

Einhebungsvergütung 

Artikel 81 der EU-Beicrittsakte 

Europäischer Sozialfonds 

davon Rücklage 

Europäischer Fonds für Regionale Entwicklung 

davon Rücklage 

Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für 

die Landwirtschaft/Abteilung Garantie 

Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für 

die LandwirtSchaft/Abteilung Ausrichtung 

Summe 

davon Rücklage 

*) ohne direkte Zahlungen an Förderungsempfanger 

Erfolg 

1995 1996 

in Mill S 

98 

18754 

1975 

20827 

5 

324 

7602 

630 
131 

1 134 

424 

10119 

131 

98 

26937 

2040 

29075 

10 

393 

1402 

1 595 

349 

981 

324 

15 195 

1 532 

21 108 

673 

Die Verrechnung des Beitrages zur EU (Eigenmittel) erfolgte beim finanzgesetz­

lichen Ansatz 2/52904 in der Posten untergliederung Bund, Land, Gemeinde als 

Ausgabe, die der Zahlungen von der EU im wesentlichen beim Titel 2/513 als 

Einnahmen. 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Aufbauorganisation 

Ablauforganisation 

Eigenminel 

R üe kf1 üsse 

VerreChnUI\~ 

Berichtswesen 

Der RH liberprüfte im Jiinner ] C)(T die Aufbau- und Ablauforganisation 

sowie die Konrrollsysteme des BMF betreffend die EU-Mine!. Zu den im 

Februar ]SlC)"" übermittelten Prüfungsmirreilungen n,lhm d<ls BJ\fF im 

Mal ]'J(n Stellung. Eine CegenäuLkrung war nicht ert()fllerllch. 

2 Dem Bj\fF oblag die Abfuhr der EigenmIttel ,lfl dIe EU und die Verein­

nahmung der von der EU überwiesenen GcldmJttel im Bundeshaushalt. 

Zur Erflillung dieser Au(~aben bedIente sich das BMF bereits bestehender 

Strukturen (ßundeshaushaltsverrechnung, Sub- und Nebenkonten zu den 

zentralen Konten des BMF, Ministerialorganisation). 

Die Zusammenarlwlt zwischen der EU, dem BMF und den anderen Res­

sorts ert()lgte auf der Grundlage des Haushaltsrechtes, mit Hilfe gemein­

sam erarbeiteter Richtlinien, durch Koordinicrung und Weiterenrwick­

lung bestehender österreichischer KOf1trollmechanlsmen sowIe 111 

Begleitausschüssen und interministeriellen Sitzungen. 

.' Aut~rund des monarl ichen Aufkommem ,In Zöllen, Agrarabschijpfungen 

und Abgaben Im Zuckersektor sowie der monatlichen Anrclrderungen der 

LJ ms,ltzsteuereigenmltte! und der vom Bruttosozialprodukt abhängigen 

Figenmlncl durch dIe Kommission veranlaJ\te das BMF dIe Verbuchung 

der Eigenmittelhetr;ige Im Bundeshaushalt und ihre (;utschrift zugun­

sten dn Kommi,sl()l1 . 

.f Die von den zustiindigen Ressorts bei Vor! iegen der ert(lrderl ichen Vor­

aussetzungen von dn KommiSSIon angeforderten Geldmittel gingen nach 

vorheriger Verstiinlligung des BMF auf Konten des BMF bei der Österrei­

chischen Postsparkasse ein. Das BMF verständIgte die Ressorts \'om Geld­

eIngang und dessen inhaltlIcher Programmzuordnung, womit diese 

grul1e!s;itzlich über die ElI-Mittel verfligen konnten. 

Laut Art C) der Eigenmittelverordnung schreibt jeder Mitgliedstaat die 

Eigenmittel der EU zum hilligkeirstag jenem Konto der Kommission 

,L:ut, das zu dIesem Zweck bei der I Iaush,llts\'erwalwng des MItgliedstaa­

tes oder bei der von ihm bestimmten Einrichtung eingerichtet wurde. In 

Österreich wird das sogenannte "Art C)-Konto" vom BMF außerhalb der 

llaush,dts\t'rrechnung geführt. Auf dIesem Konto werden alle Gutschrif­

ten (= Ei,~enmi rtelg Lltschrl ften) und Belastungen (Zahlungen und U m­

buchul\~en) erfaßt und der jeweilige Bestand ausgewiesen. Die hallsbalts­

m;ißigc Verrechnung erfolgt beim finanzgesetzlIchen Ansatz 2 '529()-! 
"Beitrag zur Europäischen Union". Guthaben des "An Sl-Kontos" befin­

den sich, solange die Kommission nicht darüber verfügt, im Kassen­

lx'stand dt's Bundeshaushaltes. Anders als bei den Eigenmitteln der EU 

(zB Ziillc. Agrarabschöpfungen) werden im Falle des "Art C)-Kontos" we­

der Guthaben noch vorzeitige Belastungen durch die EU verzinst. 

(, Das BMF übersandte der KommisslOn alle in seinen Verantwortllngsbe­

reich Ldlenden Berichte. 
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Kontrollsysteme 

EU-Zahlungsströme 

Monitoring 

EU-Finanzkontrolle 

EU-Mittel; 
Organisation und Kontrollsysteme 

7 Das System der Abfuhr der Eigenmittel an die EU und der Empfang der 
Rückflüsse unterlagen den bei Geldflüssen im Bundeshaushalt üblichen 
Kontrollen des BMF (Buchhaltung, Trennung von Anweisung und 
Vollzug, Vier-Augen-Prinzip, Übersendung eines Kontoauszuges des 
"Art 9-Kontos" an die Kommission). 

8 Das BMF entnahm den Belegen über die von der EU einlangenden Geld­
mittel anhand von Schlüsselzahlen die Widmung dieser Mittel und teilte 
diese zugleich mit der Verständigung vom Geldeingang den verantwort­
lichen Ressorts mit. 

Die Verantwortung für die Finanzkoordination und das Monitoring der 
Programmumsetzung oblag den sogenannten fondskorrespondierenden 
Ressorts, nämlich dem BKA für den Europäischen Fonds für Regionale 
Entwickung, dem damaligen BMAS für den Europäischen Sozialfonds 
und dem BMLF für den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft. Das BKA stellte Übersichten zusammen, die alle 
drei Ressorts betrafen. 

9 Das BMF erarbeitete gemeinsam mit den Bundesländern und den fonds­
korrespondierenden Ressorts eine gemeinschaftsrechtlich erforderliche 
Darstellung des österreichischen Systems der Finanzkontrolle. Die end­
gültige Fassung wurde der Kommission im März 1997 übermittelt. 

Die Kommission (Generaldirektion XX) drängte auch auf die Unter­
zeichnung von Zusammenarbeitsprotokollen zwischen den einzelnen Mit­
gliedstaaten und der Kommission im Bereich der Finanzkontrolle . Die 
Unterzeichnung durch Österreich stieß wegen seiner bundesstaatlichen 
Struktur auf Schwierigkeiten. 

105 

Stärken- und Schwächenprofil 

Stärken 

Schwächen 

10.1 Zusammenfassend stellte der RH folgende Stärken und Schwächen fest: 

(1) Der Einsatz bereits bestehender Organisationsstrukturen für die Ab­
wicklung der EU-Zahlungsströme war wirtschaftlich und zweckmäßig. 

(2) Die Abfuhr und Bereitstellung der EU-Mittel durch das BMF erfolg­
te zügig. 

(3) Guthaben des "Art 9-Kontos" befanden sich bis zu einer Verfügungs­
anordnung durch die Kommission im Geldbestand des Bundes. 

(4) Das BMF erfüllte seine Berichtspflichten gegenüber der EU recht­
ZeItIg. 

(1) Während die Republik Österreich gegenüber der EU für Rückforde­
rungen und Anlastungen haftet, gibt es keine Regelungen, zu wessen La­
sten derartige Vorschreibungen letztlich innerstaatlich gehen. 
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Stärken- und Schwächenprofil 

Schluß­
bemerkungen 

(2) Das Ausmaß der Nenozahlerposition Österreichs ist derzeit nur mit 
Mühe zu ermitteln. 

(3) Der Umfang der im Wege direkter Rechtsbeziehungen der Kommis­
sion mit österreichischen Förderungswerbern - und damit außerhalb 
des Bundeshaushaltes - geflossenen Mittel ist nicht genau bekannt. 

(4) Aufgrund der föderalen Struktur Österreichs gestaltet sich die Unter­
zeichnung eines Zusammenarbeitsprotokolles auf dem Gebiet der Finanz­
kontrolle schwierig. 

10.2 Zur Behebung der Schwächen empfahl der RH: 

(1) Das BMF sollte sich weiter um innerstaatliche Regelungen über die 
Tragung von Rückfordetungen oder Anlastungen bemühen . 

(2) Die Nettozahlerposition Österreichs sollte den Verrechnungsunter­
lagen klar und umfassend zu entnehmen sein. 

(3) Das BMF sollte in Zusammenarbeit mit anderen Ressorts um einen 
Überblick über alle EU-Mittelrückflüsse bemüht sein. 

(4) Das BMF sollte seine Koordinierungsanstrengungen betreffend den 
Abschluß eines Zusammenarbeitsprotokolles fortsetzen. 

10.3 Zum SchwächenproJiI gab das BMF nachfolgende Stellungnahme ab: 

(1) Hinsichtlich der Tragung der Kosten im Falle von Rückforderungen bzw An­
lastungen habe der Bund den Abschluß einer Vereinbarung gemäß Art 15 a B- VG 
(Staatsvertrag zwischen dem Bund und den Llindern) vorgeschlagen, die die Lä·n­
der jedoch abgelehnt hä"tten. 

(2) Die vollstdndige Darstellung der Nettozahlerposition Österreichs sei auf der 
Grundlage der Bundesgebarung nicht möglich, weil nicht alle Rückflüsse im Bun­
deshaushalt dargestellt würden. Die Kapitelerlä·uterungen zum BtmdesJinanz­
gesetz und die EU-Beilage im Amtsbehelj Il zum BundesJinanzgesetz enthielten 
bereits eine umfassende Darstellung der EU- bezogenen Ausgaben und Einnahmen; 
eine Erweiterung dieser Darstellungen werde geprüft. 

(3) Weder das BMF noch die fachzustä"ndigen Bundesministerien würden über 
vollständige Angaben über EU- Mittelrückflüsse nach Österreich verfugen, weil in 
bestimmten Bereichen (insbesondere bei der Wissenschaftsfiirderung auf Basis des 
Rahmenprogrammes gemäß Art 130 i des EG- Vertrages) eine direkte Auszahlung 
und Verrechnung der Kommission mit privaten Empfä"ngern erfolge. Das BMF sei 
stets um die Vervollstä·ndigtmg der Informationen bemüht, jedoch gebe die Kommis­
sion keine detaillierten Angaben weiter. 

Zusammenfassend empfahl der RH dem BMF insbesondere, seine 
Bemühungen fortzuführen, die Zahlungen Österreichs an die EU 
und die Rückflüsse seitens der EU entsprechend klar und umfas­
send darzustellen. 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 115 von 358

www.parlament.gv.at



Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Betrugsbekämpfung im Bereich der Umsatzsteuer ; 
Zusammenarbeit innerhalb der EU 

Trotz seiner beträchtlichen Stärken könnte das System der öster­
reichischen Betrugsbekämpfung im Bereich der Umsatzsteuer 
weiter verbessert werden. Auch die Voraussetzungen einer Zu­
sammenarbeit mit den Mitgliedsländern der EU wären noch ver­
besserungsfäh ig. 

Rech tsquellen: 

Verordnung des Rates 218/92 betreffend die administrative Zusammenarbeit 

Richtlinie des Rates 799/77 betreffend die gegenseitige Unterstützung der 
Mitgliedstaaten 

Bilaterales Abkommen mit der BRD aus dem Jahre 1954 
(Amtshi lfegesetz) 

Kennzahlen: 1994 1995 1996 

in Mrd S 

Umsatzs reueraufkommen 202,6 179,9 204,1 

Anzahl 

U msatzsteueridentifikarionsnummern rd 300 000 

Zusammenfassende Meldungen 

Ei nzelauskunftsersuchen 
im Amrshilfeverfahren 

Juli 1995 bis Juni 1996 

Juli 1996 bis Juni 1997 

rd 12 500 im Quartal 

von Österreich nach Österreich 

160 96 

201 191 

Gemeinsam mit dem Europäischen Rechnungshof überprüfte der RH im 
Wege einer eigenen Prüfung im November 1996 die Zusammenarbeit 
der Mitgliedstaaten der EU bei der Betrugsbekämpfung im Bereich der 
Umsatzsteuer beim BMF und einigen nachgeordneten Dienststellen. Zu 
den im März 1997 übermittelten Prüfungsmitteilungen des RH nahm 
das BMF im April 1997 Stellung. Eine Gegenäußerung des RH war nicht 
erforderlich. 

Der RH nimmt im Interesse einer geschlossenen Darstellung nachstehend 
auch auf die Feststellungen bzw Beurteilungen des Europäischen Rech­
nungshofes und auf allenfalls hiezu ergangene, dem RH zur Kenntnis ge­
langte Stellungnahmen der überprüften Stellen Bezug. 
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Stärken- und Schw~ichenprofil der österreich ischen Betrugsbekämpfung 

StärkeIl 

2,1 Der RII ,teilte f()I"':l'lleie Stiirkell und Scll\dchtll dl"r iisrtrn'ichislht'll Be­

trugsbebmpful\L: tl"St: 

(I) Die Konrrollhefu,L:llisse dl'r Abp:ahcll\'trwaltullg ulld der Priifungsor­

plI1isatlollUl Warl'll Ill\~tS,11l1r Ulllt~lSSl'lld, 

(~) Zwecks !)etJ'ilgsbl'bimpfun", im Ikrelch der Umsatzsteuer arbtirl'te 

die Ab,L:ahl'll\el'\\',dtullg mit zahlrtichell allderell DIl'llstsrl'lkll ZUS,IIll­

JlWIl, 

() Dil' Arheitspbtzcomputn dn Fillallzlwditllstl'tcll ermiiglll httll dell 

Zugall,~ zu \erSChledl'llU1 Ddtellhanktll und trlelchterten dadurch dll' Ik­

r ruphl'b III pfUllg, 

( I) Es war heabslchtl,L:t, die RIslkllan,d\'st Im Bereich der Ko1ltrollc \Oll 

[ : Illsarzs reul'rt~illl'll ,Ill/U wtllden, 

('i) Das KOllzept dl'f KOflfrolkl1 zur Cl'\\':ihrltisrun,l: dts lilll',IUStl'UCI'­

,Wth:Ol1lllltllS war effektl\': dleshl'Ziigllch \Oll Bedl'urullg wareil lllsLx'SOIl­

dl'rt dil' v\'l'j,tlICh[un,~ ein Ahgaheptlllhri,L:l'll ZUIll Idl'mitiito,n,lch\\'l'Is \'m 

Erteduilg l'IIln SteUl'rIlUIllIlll'f. das "Ikgriil')ungskollllrtt'" (Bl'such l>iI]('S 

ErhcbuII,L:Smg,llll'S dn Abgahell\crw,drUll,L: ,1l1l:i1\llch dn Zurellullg l'IIlL'r 

Stl'l!(:rIlUIllIlll'r), die "Ke((tllpriit"uI\L:" Ulld dit 'tlchl,robtll\\l'I\l' Priifull,L: 

,~clttnd ,L:cm,lChte!' l'msatzsrl'ul-r,~urhabell, 

(h) Die Ikrru.~sdet"lllItIon war umbsselld: dlt, Ftststtzungs\l'rjiihrun,L: htl 

hlJl(tfLogt'lll'll AhpII1l'1l betrug zehll Jahre, 

(I) PerS(lllalkiirzUI\L:Cll kiinlltcn lhe Schla,t.;kraft der Iktrugshekjmpfull,t.; 

lx'e i 11 t riic h r I gen, 

(2) Dil' lleu ullgefiihrrl'n Kolltrolhtrau',L:ien galrvn nicht für ausLindische 

[lnttrIlvhmer und nmh nicht fiir die Steuerfahl1dul1g, die I.ur Zl'it der 

Crhl'fprlifung keille eigel1tn Illitiativtn zum AurSpLirl'n von Iktrugsfiillt-tl 

'>erzen k()nnte, 

(.-» Die Daten des pl'f!11anenrl'tl statistiscl1l'll ErhehLlll,~ssyste!11s (Intrastar) 

\\',Iren dn Ahgabl'n\"l'l"\\'altung rmht zU,L:iillglich. 

( I) Aur:~rLll1d dts Feh kllS !11onat Ilcher I; !11satzsteLll'fV( Iran meldul1gel1 war 

ein Vt'r,L:kich der Daten der zusammt'llt~lSSel1dtl1 Meldul1gel1 mit Jellel1 

der JährlicheIl L!11satzsteuercrkliirLlll,~ell \\Tgel1 grol.')zii,~<L: gl'\dhru-r FrJst­

n\rreckullgen crsr ,L:cgen Elld(, des Folgvphres miiglilh, 

('i) Laut dell Im C1hert'll1komn1l'n zum SchutL dn fillatlLlelll'n Intcressen 

der EU ('nrhalttl1l'l1 Mal.\stiihcl1 hedürftl' es hezli,~II(h dtr Stratt:l1 und dl'f 

Ausliefl'ful1,L: \"()!l Strafr;itefll eIl1er Anpassun,t.; des Final1ZSrLl(relhres, 

(h) Der Strafrahmen fiir Ab,~,dX'llhinrl'fziehung (maXimal (,In, hl'l Riick­

LtiltiiterIl nuximal l'IIll'inhalb Jlhrt Frvlheitsstrat"l') LI,~ UIHl'r dcm Et:­

Durchschnitt. 
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Stärken- und Schwächenprofil 

B rugsb kam 
r Ich d rU 

ng m 

(7) Die Beihilfe zur Hinterziehung von Abgaben anderer Mitgliedstaaten 
war nicht strafbar. 

(8) Die vorliegenden Statistiken über die Arbeitsergebnisse von Betriebs­
prüfung und Steuerfahndung waren sehr grob und boten wenig Ansatz­
punkte für eine zweckmäßige Betrugsbekämpfung; insbesondere gab es 
keine Auswertung über die Eintreibung der von diesen Organisationsein­
heiten festgestellten Abgaben. 

(9) Die Wiederaufnahme des Verfahrens war im Falle vorheriger Offenle­
gung von Sachverhalten im Zusammenhang mit einer Sofortbemessung 
erschwert. 

2.2 Der RH anerkannte die Stärken des Systems der österreichischen Betrugs­
bekämpfung, legte dem BMF aber die Beseitigung der bestehenden 
Schwächen nahe. 

2.3 In seiner Stellungnahme begrüßte das BMF die Anerkennung seiner bisherigen Be­
mühungen und bemerkte zu den Schwächen der Betrtlgsbekämpfung folgendes: 

(1) Die Personalkürzungen seien in der gegenwä"rtigen budgetä·ren Situation un­
vermeidbar. 

(2) Die neu eingeführten Kontrollstrategien des Innendienstes (Identitä"tspru/ung) 
seien auf auslä"ndische Unternehmer nur bedingt anwendbar, weil die Vergabe einer 
Steuernummer diesfalls in der Regel nicht anläßlich einer persjjnlichen Vorsprache 
des (auslä·ndischen) Abgabepflichtigen erfolgt. Wenn die Prüfungsabteilung Straf­
sachen im EinzelJall zur Auffassung gelange, daß Prüfungsmaßnahmen nach dem 
Finanzstrafrecht erforderlich seien, dann habe sie ihre Anforderung beim zustä·n­
digen Finanzamt anzuregen. 

(3) Der fehlende Z ugriff auf Daten des Intrastat relativiere sich angesichts der 
Abweichung dieser Daten von den Umsatzsteuererklärungen bzw den zusammen­
fassenden Meldungen. 

(4) Wegen der EU-Mitgliedschaft werde die Notwendigkeit der Wiederein­
führtlng monatlicher (für Kleinunternehmer quartalsweiser) Umsatzsteuervoran­
meldungen geprüft. 

(5) Die Mitgliedstaaten häUen sich gegen die Einbeziehung der Umsatzsteuer in 
das Übereinkommen zum Schutz der finanziellen Interessen der EU ausgesprochen. 
Es ist daher abzuwarten, ob bei einer spä"teren Einbeziehttng die Wertgrenzen für 
strengere Strafsanktionen unverä·ndert bleiben. 

(6) Das osterreichische Finanzstrafrecht lege das Schwergewicht auf die Geldstra­
fe, die - betragsmäßig nicht begrenzt - nur von der Hohe der verkürzten Ab­
gaben abhä·ngig sei. 

(7) Die Beihilfe zur Hinterziehung von Abgaben anderer Mitgliedstaaten sei 
zwar im Inland nicht strafbar, im RechtshilJeweg aber verfolgbar; auslä"ndische 
Strafen seien im Rahmen des Ausliefertlngsübereinkommens auch durchsetzbar. 
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Zusammenarbeit 
mit anuercn 

Mitgliedstaaten 

(8) (/IIII;III,~ IfilcI fllhr!! 1'011 Sttl!i.ltiRm .ltlillc/tI! 1111 S/"liIllllIlg,'jl/d :111\['bm 11111-

j;/lIellller li!/imlhltloll Ililc/ Venl'tlItNflg"iikollolllic. Ocr Wert 1'1)11 S!dtn!iken ::111' 

ßc! mi'" liek,illl/'lilllglL! !;c"br,ii! KI 

(l)) f)le Bn! i t11lll1lilgei! Ii/Jcr dic W1iedcJWI/;ldbIllC elfJ Ver/;,brm, kiilli!tm in ci 11/­

,(Ci! r.ilIUl Clile fn,bllt!'l/I' jiir die riil"II:;I'trll"I!IIII,~ !)ulw!fII: <im Grlilldti! der 

\~J'/idl!llIIg,iikIJIIOIIIIC ,lU dlia cl", \'tr/,Imll ::111' So/iirtliclllClwllg Ilild die cidillit 

I'cr/ml/dme fil/ldmillkllll,~ .In \Vicc!erctl!j;ItI!JlIJcI'oj:dJ}'01.I eill::II/librCil ,~ClleJfiI, 

,," I I li nsichtl ich der Zusamml'narhei t mit anderen M i t,~1 iedstaatm war fest­
zustt,lIen: 

(I) In Keincm der LiLwrprüftl'n Einzelt~i1le war die Zusammenarbeit zwi­

schen den Mitgliedstaaten oeler das Mehrwertsreuer-Inform,ltions-Aus­

tauschsystem ursächlich für die Aufdeckung des Betruges; sie dienten je­

doch dem Nachvolll.ui_~ des berClts entdeckten Betruges, Die Eintreibung 

der hinterzogenen Bl'trjge war in allen hillen schwierig bis aussichtslos. 

(.2) Das LmsatLsteuer-ldent!fiKatlons-BLiro des BMF (l![D-Büro) sowie 

die lOKalen Fi nanzlx·hiirden arbei teren effekt! \' und beantworteten Anfra­

gen im Jahr 1l)l)'5 im Durchschnitt innerhalb von 27 Arbeitstagen. Die 

AuskunftserteJlung an iisterrelthische Finanzlwhiirden sollte durch Ver­

Clnlxlfungen über Ko()[di!lIerung und Zusammenarbeit verbessert wer­

den. 

Ci) Dit· Anwendung dl'''' deutsch-ösleflTlchischen RechtshdfeahKomnWIlS 

W,lr für die Zusamillenarbeit in der EU beispielgebend. Laut Abkommen 

war die aktIve TeIlnahme ausLindischer Prüfer allerdings nur mit Zustim­

mung des Abgabeptllchtigen miiglich. 

(cf) Zwecks einheitlicher und effiziemer Vorgangsweise sollte der gesamte 

Bereit h der Zusammenarbeit mit den anderen Mitgliedstaaten beim 

lJ[D-BLiro des BMF Konzentriert werden, wie dies für den Bereich der 

VollstreckungsamtshIlfe bereits der Fall 1St. 

('5) Die Ull1satzsteuererKliirung sollte für den Bereich der Dienstleistun­

gen und des Versandhandels eigene Angaben enthalten, 

«()) \Xll',~en der [nstitutlonalislerung des automatischen AusKunfts<lustau­

sches ..,oUten Vereinharungen im Sinne des Amtshdfi:gesetzes geschlossen 

werden. 

(~) Bel allen Or,~anisationsel!1lwiten "ur Betrugsbebimpfung im Bereich 

der Li Illsatzsteuer sollte das Bewußtsein für die Notwendigkeit des Aus­

baul's der ZusammcnarbeIt geweckt hzw vertieft werden (zB im Zusam­

Illenhang mIt Scheingesellschaften, ,lusUindischen Ullternehmern oder 

dem Versandhandel) . 

. 1.2 Der RH le,~te dem Bl\lF Wirksame Mal.\nahmen zur Verbesserung der 

Zusammenarb('lt mit den andefl'n Ell_Mitgliedstaaten nahe. 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 119 von 358

www.parlament.gv.at



Schluß­
bemerkungen 

3.3 Laut Stellungnahme des BMF seien Initiativen ergriffen worden, um die Zusam­
menarbeit mit anderen Mitgliedstaaten beim UID-Biiro des BMF zu konzentrie­
ren. Die in den Umsatzsteuererklä'mngen enthaltenen Informationen seien bereits 
jetzt sehr umfangreich; die Einführung des durchgiingigen Ursprungsland prinzips 
ermiigliche eine Problemli/sung. Wegen der großen, nur beschriinkt verwendbaren 
und mit hohen Kosten verbundenen Datenmengen sei von Vereinbarungen im Sinne 
des Amtshi/fegesetzes bisher abgesehen worden. Die Bemiihungen, bei allen Organi­
sationseinheiten das Bewußtsein der Notwendigkeit der Betrugsbekä'mpfung im 
Zusammenhang mit der Umsatzsteuer zu erhohen, wiirden fortgesetzt. 

4 Zusammenfassend hob der RH nachstehende Empfehlungen her­
vor: 

(1) Schaffung der gesetzlichen Voraussetzungen für einen Zugang 
der Abgabenverwaltung zu den Intrastat-Daten. 

(2) Ermöglichung eines zeitnahen Vergleiches der Daten der zusam­
menfassenden Meldungen mit jenen der jährlichen Umsatzsteuer­
erklärungen. 

(3) Verfeinerung von Ergebnisstatistiken. 

(4) Konzentration des gesamten Bereiches der Zusammenarbeit mit 
anderen Mitgliedstaaten beim UID-Büro des BMF. 

(5) Institutionalisierung des automatischen Auskunftsaustausches. 

(6) Stärkung des Bewußtseins für die Notwendigkeit der EU-wei­
ten Zusammenarbeit bei allen Organisationseinheiten zur Betrugs­
bekämpfung. 

111 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)120 von 358

www.parlament.gv.at



112 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 121 von 358

www.parlament.gv.at



Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Zölle und Agrarabschöpfungen; 
Teilnahme an der Prüfung 
des Europäischen Rechnungshofes 

Der Europäische Rechnungshof fand keinen Anlaß, die Zuverläs­
sigkeit der österreichischen Zollverwaltung bei der Erhebung von 
Zöllen und Agrarabschöpfungen, die als traditionelle Eigenmittel 
der Gemeinschaft zufließen, in Zweifel zu ziehen. 

Er beanstandete jedoch im Einklang mit dem RH Verzögerungen 
bei Nacherhebungen aus Anlaß von Betriebsprüfungen. 

Im Zusammenhang mit vom BMF aus eigenem aufgedeckten Ver­
zugsfällen bei der Überweisung von Eigenmitteln vermißte der Eu­
ropäische Rechnungshof Verzugszinsenzahlungen Österreichs an 
die Kommission. 

Abgabenaufkommen der Zollverwaltung 

EU-Einfuhr- und - Ausfuhrabgaben 

Nationale Abgaben 

davon Verbrauchstettern 

Summe 

1995 

3525 

84008 

40267 

87533 

in Mill S 

1996 

3494 

84987 

52 111 

88481 

EU-Einfuhr- und -Ausfuhrabgaben sind Zölle, Ausgleichs- und Anridumpingzölle, 
Agrarzölle, Agrarabschöpfungen und Ausgleichsabgaben. 

Narionale Abgaben sind vor dem EU-Beirrirr enrsrandene Zölle, Einfuhrumsarz­
sreuer und Umsarzsreuer im grenzüberschreirenden Gelegenheirsverkehr, Verbrauch­
sreuern, Alrlasrenbeirrag und sonsrige Eingangsabgaben. 

Der Europäische Rechnungshof prüfte im März 1996 aus Anlaß der von 
ihm gegenüber dem Europäischen Parlament und dem Rat abzugebenden 
Zuverlässigkeitserklärung für das Haushaltsjahr 1995 die Gebarung des 
BMF mit jenen Zöllen und Agrarabschöpfungen, die als traditionelle 
Eigenmittel für die Gemeinschaft zu erheben sind. Er nahm dabei Prü­
fungshandlungen beim BMF, bei den Hauptzollämtern Wien und Salz­
burg sowie bei der Finanzlandesdirektion für Salzburg vor, die der RH in 
Form einer eigenen Gebarungsüberprüfung begleitete. 

Zu den Prüfungsmitteilungen des RH vom Dezember 1996 nahm das 
BMF im Februar 1997 Stellung, wobei es dessen Auffassungen teilte. Eine 
Gegenäußerung des RH erübrigte sich daher. 
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Allgemeines 

Stichproben­
erhebung zur 
ZuverIässigkcits­
erklärung 1995 

Verzögerte 
Nacherhebung 
von Abgaben 

Der RII nimmt im Interesse einer geschlossenen Darstellun,~ und unbe­

schadet der Berichterstatrung des Europ~iischen Rechnungshofes auf supra­

nationaler Ebene bei der nachstehenden Darlegung auch auf die Feststel­

lungen bzw Beurteilungen des Europiiischen Rechnungshofes und auf 

allenfalls hiezu ergangene, dem RH zur KenntniS gelangte Stellungnah­

men der überprüften Stellen Bezug. 

1 Im grenzüberschreitenden \'Varenverkehr mit Dnttstaaten werden von 

den Mitgliedstaaten nach einheitlichem Maßstab Liille und Agrarab­

schiipfungen für Rechnung der EL' erhoben. 

Diese jeweils inrwrhalb unes Kalendermonats festgestellten Abplben 

sind im zweiten Folgemonat dem Haushaltskonto der EU zur VerfLigung 

zu stellen, WObei die Mitgliedst<laten J () r,; des Betrages als Einhebungs­

vergütung eIl1lwhal ten. 

Bei Überweisungsverzögerungen sind grundsiitzlich von der Kommission 

geltend zu machende Verzugszinsen vorgesehen. 

3 Die vom Europiiischen Rechnungshof beim I Iauptzollamt Salzburg sr ich­

proben weise eingesehenen Buchungen auf Abgabenkol1ten für den ~lonat 

April J <)<)5 im Gesamtbetrag von rd j~ Mill S ergaben keinen Anla!.l ZLl 

Be<lnsrandungen. 

i.1 Die gemeinschaftsrechtlich bestlmmte Fnst zur buchnüBigen Erbssung 

nachzufordernder Abgabenbetriige wurde in einigen Eillen (Berriebsprü­

fungen des Hauptzollamtes Wien) um mehrere Monate überschrittell. 

Ungeachtet der verlültnismiiUigen GeringfLigigkeit der !3err:ige (insge­

samt rd 15~ ()()() S) beanstandete der Europiiisclw Rechnungshof die da­

mit verbundene verspiitete Mittelüberwelsullg an die Gemeinschaft. 

1.2 Der RII empbhl dem BMF, durch gezlelte Dienstaufsicht, schwerpunkr­

m:if:llgcll Personaleinsatz sowie Vcr[lhrenskonzentration der Gd~dH von 

VerzugsZi nsellbelastungell ciltgegenzllwi rkell. 

1..'> Llllt Src//lIIl}!,IhdilJlC ein 8,\1 F Ihl/;c cl w!'/,nd'cilele h:r""/'/I'/IIl,l!ßI. ll/l!Jf\lillde.re 

/;0111 flt//ljit:;()//"I!l! W'im. getro/lt'll. DIe. {lllge.,tre/;te Ä 1"/0'1111/\ der ,~f\e.t :;/idJ(/l 
7./lltlilldigkcl!,re.gc/11 /iir die A/;,~"I}elll'lir,(I,re.il!/llig wcrde C.' crllli):~/;d)CIl. die 

N"'N;mlertm,~OI kiill/iig in d,1I netrie!J'j))ii/ilJlgl/'er/~!lI/'('J1 clll:;/I!;lndol. 
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Fehlverbuchung 
von Eigenmitteln 

Schluß­
bemerkungen 

Zoll 

5.1 Beim Hauptzollamt Salzburg bewirkte die fehlerhafte Codierung einer 
Reihe von Sammelanmeldungen für die Monate Februar bis April 1995, 
daß Eigenmittel der Gemeinschaft fälschlich als noch vor dem Beitritt 
entstandene österreichische Eingangsabgaben erfaßt worden waren . 

Das BMF entdeckte diesen Irrtum im Mai 1995 aus eigener Initiative. 
Obwohl es unverzüglich die Nachzahlung von insgesamt rd 25,2 Mill S 
an die Gemeinschaft veranlaßte, war ein Fristversäumnis von bis zu drei 
Monaten nicht mehr zu verhindern. 

Der Europäische Rechnungshof vermißte die Zahlung von Verzugszinsen 
durch Österreich . 

5.2 Das BMF und der RH vertraten übereinstimmend die Ansicht, daß sich 
der gemeinschaftsrechrliche Verzugszinsenanspruch nicht auf jene eindeu­
tigen Irrtumsfälle beziehe, deren Folgen durch selbständige Veranlassung 
des Mitgliedstaates sofort nach der Entdeckung unverzüglich behoben 
werden. 

Der RH hob besonders hervor, daß eine Verpflichtung zur Entrichtung 
von Verzugszinsen in eindeutigen Irrtumsfällen den Anteiz der Mitglied­
staaten zu wirksamen Selbstkontrollen erheblich dämpfen würde. Auch 
waren die Übergangsprobleme innerhalb der ersten Monate nach dem 
Beitritt zu berücksichtigen. 

5.3 Die Kommission hat sich der ö'sterreichischen Ansicht angeschlossen. 

6 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

(1) Verzögerungen bei Abgabennachforderungen, insbesondere in 
Betriebsprüfungsfällen, sollte mit Rücksicht auf die Verzugszinsen­
gefahr mit Nachdruck begegnet werden. 

(2) Verzugszinsenfolgen sind vermeidbar, wenn offenkundige Feh­
ler bei der Eigenmittelverrechnung eigeninitiativ aufgedeckt und 
umgehend saniert werden. 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Ausfuhrerstattungen; 
Teilnahme an der Prüfung 
des Europäischen Rechnungshofes 

Der Europäische Rechnungshof stellte die Zuverlässigkeit der Aus­
fuhrerstattungsgebarung für das Haushalts jahr 1995 nicht in Frage. 

Das Zollamt Salzburg/Erstattungen wird für Rechnung der EU als 
gemeinschaftlich zugelassene Zahlstelle tätig. Entgegen der Ansicht 
des Europäischen Rechnungshofes sind die gemeinschaftsrechtlich 
vorgegebenen Kriterien für diese Aufgabe auch im innerstaatlichen 
Rechtsbereich verankert. 

Zollamt Salzburg/Erstattungen 

Ausfuhrerstattungsgebarung für Rechnung der EU 

1995 1996 

inMillS 
Voranschlag beim fInanz­

gesetzlichen Ansatz 1150418 576 390 

Zahlungen 366,5 969,6 

Anzahl 

Personalstand (September 1996) 47 

Der Europäische Rechnungshof prüfte im Mai 1996 aus Anlaß der von 
ihm gegenüber dem Europäischen Parlament und dem Rat abzugebenden 
Zuverlässigkeitserklärung für das Haushaltsjahr 1995 die vom Zollamt 
Salzburg/Erstatrungen für Rechnung der EU vollzogene Gebarung. Der 
RH begleitete die Erhebungen des Europäischen Rechnungshofes in Form 
einer eigenen Gebarungsüberprüfung. 

Zu den Prüfungsmitteilungen des RH vom Dezember 1996 nahm das 
BMF im Februar 1997 Stellung. Da die Standpunkte übereinstimmten, 
erübrigte sich eine Gegenäußerung des RH . 

Der RH nimmt im Interesse einer geschlossenen Darstellung und unbe­
schadet der Berichterstattung des Europäischen Rechnungshofes auf supra­
nationaler Ebene bei der nachstehenden Darlegung auch auf die Feststel­
lungen bzw Beurteilungen des Europäischen Rechnungshofes und auf 
allenfalls hiezu ergangene, dem RH zur Kenntnis gelangte Stellungnah­
men der überprüften Stellen Bezug. 
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Allgemeines 2 Die im R,thmtn der Cemeinsamtn Agrarpolitik \'orgesehentn Ausfuhrer­

stilttungen dienen dem Ausgleich zWischen dcm niedrigeren Preisnlvtau 

für landwirtschaftlicht Erzeugnisse <Im \V'eltmarKr im Vergleich mit den 

hiiheren innl'!"halb dl'!" Gemeinschafr. Sie sind damit eine wirtschaftliche 

Voraussetzung für die Ausfuhr derartiger Waren In Drittstaaten. 

Stichprobenerhebung .' 
zur Zuverlässigkeits­
erklärung 1995 

Rechtsform deri.l 
Zulassung der Zahl­
stelle Zollamt Salz­
burg/Erstattungen 

Die Finanzierung der Erstattungen, die berragsmiiJ.llg von der KommissI­

on festgelegt werden, erf()lgt durch den Europäischen Ausrichtungs- und 

Ci,lfantiefonds für die Landwirtschaft, wobei die Miq . .:liedstaatel1 Ihren 

Zahlstellen die erforderlichen Mittel bis zur vorschußweisen CJbernahme 

durch die Gemeinschaft hereitstellen. 

In Österreich obliegt das Vert~lhren für Ausfuhrcrstilttungen im Rahmen 

des Markrordnungsrechtes der SonderzollsteIle Zollamt Salzburg/Frst<lt­

tungen, wenn die Ausfuhranmeldung von einer iisterrelchischen Zollstelle 

angenommen wurde. Soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt Ist, 

sllld dabei die für Ziille geltenden Rechtsvorschritten anzuwenden. 

Der Europiiische Rechnungshof hat im Mal 199') abgnvickelte Ausfuhr­

erstattur\~en für Ma<~ermdchpulver Im Betra,~ von rd 9,') i\ltll S stichpro­

henweise untersucht und keine Miingel festgestellr. 

Der Europäische Rechnungshof beanstandete, dan Österreich die gemeln­

schaftsrechrlichen Kriterien für die Zulassung des Zollamtes Salzhurg 

Ersrattungen als Zahlsteilt" noch nicht zusammengefaL\t In einer ei.~elwn 

R cc htsform festge legt habe. Damit fehle die verpfl ic htende Norm zur 

Beurteilung der Ordnungsgemiinheit des Verwaltungshandelns der Zahl­

stelle. 

Das BMF verwies demgegenüber auf die Organisations- und Verbhrens­

vorschriften der Zollverwaltung, welche alle wesentlichen, von der Ge­

meinschaft verbngten Kntl"rien enthalten. 

Der RH nachtete die VOIll Europiiischen Rechnungshof verlangte Rechts­

kodifikatIon als eine dem iisterreichlschen Abgabenrechtsysttm fremde 

Üherregullerung und schloß sich der Heurtedung des BMF an. 

Der RH empfahl jedoch delll BMF, einen fundstcllenbtalog für alle ein­

schb,,!:Igen, die österreIch ische Zollverwaltung bindenden Bestimmungen 

zu erstellen, die teils schon lange vor delll EU-ßeirritt Österreichs be­

standen . 

. +..' 1",lIIt StC!!llIIglI,dJIIle ein ß;\IF b,t/IC C.I el011 fil{I!II"I!<"/!CII IIlIeI <i!!<"/! elf/li [Ilro/',i"­

i''/h'lI Rcdllllfllg,!)o!'cillc der<irrige D"nlc!!/{Il,~ ;!/Icrlllitlclt. 

Schlußhemerkung Zusammenfassend betonte der RH, daß der Funktionsrahmen, den 
die österreich ische Rechtsordnung für die Zahlstelle Zollamt Salz­
burg/Erstattungen vorsieht, den Ordnungskriterien der Gemein­
schaft entspricht. 
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Zollstellen der Finanzlandesdirektion 
für Oberösterreich; 
Abfertigungsdienst und Personaleinsatz 

Bei den Zollverfahrensarten "Überführung von Waren in den zoll­
rechtlich freien Verkehr" und "Versandverfahren" kam es zu Frist­
versäumnissen und Bearbeitungsverzögerungen, die das Risiko der 
Abgabeneinbringung beträchtlich erhöhten. 

Der Personaleinsatz war teilweise nicht dem tatsächlichen Arbeits­
anfall angepaßt. Die mangelnde Befolgung bestehender Weisungen 
betreffend Dienstplan und Überstundenanordnung bedeutete 
wegen der erhöhten Überstundenleistungen kostenmäßige Nach­
teile für den Bund. 

Durch jahrelange Nichtanpassung der Gebühr für chemisch-tech­
nische Untersuchungen war ein entsprechender Aufwandsersatz 
nicht mehr gegeben. 

Einer Reihe von Empfehlungen des RH wurde bereits im Gefolge 
der Gebarungsüberprüfung Rechnung getragen. 

zivi le Bedienstete 

Zollwache 

Summe 

1994 

1995 
1996 

*) Eröffne t im Juli 1995 

Einrichtungen 

Zollam t 

W els 

Wels 

Straße-Bahn 

Wels 

Bahnhof 

Linz 

Flug hafen 

Zweigstelle Zweigstelle Zweigstelle 

Personal 

Anzahl 

9 40 8 2 

16 2 27 

25 42 35 2 

Abgaben-Nettovorschreibungen 

in Mill S 

754,0 33 18,0 *) 431,9 

22 1,9 1 016,8 96,1 40,7 
23 5,6 536,4 17 1,0 17,7 
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Prüfungsahlallf und 

-gegenstand 

Allgemeines -

Zielcrreichllng 

Dn R 11 üherprüftt im .J uni und .J ull ll)l)() die GeharuI\1: der Finanz­

lanllL"dlrd:tIOl1 fLil' Ohcriisrerrtilh im /usammcl1hani_! mir dcm Abfnri­

,l:ul1gsdlcnsr lIl1d dcm PerSOl1altillsarz bei Zollstl'llell, 

[)ic C;eharUl1,I:Sllhcrprütul1g umfaL\re Prüfungsh,lTldlul1gcll Inshcsondc-re 

hClm /olLtrl1r \Vl'b. dcsscll /wcI,l:srclll"n SrraL\l"-Bahn lind Bahnho( so­

WIl' bCI der /wl'lgstcllc Flughaf<:ll dl's [Iauptzollall1tcs LillZ, Erlll'hullgCll 

cl'ti>l,l:rcl1 lilx'rdlcs beim I [aul'rzollamt LIll! ulld dtr hn'tllz!andl's,llrd:­

rion fiir Ohniisrnreich sclh,r. 

Dil' Prlifun,l:smItrl'ilull,l:cn crgin,l:cl1 Im Oucmlll'r Il)')(l. Das BMF nahm 

im h'hruar 1 ()(r Stellung. dlt Finan/landtsdlreblOn flir Ohtrii<;tl'rrl'lch 

Im ,\Lirl ['),)-, Eille C;cgt'll:iuJ.\crung dl's RI-Il'fiihri!:'tc ,Ich, 

Der /ollamrllcl1l' AbferrlgungsdiellQ soll ll1lt \t'rtrcrharcm Pcrsonal­

aufwand dcn rl'lis sehr srrt'ngtn OrdllungskrltlTlt'n des ,I:l'meinschaftll­

ehcn /ollrl'lhu's gtnli,I:Cll, Kann die gefordcrtc Vollzll,I:Sljualit:ir nilht 

IUlhh,dtl,L' gcslchert \\LTllL-ll. so sind \\"t'!:'Cll dcs rU-h,l:l'llmittt'lch'lr.d-:­

rn, dn 7(il k u lId A h.'l hiipfu n,l:l"n nach relll,l:e C ;e!,arllll:-::-.t(ligell fli r den 

Bund /11 erwarrcn (etwa Anlasrun,1: VOl1 V('["/.ugszinscll durch dil' KO!l1-

mISSI(l11 Im L1I1 \llll \"l'rsl':itet ,\b,l:cflihrrl'n El :-FI,l:tnmrrrclll). 

» Ikr RI! ,u1l'rkanlHl", lLd.\ die lihnpriiften /ollsrcllcn cll'll ,l:enll'll1\lhaft­

liclll'll Vcq,f!lclllun,l:ell im \\'tsl'nrliclwn gnl'chl WUrdl"ll. lTnhnclLlder 

dC.S~l'll pab l'S 111 'l"'ilbl'l"l'lchl'll bnr:ichtllclw 1 : ll,'-! l'!"C i mrhCl tl"n bel der An­

\\l'lldllll,'-! dl" C;Ul'elllslhat"hzolln"hll'S, Dln h.ltrl' <lUch n'HIHeIiI,I:C Aus­

wIrkuligen <lUr dlc Erl1l'bun,1: der 1m grt'llzlihcrschreirendcll Verh'hr mit 

[)rtrtq,l<lrl'll ,mLdklllkll ,1utllllOIl1l'n Flll,l:all,l:sab,I:,lbtn (/1-\ ElnfuhruIl1S,ltL­

sreuer. Vtrhr.lu, hsteul'rnl. die Illl \\l"Senrlll hen 'llIfgrund dnsl,lhen Vcr­

hhrl'll\\Orschrrlrl'll ert(ll,l:t. 

AII,h d'IS Ver]ülrrlis Iwisc hel1 Per,onalaufwand und Ccbarungsrcln'allz 

dl'!" AU(I:'lhl'lhtl·llun:,.: \\'ar nicht Imll1l'r aus,l:l'\\'O,l:l'n. 

Zol!anmeldungen zur (rberfLihrllng in den zo!lrcchtlich freien Verkehr 

Fl'sthalwn,1: des 

An luh mUl'I tj'llnbl'S 

U lkl ,kr Olx'rfLihrung VOll \'Vart'n In dcn zollrechrlich ireicn Verkehr l'llt­

s(l'hr s()wohl ,kr Anspruch ,\Ur gCllll'inschat""rllchc Ziilk und Ahschiip­

rUI1,I:Ul ,Ib ,\u,h ,llIf dlc aUWlllll1KIl FIn,l:angs,\hgalwn durch l,jntn Ab der 

Zolllwhiir<il'n. n:imllch dll' Annahmc ein Ihncn vorgelegttn, rl'cllrs­

blllhlrll1tn /()]lanlllcl,lung, \X'ird ,LI, Darum <in Annahml' auf der An­

meldung nicht ordl1ungs,l:l'nüJ:\ hl'urkul1dt't, so hk-io( ein Ausgan,~spunb 

,tlln Im GemcIll\chafrs/ollrecht \OrgcsdlCllL'll. t"ristgebuIldcnen Schritte 

zur Fesrstellung und Eill!Jl'hung eIcr Al\'-!al1l'nhl"tl':igt undokumenricrr. 

,,2 Der R 11 lx'allstalldete d,\, h'hlen dLT Vermerkc ['Ibtr das AI1l1<lhlllCel'\(UIl1 

bl'l alll'n Im Beohachtllngs/t'itraull1 Mai [l)l)') ulld Fehruar [l)l)(l clngt'­

schellcn Anmeldullgen dLT Zwt'i,l:stl'lle Flu,l:h'lfel1 des Haupuol1all1tcs 

Lln/, 
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Zollanmeldungen zur Überführung 

in den zollrechllich freien Verkehr 

01l5t n der Fi nzlande5-

Fristgerechte buch­
mäßige Erfassung des 
Abgabenbetrages 

dlrek 10 'ur Ober sterr eh 

3.3 Laut Stellungnahme der Finanzlandesdirektion für Oberiisterreich sei seit juli 
1996 dafür gesorgt, daß die zwingend angeordnete Beurkundung tatsächlich 

erfolgt. 

4.1 Der Anspruch der Gemeinschaft auf Zölle und Abschöpfungen gilt zum 
Zeitpunkt der buchmäßigen Erfassung des Abgabenberrages in den Ver­
rechnungsaufschreibungen der Zollverwaltung als festgestellt. Diese 
buchmäßige Erfassung der Zollschuld hat unmittelbar nach ihrer Berech­
nung zu erfolgen, spätestens jedoch am zweiten, auf die Überlassung der 
Waren folgenden Tag. Die festgestellten Eigenmittelbeträge sind späte­
stens zu einem bestimmten Stichtag des zweiten Monats, der auf den 
Monat folgt, in dem der Anspruch festgestellt wurde, dem Konto der EU 
gutzuschreiben. Dabei können 10 % als Einhebungsvergütung vom 
Bund einbehalten werden. 

Die stichprobenweise Überprüfung der darumsmäßigen Abfolge anhand 
der verschiedenen Bearbeirungsvermerke zeigte folgendes Ergebnis: 

Anzahl der Anmeldungen 
zur Überführung in den 
zollrechrlich freien Verkehr 

Mai 1995 2742 

Februar 1996 2922 

davon verspätet 
buchmäßig erfaßt 

241 (8,8 % ) 

208 (7,1 %) 

4.2 Zu den Verspärungsfällen bemerkte der RH: 

von den Verspärungs­
fällen wiesen eine 
Säumnis von mehr als 
zehn Tagen auf 

161 (5,9 % ) 

68 (2,3 % ) 

(1) Auch eine nur um wenige Tage verspätete buchmäßige Erfassung 
kann dazu führen, daß Zollschulden zu Unrecht erst im Folgemonat fest­
gestellt und dem Abgabenschuldner mitgeteilt werden. 

(2) Damit verzögert sich zunächst fälschlich der Ablieferungstermin für 
EU-Eigenmittel um einen Monat, was für den Bund die Gefahr von Ver­
zugszinsenanlastungen mit sich bringt. 

(3) Wird ein globaler Zahlungsaufschub für die im Kalendermonat fest­
gestellten Abgabenbeträge gewährt, kommt der davon Begünstigte im 
Ausmaß des fehlerhaft zugerechneten Betrages überdies in den Genuß 
einer ungerechtfertigt um einen Monat verlängerten Zahlungsfrist. Dies 
wirkt sich auch nachteilig auf die Verfügbarkeit autonomer Eingangs­
abgaben aus. 

4.3 Die Finanzlandesdirektion für Oberosterreich berichtete über Maßnahmen, die eine 
dem Gemeinschaftszollrecht entsprechende buchmäßige Erfassung sicherstellen 
sollen. 
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Zollanmeldungen zur Überführung 

in den zollrechtlich freien Verkehr 

Unvollständige 
Zollanmeld ungen 

Elektronische 
Abfrage des 
gemeinschaftlichen 
Zolltarifs 

5.1 Zur Verfahrensvereinfachung kann das Zollamt Anmeldungen annehmen, 
bevor die Grundlagen für die Bemessung des Zollschuldbetrages bzw für 
dessen Erhebung vollständig ermittelt sind. Zur Ergänzung bzw zur 
Nachreichung fehlender Angaben oder Unterlagen gewährt es eine - er­
streckbare - Frist, die grundsätzlich einen Monat beträgt. 

Sowohl beim Zollamt Wels als auch bei der Zweigstelle Flughafen des 
Hauptzollamtes Linz kam es aufgrund ablauforganisarorischer Unzu­
länglichkeiten , unzureichender Überwachungslisten und Nichtbeachtung 
einschlägiger Anordnungen des BMF zu erheblichen Verzögerungen der 
Enderledigung unvollständiger Anmeldungen und damit auch der buch­
mäßigen Erfassung. 

5.2 Der RH bemängelte wegen des Einbringungsrisikos besonders jene Fälle, 
in denen bei der Abfertigung die Bestimmungen über die Sicherheits­
leistung für den fraglichen Teil des Zollschuldbetrages nicht beachtet 
worden waren. Der RH erachtete den zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 
eingerichteten Konrrollmechanismus für die automationsunterstützt er­
stellten Überwachungslisten für nicht sachgerecht. 

Er empfahl dem BMF, das System der Erledigungsüberwachung mittels 
Überwachungslisten bedarfsgerechter zu gestalten. 

5.3 Laut Stellungnahme der Finanzlandesdirektion /iir Oberösterreich seien entspre­

chende Veranlassungen getroffen worden. 

Das BM F stellte eine bundesweite Lösung betreffend die Überwachungs listen in 

Aussicht. 

6.1 Ab Anfang Mai 1996 erklärte das BMF ausschließlich elektronische Da­
tenbankabfragen als maßgeblich für die grundsätzlich vor der buchmäßi­
gen Erfassung vorzunehmende Prüfung von Warennummern und Zoll­
särzen. 

Bei den nicht an die Datenbank angeschlossenen Zollstellen - so auch 
bei der Zweigstelle Flughafen des Hauptzollamtes Linz - war dies 
jedoch nicht möglich. Dort angenommene Anmeldungen mußten zum 
Hauptzollamt Linz verbracht werden, um die angeordnete Datenbankab­
frage vorzunehmen. Unstimmigkeiten zwischen Anmeldung und Ab­
frageergebnis machten neuerliche, oft mehrmalige Rückleitungen der be­
troffenen Anmeldung an den Abfertigungsbeamten notwendig, weil am 
Ort der Abfrage mangels qualifizierten Personals keine Berichtigung 
möglich war. 

6.2 Der RH beanstandete diese Vorgangsweise, weil sie vielfach dazu führte, 
daß selbst die im Gemeinschaftszollrecht für derartige Fälle grundsätzlich 
vorgesehene, auf 14 Tage verlängerte Frist für die buchmäßige Erfassung 
nicht eingehalten wurde. Nach Auffassung des RH waren gehäuft auftre­
tende Verzögerungen dieser Art geeignet, das Gesamtbild der Verrech­
nungszuverlässigkeit der österreichischen Zollverwaltung zu verzerren. 
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Versandverfahren 

Abwicklun~ des 

Suchverbhrl'ns zur 

Bekämpfun~ von 

Zoll betrug 

Der RH empfahl der hnanzlandeslhrektion für Oberiisterreich. dem ter­

min~erechten Vollzu~ des Gemeinschaftszollrechtes und der innerstaat­

lichen Durchführun~svorschriften mehr Au~enmerk zu widmen. 

(d Dif F!Il(lIIz!illlclm/irfktio!l ßir Oueriirlcrrei,/J J(/,~te dies ZI/, 

-:. J Sollen für N icht~emei nschafrswaren die Ab~aben nIcht unm i ttelbar bei m 

Übertritt über die EU-Zollgrenze entrichtet, sondern die Waren im Rah­

men elI1es Versandverbhrens zu eIner anderen Zollstelle (= Besti mmun~s­
zollstelle) befiirdert werden, werden CJberwachungsmal.\nahmen wirksam, 

welche die (spätere) Entrichtung der auf den Waren lastenden Abgaben 

sIcherstellen sollen, Den Kern dieser Maßnahmen bdclen die Leistun~ 

einer Sicherheit (in der Regel Bürgschaftserklärungen eines Sicherungs­

gebers), die Setzung einer Frist, innerlulb der die Waren bl'l der Bestim­

mungszollstelle wieder zu gestellen sind, die zollamtliche Sicherung der 

Waren gegen Vertauschung sowie ellW Gestellungsmeldung durch die 

Bestimmungszollstelle an die AbgangszollsteIle, 

Wird die AbgangszollsteIle nicht über die \Viedergestellung der im Ver­

sandverbhren befiirderten \Varen innerhalb vorgegebener Fristen unter­

richtet, leitet sie ein Suchverfahren nach gemeinschaftszollrechtlichen 

Regeln ein. 

So ist etwa der Sicherungsgeber von seinen Verptlichtungen befreit, wenn 

er nicht vor Ablauf von zwölf Monaten nach der Eintra~ung der Versand­

anmeldung von deren N ichterledl~ung verständigt wi rd, 

7.2 Neben erheblichen Verzögerungen bei der AbWIcklung der Suchvert~dm:n 

bemängelte der RH vor allem, daß die erwähnte, fristgerechte Verständi­

gung des Sicherungsgebers und damit eine Grundvorausscrzun,1!: für die 
Haftungsinanspruchnahme nicht nachgewiesen werden konnte, Allein 

beim Zollamt Wels traf dies am Stlchtag 2, Juli I <)l)() auf ··'1.2 Fälle mit 

mehr als zwölfmonatiger Verbhrensdauer zu, 

Der RH empfahl, den Zol];imtern einen verbindlichen Zeitplan für die 

notwendigen Handlun~en Im Zuge eines Versandverhdlfens vorzugeben 

sowie die Dokumentation des VerLdlrensstandes der jeweiligen Suchver­

t~lhren sicherzustellen, 

7," Llllt Ste/!lfngnähtllf df/' Fi"tlnz/,mcleJdirektioti ji//' OheriirtererfldJ .\ei dm f:1II/,­

ji:bI/lIIgfil eier RI f ben:it\ l?ed)}'I/f1/,~ gffr",~fII 1{'1m/ell, 

123 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)132 von 358

www.parlament.gv.at



124 

Personalcinsatz hei 

der Ahfertigungs­

stelle Rollende 

Landstraße des 

H,! Dtr RH üherprlifrc bei der Abfl:rtlgun,~ssrtllc Rolknde Lalllbrr,li.'", dell 

Persollalcinsatz im JUlli I ()<)() duf Chl:rcimrirn1l1Ullg mir dCll sl'ir Augusr 

I <)<)'i \011 der hllallzlandesdlrckrioll fLir Olwrösrl'l'rl:lch gcnehmigten 

V()r,~,lben hcereftl'nd dtn Bcddrf all Hl:clll'nSrl'tell wjhrclld und auLlcrhalb 

Zollamtes Wels dcr Öffnungszeiten, 

H,l DeI' RH beanstalldc,tl' vor allem die 'ln \'Vochentlldl:n (illsbcsondcrc nir 

C!hl'fstundclllclstull,~C'll an Sonl1tagl'll) ah\\'l:ilhcnd von dcn V()r,~ahCll LT­

hr'lcllfl'll Ll'lstullgsstunden, die zu Ptrs()nalk()srClll'fhiillllll,~cn von rd 

..l'i() (j()() S Je Jahr gcflihrt hartcll, 

Er clllpt~lhl, den Pcrsollalclllsarz an den tarsächlichell Erfordcrnisscn ,IUS­

zuric htell, 

H,) LIIII ,\It!II/II,~Ij,lblllc der F/lldll::;I,lIIdt.,dirckllril! /iir ()&cri/llerru,!I \L! dlmi) elll­

'jirc,hUld, AiI!ldll/lll,~(/1 ein PLJ'lIiIId!elllldl':u {/II dw ("ln!'!"11 d,r O/3!) Jer 

[111/'Icblllllg du I? I { Vun/J 1111 !\llgm! I ()()() I?cdJII!II/,l" p'lrtlgC11 /l1}}'Jm, 

Dauer der Diensttouren von Zollwachebearnten 

Vl:rh:i1rnis VOll Plall­

und CJhl'l'stundcll 

(),! Nach dl:ll \'l'rpt1lchtelldcll Vorgabcll des BMF hat cillt DICllS([OUr mill­

ckstclls VIl'l' und 111 dn Regtl Illcht ml:l1r als acht Stuildell. bCI dic'llst­

llclwf Not\\'endlgkclt bis zu z\\,(ilf Stulldcll, aufzuwl'lsell, Lill,~l'I' daucrn­

de DlenSt\'l'ITilhtungcll ,Illd nllr hci uJllwdln,~rl'f j\otwendlgkclf zur 

Erfüllung der gesl'Czlichtll AU(L',lhell ZULiSSI,~, 

Dit AUSWl'rtUll,L' der Im J\Lli l')<)(, bei dn /.wugstl'llc Flughafl'n ein 

I LIUI1tzollamrcs Llnz ,~cll'ist('(l'll DiellS[[Ourt'1l (in\~l'samt 27'i) brachte 

huü,dlCh dertll Daul'l' nachstchencks [r)-:ehnis: 

DiCIIS((UUfCIl Anzahl AIltl'd in ( ; 

( 2 "7 'i = I (j () ri) 

Liber 1..l Stundcn l..l..l li,i 

über 1'j Stundl'n 

Liher 1 S S[LJllden l) 

'),2 Der RH vnkannre nilht dcn gCflngt'n Persollalstalld als cine lllö,dllhc 

lJrsache flir Lill,,,l'fc' Diellsrrollfen; er lwanstandl'tl' jedoch, da!) die DlclIsr­

l'llltcillll\~eIl niclH dcr v()m Bl\1F all)-:t(lrdnett'll VUttilLlIl!:, der C!her­

,rllilden ,1LIf alk Dit'llstrOLirCIl ulld BnIII:IlSrl'tCIl l'nrsprachcll, sOllcll'l'1l -

illSbesolldere ,1l1 Sonil- Lind Feil'rta.c;l'll - den \'er.~ütLlngsnüJ:\lg gliIlSll!:'­

qCIl (;l'sic!JtSpUIlKrl:n !(J!grell, 

(),.' l~tllIl .\lcl!IIII,~lläbll/c der Fill./I;::ldlldeJdlnltll)ll I/ir ()/;el'ii,/crl'ut!, 1,'(I)cllt!, '0-

/loh I ,Ic)' bolh ;\lIIul .111 f)/(I/.I/IIi!II'''1 ii!h}, ::/lii!(SIIII/iltll .1/' '/ll<b dn ,\]1/:/(1'­

fü!lll/I ,leI' f)ic/ll/lllllldcll,l/!li,j/I!II,~ .111 Slilill- Iflld hlLl'ldglll ,111,111 dill dUII ge-

1'/11,~tll PCI'\I'IIJII/,lIId eiL I' 7.1J!!zcdcbc 1111 Sd)l,hl- IlIId \\'i:dllc!dl'I/11 c}'gC/NII, Fllle 

t:ll/ld(,il'/illl,~ eI,I' Pel'JIlI/idl/llltllllJl/lll dlildJ d,11 \L',~/;t!/'/ib(}'belt'/'(j/I,:CI!/ibtl' 

1\1I/~,tI}(,}1 lilie! dlll',b VClj;lh"OI,lcr!ud)lel'/!II,~eII ':11 eru',!I'lm, 
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Anpassung der 
U ntersuchungs­
gebühr 

Schluß­
bemerkungen 

Zollste d 
ir ktlon fur 0 

10. 1 Für eine von der Abgabenbehörde vorgenommene chemische oder tech­
nische Untersuchung hat die Partei eine Untersuchungsgebühr zu ent­
ri chten. 

10.2 Der RH regte an, den seit 1980 unverändert mit 50 S je Stunde festgeleg­
ten Gebührensatz im Hinblick auf die seit damals eingetretene Entwick­
lung der Personalkosten zu valorisieren. 

10.3 Laut Stellungnahme des BMF habe es die vorgeschlagene Anpassung für die näi:h­
ste Novelle der Bttndesabgabenordnttng vorgemerkt. 

11 Zusammenfassend hob der RH nachstehende Empfehlungen her­
vor: 

Die Finanzlandesdirektion sollte 

(1) sich von der fristgerechten buchmäßigen Erfassung der Ab­
gabenbeträge, von der Enderledigung unvollständiger Anmeldun­
gen sowie von der geordneten Abwicklung des Versandverfahrens 
vermehrt überzeugen; 

(2) zollstelleninterne Verfahrensabläufe - insbesondere bei Neure­
gelungen - regelmäßig auf ihre Sinnhaftigkeit überprüfen; 

(3) verstärkt auf die Zweckmäßigkeit des Personaleinsatzes der 
Zollstellen achten; 

(4) die Zollstellen bei der Auf teilung der Dienststunden in Plan­
und Überstunden zu einem kostengünstigeren Vorgehen anhalten 
und 

(5) die Einhaltung der global genehmigten Überstundenanzahl an­
hand der Dienstpläne genauer überwachen. 

Das BMF sollte 

(1) um die längst fällige Anpassung der Untersuchungsgebühr be­
müht sein und 

(2) die automationsunterstützte Überwachung unvollständiger An­
meldungen umfassender ausbauen. 
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Prüfungs ablauf und 
-gegenstand 

Finanzamt Linz 

Die Mitarbeiter der Veranlagungs- und der Betriebsprüfungsab­
teilung waren durchwegs motiviert und um mängelfreie Arbeits­
leistungen bemüht. Die vom RH bemängelten Veranlagungsfälle 
waren grundsätzlich Einzelfälle und betrafen überwiegend Sofort­
eingabefalle. 

Die antragsgemäß durchgeführten Herabsetzungen sowie die 
Nichtfestsetzung von angemessenen Vorauszahlungen bewirkten 
bei mehreren Veranlagungsfällen hohe Abgabennachforderungen. 

Zum Teil erfolgte die Festsetzung beträchtlicher Abgabennachfor­
derungen mit erheblicher zeitlicher Verzögerung. 

Bei einigen Veranlagungsfällen wurden Verlustabzüge sowie bean­
tragte Sonderausgaben in unzulässiger Höhe anerkannt. 

Abgabenaufkommen 

1991 1992 1993 1994 1995 1996 

in Mill S 

16 636 19 023 19 831 21362 22 406 25977 

Personalsrand zum 1. Jänner 1996 

287 

Veranlagungsfälle zum 1. Jänner 

1990 1994 1996 

30849 33903 35 172 

Der RH überprüfte im November 1996 die Veranlagungs- und die Be­
triebsprüfungsabteilung des Finanzamtes Linz. Die Prüfungsmitteilun­
gen wurden dem BMF, der Finanzlandesdirektion für Oberästerreich und 
dem überprüften Finanzamt im März 1997 übermittelt. Zu den im April 
und Juni 1997 eingelangten Stellungnahmen gab der RH im Juli 1997 
seine Gegenäußerung ab. 

Die Prüfungsschwerpunkte betrafen den Veranlagungsfortgang, das inter­
ne Kontrollsystem, die Vorauszahlungen, die Abgabennachforderungen, 
den Verlustabzug und die Sonderausgaben. 
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Interne Kontrollen 

Vorauszahlungen 

Abgaben­
nachforderungen 

.2.1 Dil' Anzahl der \"l)Jl dCIl - vor allcm fLir die Erled I).!; II ng Y(JI1 Rnhtsmlt­

rein lIlld die Errl·i1ul\L: Y()1l Rtchtsaush:Linftcn Llisriindi,L;cn - hlchhe­

reilhsleitern in den lerztcn Jahrcll llachwclsllCh durchgcflihru'n AKrCIl­

Kolltrollen war äuJ:\l"fst gering. 

J , Der RH clllpbhl dcm Finanzamt, anLiUlich dcr Rechtsllllrtdbe'lrhcitun,L: 

\TrstiirK t schwl"fl'un KtmäUige AK tenKOIl trollell d urc hzufli hf eil. 

Lwl SlclllfIl~II,lbllle je> rlil"/I~"lIIt(l 1/ erde di, FI/IJf:llfJ/1 der f,,,'b!Jll"tlc/ll/, llL I' 111 

der J<.e,~el /'Im pli/geil ßcdlwJtctL'll dcr Vcrumdlll/,~I,~mN'l ;\ "111,~c1i1)!. j/, /fliei!1 

Clile eil!J!,ruhflldc 1:'llIdr/;e//llI/gJ,~fl! /;tili;!l,~!ClI, ,\L/IIi:d, /,,",1'(1' ßLinrllfll,~ <i/CI,r 

F!lI/kti(!II Illid l/'e,~cli drll/,~el/det/ {l1/dfl'/I'el/l,~eJ/ BcdlloltJ CI~~C/;t IICf, lici ,/I(\[}I li,­

,hel/I/etUI CIII hili/igel' \L:d)ld f)CIIII FllliI/I~"IIi/ 1.111:: JUCI! dl, F,"'b/hr''Ic!Jl/u/cr 

dllrch CfIM/l/izlertc A/IIklfll/i,u'IIICbfll- IIIJ/mo/hiere !n/IJ/,~c der b{iil!i,~[/I C'"c­

J,I ::c,l,illdcrlll/,~ClI - /NJliildfl'l I/dr/ /JCiI Ifl/J/"I/C!J I , n"J Fllldll::dlll! 1/" reif lu/oLl, 
liClillilit .leili. die r:.1llji/iNllIlp dn NI / /Iil/ltl,~ ~II /ifdditfll. 

1.1 III mehruen Vuanlagun.L:st~i1ltn kam es wegeIl dcr u'ds llllhe.L:rlilll!etell 

I lerabserzung bzw der N Ichrfestsc·tzullg VOll angellll'ssellCIl Vorallszah­

lun,L:en zu hohen Ab,L:,lbellnachfordtrullgen. In 11 libtrprüften Fälicil 

erg'lbtn Sich nir 16 Veranlagungs)ahre solchcrm'lücll el1tsrandem' Ahg'l­

lll'nllacht(>n.krun,~ell VOll rd 1(1,5 "-Idl S. 

,L.' \Xlc,~cn der für den Abg'lbellgLiuhigt'r "um Ted bttriichrlichell Zinsl'Il\Tr­

lw,re <lu(L:rund der hohen offcntn Abg'lbenn,lcht(lrderullgen empfahl der 

RII dtm Finanzamt. die Anrriige clufJlcrabscrzullg künfrig sorgUltig zu 

prükn und die Vorauszahlungc·1l rc'ChtZCltl", festzusttzen bz\\' anzuglclchen. 

,'.,' LIIII Stelllillg/h/lnile d" rillil/C"I/I!cl ,I,WI trot:: der ,lIIgn!''''III!c11 IiIld lAb .Ihl!,~ 

l'O'lcblec!itcmc!ClI J>enll//i';I",~( oe,.ei!1 1111 JiI/m,' I C)C)o c/lt\jmd'cllclc l\l,,/ill,!lJ/IIW 

f/llgclcItcl I/'lJrdClI. 

,i.1 Bei einer grölkren Anzahl von Veranlagun.L:sLillen trfol",tc die Festset­

zung beträchtllchtr Abgabennacht()re!erull.L:ell mit ZUI11 Ted trhebllcher 

zeitlicher Verz(igerul1g, Bei 2'5 überprüf tell Veranlagun.L:sLillcn betrugen 

cl ie Abgabennachforderun.L:en rd '51,2 M t11 S. 

< ) 

1.-

Teils verursachte die spiite - wt"lll1,;;leICh Im Rahmen der vom BM r ge­

troffentn Fristellre.L:c1ung crt(llgcl1dc - Einrcichung der SteuernKliirull­

.L:Cll, [C'i!S die Siiull1igkeit ein Veranlagungsabteilun", die Vl'fziigerun,~el1. 

Zur Vermcidung \Oll Zinsenverlusten fl'lr dcn Abgaben,;;läublger elllpbhi 

der RI I dcm Fin,lr1zamt insbesondere lwi hohen Abg,lbennachf()fdefUn­

.L:ell dercn zeitnahe Fcstsctzung. 

i .. ' Llllt S!clil/!Igi/ilb/lle dn FII/{III~,lIlItCl IU cl/( f)e"r/;e/IIIII,~ der t'lil'j,rii/llIIg'.j;ill, 

/)/\her 1111 l/'uelltllcbcll ,brollolll.~/ll'b clfligt. fllh dli/klillllllLll\lIrlclillcl'lt \'r!I:~i1I/,~I­

II'C!.IC /Jei elcr [lc"dieltllllg eier Stel/crcridirllllgm ,lU jU/lidJ/iir dic ()/'ti/ll/(I'IIII,~ du 
SI eller" II/hollllllf/ll ,I i 1/ 11I '1111. 
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Sonstige 

Festste llungen 

Schluß-

he merk u ngen 

S.1 Bel l"ini,~l'n VeranbgungsEilkn hat das Finanzamt Verlustahzüge in un­

wLis'>l,L:n Höhe 'll1nk,lnnL 

In den E1nkolllmensteul:'rtrkLirun,~en bel der unrichtigen Kennzahl ein­

getragene Sonderausplben (Lehensversicherungen ua) hnvlrkten hel der 

Vcranla,~un,L: \'on S()t(Jrteln,~abcf;i1kll ehe Anerkennlll\~ der S()nder.lllsga­

bell 111 dn beantragteIl. 'lber ullzuLissigen Iliilw. Als S()nderausgaben ,~el­

tend genuchte ReIHen und dauernde Lastl'll wurden \'()ll mehreren FlllP­

bngcrn dieser Leistungen nicht (ldn nur teilweise \,ersteucn. 

'i.~ Du RH eIl1pt~lhl dcm hnalllam( die Berichtigung der fehlnhatren Stcu­

erhl''>chl'lde. die stl"ucrllehe ErLls'>llng der Renren und dauernden Llsren 

sowie eine künftige ()bcrprLifun,~ dieser S()ndcrausgalwn .1Llf Ihre stl"ller­

llche Erf:lssung bei den EmpLingern dieser Leistungen. 

S .. ' LI/li S!c////ll(!,lldb/llc d" FII1tIl/::,I/lllcl /Idbc cl dh %rc!criitbul ,\L;j!/Iidllllt'll I'cr­

,/II/d!II. //1.1<1/1/11/1'1111111 <illdenll d/I!,~l'!!lId cl,,· 'fcill,I!,Kcj/ .1" lVI ui)(I!,I'11 B1'­

.rcb['/{!bcrjcblj,~/III,~CII .rcjcll /\b,l!,i!lNllIldc/Jj;mkmll,I!,CII 1'011 jll.l,I!,C,ldllll /'{! l. 5 f\liI! S 

ll/;J~/. 

(, Zusammenfassend hob der RH nachstehende Empfehlungen her­

vor: 

Das Finanzamt sollte 

(I) im Zuge der Rechtsmittelerledigung schwerpunktmäßige Akten­

kontrollen durchführen, 

(2) Vorauszahlungen rechtzeitig und In angemessener Höhe fest­

setzen sowie Herabsetzungsanträge sorgfältiger prüfen, 

(,)) insbesondere bei hohen Abgabennachforderungen auf eine zeit­

nahe Abgabenfestsetzung achten und 

(4) die zulässige Höhe der yortragsfähigen Verluste richtig ermitteln. 
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Katastrophenfonds 

Der Katastrophenfonds hat sein Ziel erreicht, Mittel für die zusätz­
liche Finanzierung von Maßnahmen zur Vorbeugung gegen künf­
tige und zur Beseitigung von eingetretenen Katastrophenschäden 
bereitzustellen. Die von den Ämtern der Landesregierungen einge­
reichten Anträge um Fondsmitte1 hat das BMF grundsätzlich rasch 
erledigt. Der Gebarungsumfang der vom RH bemängelten Fälle 
war im Verhältnis zur Gesamtsumme an bewilligten Fondsmitteln 
germg. 

Die Zweckbindung der Gebarung des Katastrophenfonds war für 
die Zielerreichung im Ergebnis vorteilhaft. Allerdings waren die je­
weils zum Jahresende gebildeten hohen Rücklagen für den Bundes­
haushalt nachteilig. 

Das BMF unterließ in mehreren Fällen eine inhaltliche Prüfung der 
Anträge um Fondsmittel, so daß Fondsmittel auch für im Kata­
strophenfondsgesetz nicht vorgesehene Zwecke bewilligt wurden. 

Die gesetzlich vorgesehene Abgrenzung von Maßnahmen zur Besei­
tigung von eingetretenen Katastrophenschäden und von Maßnah­
men zur Vorbeugung gegen künftige Katastrophenschäden wurde 
nicht immer beachtet. 

Mittel des Katastrophenfonds 

Prozent des Aufkommens an 

Einkommen- und Körperschaftsteuer bis einschließlich 1994 1995 1996 1997 

2,290 % 2,247 % 1,558 % 1,428 % 

Einnahmen, Ausgaben und Rücklagen des Katastrophenfonds 

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 

in Mrd S 

Einnahmen 3,4 3,9 4,4 4 ,4 4,5 4 ,6 3,8 

Ausgaben 3,2 4, 1 4,7 3,3 5,3 3,4 3, 1 

Rücklagen 

zum J ahresende 1,6 1,4 1,1 2,2 1,4 2,6 0 ,7 

Personal 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung waren im BMF acht Bedienstete (ohne Abteilungsleiter) 

mit der Vollziehung des Katascrophenfondsgesetzes in unterschiedlichem Ausmaß befaßt. 
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Prlifungsablauf und 
-gegenstand 

Zweckgebundene 

Gebarung 

[)er RH liberprüfcl> illl SeptcJllher I l)l)() dic (;charuII,~ des Katastrophcn­

femds. Die Geharutlgsl'lhu-prlituI\L: ersrrccktl' sich auf dll' Voilziehullg des 

Katastrol'henfolld\l!l'scul's I l)S() hzw I l)l)(, durch d.ls Bi\IF. Das Prü­

tun,L:sn,L:cbllls wurde delll H,\11: 1111 Nm'cJlllwr J')')() liherrnirrclr. Zur 

Srellun,L:llahllle dn Bi\! F \()Jll Jill11lT J')lY- ,~'Ih dn R 11 Im Febnwr ]l)lY­

l'IIIC Ge,l!UüLlL\t'l"Un~ ah. 

2,1 DIe bnn'lhmen des Kaustrophellfonds sind zwcek,L:l'hundell fLir elle LU­

<irzllchc Finanzierun~ von l'v1al.lllahmcll Lur Vorheu,l!ul1,~ ,L:e,L:en künfrl,L:c 

ulld Lur BeseJ[lgull,l! \011 Cil1,l!Crrctcl1l'll, IIll C;l'se[J r.lx.!rl\ ,lLIf,L:ezCihltt>11 

K'lrasrrophensclüdcn /u \ef\\Tlldcll. [n dell F()I,L:l'Jahrcl1 \\'urelen Foncls­

Illlttel flir \\'eitcre AU(L:ahcll ,L:('hundcIl. 

) ) Grumlsiitzlich stellt eille ZWl'l k,L:chlindull' Cd)'lrLll\L: l'IIW haush,tltsrcchr­

lieh zllljssige AusIlahme vom Bud~cr,L:rullllsarz der C;csa1l1tbeeleckun~ 

(alk Einll,lhnwn des BUlldes steheIl für sii1l1tI lelll' Ausgahenzwecke Lur 

Vcrfiigung) dar. Der Vorreil der Zwecklllllllu11g l'Iner c;ebarung liegt 

heim Aus,L:abenbe,L:lillstl,L:tCtl ulld besteht dann, da!) (['Ir hestlmmte ge­

sl>ullch fcstgekgte Zwccke fi11al1Llclk MIttel 111 einer \'()1l1 Buneltsfinanz­

,L:escu,L:cbtr nlchr beeintlullharcll Iliillc wr VLTtü,L:lIll,l! steheIl, 

[)n N,lchterl lie,l!t daril1. da" bel stcl,L:l'ndcll LIIl11ahllll'l1 und Einnah­

ll1ulliherschüssen zu<iullclll' Ll·l<.,run~t'n \(lr~l'sl>hl'll \\Trden (])l'lsl'iel<.,­

wei<.,e hlildsll1ltrcl für dil' FI'hehLlI1,L: der \l('~hSl'I).;LitL·, fi'lr C:he[\\eisun,L:cn 

'111 dl'1l I fll1wtlt-, und \Vassnwirrschaftsfonds <"()WIC all den Ausgleichs­

fond<., für FamillcnbelhtlfellL dIe Jedoch bel Sillkl'lldt'l1 ElIlllahmen kaum 

zu riil'kgeIlom mUl werdcll kiil1 n tl'll. 

Dll' In\'t'tls zum Jahrc<.,c"nde gehIldetell hohen Riicklagl'1l \\'irhen SIch 

11,lchreIllg für dtn Bundcsh,lushalr allS, wert der Bund (lir die Erfüllun,~ 

f;illign VerpflichtungeIl dll' ,~ehulldl'llcll Fondsllllt(ei Ilieht tllissl,~ machen 

k()nnre, sondern zinsenauh\endlge Kredite aufIlehmcn muhte. 

EIltsprechend dem Ziel dcr gesicherten lIIld rascheIl Hercirsttllun,L: von 

F()ndslllitteln fLir Katastrophcllschiiden iibl"rwiegell Ilach Ansicht des RH 
die VortcIle der Zwcckbindullg, Fr elllpt~lhi jedoch, die Fondsll1ittel tnt­

sprnhend i h rtr Z wecbv id III UIl,L: au<.,sch I iel.\l ich fiir Katastroplll'llmaJ.\nah­

IllC'Il zu verwenden und klinfti,L:c Au(~,lbencrwcltcrungell LU vermeidtn. 

\X't'lrcrs sollte zur Vermeiduilg el11er \\'elterC>1l AIlSallllll1ull,L: hoher Rück­

LI,L:Ul eine allfälli,L:t billfu,L:l> RLickla,L:l'nhiklull,L: Illit CIIWIl1 lliilhsrberra~ 

(zl) Illit I () 'r der EIIlIl,dlllll'll) hcgrl'llLt unLI der P()Sltlve Saldo der Fonds­

,l!l'barUIl,L: Jewl'lls ZlIlll Jahresende dnn all,L:l'nll'IIll'1l Ilaushalt zugeführt 

\\'l' rt kll, 

2 .. ' IA///I \lcll//lI,~/ld/JIIIt cl, I Inl r /id/Je CI l/cll lI/I I?d/il/iell Jcr f)/I'(~c!I'(/A/IIdl!lllgm 

::/1 deli ß/lilclt'r(iil,lil::gud:m !()(){) /llid !()()~ iill -'illii<: d,r nu/ulk'!1 d,r RH(iir 

Lllil ;\/;I(bdl/illl,:!, der ':;/I,(f.,~(/)f(IIJ(/1t11 Ci'/;dUlllg /;t!1II /(dldl//'{)jih'/lj;iIIJ, dll.l,::"­

Iji/'{),bm, Al, KllllljJrllilllj: .ILI I,b/ie/:III;' (/IIC dUltlit!,( .'elllwlI,~ der Dofler/mg dei 

/(,/fdl/rojlbelljoilll.r errlldlf /lord"l. f)" r:IIINt'b1/III,~"1 dei Nil Ilc!llllt cl", Bi\/F 

.,' /11 I lill I/leih/ ~~/I I' Keim /il /.I. 
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Vollzug des 
Katastrophenfonds­
gesetzes 

Kat 

3.1 Gemäß dem Katastrophenfondsgesetz sind die Mi ttel des Fonds ua für die 
zusätzliche Finanzierung von Maßnahmen zur Beseitigung von außer­
gewöhnlichen Schäden, die durch Hochwasser, Erdrutsch, Vermurung, 
Lawinen und Erdbeben im Vermögen des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden eingetreten sind, zu verwenden . Außergewöhnliche Schäden 
aufgrund von Schneedruck, Orkan, Bergsturz und Hagel im Vermögen 
physischer und juristischer Personen mit Ausnahme der Gebietskörper­
schaften begründen zusätzlich einen Anspruch auf Fondsmittel. 

Die beim BMF eingereichten Schadensmeldungen betrafen auch Scha­
densfälle, die nicht vom Katastrophenfondsgesetz erfaßt werden. Den Ge­
bietskörperschaften bewilligte das BMF vereinzelt Fondsmittel für durch 
Orkan und Felssturz verursachte Schäden, die nur bei Schäden im Ver­
mögen physischer und juristischer Personen mit Ausnahme der Gebiets­
körperschaften zu bewilligen gewesen wären. Im Verhältnis zur Gesamt­
summe der zu Recht bewilligten Fondsmittel betrugen die genehmigten 
Mittel für im Katastrophenfondsgesetz nicht gedeckte Schadensfälle einen 
verhältnismäßig geringen Anteil. 

3.2 Der RH bemängelte, daß das BMF offensichtlich eine genaue Prüfung 
unterlassen hatte, so daß auch für gesetzlich nicht gedeckte Schadensfälle 
Fondsmittel bewilligt worden waren . Er empfahl, durch eine inhaltliche 
Überprüfung der Anträge die Gewährung von Fondsmitteln nur für die 
gesetzlich vorgesehenen Fälle sicherzustellen und zu Unrecht angewiesene 
Fondsmittel zurückzufordern. 

3.3 Das BMF sagte dies zu. 

4.1 Im Gegensatz zum Katastrophenfondsgesetz, demzufolge Fondsmittel für 
Vorbeugungsmaßnahmen nur betreffend Hochwasser- und Lawinenschä­
den zu verwenden sind, genehmigte das BMwA mit dem Einverständnis 
des BMF beträchtliche Fondsm i ttel auch für Maßnahmen zur Vorbeu­
gung gegen Schäden infolge von Erdrutsch, Vermurung und Steinschlag. 
Auch die ÖBB erhielten in Einzelfällen Fondsmittel für die Errichtung 
von Steinschlagschurzanlagen und Schutzeinrichrungen gegen Vermu­
rungen. 

4.2 Die Bereitstellung von Fondsmitteln für Vorbeugungsmaßnahmen gegen 
künftige Erdrutsch-, Vermurungs- und Steinschlagschäden fand im 
Katasrrophenfondsgesetz keine Deckung. 

Der RH empfahl, die Mitteilungen des BMwA über genehmigte Fonds­
mittel sorgfältig zu überprüfen, das BMwA auf die gesetzliche Abgren­
zung bei den Vorbeugungsmaßnahmen hinzuweisen und Fondsmittel nur 
bei gesetzlich gedeckten Maßnahmen zu bewilligen. Widmungswidrig 
verwendete Fondsmittel wären zurückzufordern. 

Sollte die gesetzliche Beschränkung der Vorbeugungsmaßnahmen auf 
Hochwasser- und Lawinenschäden nicht mehr als sachlich gerechtfertigt 
angesehen werden, wäre nach Ansicht des RH eine entsprechende Geset­
zesänderung zu erwägen, zumal auch Maßnahmen zur Vorbeugung gegen 
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134 

Schlu/.)­
bemerkungen 

Erdrutsch- und Vermurungsschäden wirtschaftlich und zweckmäßig sind, 

soweit dadurch künftige Aufwendungen für die Beseitigung von Schiiden 
vermieden werden kiinnen. 

1.5 Llllt Stellllnglit/bille dfl ßi\lF ZIerde n die f:lllpji:bI/lIIgeli !Jft,d7!fIl. ZlIr Frage 

einer (/I!{cil/i,~en GeJeI::eJdlldemlig gilb dil' B/\/F keille konkrete Stellllng/MIJllze 
ab. 

Zusammenfassend hob der RH nachstehende Empfehlungen her­
vor: 

(1) Fondsmittel sollten entsprechend ihrer Zweckwidmung aus­
schließlich für Katastrophenmaßnahmen verwendet werden. 

(2) Die Rücklagenbildung sollte mit einem Höchstbetrag begrenzt 
werden. 

(.3) Fondsmittel wären nur für im Katastrophenfondsgesetz ge­
nannte Katastrophenfälle zu bewilligen. 

(4) Die Anträge um Bewilligung von Fondsmitteln sowie die Mittei­
lungen des BMw A betreffend genehmigte Fondsmittel wären zu 
überprüfen. 

(5) Die gesetzlich vorgesehene Abgrenzung betreffend Beseitigung 
von eingetretenen Katastrophenschäden und Maßnahmen zur Vor­
beugung gegen künftige Hochwasser- und Lawinenschäden ließe 
aus Gründen der Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit aber 
auch eine Gesetzesänderung zu. 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Finanzierungsgarantie-GesmbH 
Ost-West-Fonds; 
EU-Mittel 

Im Rahmen des "Joint Venture-Programmes PHARE-TACIS" 
(JOP) der EU ist die Finanzierungsgarantie-GesmbH, Ost­
West-Fonds, seit 1996 bei der EU als einer der österreichischen 
Finanzintermediäre akkreditiert. 

Das JOP-Programm besteht seit 1990; bis 1999 stehen für den ge­
samten EU-Raum Förderungsmittel von insgesamt rd 950 Mill S 
zur Verfügung. 

Die Programmabwicklung ist in die bestehende Organisations­
struktur der überprüften Unternehmung integriert. 

Die Gebarung mit den Förderungsmitteln erfolgt außerhalb öffent­
licher Haushalte. Monetäre Transaktionen werden treuhändig für 
die Europäische Kommission im Wege üblicher bankenmäßiger 
Abwicklung durchgeführt. 

Die Kontrolle ist durch die Einbeziehung des Programmes in das 
bestehende Kontrollsystem und durch zusätzliche programmspezi­
fische Kontrollmechanismen gegeben. 

Der Gebarungsumfang war aufgrund der erst 1996 begonnenen 
Tätigkeit gering. 

Geldgeber: EU 

Programm : Joint Venture - PHARE-TACIS (TOP) 

EU-Gesamcumfang : 70 Mill ECU (= etwa 950 Mill S) 

Stellung der Finanzierungsgarantie-GesmbH: Finanzintermediär 

Abwicklung: außerhalb der öffentl ichen Haushalte 

Bisher über Finanzierungsgarantie-GesmbH abgewickelt: 

36000 S (Februar 1997) 

Der RH hat im Februar 1997 bei der Finanzierungsgarantie- GesmbH, 
Ost- Wesr-Fonds , Wien, eine Überprüfung der EU- bezogenen Förde­
rungsaktionen hinsichtlich der Aufbau- und Ablauforganisation und der 
Zahlungsströme im Zusammenhang mit EU- Mitteln sowie der diesbe­
züglichen Kontrollsysteme vorgenommen . 
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Rahmenverein­

barung mit der El' 

J< )P-ProgLll11m 

Organisation 

.2 Im Rahnll'1l des "Joillt Velltuft'--Programml's PIIARE-TAUS" (JOP) ist 

dll' Lilwrl'riifte Cesellschaft seI[ Jinnl't' Il)l)6 hCI der Ell dis einer der 

iistcrrelchlschcn Fin,ll1/lntcrmcdl:irc akkreditiert. Dil' Finell1zllltnmedl:irl' 

silld al;, Vuhindullgssrcllcll zWI,chell dcn am Programm teilnehmendcll 

iisrerrelclll;'l hen llntemehmun,L;en und ,kn DIl'llsrsrd!t-n der Kommis­

sion tiitlg. Im JiIllll'r I l)l)() wurlle du Rahmel1\TrtLlg zwi..,clll'n der El i 

(Ccneraldlrekrioll XVIII der KOlllmission) und der Cesellschaft umer­

zeichnet. 

Der RahmL'llyerUa,L; Sicht für die hnanLIIltLTllledliire u<! dil' Prüfullg und 

,chriftl\(.Ill' \1(!eirerlcitung der JOP-Pmgramm-Antriigc all die Kommis­

Sion, dll' Verwaltullg ulld Auszahlun,L; de, FinanLhcltr,lgcs der FL: und die 

CrhL'rw,llhull,L; der Durl hfLihrung der Vmhahen \m. 

Da, JOP-Pm,L;ramm wurde Im Jahr Il)l)() als Erg:illzull,L; LLI den EI T_pro_ 

,L;LIllln1L"n PIIARI: ("Poland elnd Hungary Ald for Restru,rUl'111g ()r rhL' 

LClItlOlll\") lIlld T,\CIS (''TnllllietI AssisLlnce [() the Comlllonwealth ()r 
Indepellcknt StatL''''-') nrichru, um JOIlH Venturl';, zWlschell kiL-Incn Lind 

mittleren L :lHerrll"hmun,~cn au, der El lind Parmern In den mittel" und 

o;,(,'u [()I':i I;,l hen Lindl'rn Lind der GClllClllschaft L111,lbh:ill,~i! . .:cr StaateIl 

zu f,irdl'ril. BI<; I ()')l) srclll"n hlCrt'lr FiirderLln,cslllI[t,,1 \"(Ill umw'rnhllet 

Ill\l!eS,llllr rd ')')() ~!I11 S (-() MIII [CII) zu:- Vl'rii·I,L;ull,L;. 

Dw Fiirderull,l!t'n \\TrlIt-n in I'orlll V()I~ vier SChWc-rPUIlktp[(',L;r,lllllllen elll­

,L;,'hore'll: 

(I) (;n\ ;iltrun,L; \()II ZuslhÜ"'<;l'1l nil' dic Fiirdcrun,l! \'011 Illforlllatiol1sn'ral1-

,talrUIl,l!l'l1 iihn d,l<, JOP-Pro,L;rall1m, 

L~ 1 Zu<;( hli,SL' Ullli (ldn ZlllsL'l1ltlSen DarlL'hell fLir dite ErsrL'ilung \on 

[)II reh tii h rha rh'i rsst ud IL'n, 

( 11 Zusehi'l'>\l' für dlL' Fiirderun,l! von KllO\\ -how-Treillstcr ulld Au,hIl­

d ullgslll.lL\llallllWI1. 

DIL' Änduull,L; der JOP-RIChrllllIL'Il Im Jd1r I')<)') crmii,L;llchre es der 

C;nellslhatc i'lber (,arantlL'lmtrulllenrL' Rlslkoblj1ital ((ir J011lr Ve!l[urL's 

UtHl'r dn Bnlin,L;ull,L; Iur VcrfLi,L;lIllg zu stl'lIen, da!\ sie Sich mir cinL'm 

gll'lcharrl,L;l'll RISlk() all der FillallzlcfLlll,L; dL's ProjektL" heteiligre. 

~ DIL' Abwlcklllllf.!" dc'sJ()P-Programmes wurde III dIe hesttehL'lldL' Orgalll­

,at!(llls-;rrllktlir der C;L'seilsclw(r Illttf.!"nnt ul1d elltsprlchr rc,I1wl'ISt 1"IlU 

((ir das C;aralltief.!"esclü(t; Ahwl'lchullgel1 ergL'ben SICh durch diL' Verlllltt­

IL'rriirigh'ir s()wie dun h PrLd'ullp- ulld BL'rIchtsptlichten ,l!ef.!"l'llliber der 

El'. 
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Förderungsmittel 

Kontroll­
einrichtungen 

Gebarungsumfang 

Abwicklungskosten 

Schlußbemerkung 

•• "nnc.narant C mb 

6.l Die Zahlungen der enrsprechenden EU-Mittel erfolgen außerhalb der 
öffentlichen Haushalte Österreichs direkt an die überprüfte Gesellschaft. 

Die überprüfte Gesellschaft hat die monetären Transaktionen mit den 
EU-Mitteln über ihre allgemeinen Geschäftskonren bei einem Kredit­
institut durchgeführt. 

6.2 Der RH empfahl der Gesellschaft, dem JOP- Programm zugeordnete 
Treuhandkonren vorzusehen. 

6.3 Die Gesellschaft sagte dies zu. 

7 Die Abwicklungskonrrolle des JOP-Programmes erfolgte nach den auf 
der Grundlage des Garanriegesetzes 1977 von der überprüften Gesell­
schaft allgemein erstellten Richtlinien. Zusätzliche Kontrollen sind durch 
die bei den einzelnen Schwerpunktprogrammen vorgegebene stufenweise 
Berichtspflicht samt erforderlichen Kontrollschrinen (vor allem Prüfung 
der Programmkonformität, Nachweis der förderbaren Kosten und der 
widmungsgemäßen Verwendung) und die nachfolgenden Tranchenzah­
lungen bzw -zuzählungen gegeben. 

8 Die Vermittlertätigkeit für das JOP-Programm ha ne erst im Jahr 1996 
begonnen, so daß der Gebarungsumfang gering war. Bis Ende Februar 
1997 wurden zwei Fälle (Informationsveranstaltungen) mit insgesamt rd 
36 000 S gefördert, wobei in beiden Fällen die überprüfte Gesellschaft 
selbst Begünstigter war. Weitere Geschäftsfälle des zweiten und vierten 
Schwerpunktprogrammes waren bewilligt, aber noch nicht abgewickelt. 

9 Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung fehlten exakte Kostenerhebungen, 
weil es den wenigen und zum Teil noch nicht abgewickelten Geschäftsfäl­
len ("Einarbeitungsfälle") hiefür an Aussagekraft mangelte. Die Gesell­
schaft beabsichtigte jedoch eine genaue Kostenerhebung. 

LO Der RH empfahl, die monetären Transaktionen über dem JOP-Pro­
gramm zugeordnete Treuhandkonten abzuwickeln. 
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Austria Tabak AG, Wien; 
Kauf und Verkauf der Unternehmungsgruppe 
Head Tyrolia Mares (HTM) 

Laut einern 1991 beschlossenen Strategiekonzept bemühte sich die 
damalige Austria Tabakwerke AG (nunmehr Austria Tabak AG) 
um den Aufl1au eines zusätzlichen strategischen Geschäftsfeldes. 
Unterstützt durch externe Berater w;ihlte die ITnternehmung die 
international im Sportartikclgeschäft tätige Unternehmungsgruppe 
Head Tyrolia Mares (HTM-Gruppel aus. Die überprüfte Lnterneh­
mung bezahlte für den Enverb der HTM-Gruppe im Frühjahr 
199.) 22X Mill S (20 Mill US-S) und führte der Gruppe I IW Mill S 
(100 Mill US-S) zur Eigenmittclstärkung zu. Die Gruppe war durch 
frühere Eigentümerwechsel mit Schulden von cf Mrd S und daraus 
folgenden hohen Zinsenzahlungen belastet und zum Zeitpunkt der 
Cbernahme durch die überprüfte Unternehmung praktisch kon­
kursreif. 

Nach Ansicht des RH beachtete der Vorstand bei diesem Kauf all­
fällige operative Probleme in den LT nternehmungen der HTM­
Gruppe und das Marktrisiko zu wenig und sch;itztc einige wesent­
liche Faktoren falsch ein; der Vorstand erachtete die Unterneh­
mungsgrllppe für gesund und lediglich mit einem Finanzierungs­
problem behaftet. 

Der beim Kauf geplante Finanzbedarf war erheblich und erforderte 
den Verzicht der überprüften L: nrernehmung auf Projekte im 
Kerngeschäft. Im Vertrauen auf die eigene Fin<lnzkraft nahm sie in 
Kauf, daß auch bei Eintreffen der Planannahmen erst in einigen 
Jahren eine Rendite zu en ... arten wäre. 

Die HTM-Gruppe und die überprüfte Unternehmung v.;iesen etwa 
gleich großen Umsatz und Beschäftigtenanzahl auf. Wegen ihrer 
weltweiten Tätigkeit in verschiedenen Produktgruppen und der 
Fertigung in mehreren Werken war die HTM-Gruppe aber wesent­
lich schwerer überschau bar. 

Da die überprüfte Unternehmung selbst über keine geeigneten 
Fachleute verfügte, vertraute der Vorstand auf das vorhandene 
HTM-Management; dies verhinderte das rechtzeitige Erkennen von 
Problemen. 

Ungeachtet dieser Rahmenbedingungen unterblieb unmittelbar 
nach dem Kauf eine gründliche (Tberprüfung der Steuerungs­
instrumente der HTM-Gruppe durch einen Betriebsberater. 

Schon bald nach der Übernahme verschlechterten sich die Ergeb­
nisse der HTM-Grllppe deutlich; hohe Verluste bewirkten eine er­
hebliche Belastung der Bilanz der Muttergesellschaft. Die im 
Herbst 199.) übernommene Unternehmung Head Sportswear trug 
v"esentlich zu der Ergebnisverschlechterung bei. 
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Prüfungsersuchen 
und -durchführung 

Die vom Management der HTM-Gruppe und vom Vorstand der 
überprüften Unternehmung gesetzten Maßnahmen waren nicht 
ausreichend, um die stetige Vedustzunahme zu beenden oder zu­
mindest eine Trendwende einzuleiten. 

Wegen der unsicheren Sanierungsaussichten und der Gefahr weite­
rer Verluste in ungewisser Höhe sowie der Behinderung eigener 
Privatisierungsabsichten entschloß sich der im August 1995 ein­
gesetzte interimistische Vorstand im Einvernehmen mit dem Auf­
sichtsrat und dem Eigentümer, die Beteiligung zu beenden und die 
HTM-Gruppe um 10 Mill S und einen in Raten zu zahlenden Zu­
schuß von insgesamt 1 190 Mill S zu verkaufen. Der Gesamtverlust 
der überprüften Unternehmung aus diesem rund zweieinhalb Jah­
re dauernden Engagement belief sich auf 3,6 Mrd S. 

Der beim Verkauf seitens der überprüften Unternehmung zugesag­
te Zuschuß löste ein Verfahren bei der EU-Kommission aus. Diese 
hielt zwar die Beihilfe im Ergebnis für zulässig, doch hat die öster­
reichische Bundesregierung die Einhaltung fest umrissener Bedin­
gungen durch den Käufer sicherzustellen. Da diese Bedingungen 
bis in das Jahr 1999 reichen und überdies im April 1997 zwei Kla­
gen gegen die Kommissionsentscheidung eingebracht wurden, ist 
eine abschließende Beurteilung der Auswirkungen des Verkaufes 
noch nicht möglich. 

Austria Tabak(werke) AG 

1992 1993 1994 1995 1996 

in Mill S 

Eigenkapital 4957 5245 4289 3438 4088 

Ergebnis der gewöhnlichen 

Geschäftstätigkei t +867 +816 -295 +1200 + 1 166 

Außerordentliches Ergebnis +182 +127 -1850 -25 

Jahresüberschuß/-fehlbetrag +850 +701 -132 -519 +911 

Rücklagenbewegunge~ -542 +108 +444 +831 -602 

Bilanzgewinn 308 809 312 312 309 

Dividende 308 308 308 308 308 

Sonderdividende 1000 500 

Im Februar 1996 ersuc hte der damalige Bundesminister für Finanzen, 
Mag Viktor Klima, den RH, besondere Akte der Gebarungsüberprüfung 
bei der damaligen Ausrria Tabakwerke AG (nunmehr Ausrria Tabak AG) 
hinsichtlich des Verkaufes der HTM SPOrt- und Freizeitgeräte AG, einer 
im internationalen Sportartikelgeschäfc tätigen Holdingunternehmung 
(HTM-Gruppe), unter Berücksichtigung des anhängigen EU-Verfahrens 
durchzuführen. 
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Au trla T G 
TM-Gru 

Der RH überprüfte im Mai und Juni 1996 die Gebarung der Ausrria 
Tabakwerke AG hinsichtlich des Kaufes und des Verkaufes der HTM­
Gruppe. Zu den im April 1997 übermittelten Prüfungsmitteilungen nahm 
das BMF im Juni 1997 Stellung. Der RH erstattete seine Gegenäußerung 
im August 1997. Im Sinne einer umfassenden Beurteilung des Verkaufes 
hat der RH auch die strategischen Überlegungen und Entscheidungs­
grundlagen für den Kauf sowie das Beteiligungscontrolling in bezug auf 
die HTM-Gruppe überprüft. 

Austria Tabak(werke) AG 

Eigentumsverhäl tnisse 

Untetnehmungs­
leitung 

HTM-Gruppe 

Eigentumsverhältnisse 

Konzernsuuktur 
der HTM-Gruppe 

2 Die Ausrria Tabakwerke AG srand bis zum 31. Juli 1996 zu 100 % im 
unmittelbaren Eigentum der Republik Österreich. Am 1. August 1996 
ging die Ausrria Tabakwerke AG in das Eigentum der Österreichischen 
Industrieholding AG über; diese leitete deren Privatisierung ein . 

Aufgrund einer dem RH im Oktober 1997 mitgeteilten Satzungsände­
rung lautet die Firmenbezeichnung nunmehr Austria Tabak AG. 

3 Bis zum 11. August 1995 bestand der Vorstand aus drei Mitgliedern, die 
gemäß einer einvernehmlichen Vereinbarung an diesem Tag ihre Mandate 
zurücklegten. Ihr Gehalt wird bis zum Ende der Laufzeit der Vorstands­
verträge (31. Dezember 1997) weiter ausbezahlt. Zu diesem Zeitpunkt 
erhalten sie eine Abfertigung. Ab l. Jänner 1999 können sie eine Firmen­
pension beziehen . 

4 Gleichzeitig mit der Ablöse dieser Vorstandsmitglieder bestellte der Auf­
sichtsrat - zunächst befristet mit 28 . Februar 1996 - zwei Mitglieder 
aus seiner Mitte zu interimistischen Vorstandsmitgliedern und verlänger­
te die Bestellung später bis 30. Juni 1996. 

Mit 1. August 1996 bestellte der Aufsichtsrat zwei neue Vorstandsmit­
glieder, von denen eines bereits dem interimistischen Vorstand angehört 
hatte . 

5 Eigentümer der HTM-Gruppe war eine in den Niederlanden registrierte 
Aktiengesellschaft (HTM Sports Holding BV), deren Aktien mehrere 
Finanzinvestoren sowie zu etwa 20 % der Vorstand und Mitarbeiter der 
HTM-Gruppe hielten. Die Austria Tabakwerke AG übernahm beim 
Kauf im April 1993 sämtliche Aktien der HTM-Gruppe. 

6 Ab September 1993 fungierte die HTM Sport- und Freizeitgeräte AG in 
Schwechat als Holding und Muttergesellschaft der Head Sport AG sowie 
20 weiterer Tochter- und Enkelgesellschaften. 
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HTM-Gruppe 

Finanzielle Situation 
der HTM-Gruppe bis 
zum Erwerb 

Kauf der HTM-Gruppe 

Auswahl 

Zum Zeitpunkt der Übernahme durch die Austria Tabakwerke AG be­
stand die Gruppe aus vier Unternehmungsbereichen (Head, Tyro lia, 
Mares und Brixia), welche Skier, Skibindungen, Ski- und Sportschuhe, 
Tennisschläger, Tauchsportartikel und Golfausrüstungen erzeugten und 
vertrieben. Die Unternehmungsgruppe verfügte insgesamt über acht Pro­
duktionsstätten (eine in den USA, drei in Italien und vier in Österreich). 
Mit 2 500 Beschäftigten (davon 1 600 in Österreich) erzielte die Gruppe 
einen Umsatz von 4,3 Mrd S. 

Im Jahr 1993 kaufte die Gruppe eine Produktionsstärre in Estland (Tal­
linn) mit 700 Mitarbeitern sowie die Head-Sporrswear-Gruppe. Letztere 
produzierte und vertrieb Sportbekleidung von drei Standorten in den 
USA, Kanada und Deutschland aus und erzielte mit 300 Mitarbeitern ei­
nen Umsatz von 800 Mill S (1992). 

7 Ende 1991 betrug der Fremdkapitalanteil der HTM-Gruppe 99,5 %. Die 
hohen kurzfristigen Tilgungserfordernisse, Umsatzeinbrüche und Bud­
getverfehlungen sowie Unternehmungszukäufe bewirkten, daß die 
HTM-Gruppe im Jahre 1992 die Tilgungsraten nicht mehr fristgerecht 
leisten konnte. Die jährlichen Zinsenzahlungen betrugen 300 Mill S; ein 
Anstieg auf 400 Mill S war bis 1996 zu erwarren. 

Die Banken harren im Zuge einer Umschuldung bereits einen Eigenkapi­
talzuschuß von 200 Mill S von den Gesellschaftern der HTM-Gruppe ge­
fordert und gewährten auch Zinsen nachlässe. 

Im März 1993 waren alle Kreditlinien der HTM-Gruppe ausgeschöpft 
und neue nicht zu bekommen. Die Fälligstellung von Krediten zu diesem 
Zeitpunkt unterblieb. 

Die finanzielle Situation der HTM-Gruppe beim Erwerb durch die über­
prüfte Unternehmung war dieser bekannt. 

Diversifikation 

8 Im Juni 1991 beschloß die Austria Tabakwerke AG ein Strategie- und 
Strukturkonzept, das auch den Aufbau eines Nicht-Tabak-Bereiches vor­
sah. Der Vorstand beauftragte ein internes Diversifikationsteam sowie 
externe Berater, Vorschläge für mögliche Beteiligungen zu erarbeiten. Im 
Juni 1992 zeichneten sich bei zwei Projekten, darunter bei der HTM­
Gruppe, konkrete Ergebnisse ab. Die von der überprüften Unternehmung 
mit der Suche von Beteiligungen beauftragte Investmentbank war eine 
Tochterunternehmung einer der Hauptgläubigerbanken der HTM­
Gruppe. 

9 Sowohl laut Geschäftsverteilung zuständig als auch treibende Kraft für 
den Kauf der HTM-Gruppe war der Vorstandsvorsitzende der überprüf­
ten Unternehmung. Die beiden anderen Vorstandsmitglieder standen der 
Beteiligung kritisch gegenüber, stimmten ihr aber letztlich zu. 
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Befassullg des 

Eigen tümlT\Trtreters 

Bnvertung der IITM-Gruppc 

10.1 Im August 1<)<)2 berichtl'(c der Vorstandsvorsirzende dem GeS<lm[vor­

stand über Betriehsbesichugullgell ulld Gespriiche mit einem Ei,t.:en­

tiimerverrreter dn HTM-Grul'pe. Laut einer im Sepremher 1<)<)2 vom 

Vorstandsvorsl czenden priisl'lH lerten LJ Ilterneh m u n,t.:slwwertung eines 

Wirtschartsprükrs betrug dn Wert der HTM-(;ruppe zwischen 97 und 

:;'52 Mill S. 

Die UIHernehmungsbewerrullg sollte Llut Gurachter ellll' Dlskussions­

,t.:runJlage zur Kaufpreisfindung licfcrIl. Als BasIs der lInrernehmungslw­

wertung diemen die erwartUl'n Cash-t1ows, weil sowuhl der Substanz­

ais auch der Liquidationswe[[ negativ waren. Die Annahmen des HTM-­

ManagemelHs wurden dabei als zu oprimistisch nach Uillen revidiert. 

Ergänzend vnmlCtclre der Gurachter eine positive Beurteilung des opera­

tiven Gesclüftes der I ITM-(;ruppe. welches ledl,t.:lich durch eine - be­

dingt durch ZWCI Eigentümer\\'echsel - ungünstige Finanzierungs,iw'l­

(Ion belastet sei. 

10,2 Der RH vertrat die Ansicht, daL\ auch die revidierten Planungen zu opti­

mistisch waren und dabei der Llljuldltiirssitu<]tlOn der IITM-Gruppe in 

Anbetrach t der F Illanzm I rtel der ü hnprüften lj n [ernellll1 ullg zu wl'nlg 

Bedeuwng beigemessen wurde. 

10 .. '> Li/llt SI~lI/III.~fI,,/Jllle tleJ 1I//IIlllejlrl,~cll hWII{lildeJ der { ! Illemcl)}}I//II,~ JI/dllt' ,I' hellic 

Oiz'eni/ihdliol! ill f)crC/che {lIIjierhti/; de.1 'j:/!it/kgocb,ijic\ lIIe/n: 

11.1 Mitte Jiinner I<)l)'l teilte der Vorstamls\'orsitzende der iiherpriiften lInrer­

nehmung in eim'r Vmstandss)[zun,t.: mir. daLles bei EIllstlmmigkelt Im 

Vorstand und klarem Votum im AufSichtsrat vom "hnallzmlnlstlTllIm" 

keine Finwiinde gegen das Projekt "Freizeit", wil' der geplante Kallr der 

HTM-Cruppe damals aus Geheimhaltungsgründen lx'zcichnet wurde, 

geben werde. 

Nach erf(llgtem Kauf der IIT'\l-Crul'pe wies der damal ige Bundesm i n 1-

ster für Fi nanzen, Dkfm h'rd lIland LaClna, den damal igl'n Vorsitzenden 

des Aufsichtsrates schriftlich darauf hin, daß gewisse, im Dezember I ()()2 

mit dem Vorstandsvorsitzenden vereinharte Voraussetzungen für ein Fin­

\'erstiindn is zum Kauf nicht erfid I [ worden sei eil. Er bedauerte die N ichr­

herückslchtigung seiner Anlle,t.:ell, denen eine grunds:irzllch äußersr vor­

SIchtige Projekrheurreilung IlIgrundeliege. 

11.2 Nach AufLlssung des RH lx'stand hlmlchtlIch der grund<irzlichl'n Ein­

schätzung des Erwerbs der IITM-(;ruppe und der Vorgangsweise b('l der 

Entscheidungsfindllllg zwischen dt'lll damaligen Bundesminister fiir Fi­

nanzen als Vertreter des Allt'lneigenriimCfs Repuhllk Osterrcich und den 

Orgam'n der iiberprliften l )Ilternehlllllng offenSichtlIch keine ÜbelTln­

stillllllun,t.:, obwohl - ungeachtet des t('-hlenden \'Veisungsrechtes des Ei­

genriimers c!lwr Akriengesdlschafr - bel Wichtigen Elltscheidull,t.:en 

dem Willen des Alleinelgelltiimers groLle Bedeurung IlIkofllmt. 
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Kauf der HTM-Gruppe 

Kaufpreisfindung Grundlagen der Kaufentscheidung 

l2 .1 Ein Projektteam aus Mitarbeitern der überprüften Unternehmung und 
Beratern erarbeitete verschiedene Varianten für die Unternehmungsbe­
wertung, die einen Kaufpreisrahmen zwischen 250 und 850 Mill S erga­
ben. Das Projektteam ermittelte eine notwendige Kapitalzufuhr von min­
destens 1 Mrd S zur finanziellen Sanierung der HTM-Gruppe und das 
Erfordernis weiterer Eigenmittel von 200 bis 250 Mill S für Investitions­
bzw Akquisitionsprojekte. 

Der Vorstand der überprüften Unternehmung beurteilte die internationa­
le Tätigkeit der HTM-Gruppe, die durch die Produktpalerre gegebene 
Risikostreuung und den Wert der Markenrechte als vorteilhaft zur Ab­
sicherung des eingesetzten Kapitals. 

Als nachteilig bewertet wurden das mit insgesamt rd 2 Mrd S bezifferte 
Beteiligungsrisiko, die Streichung anderer Investitionsprojekte, die "kata­
strophale" Finanzierungssituation, Zweifel über die Höhe des Wertes der 
Markenrechte und der als unangemessen hoch empfundene Kaufpreis. 

Wesentliche Grundlagen für die Kaufentscheidung waren die vom Mana­
gement der HTM-Gruppe vorgelegten langfristigen Unternehmungspla­
nungen, die beträchtliche Marktanteils- und Spannensteigerungen aus­
wiesen. Das Projektteam der überprüften Unternehmung nahm eine 
vorsichtigere Einschärzung der Entwicklung vor, ging aber dennoch von 
einem Umsatzwachstum aus. Das Risikopotential und die Problemfelder 
erschienen der überprüften Unternehmung be~ältigbar, das Gesamtrisiko 
tragbar. Die HTM-Gruppe wurde insgesamt als operativ gesunde Unter­
nehmung und lediglich in finanzieller Hinsicht als sanierungsbedürftig 
dargestellt. Es lagen aber weder konkret nachvollziehbare Maßnahmen­
p lanungen des HTM-Managements für zusätzliche Marktantei le noch 
entsprechende Marktstudien vor. 

l2.2 Der RH kritisierte, daß die überprüfte Unternehmung im Vertrauen auf 
die Qualitäten des Managements der HTM-Gruppe im wesentlichen eine 
Fortschreibung deren vergangener Geschäftserfolge vornahm und progno­
stizierte Stagnationen der re levanten Märkte unberücksichtigt ließ. Er 
bemängelte die unzureichend krit ische Haltung der Organe der überprüf­
te Unternehmung bezüglich der Entwicklung der HTM-Gruppe in der 
entscheidenden Phase der Willensbildung und die Inkaufnahme der weit­
gehenden Abhängigkeit vom bisherigen HTM-Management. 

l2.3 Laut Stellungnahme des nunmehrigen Vorstandes sei die Qualität des HTM-Ma­

nagements besonders von kreditgebenden österreichischen Banken hervorgehoben 

worden. 

Weiteres Gutachten 

l3 Die überprüfte Unternehmung betraute jenes Schweizer Berarungsinsti­
tut, das die Diversifikationsstrategie ausgearbeitet hatte, mit der Plausi­
bilitätsüberprüfung der Unternehmungsbewertung und der Akquisi­
tionsunterlagen. Der Gutachter des bis dahin nicht eingebundenen 
Beratungsinsti tutes bezeichnete Mi tte Jänner 1993 - somi t vor dem 
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Kauf 

Banken­
verhandlungen 

Kaufabschluß - das Bewertungsgutachten "nach Methode und Inhalt 
als seriös, plausibel und realistisch" und den ergebnisabhängigen Kauf­
preis als "zweckmäßig, angemessen und durch weitestgehende Ausschal­
tung von Risikoaspekten als vorteilhaft für den Käufer". 

Er wies aber auch auf die Risikopotentiale (zB hoher Verschuldungsgrad, 
Notwendigkeit zusätzlicher Mittel, mangelnde Erfahrung der überprüf­
ten Unternehmung auf dem Sportartikelsektor, Fremdwährungsrisiko) 
hin. 

Der Gutachter empfahl die Übernahme der HTM-Gruppe und verwies 
auf die günstigen Konditionen aufgrund der schlechten Finanzlage der zu 
übernehmenden Gruppe. 

Eine spätere aktienrechtliche Sonderprüfung des Kaufes im Jahre 1995 
ergab allerdings, daß es beim seinerzeitigen Erwerb weltweit damals 
praktisch unmöglich gewesen wäre, in der Branche Investoren zu finden, 
die neben der Übernahme der hochverzinslichen Verbindlichkeiten auch 
einen Kaufpreis für die HTM-Gruppe bezahlt hätten. 

Kaufpreisangebot 

14.1 Anfang März 1993 legte der Vorstand der überprüften Unternehmung 
dem Aufsichtsrat das Kaufpreisangebot vor. Insgesamt sollten ein Barwert 
des Kaufpreises von 600 Mill S eingehalten und "Sanierungsbeiträge" der 
österreichischen und japanischen Banken von jeweils 100 Mill S erreicht 
werden. 

Ungeachtet der fehlenden restlosen Überzeugung über die zukünftigen 
Erfolge der HTM-Gruppe und ttotZ einzelner kritischer Stellungnahmen 
stimmte der Aufsichtsrat der überprüften Unternehmung letztlich dem 
Kauf mit nur einer Stimmenthalrung zu. Der Kaufpreis betrug 20 Mill 
US-$ (228 Mill S) mit zwei Nachbesserungsmöglichkeiten im Ausmaß 
von 150 Mill Sund 230 Mill S. Weiters umfaßt war eine Eigenmit­
teizufuhr durch die Austria Tabakwerke AG von 100 Mill US-$ 
(1 140 Mill S). 

14.2 Der RH vermerkte kritisch, daß das Projektteam der Austria Tabakwerke 
AG zwar ursprünglich "mindestens" 100 Mill US-$ für die Verbesserung 
der Finanzierungssiruation und weitere 20 bis 25 Mill US-$ für Projekte 
ermittelt hatte, jedoch ohne sachliche Begründung eine Obergrenze von 
insgesamt 100 Mill US-$ festgelegt wurde. 

15.1 Im Wege eines Stillhalteabkommens blieben die Kredite der HTM­
Gruppe für sechs Monate nach Übernahme aufrecht. Die im Konsortium 
befindliche japanische Bank verlangte eine Besicherung des Kreditvolu­
mens seitens der überprüften Unternehmung als neuen Eigentümer, an­
dernfalls die Bank androhte, aus dem Konsortium auszuscheiden. Sowohl 
die HTM-Gruppe als auch die überprüfte Unternehmung beabsichtigten 
daher, die japanische Bank durch österreichische Banken zu ersetzen. 
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Kauf der HTM-Gruppe 

Nach dem Kauf verlangten allerdings auch die österreichischen Banken 
eine Haftungserklärung oder einen Kapitalzuschuß der überprüften Un­
ternehmung, weil die HTM-Gruppe eine schlechte Entwicklung aufwies 
und der von der überprüften Unternehmung getätigte Kapitaleinschuß 
von 100 Mill US-$ nicht ausschließlich der Schuldenverringerung diente. 
Rund 41 Mill US-$ waren nämlich für Projektfinanzierungen, für die 
Kapitalzufuhr an Konzernunternehmungen und für Steuerzahlungen ver­
wendet worden. 

Bei einer Fälligstellung der Kredite drohte der HTM-Gruppe Konkurs­
gefahr. Zur Abwehr einer unbeschränkten Haftungsverpflichtung und für 
einen neuen Kreditvertrag innerhalb des Stillhalteabkommens verpflich­
tete sich die überprüfte Unternehmung bereits sechs Monate nach dem 
Kauf, der HTM-Gruppe ein zusätzliches nachrangiges Darlehen in der 
Höhe von 600 Mill S zu gewähren. 

15.2 Der RH kritisierte, daß die überprüfte Unternehmung ihre vergleichs­
weise bessere Position gegenüber den Banken vor der Übernahme zu 
wenig genützt hatte, um eine günstigere Risikoverteilung zu bewirken. 

Entwicklung nach dem Kauf der HTM-Gruppe 

Organe der 
HTM-Gruppe 

16.1 Die überprüfte Unternehmung übernahm zwei der bisherigen Topmana­
ger der HTM-Gruppe als Vorstandsmitglieder der HTM Sporc- und 
Freizeitgeräte AG. Mangels Einigung über eine neuerliche Beteiligung 
dieser Manager an der HTM SPOrt- und Freizeitgeräte AG gab es keine 
Dienstverträge, sondern es blieben die Regelungen der früheren Eigen­
tümer aufrecht. Im Okrober 1993 bestellte die überprüfte Unternehmung 
ein drittes Vorstandsmitglied. Das neue Vorstandsmitglied war vorher 
Mitarbeiter jener Investmentbank gewesen, die die überprüfte Unterneh­
mung bei der Auswahl der Beteiligung beraten hatte. 

Im April 1995 erfolgte die einvernehmliche Trennung von den langjähri­
gen Leitern der HTM-Gruppe und im Mai 1995 die Bestellung eines 
Sanierungsmanagers. Das zunächst verbliebene dritte Vorstandsmitglied 
trat Anfang August 1995 zurück. 

16.2 Wie der RH feststellte, traten durch die Aufnahme eines ehemaligen Be­
raters in den Vorstand der HTM SPOrt- und Freizeitgeräte AG keine po­
sitiven Auswirkungen auf die Ergebnisentwicklung ein . 

17 Dem Aufsichtsrat der HTM SPOrt- und Freizeitgeräte AG gehörten die 
Vorstandsmitglieder der überprüften Unternehmung und bis Septem­
ber 1995 deren Generalsekretär an. Ab April 1995 wurde der Aufsichts­
rat um vier unabhängige Experten von außerhalb vergrößert. 
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Entwicklung nach dem Kauf 

Ankauf von 
Head-Sportswear 

Beteiligungs­
controlling durch 
die überprüfte 
Unternehmung 

18 Die in der Sportbekleidungsbranche tätige Head-Sportswear-Gruppe be­
fand sich seit Ende 1992 in den USA in einem Ausgleichsverfahren. 

Unmittelbar nach Übernahme durch die überprüfte Unternehmung 
stellte das Management der HTM-Gruppe aus marken politischen Grün­
den und wegen Synergiewirkungen zur bestehenden Produktpalette den 
Erwerb der Head-Sportswear-Gruppe als unbedingt notwendige Sofort­
maßnahme dar. Auch für den Vorstand der überprüften Unternehmung 
sprachen markenbezogene Erwägungen für einen Erwerb. 

19.1 Im August 1993 entschieden sich der Vorstand der überprüften U nter­
nehmung und ein Ausschuß des Aufsichtsrates der HTM-Gruppe (unter 
Vorsitz des Vorstandsvorsitzenden der überprüften Unternehmung) für 
den Erwerb. Der Kaufpreis betrug rd 240 Mill Sund umfaßte den welt­
weiten Geschäftsbereich (1992 rd 800 Mill S Umsatz) der Head-Sports­
wear und dessen Organisation. Der Aufsichtsrat der überprüften Unter­
nehmung wurde in die Entscheidungsfindung nicht eingebunden, weil 
erst nach dem Kauf eine Erweiterung der genehmigungspflichtigen Ge­
schäfte um Beteiligungsgesellschaften erfolgte. 

Das Jahr 1993 schloß mit geringfügigen Gewinnen. Für das Jahr 1994 
bestand zwar eine Gewinnprognose; letztlich betrugen die Verluste 
228 Mill S. Die für die gesamte HTM-Gruppe später vorgelegten Sanie­
rungskonzepte schlugen die Schließung der Sparte Sportbekleidung vor. 

19.2 Der RH bemängelte, daß die überprüfte Unternehmung trotz des hohen 
Kaufpreises und des großen Geschäftsumfanges weder eine fundierte Risi­
koeinschätzung vorgenommen, noch ein Konzept zur Weiterführung er­
stellt, sondern - vergleichbar mit dem Erwerb der HTM-Gruppe -
ausschließlich nach den Zielsetzungen des HTM-Managements und im 
Vertrauen auf dessen Umsetzungsfähigkeit gehandelt hatte . 

Nach Ansicht des RH unterschätzten das Management der HTM-Grup­
pe und der Vorstand der überprüften Unternehmung den Einstieg in die 
als schwierig geltende Bekleidungsbranche. 

20.1 Bereits vor dem Kauf der HTM-Gruppe hatten ein Gutachten und Mit­
glieder des Aufsichtsrates der überprüften Unternehmung ein "straffes" 
Controlling empfohlen. Es war auch mehrfach eine fachliche Verstärkung 
des Aufsichtsrates der HTM-Gruppe durch unabhängige Experten ange­
regt worden . Im August 1993 veranlaßte der Vorstand der überprüften 
Unternehmung eine interne Untersuchung der Kosten- und Ertrags­
strukrur der HTM-Gruppe. Eine grundlegendere Untersuchung, die das 
Controlling der HTM-Gruppe als in Summe ungeeignetes betriebs­
wirtschaftliches Führungs- und Steuerungsinstrument beurteilte, erfolgte 
erst im Frühjahr 1995 . 
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Entwicklung nach dem Kauf 

der HTM-Gruppe 

Wechsel im Auf­
sichtsrat der überprüf­
ten Unternehmung 

Ergebnisentwicklung 
der HTM-Gruppe 
nach dem Kauf 

Ab Mitte 1994 übernahm die Interne Revision der überprüften Unter­
nehmung in Abstimmung mit der neugeschaffenen, die Anknüpfung zur 
HTM-Gruppe bildenden "Sports Division", die Aufbereirung, Ergänzung 
und Kommentierung der von der HTM-Gruppe erstell ten Beri ch te. Die 
Einbeziehung der HTM-Gruppe in das Prüfprog ramm veranlaßte der 
Vorstand erst im Mai 1995. 

20.2 Wie der RH feststellte, hatte die interne Untersuchung sehr unter Zeit­
druck und unter der subjektiv guten Beurteilung des HTM-Manage­
ments ge litten, wodurch wesentliche Mängel ni cht erkannt worden wa­
ren. Er bemängelte, daß der Vorstand der überprüften Unternehmung 
eine umfassende Bewertung des Rechnungswesens und des Controlling 
der HTM-Gruppe erst fast zwei Jahre nach dem Kauf veranlaßt hatte. 

Wei ters vertrat der RH die Ansicht, daß unmittelbar nach Übernahme 
der HTM-Gruppe deren Informations- und Kontrollinstrumente von ei­
ner international erfahrenen Beratungsunternehmung zu untersuchen ge­
wesen wären. 

20.3 Laut Stellungnahme der überprüften Unternehmung habe der damalige Vorstand 

nach Übernahme der HTM-Gmppe eine Reihe von Maßnahmen eingeleitet, um 

eine nachhaltige Ergebnisverbessemng zu erzielen. 

21.1 Das BMF als Eigentümervertreter der überprüften Unternehmung for­
derte sehr bald nach dem Kauf der HTM-Gruppe Ouli 1993) die Ein­
führung eines detaillierten Planungs- und Berichtssystems als Frühwarn­
und Gegensteuerungsinstrument und regte eine Untersuchung durch die 
Finanzierungsgarantie-Gesellschaft an. Nach Verzögerungen und unter­
schiedlichen Auffassungen präsentierte die Finanzierungsgarantie-Gesell­
schaft das Ergebnis erst im November 1994. 

21.2 Der RH kritisierte den geringen Einsatz des Vorstandes und des Auf­
sichtsrates zur rascheren Abwicklung des Vorhabens. 

22 Rund ein Jahr nach dem Kauf schieden der bisherige Vorsitzende des 
Aufsichtsrates der überprüften Unternehmung und ein weiteres Mitglied 
aus. Der Eigentümer entsandte an ihrer Stelle den Leiter der Präsidialsek­
tion im BMF und den Generaldirektor der Finanzierungsgarantie-Gesell­
schaft in den Aufsichtsrat. 

23.1 Bereits während des ersten Geschäftsjahres nach dem Kauf der HTM­
Gruppe zeichneten sich in ihren wichtigsten Bereichen (Ski, Tennis) Um­
satzrückgänge und eine Reduzierung der Spannen ab. Das Ergebnis der 
HTM- Gruppe war 1993 mit einem Verlust von 191 Mill S zwar besser 
als 1992, lag jedoch beträchtlich unter den Erwartungen. 

Für das Jahr 1994 äußerte der Vorstand der überprüften Unternehmung 
zunehmend Zweifel an der Weiterverfolgung einer expansiven Strategie 
und verlangte eine Konsolidierung der operativen Bereiche sowie die 
Erstellung eines "Rezessionsbudgets". Die Geschäftsentwicklung verlief 
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Entwicklung nach dem Kauf 

neuerlich nicht erwartungsgemäß und ergab einen Jahresverlust von 
481 Mill S. Im Jänner 1995 betrug der dem Aufsichtsrat der überprüften 
Unternehmung präsentierte, geplante Jahresverlust für 1995 145 Mill S; 
eine erwartete Reduktion trat nicht ein, sondern die Verlusterwartung er­
höhte sich zum April 1995 auf 410 Mill S. Hiedurch drohten die Fällig­
stellung von Krediten und die Insolvenz. Zum Juni 1995 erwartete der 
Vorstand der HTM-Gruppe Verluste von 570 Mill S bis 820 Mill S. 

Ein Anfang August 1995 vorliegendes Gutachten eines Wirtschaftsprü­
fers wies schließlich einen vermutlichen Jahresverlust von 1 575 Mill S 
aus und errechnete eine Überschuldung von 1 875 Mill S. 

23.2 Der RH vermerkte kritisch, daß die schlechte Geschäftsentwicklung zwar 
keine Nachbesserung des Kaufpreises erforderte, jedoch erst die rezessive 
Marktsiruation das Fehlen wirksamer Gegenstrategien deutlich machte. 
Nach Ansicht des RH zeigten die immer massiveren Verschlechterungen 
des für 1995 erwarteten Ergebnisses, daß dem Management die Kontrolle 
über die Unternehmung entglitten war. 

Eintritt der Insolvenz 24.1 Die Überschuldung der HTM-Gruppe und die gleichzeitige Zahlungs­
unfähigkeit ihrer österreichischen Unternehmungen erfüllten den Tatbe­
stand der Insolvenz. Gemäß Konkursordnung ist bei Eintritt der Zah­
lungsunfähigkeit spätestens nach 60 Tagen Konkurs oder Ausgleich zu 
beantragen. 

24.2 Nach Auffassung des RH verunsicherten die drastische Ergebnisver­
schlechterung der HTM-Gruppe und die vom Gutachter festgestellten 
Probleme im Rechnungswesen das Management der überprüften Unter­
nehmung bezüglich der Verläßlichkeit des die HTM-Gruppe betreffen­
den Zahlenwerkes und der für eine Sanierung vorhergesagten finanziellen 
Erfordernisse. Die gesetzlichen Fristen erhöhten den schon durch die 
wirtschaftliche Lage gegebenen Zeitdruck für Entscheidungen, Verhand­
lungen und konkrete Maßnahmen der verantwortlichen Organe der 
HTM-Gruppe und der überprüften Unternehmung. 

Sanierungs bemühungen 

Beratertätigkei t 25 Die überprüfte Unternehmung beauftragte Ende März 1995 die Invest­
mentbank S.G. Warbutg mit der Beratung bei der Prüfung von Möglich­
keiten der Privatisierung des Ausrria Tabak-Konzerns. Im April 1995 er­
hiel t die Investmentbank einen zusätzlichen Auftrag zur Beratung des 
Vorstandes der überprüften Unternehmung und der HTM-Gruppe bei 
der Planung und Durchführung eines Resrrukturierungsprogrammes für 
die HTM-Gruppe. Dieser umfaßte die Erarbeitung und Bewertung von 
strategischen Alternativen einschließlich des Verkaufes von Teilbereichen, 
das Eingehen von Kooperationen und die mögliche Verschmelzung mit 
einem strategischen Partner. 
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Sanierungsbemühungen 

Käufersuche 

Mircelbedarf 
für die Sanierung 

Handlungs­
alternativen 

26 Nach einer Sitzung des Aufsichtsrates der überprüften Unternehmung am 
24. April 1995 war auch der Verkauf der gesamten Gruppe als gleichwer­
tige Alternative in die Überlegungen miteinzubeziehen. 

Ab Mai 1995 kontaktierte die Investmentbank S.G. Warburg weltweit 
über vierzig mögliche Interessenten aus der Sportbranche und geeignet 
scheinende Finanzinvestoren . Die beratende Investmentbank verwies aus­
drücklich auf die Bereitschaft der überprüften Unternehmung, im Falle 
eines Verkaufes einen substantiellen Zuschuß zu leisten . 

27 Die überprüfte Unternehmung führte der HTM-Gruppe zur Erhaltung 
ihrer Zahlungsfähigkeit 600 Mill S im November 1993 und 400 Mill S 
mit Beschluß vom April 1995 an Eigenm itteln zu . Bis Anfang Au­
gust 1995 ging der Aufsichtsrat der überprüften Unternehmung davon 
aus, 1995 noch einmal etwa 350 Mill S an Eigenmitteln zur Verfügung 
stellen zu müssen. Zusätzlich erfolgten seit Anfang 1995 Verhandlungen 
mit den kreditgewährenden Banken bezüglich eines Sanierungsbeitrages. 

Das dem Aufsichtsrat der überprüften Unternehmung im August 1995 
vorgelegte, vom Management und von Beratern der HTM-Gruppe er­
stellte Konzept veranschlagte für die Sanierung der HTM- Gruppe etwa 
1,5 Mrd S zusätzlich zu einem Sanietungsbeitrag der Banken (450 Mill S 
Forderungsverzicht, 200 Mill S Zinsenverzicht, Tilgungsaufschub). Das 
Sanierungskonzept wurde mit einer - für eine positive Fortbestandspro­
gnose zur Abwendung des Konkurses der HTM-Gruppe notwendigen 
- mehr als 50 %igen Erfolgswahrscheinlichkeit bedacht. 

28 Mit Unterstützung von Rechtsanwälten und Fachleuten auf dem Gebiet 
der Betriebsberatung und des Investment-Banking bewertete die über­
prüfte Unternehmung mehrere Handlungsalternativen (Sanierung, Ver­
kauf, insolvenzfre ie Liquidation, Fortführungs- sowie Liquidationsaus­
gleich) und schätzte die hiefür benötigten Mittel. 

Obwohl die Insolvenzvarianten teilweise finanziell günstiger als die Sa­
nierung waren, erschien den Organen der überprüften Unternehmung die 
Insolvenz einer Bundesbeteiligung, deren Gesundung noch wenige Mona­
te zuvor gegenüber den Banken als prioritär bezeichnet worden war, we­
gen der Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und insbesondere wegen der 
allgemeinen Kreditwürdigkeit bundeseigener Unternehmungen und der 
Konditionengestaltung für diese äußerst problematisch. 

Überdies drohte der überprüften Unternehmung bei den Insolvenzvarian­
ten das Risiko eines längeren Rechtsstreits und eventuellen Schlagend­
werdens von Haftungen gegenüber den Banken; dies hätte die in Aussicht 
genommene Privatisierung der überprüften Unternehmung getroffen . 

Die Kosten eines Konkurses der HTM-Gruppe - diese Handlungs­
alternative war nicht in die offiziell diskutierten Varianten aufgenommen 
worden - ermircelte die überprüfte Unternehmung erst im Zuge des bei 
der EU-Kommission später anhängigen Verfahrens. 
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Abliise des Vorstandes 

2') Der Aufsichtsrat und die Hauptvers'lmmlung der überprüften Unterneh­

mung beschlossen Olm 4. bzw 1 I. August 1l)l)'), die Sanierung ,lUS eigener 

Kr,lft und den Verkauf der HTl\I-Gruppe pamllel voranzutreiben. 

10 Auf Betreiben des vom (1. April Il)l)') bis zum). );inner Il)l)() im Amt 

lwfindllchen Bundesministers fLir Finanzen, Dr Andreas Sraribacher, er­

kLirte der Vorstand der üherprLifren Unternehmung, deren VorstandsvOf­

sitzender einem Verkauf der IITM-Gruppe immer ablehnend gegenüber­

stand, am 1 I. August Il)l)') seinen Rücktritt. 

Verkauf der HTM-Gruppe 

Beendigung der 

San ierungs­

hem üh ungen 

Auswahlverfahren· 

Vorstandsan t ra,t.: 

.'>1.1 Im September 199') äußerten die beiden mit der Sanierung beLd.lten Be­

mter aU(t.:rund von zwischenzeitlich durchgehihrten Sensiti\'it~üsanalysen 

Bedenken bezLiglich des Wirtschaftlichen Sanierungserfolges. Die C;csun­

dung der HTM-Gruppc hezeichneten heHle Hemter auch \\Tgen der ge­

ringen vorhandenen Managemenrkapazit~it und der sinkenden Motivation 

der Mi tarhei ter als geHihrdet. 

Weiters erschien den Beratern die Kapitalausstattung angesichts der auf­

gezeigten Überschuldung von I,l) i\lnl S auch n,1(h ZufLihrung von 

I ,"i Mrd S und einem Sanierungsbeitrag du Banken als ungenügend. 

Einer der Berater, die lnvestmenrbank S.C;. Warburg, war neben der Mit­

WIrkung an der Sanierung auch mit der Kiiufersuche beauftragt und Ix·saß 

im Falle eines Verkaufes Clnl"ll sofortigen ProviSIonsanspruch, der die Ver­

gütung für eine auch länger dauernde Saniuun,l.:sberatung überstieg. 

_'>1.2 Der RII vermerkte, daß die Berater ihre Meinung zur SanierungsLihig­

kelt du IITM-Gruppe innerhalb kurzer Zeit deutlich geändert hatten. 

'>2.1 \Xlegen der von den externen Beratern geäußerten ZWClfd am Erfolg der 

Sanluun,t.: aus eigener Kraft, der mangel nden Managementkap'lZi tät, des 

mii,t.:lichcn neuerlichen Kapitalbedarfs Innerhalb der nächsten Jahre, des 

nach einer Kapitalzufuhr von I,') Mrd S vermutlichen Unrernehmungs­

wertes der Betedigung von weniger als)()() Mdl S sowie wegen der auf 

absehbare Zeit nicht zu erwartenden nennl"llS\\'erten Rendite elltschlo/.'J 

sich der Vorstand der LiberprLiften Unternehmung zum Verkauf. 

N ach CI nem mehrstufigen Auswahl verhdHen verblieben zwei als K;iufu 

grunds~itzlich in Betracht kommende Illteressellten, die auch über Daten 

der I ITM-Gruppe verfügten. Diese miiglichen Käufer wurden autgefor­

dert, bis spätestens I]. September Il)l)') ein verbindliches Angebot ZLI 

legeil. 

\Xlegen der Schwierigkeiten der HTl\l-C;ruppe hatte es eille Vielzahl 

mii,t.:llcher internationaler Investoren hzw In der Branche t~itigcr Unter­

nehmungen abgelehnt, in Kaufverhandluflgen einzutreten. 

Der Vorstand der überprLiftell U ntcrnehmung beantragte <im I i. Septem­

ber I')')') im Aufsichtsrat den Verkauf der HTM-Gruppc an Elluity 

Partners Lte! (Eliasch). 
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Verkauf der HTM-Gruppe 

Verkaufsbeschluß 

Information 
der Banken 

Dieser Verkauf erforderte einen Zuschuß von 1 190 Mill S und somit we­
niger als den Sanierungsbedarf von 1,5 Mrd S und erschien als wirtschaft­
lich günstige Lösung. Die überprüfte Unternehmung erwartete von den 
Käufern die Einbringung des für die Sanierung dringend benötigten 
Managementpotentials und von zusätzlichen, ihr fehlenden Verbindun­
gen zum Markt. Die Risken einer Fälligstellung von Krediten durch die 
Banken und eventueller Haftungsklagen im Falle des Verkaufes waren der 
überprüften Unternehmung und ihren Beratern zwat bewußt; sie wurden 
aber als gering bewertet, weil für die Banken die Chancen einer Fort­
führung der HTM-Gruppe gegenüber den Verlusten und Risken einer 
Klagsdurchsetzung nach einem Konkurs überwiegen sollten. 

32.2 Wie der RH feststellte, war bei der Käufersuche nach Maßgabe der inner­
staatlichen Rechtsnormen keine Benachteiligung anderer, teilweise in den 
Medien genannter, Kaufinteressenten erfolgt. 

33 Der Aufsichtsrat der überprüften Unternehmung erwog im Septem­
ber 1995 ausführlich die in zwei ihm vorliegenden Angeboten geforder­
ten Bedingungen und gab dem Angebot von Equity Parmers Ltd 
(Eliasch) den Vorzug. Hiefür war neben einem geringeren Zuschuß auch 
der Verzicht auf die Abgabe einer Bilanzgarantie und ähnlicher Gewähr­
leistungen bedeutungsvoll. 

Eine außerordentliche Hauptversammlung entschied endgültig am 
20. September 1995, die HTM-Gruppe an Equity Partners Ltd (Eliasch) 
zu verkaufen. 

Der Interimsvorstand hatte den damaligen Bundesminister für Finanzen, 
Dr Andreas Staribacher, über den beabsichtigten Verkauf einige Tage 
vorher informiert, welcher sich der Empfehlung des Vorstandes anschloß. 

34.1 Die überprüfte Unternehmung hatte sich gegenüber finanzierenden Ban­
ken verpflichtet, diese zeitgerecht über wesentliche Veränderungen der 
Eigentümerstruktur der HTM-Gruppe zu informieren. 

Der Vorstand der überprüften Unternehmung informierte die kreditge­
währenden Banken am 14. September 1995 über den bevorstehenden 
Verkauf der HTM-Gruppe und erläuterte vier Tage später die Transak­
tion Vertretern der zwei führenden Banken auch persönlich. Nach Auffas­
sung der Bankenverrreter war diese Information nicht verpflichtungs­
gemäß ausreichend rechtzeitig erfolgt; im Schadensfalle würden 
entsprechende Haftungen gegenüber der überprüften Unternehmung gel­
tend gemacht werden . 

34.2 Nach Ansicht des RH ging die überprüfte Unternehmung mit der späten 
Information der Banken über den bevorstehenden Verkauf ein vergrößer­
tes Risiko ein, eventuell zur Haftung herangezogen zu werden. 
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Verkauf 

Verkaufsvertrag 

Beurteilung 
des Verkaufes 

Veränderungen im 
Aufsichrsrat der 
HTM-Gruppe 

35 Am Tag der beschließenden außerordentlichen Hauptversammlung un­
terzeichnete die überprüfte Unternehmung den Vertrag zum Verkauf der 
HTM-Gruppe mit der neugegründeten Head Holding Unternehmens­
beteiligung GesmbH gemäß den Bedingungen des Angebots. Ein mit 
gleichem Datum einlangendes verbessertes, jedoch im Ergebnis nicht 
günstigeres Angebot des zweiten Interessenten wurde nichr mehr berück­
sichtigt. 

Der endgültige Abschluß des Vertrages (Closing) fand auf Wunsch des 
Käufers am 8. Februar 1996 statt, wobei er auf die aufschiebende Bedin­
gung der Zustimmung der EU-Kommission zum Zuschuß der überprüf­
ten Unternehmung, die zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorlag, verzich­
tete. 

Im Vertrag verpflichtete sich der Käufer, auch die Produktionsstätten in 
Schwechat, Hörbranz und Kennelbach für einen Zeitraum von drei Jahren 
ab dem Closing aufrechtzuerhalten. Weiters garantieree der Käufer einen 
Beschäftigtenstand von 80 % in Hörbranz und Kennelbach und 50 % in 
Schwechat, bezogen auf den Stand vom 15. September 1995. Das ent­
sprach einer Reduktion der Anzahl der tatsächlich Beschäftigten (ohne 
Karenzen usw) von 1 051 auf 741. 

36. L Nach Auffassung des RH war eine wesentliche Rahmenbedingung für die 
Verkaufsentscheidung die langdauernde Fehleinschätzung der wahren 
Lage der HTM-Gruppe. 

Der Rücktritt des Vorstandes der überprüften Unternehmung im Au­
gust 1995 verschärfte nach Ansicht des RH das Problem der ungenügen­
den Managementkapazität. 

Unter den angeführten ungünstigen Rahmenbedingungen fiel die Ver­
kaufsentscheidung unter Zei tdruck. 

Wenn auch ein mehrheitlicher Verkauf der HTM- Gruppe ab Anfang 
1995 immer wieder im Gespräch gewesen war, wurde ein baldiger Ver­
kauf noch Ende August 1995 sowohl vom damaligen Bundesminister für 
Finanzen, Dr Andreas Staribacher, als auch von einem neu bestellten Vor­
standsmitglied der überprüften Unternehmung in Medienerklärungen als 
nich t wahrscheinlich angesehen. 

36.2 Der RH vermerkre, daß der von den Organen der überprüften Unterneh­
mung angestrebte schnelle Verkaufsabschluß zum Verzicht auf eine gründ­
liche Befassung mit der Bonität des Käufers bzw auf die Vorlage eines 
Sanierungskonzeptes führte. 

37 Mit dem endgültigen Abschluß des Verkaufsvertrages betreffend die 
HTM-Gruppe im Februar 1996 schied der Vorstand der überprüften 
Unternehmung aus dem Aufsichtsrat der HTM SPOrt- und Freizeitgeräte 
AG aus. 
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Finanzielle Aus­
wirkungen auf die 
Austria Tabak­
werke AG 

.'>1' Unter der Voraussetzung, dal:\ der K;iufer bei Erfüllung der Autlagen die 

noch offenen Zahlungen lukriL,rt, Wird sich der - vollliquidit;itswirksa­

me - Cesamtverlust der ülwrprLiften UnternL'hmung 'lllS der Beteili­

gung an der HTM-Gruppe 'lllf .),(l Mrd S belaufen, die bereits III der BI­

lanz I<)<)') lX'rLicksichtigt wurdL'n. 

Die Finanzie'rung dieser Mittel nfolgte im wesentlichen durch den Ver­

kauf von \Xlertpapieren, die Autliisung von Rückla,l.!cn und den Authlll 

von Verbl nd I ichkciten. 

EU-Wettbewerbsregeln; staatliche Beihilfen 

Vert~lhren vor 

der Kommission 

)') Vor dem Verkauf der HT'\l-Cruppe crsuchten im Juni 1995 Mitbewer­

ber du HT'\l-Gruppe die ElI-Kommission, die finanzielle LJntu­

stütLun,l.! der HTM-Gruppe durch die übuprüfte Unternehmun,l.! im 

llinbllck auf d,ls behauptete Vorliegen wcttbewerbsverzerrender SLut­

licher Beihilfen zu untersuchen. 

tO Das BMF, die überprüfte Unternehmung und die I [TM-Gruppe erLiutl'f­

ten ihren Standpunkt gegenübl'f KommissIOnsmitgliedern, wonach keine 

verbou'lw Beihilfe vorliege. Dennoch leitete die Kommission ein f(lfIllCl­

les HauptprüfungsYert~lhren CI n. 

Im Rahmen dieses Vert~lhrens vertrat die iisterreichische Seite grunlkitz­

Ilch dlL' RechtsauH~lssL1ng, dan es Sich bei den In Rede stehenden Zahlun­

gen nicht um wettbewerbs\'l'rzerrende Buhdfen im Sinne des Art 9~ 

Abs I des Vertrages zur GrLindung der Europ;ilschen Gemeinschaft 

(EC V) hand le. EID marktw i rrschaftl ich handelnder Kapi talgebl'f hiitte 

sich niimlich in derselben Situation ebenso verhalten wie die überprüfte 

Unternehmung, weil diese Vorgangsweise laut einem Gutachten, d,ls die 

Vcrkaufsvariante den übrigen Optionen (insolvcnzfreie Liquidation dn 

HTM-Gruppe, Fortführungsausgleich, Liquidationsausglcich, Sanierung 

aus eigeller Kraft und Konkurs) kosrellllüLlig ,l.!cgenübergesrellt hatte, die 

Wirtschaftlich günstlgsre Altl'fnatlve unter rcalistischcn Annahmen dar­

gestellt habc. 

\Xleirl'fs vertrat die ösrerreichische Seite dell Stalldpunkt, daß dic gegell­

stiilld Ilche Kapi talbcrei tstcllung nicht aus "staatl ichcn Mi tteln" erfolge. 

Die Re pu bl i k Österreich übe n~iml ich keinen beherrschenden Eintl u!\ ,lllf 

dlc ill Ihrem AlleinL'lgenrum stehendc überprüfte Untcrnchmung aus, 

weil d il'se als Aktiengescllsch'lft vom cigen\'l'fanrwortl ichen und daher 

wcisullgsfrcien Vorstand geleitet werde. 

In "evcntu" wurde fcrner argumelltiert, daß die Zahlungen der LiberprLif­

ten Untcrnehmung an die IITM-Gruppe, so sie von der Kommission 

doch als staatliche Beihilfell qualifiziert werden sollren, als Rettullgs­

bzw l) mstrukturieru ngsbcI hi I tell freistellungst;i11 ig wiirt:'l1. 
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EU-Wettbewerbsregeln 

Entscheidung der 
Kommission 

11 

Staatliche Beihilfe 

Austria Tab k AG 
HTM-Grupp 

41 Im Juli 1996 entschied die Kommission, daß die Zuschüsse der Auscria 
Tabakwerke AG an die HTM-Gruppe in Höhe von 1,59 Mrd S doch 
eine staatliche Beihilfe im Sinne des Art 92 Abs 1 EGV darstellen. Nach 
Auffassung der Kommission schienen bestimmte, die HTM-Gruppe be­
treffende Entscheidungen "an Überlegungen geknüpft zu sein, die für ei­
nen marktwirtschaftlich handelnden Kapitalgeber nicht als normal ange­
sehen werden können . Die letzte Entscheidung, HTM mit einer 'Mitgift ' 
zu verkaufen, anstatt die Gesellschaft aufzulösen oder umzustrukturieren, 
scheint hauptsächlich durch den Wunsch begründet zu sein, Austria Ta­
bak rasch zu privatis ieren. Dieser Umstand zeigt auf eindeutige Weise 
den starken Einfluß, den die Absichten der österreichischen Regierung 
auf die Entscheidung von Austria Tabak hatten. Ebensowenig kann die 
Verpflichtung, die österreichischen Betriebe von HTM in den nächsten 
drei Jahren fortzuführen, als Entscheidung eines privaten Kapitalgebers 
angesehen werden. Es scheint sich eher um eine Auflage zu handeln, um 
die Produktionsstäcce in Österreich zu erhalten." 

Die Kommission stellte weiters fest, daß eine private Muccergesellschaft 
"wahrscheinlich in Ermangelung einer Verbesserung der Lage bereits zu 
einem früheren Zeitpunkt energischer eingegriffen und die durch die ver­
spätete Intervention entstandenen Verluste vermieden" häcce. 

Die von der überprüften Unternehmung ermittelten Kosten eines Kon­
kurses der HTM-Gruppe bezweifelte die Kommission sowohl der Höhe 
als auch zum Teil dem Grunde nach. Sie kam daher zur Auffassung, daß 
ein Verkauf nicht die kostengünstigste Alternative für die überprüfte Un­
ternehmung dargestellt habe, sondern ein Konkurs der HTM-Gruppe für 
die überprüfte Unternehmung betriebswirtschaftlich günstiger gewesen 
wäre. 

Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt 

42 Die Kommission erachtete jedoch unter bestimmten Bedingungen die 
Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt für vereinbar. Die Beihilfe fördere 
nämlich die Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige, ohne die Handels­
bedingungen in einer Weise zu verändern, die dem gemeinsamen Interes­
se zuwiderlaufe. 

Die Kommission sah das vom Käufer vorgelegte Sanierungskonzept als 
realistisch an. Wie die Kommission ausführte, "entsprechen die Maßnah­
men den Bedingungen der gemeinschaftlichen Leitlinien . Sie stellen die 
langfristige Rentabilität und Lebensfähigkeit des Unternehmens wieder 
her, sie vermeiden eine unzumutbare Verfälschung des Wettbewerbs, sie 
sind angemessen im Verhältnis zu den Kosten und dem Nutzen der Um­
strukturierung, und der Beihilfeempfänger leistet einen erheblichen Bei­
trag zum Umstrukturierungsplan." 
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156 

43 Die Kommission war ferner "der Auffassung, daß der Verkauf, auch wenn 
die Absicht von Austria Tabak zur Veräußerung von HTM nicht öffent­
lich bekanntgegeben wurde, im Rahmen eines breitangelegten Verfahrens 
erfolgte, das in seiner Wirkung einer normalen öffentlichen Ausschrei­
bung entspricht und in dessen Verlauf Austria Tabak das beste Angebot 
auswählte." 

Bedingungen der Kommission 

44 Um die Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt zu ge­
währleisten, hat die Bundesregierung die Einhaltung nachstehender Be­
dingungen sicherzustellen: 

(1) Der Umstrukturierungsplan ist entsprechend den Vorlagen an die 
Kommission durchzuführen und über die erzielten Fortschritte bis 1999 
im Februar und August jeden Jahres zu berichten sowie die Jahresab­
schlüsse der HTM-Gruppe für die Jahre 1995 bis 1999 sind bis späte­
stens Ende Juni des jeweils folgenden Jahres vorzulegen . 

(2) Der im Umstrukturierungsplan vorgesehene Kapazitätsabbau ist un­
widerruflich durchzuführen. 

(3) Die Kapitalzuführung von Eliasch an HTM von 25 Mill S hat inner­
halb eines Monats nach dem Tag dieser Entscheidung zu erfolgen. 

(4) Die Kapitalzuführung von Eliasch an HTM in Höhe von 275 Mill S 
hat bis zum 31. Dezember 1998 zu erfolgen. 

(5) Eine zusätzliche Zuführung neuen Eigenkapitals in Höhe von minde­
stens 600 Mill S hat auf dem Wege einer internationalen öffentlichen Pla­
zierung oder mit Mitteln gleicher Wirkung bis spätestens Ende 1999 zu 
erfolgen. 

(6) In der Vergangenheit erlittene Verluste in Höhe von 1 590 Mill S dür­
fen nicht für die Verringerung des steuerpflichtigen Gewinnes verwendet 
werden. 

Klagen gegen die Entscheidung des Kommission 

45 Zwei Mitbewerber der HTM-Gruppe brachten im April 1997 beim Ge­
richt erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften Klage gegen die 
Entscheidung der Kommission ein, die aber keine aufschiebende Wir­
kung hat. üb bzw wann es zu einer Revision der Kommissionsentschei­
dung kommt, ist offen. 

Im Hinblick auf diese Klagen hat die Republik Österreich im Juli 1997 
die Kommission ersucht, den Termin für die von Eliasch bzw der HTM­
Gruppe zu leistenden Eigenkapitalzufuhren auf einen Zeitpunkt nach 
einer rechtskräftigen Entscheidung zu verschieben. 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 165 von 358

www.parlament.gv.at



EU-Wetlbewerbsregeln 

Auswirkungen 
der Kommissions­
entscheidung 

Verpflichtung der Republik Österreich 

46 Eine abschließende Beurteilung des Verkaufes in seinen Auswirkungen 
auf die überprüfte Unternehmung bzw die Republik Österreich war im 
Herbst 1997 wegen der bis in das Jahr 1999 reichenden Bedingungen der 
Kommission nicht möglich. 

Ungeachtet der Tatsache, daß die von der Kommission gestellten Bedin­
gungen materiell von der HTM- Gruppe bzw von Eliasch zu erfüllen 
sind, richtete sich die Entscheidung der EU-Kommission an die Bundes­
regierung; diese ist daher für die Einhaltung der Bedingungen verant­
wortlich. 

Maßnahmen der Republik Österreich 

47 Die Überwachung der Einhaltung der von der Kommission festgelegten 
Bedingungen hat das BMF wahrzunehmen, welches die Finanzierungs­
garantie-Gesellschaft mit der Kontrolle der Umsetzung des Umstruktu­
rierungsplanes und der Einhaltung der sonstigen Bedingungen der Ent­
scheidung der Kommission beauftragt hat. 

Im Jänner 1997 schlossen das BMF, die überprüfte Unternehmung und 
die HTM-Gruppe zwei Vereinbarungen ab, die die Einhaltung der Be­
dingungen zusätzlich absichern bzw die Rückforderung der Beihilfe bei 
Nichteinhaltung - auch im Falle einer mehrheitlichen Privatisierung 
der überprüften Unternehmung - garantieren sollen. Hiebei erfolgte 
die Bestätigung der von der Kommission ausbedungenen Kapitalzufüh­
rung von Eliasch an die HTM-Gruppe in Höhe von 25 Mill S. 

Der erste im Februar 1997 fällige Bericht über die Fortschritte beim 
Umstrukturierungsprozeß wurde der Kommission mit Verspätung, der 
zweite Bericht im August 1997 fristgerecht übermittelt. 

Risiko der Republik Österreich 

48.1 Die Republik Österreich ist bei der Erfüllung der Bedingungen auf die 
Bereitschaft bzw die finanziellen Möglichkeiten der offiziell als Käufer 
aufgetretenen Head Holding Unternehmensbeteiligung GesmbH der 
HTM-Gruppe angewiesen. Inwieweit diese Voraussetzungen gegeben 
sind, ist der Beurteilung durch den RH entzogen. 

48.2 Sollten die Bedingungen nicht eingehalten werden, so kann eine neuer­
liche Überprüfung durch die Kommission erfolgen. Sollte es dabei zu 
keiner Einigung zwischen der Republik Österreich und der Kommission 
kommen, könnte der Europäische Gerichtshof befaßt und dieser in weite­
rer Folge - laut der seit 1993 geltenden Fassung des Art 171 EGV -
im Falle einer Verurteilung über Österreich die Zahlung eines Pauschal­
betrages oder Zwangsgeldes verhängen. Künftige finanzielle Belastungen 
des Bundes, insbesondere im Falle einer Verurteilung durch den Europä­
ischen Gerichtshof, sind nach Auffassung des RH daher nicht auszu­
schließen. 
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Entwicklungen 
nach dem Verkauf 

48.3 Laut Stellungnahme des BMF bestehe keine Verpflichtung der Republik Österreich, 
die Einhaltung der Bedingungen unmittelbar selbst sicherzltStellen. 

Die Verpflichtungen der Republik Österreich für den Fall der Nichter/iillung der 
Bedingungen der Kommission erschöpften sich darin, die Rückfordemng der ge­
wahrten Beihi/fen zu veranlassen und weitere Beihi/fengewahmngen Ztt tmterbin­
den. Die Republik Österreich habe die Er/iillbarkeit dieser Verpflichtungen in 
Form des Abschlusses entsprechender Vereinbarungen ausreichend sichergestellt. 

Die Republik Österreich sei bei der Setzung allenfalls von ihr geforderter Maßnah­
men (etwa Rückforderung von Beihilfen) nicht auf die Bereitschaft der HTM­
Gruppe zur Erfüllung der Bedingungen angewiesen. 

Es bestehe keinerlei Anhaltspunkt auch nur /iir den Verdacht einer Nichteinigung 
mit der Kommission im Z ttSammenhang mit der Durchfühmng der Kommis­
sionsentscheidung, geschweige denn einer Vertragsverletzung durch die Republik 
Österreich, die letztlich zur Verha'ngung eines Zwangsgeldes führen kö"nnte. 

Die Möglichkeit der Verurteilung zu einer Zahlung altf Basis des Art 171 EGV 
sei somit aus Sicht des BMF rein theoretischer Natur. 

48.4 Der RH entgegnete, daß die Klagen von zwei Mitbewerbern gegen die 
Entscheidung der Kommission und die Auslegung des EU- Rechtes Un­
sicherheitsfaktoren darstellten. Diese Unsicherheiten resultieren aus den 
zumindest bis in das Jahr 1999 reichenden Bedingungen der Kommis­
sion. Es ~ann daher zum Zeitpunkt der Berichtslegung nicht beurteilt 
werden, ob die beteiligten Stellen, nämlich Eliasch, Finanzierungs­
Garantiegesellschaft und BMF (für die Republik Österreich) auch in Zu­
kunft allen Verpflichtungen nachkommen werden. Insbesondere kann 
nicht abgeschätzt werden, ob die von der Republik Österreich ergriffenen 
Maßnahmen zur SichersteIlung der Einhaltung der Bedingungen von der 
Kommission als ausreichend angesehen werden . 

49 Von einer Entlastung der früheren Vorstandsmitglieder der überprüften 
Unternehmung für das Geschäftsjahr 1994 wurde zunächst im Hinblick 
auf noch nicht abgeschlossene Untersuchungen von Gutachtern zur Frage 
von Schadenersatzansprüchen Abstand genommen. 

Nachdem die Prüfungen und Gurachten laut Protokoll der Aufsichtsrats­
sitzung vom 9. September 1997 keinen Ansatz für eine Schadenersatzfor­
derung geliefert hatten, wurde den Vorstandsmitgliedern in einer außer­
ordentlichen Hauptversammlung am 19. September 1997 rückwirkend 
die Entlastung für das Geschäftsjahr 1994 und den Zeitraum bis zu ihrem 
Rücktritt im Geschäftsjahr 1995 erteilt. 

50 Die Staatsanwaltschaft Korneuburg führt gegen ehemalige Vorstands­
und Aufsichtsratsmitglieder der HTM-Gruppe gerichtliche Vorerhebun­
gen wegen fahrlässi ger Krida (§ 159 Abs 2 in Verbindung mit § 161 
Abs 1 des Strafgesetzbuches) in bezug auf die HTM-Gruppe. 
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Schluß­
bemerkungen 

AU"itrl AG 

HT Gru 

51 Bilanzen der HTM-Gruppe für die Jahre 1995 und 1996 lagen auch im 
Oktober 1997 noch nicht vor, weil sich eine endgültige Einigung mit den 
kreditgewährenden Banken über einen zur bilanziellen Sanierung not­
wendigen Forderungsnachlaß immer wieder verzögerte. 

52 Sollte die HTM-Gruppe vor 1999 insolvent werden, könnte die über­
prüfte Unternehmung die Ende 1997 und Ende März 1998 fälligen Zu­
schüsse einbehalten bzw bereits ausbezahlte Beträge im Rahmen eines 
Insolvenzverfahrens zurückfordern. 

53 Im Zuge der Gebarungsüberprüfung stellte der RH Gemeinsam­
keiten mit anderen, früher von ihm überprüften Unternehmungs­
käufen fest, die ihm Anlaß zu nachstehenden, allgemein gültigen 
Empfehlungen gaben: 

(1) Da die Übernahme von Unternehmungen mit einem sehr hohen 
- bei Einstieg in eine neue Branche noch vergrößertem - Risiko 
verbunden ist, sollte das Risikopotential nicht nur vor, sondern ins­
besondere auch nach dem Kauf, wenn der unbeschränkte Informa­
tionszugang gegeben ist, gründlich geprüft werden. 

(2) Auch bei gründlicher Vorbereitung der Übernahme sollte eine 
entsprechende finanzielle Risikovorsorge erfolgen. 

(3) Eine eindeutige Willensübereinstimmung zwischen den Orga­
nen der erwerbenden Unternehmung und ihrem Eigentümer ist ge­
boten, um spätere Reibungsverluste zu vermeiden. 

(4) Durch die Entsendung qualifizierter eigener Mitarbeiter in die 
übernommene Unternehmung sollte das rechtzeitige Erkennen von 
Problemen sowie ein schnelleres und wirksameres Controlling er­
möglicht werden. 

Hinsichtlich des Verkaufes von Unternehmungen gab der RH fol­
gende Empfehlungen: 

(1) Vor dem Verkauf sollten ausreichende Informationen über die 
Bonität des Käufers eingeholt werden. 

(2) Die Mitgliedschaft Österreichs in der EU erfordert die rechtzei­
tige Berücksichtigung der einschlägigen EU-Vorschriften, insbe­
sondere im Zusammenhang mit der Gewährung von Beihilfen. 
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ÖIAG-Bergbauholding AG 

Die ÖIAG-Bergbauholding AG ist eine Holdinggesellschaft für 
mehrere im Bergbau sowie im Dienstleistungsbereich tätige Gesell­
schaften (Graz-Köflacher Eisenbahn- und Bergbau GesmbH, 
VOEST -ALPINE Erzberg GesmbH) im Rahmen der Österreich i­
sehen Industrieholding AG. 

Nach mehrmaligen Änderungen des Unternehmungsleitbildes bil­
dete der geordnete Rückzug aus dem Berg- und Hüttenbereich den 
strategischen Schwerpunkt der Unternehmungstätigkeit, \vobei 
vorhandenes Vermögen intelligent genutzt und Gewinne erzielt 
werden sollten. 

Nach Ansicht des RH 'wäre der Fortbestand der unternehmerischen 
Eigenständigkeit der Holdinggesellschaft angesichts nur noch zwei 
bedeutenderer operativer Konzerngesellschaften zu überdenken. 

Bedingt durch die Auflösung von Rücklagen und ungeachtet hoher 
Aufwendungen für Beteiligungen waren die Bilanzergebnisse in 
den Jahren 1994 und 1995 ausgeglichen. Für das Jahr 1996 war ein 
Bilanzgewinn ausgewiesen. 

Die wichtige Funktion des Beteiligungscontrolling \vurde nicht im 
en ... arteten Ausmaß wahrgenommen. 

Die J 989 eingegangene stille Beteiligung am Gewinn der Betriebs­
stätte Clubhotelanlage Ampflwang der Moorheilbad Harbach Ho­
telbetriebsgesmbH (110 Mill S) wurde aufgrund der bisherigen Ver­
luste auf J() Mill S wertberichtigt. Nach Meinung des RH hat die 
überprüfte Unternehmung ihre Kontrollrechte nicht im notwendi­
gen Ausmaß wahrgenommen. 

Der Verkauf der Tochtergesellschaft Wolfsegg-Traunthaler Koh­
lenwerks-GesmbH in Liquidation an den ehemaligen Geschäfts­
führer und Liquidator erschien im Vergleich mit dem Angebot des 
zweiten Bieters zwar plausibel, die Alternative der Abwicklung der 
Liquidation durch die überprüfte Unternehmung selbst wurde 
aber ohne ausreichend nachvollziehbare Begründung verworfen. 

Nach Ansicht des RH stellte sich für den Letzteigentümer Bund 
der Verkauf einer potentiell mit hohem Schadensrisiko behafteten 
Bergbauunternehmung an einen Privaten insofern problematisch 
dar, als miigliche hohe zukünftige Berg- und Umweltschäden die 
Kapitalkraft des neuen Eigentümers übersteigen kiinnten und dann 
durch die iiffentliche Hand zu beseitigen wären. 

161 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)170 von 358

www.parlament.gv.at



182 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Allgemeines 

1993 1994 1995 1996 

ÖIAG-Bergbauholding AG alleine: in Mill S 

Bilanzsumme 288,3 258,2 286,1 230,6 

Betriebsergebnis +3,5 +0,4 +0,0 +33,6 

Finanzergebnis + 12,4 -92,1 -71,8 -23,2 

Ergebnis der gewöhnlichen 

Geschäftstätigkeit +15,9 -91,7 -71,8 +10,4 

Konzern: 

] ahresergebnis +68,2 -40,8 -8,8 +14,4 

Der RH überprüfte im November und Dezember 1996 die Gebarung der 
ÖIAG-Bergbauholding AG an ihrem Sitz in Wien. 

Die Schwerpunkte der Gebarungsüberprüfung betrafen die Strategiefor­
mulierung und -umsetzung sowie den Verkauf der Tochtergesellschaft 
Wolfsegg-Traunthaler Kohlenwerks-GesmbH in Liquidation. 

Zuletzt hat der RH die Gebarung der ÖIAG-Bergbauholding AG im 
Jahr 1993 überprüft und darüber dem Nationalrat im TB 1993 (Reihe 
Bund 1994/9 S. 290 ff Abs 1 bis 15) berichtet. 

2 Die überprüfte Unternehmung übte die Funktion einer Holdinggesell­
schaft aus und bildete mit mehreren Tochtergesellschaften einen Konzern. 
Die Konzern- und Beteiligungsgesellschaften der überprüften Unterneh­
mung waren vorwiegend im Bergbau und in verwandten Sparten sowie 
im Dienstleisrungsbereich, insbesondere im Verkehrswesen, tätig. Die 
wichtigsten operativen Konzerngesellschaften waren die Graz-Köflacher 
Eisenbahn- und Bergbau-GesmbH mit Tochterunternehmungen (Frei­
zeitwirtschaft, Schotter- und Steingewinnung und -bearbeitung) sowie 
die VOEST-ALPINE Erzberg GesmbH. Neben verschiedenen Mehr­
heits- und Minderheitsbeteiligungen besaß die überprüfte Unterneh­
mung eine stille Beteiligung an der Moorheilbad Harbach Hotelbe­
triebsgesmbH ("Robinson-Club Ampflwang"). 

Das Grundkapital der überprüften Unternehmung in Höhe von 20 Mill S 
befand sich zu 100 % im Eigentum der Österreichischen Industriehol­
ding AG. 

Im überprüften Zeitraum war ein Alleinvorstand bestellt, dem fünf Mit­
arbeiter unterstanden. Der Aufsichtsrat harre sechs Mitglieder. 
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U nternehmungs­
leitbild 

Geschäftsfelder 

ÖIAG- er bauholdin AG 

3.1 Neuformulierungen des Unternehmungsleitbildes erfolgten in den Jahren 
1988,1991,1994 und 1996. 

Insbesondere das Unternehmungsleitbild von 1996 legte als strategischen 
Schwerpunkt den geordneten Rückzug aus dem Berg- und Hüttenbe­
reich sowie die intelligente Nachnutzung des Bergbauvermögens fest. 

Vorrangiges Ziel des Konzerns war die Eliminierung der operativen Ver­
luste der produzierenden Gesellschaften bis Ende 1996 und die Erzie­
lung von Bilanzgewinnen. 

3.2 Der RH begrüßte das grundsätzliche Bestreben der überprüften Unter­
nehmung, im Rahmen des Unternehmungsleitbildes realistische strategi­
sche Schwerpunkte festzulegen . Nach Ansicht des RH beeinträchtigten 
allerdings die wiederholten Neuerungen des Unternehmungsleitbildes 
dessen Funktion als Maßstab langfristiger Orientierung. 

4.1 Im Kernbereich Kohle- und Erzbergbau war die überprüfte Unterneh­
mung Ende 1996 nur noch im Tagebau in operativen Gesellschaften 
(Graz-Köflacher Eisenbahn- und Bergbau GesmbH für Braunkohle und 
VOEST- ALPINE Erzberg GesmbH für Eisenerz) zur Versorgung jeweils 
eines Großabnehmers tätig. Die bis zum Ende der Gebarungsüberprüfung 
geführten Verhandlungen ließen eine Absicherung des Erzbergbaues bis 
2002 oder 2003 sowie Braunkohlelieferungen an die Österreichische 
Draukraftwerke AG bis 2008 - wenn auch beides bei weiter reduzier­
ten Kapazitäten - erwarten. 

Die seit 1994 beabsichtigte Abtretung des 35 %-Anteils an der Salzach 
Kohlenbergbau GesmbH an den Mehrheitsgesellschafter Land Ober­
österreich wurde Ende 1996 mit einer Einigung über eine endgültige Ab­
schlagszahlung durch die überprüfte Unternehmung von 46,7 Mill S (da­
von 43,6 Mill S bereits Ende 1995 rückgestellt) abgeschlossen . 

Die Bereiche Industrieminerale, Abfallwirtschaft, Dienstleistungen und 
Freizeitwirtschaft wurden im Unternehmungsleitbild 1994 zwar noch 
teilweise als "Hoffnungsgebiete" gesehen, boten aber Ende 1996 keine 
Aussicht , das verlorene Kerngeschäft auch nur teilweise zu ersetzen . 
Während im Unternehmungsleitbild 1996 für den Rest des Freizeitberei­
ches eine Abgabe an Private angestrebt wurde, fielen die anderen Bereiche 
strategisch nur noch unter die intelligente Nachnutzung des Bergbauver­
mögens. Eine Ausweitung des Geschäftes wurde nicht mehr angestrebt . 

4.2 Der RH erachtete das 1994 vorgelegte Unternehmungsleitbild im Hin­
blick auf die neuen Geschäftsmöglichkeiten als zu optimistisch und be­
grüßte das nunmehrige defensive Konzept als realistischer. 
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Unternehmerische 
Eigenständigkeit 

Dividenden­
zahlungen 

Controlling 

5.1 Der RH hat anläßlich seiner letzten Gebarungsüberprüfung im Jahr 1993 
empfohlen, eine neue Unternehmungsstruktur zu überlegen, weil die ab­
sehbare Schließung von Teilbetrieben eine eigene Holdinggesellschaft 
nicht mehr erforderlich machen wird (TB 1993 S. 294 f Abs 12 und 15). 

Auch nach Einschätzung der überprüften Unternehmung ist strategisch 
nur noch die geordnete Weiterführung und letztlich die Abwicklung der 
noch vorhandenen bzw bereits in Liquidation befindlichen ehemaligen 
Bergbauaktivitäten erforderlich. 

5.2 Dem RH erschien entweder eine Fusion in die Österreichische Industrie­
holding AG oder die bereits 1991 erwogene Übertragung der Berg­
bauholdingaufgaben auf eine der operativen Gesellschaften, vorzugsweise 
die Graz-Köflacher Eisenbahn- und Bergbau GesmbH, als ein zumin­
dest mittelfristig überlegenswerter Schritt. 

6.1 Die VOEST-ALPINE Erzberg GesmbH schüttete auf Beschluß der 
überprüften Unternehmung im ersten Halbjahr 1996 für das Geschäfts­
jahr 1995 eine Dividende von 10 Mill S auf Basis eines Bilanzgewinnes 
von 14,3 Mill S aus. Die Tochterunternehmung hatte im Jahr 1995 einen 
Betriebsverlust von 3,4 Mill S erzielt und Bergbauförderung von 47 Mill S 
erhalten. Die Ausschüttung wurde mit der Entnahme lediglich der nicht­
betrieblichen Erträge aus Anlagenverkäufen von 10,5 Mill S begründet. 

6.2 Der RH erachtete in diesem Fall die Entnahme von Bilanzgewinnen für 
unangebracht, weil durch Anlagenverkäufe freiwerdende Mittel der wirt­
schaftlichen Stärkung der Tochterunternehmung dienen und nicht ent­
nommen werden sollten, um auf längere Sicht eine Verminderung der von 
der Allgemeinheit zu tragenden Kosten der Strukturbereinigung im 
Bergbau zu ermöglichen. 

6.3 Laut Stellungnahme der überprüften Unternehmung sei die Bewaltigung der Berg­

bauvergangenheit nur mittels Gewinnausschüttungen der verbliebenen operativen 

Tochtergesellschaften mi/glich. 

7.1 Wegen des Selbstverständnisses ihres im Unternehmungsleitbild 1996 
definierten internen Konzernfühtungsprinzips der "koordinierten Dezen­
tralisation" standen der überprüften Unternehmung Informationen über 
Mittelflüsse und Ergebnisse von Projekten bzw größeren Geschäftsfällen 
bei Tochtergesellschaften nur unzureichend zur Verfügung. 

7.2 Nach Ansicht des RH kommt dem Controlling insbesondere in einer 
Konzernholding eine wesentliche Funktion zu. Für eine erfolgreiche Kon­
zernsteuerung und Beurteilung des Managements ist eine ausreichende 
Informationsgrundlage eine wesentliche Voraussetzung. 

Der RH empfahl daher, zwar im Bereich der Entscheidungsfindung das 
Prinzip der "koordinierten Dezentralisation" beizubehalten, jedoch das 
Controlling straffer zu organisieren. 
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Stille Beteiligung 

OIAG-Ber bauholdin G 

8.1 Die überprüfte Unternehmung erwarb 1989 eine stille Beteiligung von 
110 Mill Sam Handelsgewerbe der Moorheilbad Harbach Hotelbetriebs­
gesmbH, wobei sich die Gewinnbeteiligung auf den Teilbetrieb Club­
hotelanlage Ampflwang ("Robinson-Club Ampflwang") bezog . Die 
Investition fand zu Zeiten hoher Verluste und entsprechender Perso­
nalanpassungen bei der Wolfsegg-Traunthaler Kohlenwerks GesmbH in 
Ampflwang statt und wurde als Good-will der ÖIAG für einen Bergbau­
standort verstanden . 

Jährliche Betriebsverluste zwischen 8 und 19 Mill S bewirkten, daß die 
stille Beteiligung der Unternehmung ertraglos blieb und die kumulierten 
Verluste des Teilbetriebes Ampflwang Ende 1995 142 Mill S bei einem 
Eigenkapital von 102 Mill S betrugen . Bis Ende 1996 nahm die über­
prüfte Unternehmung eine Wertberichtigung ihrer Forderung aus der 
stillen Beteiligung um 100 Mill Sauf 10 Mill S vor. 

Art und Höhe der vertragsgemäß auf die Teilbetriebe aufzuteilenden 
Verwaltungsgemeinkosten der Moorheilbad Harbach Hotelbetriebs­
gesmbH waren der Unternehmung nicht bekannt. Ebenso lagen ihr keine 
Jahresabschlüsse der Moorheilbad Harbach HotelbetriebsgesmbH vor, 
obwohl letztlich deren Zahlungsfähigkeit die Rückzahlbarkeit der stillen 
Beteiligung gewährleistete. 

8.2 Nach Ansicht des RH hätte sich die überprüfte Unternehmung bei um­
sichtiger Wahrnehmung ihrer Interessen eingehender mit den verrechne­
ten Kosten befassen sollen. Ferner hätte sie auf eine Vorlage der Jahresab­
schlüsse der Moorheilbad Harbach HotelbetriebsgesmbH unter Hinweis 
auf ihre handelsrechtli chen Kontrollrechte als stiller Gesellschafter drin­
gen müssen. 

8.3 Laut Stellungnahme der überprüften Unternehmung werde sie ihren Wirt­

schaftsprüfer entsprechend beauftragen. 

Verkauf der Wolfsegg-Traunthaler Kohlenwerks GesmbH 

Allgemeines 

Einstellung des 
Bergbaues 

9 Der RH überprüfte den Verkauf der Wolfsegg-Traunthaler Kohlenwerks 
GesmbH an hand der bei der überprüften Unternehmung vorliegenden 
Unterlagen und im Hinblick auf die Auswirkung des Verkaufes auf den 
Eigentümer. Eine Überprüfung der Gebarung der Wolfsegg-Traunthaler 
Kohlenwerks GesmbH in Liquidation erfolgte nicht , zumal diese Gesell­
schaft seit ihrem Verkauf (996) nicht mehr der Prüfungszuständigkeit 
des RH unterliegt. 

10 Die Wolfsegg-Traunthaler Kohlenwerks GesmbH, eine 100 %ige Toch­
tergesellschaft der überprüften Unternehmung, belieferte als einzigen 
Großabnehmer die Oberösterreichische Kraftwerke AG mit Braunkohle. 
Anläßlich des Auslaufens des Liefervertrages über 200 000 Jahrestonnen 
Ende 1994 kam es zu keiner Einigung über einen für die Tochterunter­
nehmung kostendeckenden Preis. In Ermangelung gesicherter Absatzbe­
ziehungen war die Tochterunternehmung gezwungen, die Bergbautätig­
keit zu beenden. Mit der Oberösterreichischen Kraftwerke AG wurden für 
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Verkauf der Wolfsegg-Traunthaler 

Kohlenwerks GesmbH 

Weiterführung der 
Unternehmung 

Käufersuche 

Bewerrung 

1995 die letztmalige Abnahme von 100000 t Braunkohle sowie ein fi­
nanzieller Beitrag für Liquidierungs- und Standortförderungsmaßnah­
men von 43 Mill S vereinbart. 

Nach Erfüllung der letzten Lieferungen an den Abnehmer beschloß eine 
außerordentliche Generalversammlung im Mai 1995 die Auflösung und 
anschließende Liquidation der Tochterunternehmung mit Ende Juni 
1995. Die beiden Geschäftsführer wurden zu Liquidatoren bestellt. 

11 Mi t Schreiben vom l. Juli 1995 bekundete ein Liquidator und früherer 
langjähriger Geschäftsführer der Tochtergesellschaft dem Vorstand der 
überprüften Unternehmung sein Interesse, die Tochtergesellschaft zur 
Weiterführung erwerben zu wollen. Der Kaufpreis und weitere Vertrags­
punkte sollten zukünftigen Verhandlungen vorbehalten bleiben. 

Der Kaufinteressent wurde zur Vermeidung künftiger Interessenkonflikte 
Ende September 1995 als Liquidator vorzeitig abberufen. 

12.1 Nach einem Treffen des Kaufinteressenten mit dem Vorstand der über­
prüften Unternehmung und Vertretern der Österreichischen Industriehol­
ding AG wurden im Oktober 1995 auch mehrere andere als mögliche In­
teressenten eingeschätzte Unternehmungen eingeladen, Kaufangebote zu 
legen. Nach Medienberichten verbreiterte sich der Kreis der Kaufinteres­
senten. Die Verhandlungen mit den möglichen Käufern dauerten bis 
März 1996, wobei letztlich neben dem ehemaligen Geschäftsführer nur 
noch ein verbindlicher Kaufinteressent verblieb. 

12.2 Der RH bemängelte, daß mit der wünschenswerten, möglichst breitge­
streuten Käufersuche mehrere Monate zugewartet wurde. 

12.3 Laut Stellungnahme der überprüften Unternehmung sei ihre Vorgangsweise durch 
die regionalpolitische Situation gerechtfertigt gewesen. 

13 Die Liquidationszwischenbilanz wies Ende 1995 unter Berücksichtigung 
der gutachterlich erstellten Bewertung des Vermögens sowie der Rück­
stellungserfordernisse ein Liquidationskapital von 4,1 Mill S aus, was 
etwa dem Substanzwert der Tochterunternehmung zu diesem Zeitpunkt 
entsprach. Bis Ende April 1996 erhöhte sich das Liquidationskapital, 
hauptsächlich aufgrund der Auflösung von Rückstellungen, auf 
16,8 Mill S. Die Rückstellung für die technischen Maßnahmen der Gru­
benschließung beruhte auf einem gutachterlich errechneten Betrag von 
95,2 Mill S. Das Gutachten gliederte diese Summe nach der Eintrircs­
wahrscheinlichkeit in 42,1 Mill S für "sichere", in 38,4 Mill S für "wahr­
scheinliche bzw möglicherweise" zu setzende und in 14,7 Mill S für 
"eventuell mögliche, dh nicht sehr wahrscheinliche, aber nicht mit 
Sicherheit auszuschließende" Maßnahmen. 
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Verkauf der Wolfsegg-Traunthaler 

Kohlenwerks GesmbH 

OIAG-Ber ba holdin AG 

Verkauf der 
Obertageanlagen und 
der Bahnlinien 

Kaufangebote 

Ein von der Österreichischen Industrieholding AG erstellter Bewertungs­
entwurf - eine definitive Fassung existierte laut Auskunft der über­
prüften Unternehmung nicht - ergab unter Berücksichtigung ver­
schiedener, eventuell erschließbarer Ertragspotentiale einen Wert der 
Tochterunternehmung zwischen 33 Mill Sund 165 Mill S. 

14 Mit 2. Februar 1996 schloß die Wolfsegg-Traunthaler Kohlenwerks 
GesmbH in Liquidation mit der Österreichischen Gesellschaft für Eisen­
bahngeschichte GesmbH einen Vertrag über den Verkauf der Obertage­
anlagen in Ampflwang sowie der Bahnlinie nach Timmelkam. Für diese 
Liegenschaften bestand ein Eintrittsrecht der Gemeinde Ampflwang, der 
daher der Eintrirt in den Vertrag und damit der Erwerb zu gleichen Be­
dingungen angeboten wurde. 

Das Amt der Oberösterreichischen Landesregierung leitete gleichzeitig 
ein Verfahren nach dem Altlastensanierungsgesetz ein, wobei im April 
1996 Erhebungen zur Feststellung der Risikopotentiale vor Ort stattfan­
den. Das Amt der Oberösrerreichischen Landesregierung behauptete zu­
nächst, allerdings ohne konkrere Berechnungen, einen möglichen Sanie­
rungsaufwand von über 10 Mill S. Da der Käufer nicht in der Lage war, 
diesen Betrag aufzubringen, äußerte er den Wunsch nach Rücktritt vom 
Vertrag. Bis zum Zeitpunkt des Verkaufs der Wolfsegg- Traunthaler Koh­
lenwerks GesmbH in Liquidation waren bezüglich Vertragsauflösung, 
Eintritt durch die Gemeinde und tatsächliche Altlastensanierungserfor­
dernisse keine Entscheidungen getroffen worden . 

15 Ein als Konkurrent des ehemaligen Geschäftsführers auftretender Interes­
sent band in seinem Angebot den Kaufpreis (für die Wolfsegg-Traun­
thaler Kohlenwerks GesmbH in Liquidation) von 22 Mill S an den tat­
sächlichen Fluß der in der Liquidationszwischenbilanz angesetzten 
zukünftigen Bergbauförderung von 36 Mill S (1996 bis 1998). Verände­
rungen dieses Betrages sollten den Kaufpreis im Ausmaß der Differenz 
verringern oder erhöhen. Die endgültige Angebotsvariante sah einen 
Kaufpreis von 15 Mill S vor, der nur aufgrund der tarsächlichen Zahlung 
der für 1996 mit 16 Mill Sangenommenen Bergbauförderung einer Ver­
änderung zugänglich sein sollre. Bilanziell nicht vorgesorgre Wasser­
und Bergschäden über 3 Mill S sollten den Kaufpreis ebenfalls mindern. 

Das Angebot des ehemaligen Geschäftsführers beinhaltete einen Kauf­
preis von 20 Mill S und die Übernahme nahezu aller unternehmerischen 
Risken. Die überprüfte Unternehmung führte dies auf die langjährige 
Geschäfrsführertätigkeit und die damit verbundene Vertrautheit mit der 
Tochterunternehmung zurück. Der Geschäftsplan sah eine Weiterführung 
der zum Kauf anstehenden Unternehmung als Kleinproduzent von Kohle 
(8 000 r jährlich) für den Hausbrand vor. Die Planung ließ weiters ge­
ringe Gewinne erwarten. Gemäß Bewertungsenrwurf war die vom Käufer 
beabsichtigte neue und unkonventionelle Abbaumethode wirtschaftlich 
nicht zu verwirklichen. 
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Verkauf der Wolfsegg-Traunthaler 

Kohlenwerks GesmbH 

Verkaufsbeschluß 

Zusammenfassende 
Beurteilung 

16.1 Im April 1996 beantragte der Vorstand der überprüften Unternehmung 
beim Aufsichtsrat den Verkauf der Tochterunternehmung an den ehema­
ligen Geschäftsführer. Der Aufsichtsrat kam diesem Antrag nach, äußerte 
aber seine Vorbehalte bezüglich des Eintretens von zukünftigen Bergschä­
den in höherem als dem bilanziell vorgesorgten Ausmaß. Die Abgabe der 
Tochterunternehmung als Ganzes wurde, ohne nähere Erläuterung, gün­
stiger als eine schrittweise Verwertung der Vermögensteile bezeichnet. 

Maßgeblich für den Beschluß des Aufsichtsrates, den Vorstand zum Ver­
kauf an eine im Eigentum des ehemaligen Geschäftsführers stehende 
GesmbH zu ermächtigen, waren letztlich der von der zukünftigen Berg­
bauförderung unabhängige Kaufpreis und die Übernahme nahezu aller 
unternehmerischen Risken dutch den Käufer. Da der andere Kaufinteres­
sent sein Angebot nur unwesentlich auf 18,5 Mill S nachbesserte, wurde 
der Abtretungsvertrag, wie vom Aufsichtsrat genehmigt, im Mai 1996 
per Ende April 1996 unterzeichnet. 

16.2 Der RH gelangte zur Ansicht, daß die Diskussion in der überprüften Un­
ternehmung im Vorfeld des Verkaufs der Tochtergesellschaft einerseits 
von der Annahme nicht unerheblicher Reserven in den vorhandenen 
Rückstellungen und andererseits von der Befürchtung des Eintreffens 
zukünftiger Schäden bzw des Schlagendwerdens von Sanierungsmaßnah­
men, die über die bilanzielle Vorsorge hinausgingen, geprägt war. Dem 
RH war das völlige Abgehen von der ursprünglich geplanten Liquidation 
durch Verwertung der einzelnen Vermögensteile nicht ausreichend be­
gründet. 

Die Entscheidung für eines der beiden zuletzt vorliegenden Kaufangebote 
erschien dem RH aus Preis- und Risikogründen einsichtig, wenn sie auch 
nach Ansicht des RH in erster Linie von Sicherheitsüberlegungen im Sinne 
des Ausschlusses von möglichen Risken unter Hintansetzung eventueller 
Errragspotentiale geprägt war. Auch vermeinte der RH, daß der Alterna­
tive der schrittweisen Vermögensverwertung nur noch sehr geringe Be­
achtung geschenkt worden war, obwohl die Käufersuche auch mehrere In­
teressenten nur für Teilbereiche der Wolfsegg-Traunthaler Kohlenwerks 
GesmbH erbracht hatte . 

17 Die überprüfte Unternehmung entledigte sich durch den Verkauf der 
Tochtergesellschaft ihrer unternehmerischen Risken, weil etwa die Sanie­
rungsrisken unvorhersehbarer und daher noch nicht rückgestellter Was­
ser- und Bergschäden sowie wahrscheinlicher Umweltbelastungen -
etwa durch Schadstoffeintrag auf dem Obertagsgelände in Ampflwang 
und entlang der Bahnlinie nach Timmelkam - in Millionenhöhe vom 
Käufer übernommen worden waren . 

Für die öffentliche Hand als Eigentümer der verkaufenden Unterneh­
mung besteht nach Ansicht des RH für den Fall hoher zukünftiger Scha­
densfälle allerdings die Gefahr, die Kosten für Sanierungen übernehmen 
zu müssen, wenn die Kapitalkraft des Käufers hiefür nicht ausreicht. 
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Aufsichtsrat 

Schluß­
bemerkungen 

OIAG-Bergbauholdin A 

Der RH anerkannte, daß die Organe der überprüften Unternehmung in 
erster Linie dem Wohl der Unternehmung verpflichtet sind, doch hätten 
- nicht zuletzt deshalb - die in den Aufsichtsrat der überprüften Un­
ternehmung entsandten Eigentümervertreter auf eine intensivere Prüfung 
der Bewertung des Vermögens der zu verkaufenden Unternehmung und 
der zukünftigen Schadensrisken drängen sollen. 

18.1 Der Leiter der für die Bergbauförderung zuständigen Sektion im BMwA 
war Mitglied des Aufsichtsrates der überprüften Unternehmung. Dies 
hatte zur Folge, daß das Aufsichtsratsmitglied einerseits zum Wohle der 
Unternehmung um eine hohe Bergbauförderung bemüht sein mußte, an­
dererseits jedoch als Behördenvertreter einen möglichst sparsamen Mit­
teleinsatz zu verantworten hatte. 

18.2 Der RH empfahl, diesen beträchtlichen Interessenkonflikt durch eine 
geänderte Entsendung des Bundes in den Aufsichtsrat zu lösen. 

19 Der RH gelangte zu folgenden Empfehlungen: 

(1) Es wäre zu überlegen, die derzeit durch die überprüfte Unter­
nehmung wahrgenommene Holdingfunktion bis spätestens zur 
vorgesehenen Beendigung der Eisenerzgewinnung und der Alt­
lastensanierung auf die Österreichische Industrieholding AG oder 
die Graz-Köflacher Eisenbahn- und Bergbau GesmbH zu über­
tragen. 

(2) Das Konzerncontrolling wäre zu straffen. 

(3) Die Kontrollrechte bei der Moorheilbad Harbach Hotelbetriebs­
gesmbH sollten intensiver wahrgenommen werden. 

(4) Die Eigentümervertreter sollten die Besetzung des Aufsichts­
rates überdenken. 

(5) Anläßlich des Verkaufs von Konzernteilen wären die Entschei­
dungsgrundlagen zu verbessern und auf mögliche Belastungen für 
den Bund Bedacht zu nehmen. 
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Bleiberger Bergwerks-U ni on AG 

Bereits eine in den Jahren 19H'5 bis 1986 durchgeführte Überprü­
fung durch den RH (TB 19H6 S.l '5 '5 ff Abs H6) ließ erkennen, daß 
eine Sanierung der Bleiberger Berg'\verks-Union AG selbst bei An­
steigen der Rohstoffpreise für Blei und Zink auf das Durchschnitts­
niveau der letzten Jahre nicht erwartet werden könnte. Bedingt 
durch den Metallpreisverfall in den Jahren 19H6 und 1987 ver­
schlechterte sich das Betriebsergebnis dramatisch. Eine 1987 er­
arbeitete Unternehmungsstrategie sah daher die U mstrukturierung 
in eine marktorientierte mittlere Produktions- und Dienstlei­
stungsunternehmung vor. 

Eine geplante Neuausrichtung des Hüttenbereiches, verbunden mit 
einem geordneten Rückzug aus dem Bergbau und der Erzverhüt­
tung. scheiterte jedoch bereits Ende 1991. Die Verlustübernahme­
verpflichtung für die Bleiberger Bergwerks-U nion-Rohstoff­
gewinnungs GesmbH bedingte eine Überschuldung der über­
prüften LTnternehmung. Da die Weltmarktrahmenbedingungen 
vorhersehbar ungünstig blieben, beschloß die Hauptversammlung 
1992 die Liquidation der Gesellschaft. 

Die finanziellen Schwierigkeiten bei den Tochterunternehmungen 
und l'nklarheiten über emfang. Abwicklung und Kostenerforder­
nisse bei der Altlastensanierung führten dazu, daß die Liquidation 
nicht im ursprünglich geplanten finanziellen Rahmen abgewickelt 
werden konnte. 

Die Unternehmung ließ in der Anfangsphase der Projektierungs­
arbeiten für die Altlastensanierung die dafür notwendige Profes­
sionalität zum Teil vermissen. Dies führte sowohl zu einer Verzöge­
rung bei der Zuteilung von Förderungsmitteln und damit zu einer 
Verziigerung des Sanierungsbeginnes bzw der Sicherungsmaßnah­
men als auch zu einer erheblichen Erhöhung der ursprünglich ver­
anschlagten und der Förderungszusage zugrundeliegenden Kosten. 

Zur bestmöglichen Verwertung des am Standort bestehenden Lie­
genschaftsbesitzes gründete die überprüfte Unternehmung eine 
Tochtergesellschaft, der die Planung und Entwicklung eines Indu­
strie- und Gewerbeparks übertragen ",,"urtle. Der RH anerkannte 
das Konzept, gleichzeitig mit der Sanierung des Standortes bereits 
für l'.'achfolgestrukturen Sorge zu tragen, das bereits erste Erfolge 
durch Betriebsansiedlungen erkennen lieft 

Beim Verkauf der Halbinsel Saag (Wörthersee) wurde nicht der 
bestmiigliche Erlös lukriert. 

171 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)180 von 358

www.parlament.gv.at



172 

Bleiberger Bergwerks-Union AG 
(in Liquidation seit Jänner 1992) 

1987 1988 1989*) 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 

U msarzerlöse 
in Mill S 

(netco) 1 154,7 1 524,7 543,7 228,9 140,0 68,3 58,3 11,5 3,3 2,5 

Ergebnis der 
gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit -195,4 +71,8 +0,7 -54,4 -282,3 -275,9 -66,9 +49,9 -12,2 +26,5 

Erhaltene 
Bergbauförderung 82,0 57,0 (44,0)0 (34,3)0 (37,4)0 (25,0)0 (25,0)0 26,8 25,0 29,4 

Bilanzverlustl 
-gewinn -48,9 +0,9 +2, 1 -27,3 -445 ,9 - 194,8 -412,0 -62 ,1 -74,3 -47,8 

Anzah l zum Jahresende 

Personal 1243 1 121 96 45 36 26 20 7 4 4 

konsolidiere (773) (711) (525) 

*) Allsgliederllng der BBU-Rohstoffgewinn llngs GesmbH, der BBU- Indllstrietechnik und Service GesmbH und 

der BBU-Metalle GesmbH im Jahr 1988 

o in den Jahren 1989 bis 1993 Bergbaufcirderung vorwiegend an Tochterunternehmung 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Rechtsverhältnisse 

Allgemeines 

Der RH überprüfte im Frühjahr 1996 die Gebarung der Bleiberger Berg­
werks-Union (BBU) in Liquidation ab dem Jahr 1987. 

2 Di e überprüfte Unternehmung ist ei ne Akti engesellschaft im Allein­
eigentum der ÖIAG- Berg bauholding AG, die ihrerseits einen Teilkon­
zern der Österreichischen Industrieholding AG bildet. 

Der Gegenstand der überprüften Unternehmung und deren Tochterge­
sellschaften erstreckte sich insbesondere auf den Besitz und Betrieb von 
Bergwerken und Hütten. Zudem kam der überprüften Unternehmung 
die Funktion einer Holding für ihre Tochterunternehmungen zu. 

Das Grundkapital betrug 85 Mill S. 

Die außerordentli che H auptversammlung vom 10. Jänner 1992 beschloß 
die Liquidation der Gesellschaft. 
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3.1 Der Gesellschaftsvertrag sah die Bestellung von bis zu drei Vorstands­
mitgliedern vor. Bis zum Liquidationsbeschluß führte ein Alleinvorstand 
von April 1991 bis Jänner 1992, unterstützt von zwei stellvertretenden 
Vorstandsmitgliedern, die Geschäfte der überprüften Unternehmung . 
Anläßlich des Liquidationsbeschlusses bestellte die Hauptversammlung 
zwei Abwickler. 

Seit der Entscheidung, die überprüfte Unternehmung zu liquidieren, er­
folgte ein mehrmaliger Wechsel in der Leitung der Unternehmung. 

3.2 Der RH vertrat die Ansicht, daß es infolge der Diskontinuität in der Lei­
tung der Unternehmung zu erheblichen Verzögerungen und Unklarhei­
ten in der Abwicklung der Liquidation kam. Er bemängelte die nicht 
nachvollziehbare Entscheidung über die Auswahl der Abwickler, so daß 
kaum die bestmögliche Besetzung der Funktion gewährleistet war. 

4.1 Der Dienstvertrag eines Abwicklers wurde im Jahre 1994 bis Ende 1997 
verlängert. Der Diensrnehmer wurde gleichzeitig bei der überprüften Un­
ternehmung karenziert und mit einem weiterlaufenden, jedoch erhöhten 
Bezug zum Geschäftsführer einer Tochterunternehmung der ÖIAG-Berg­
bauholding AG bestellt. Für die Zeit dieser Tätigkeit refundierte diese 
Tochterunternehmung der überprüften Unternehmung die Personal­
kosten des Geschäftsführers. Seit Mai 1996, nach dem Verkauf der Gesell­
schaft, war der Abwickler wieder bei der überprüften Unternehmung tätig. 

4.2 Nach Ansicht des RH wäre ein gesonderter Dienstvertrag abzuschließen 
gewesen. Dies härte der überprüften Unternehmung nach Beendigung der 
Tätigkeit des Abwicklers bei der Tochterunternehmung der ÖIAG-Berg­
bauholding AG ermöglicht, über eine allfällige weitere Beschäftigung des 
Dienstnehmers zu entscheiden . Eine Abstandnahme von der Weiterbe­
schäftigung hätte der Unternehmung rd 2 Mill S jährlich erspart . 

5.1 Die durch den Metallpreisverfall verschärfte wirtschaftliche Entwicklung 
der Unternehmung in den Jahren 1986 und 1987 führte zu den größten 
Verlusten aus dem Bergbau- und Hürtenbetrieb seit dem Bestehen der 
Gesellschaft (-517 Mill S Periodenergebnis für die beiden Jahre). Der 
Eigentümer und der Bund waren aufgrund dieser Entwicklung nicht mehr 
bereit, für die Sicherung von Arbeitsplätzen unter Beibehaltung bestehen­
der Strukturen ständig Zuschüsse zu leisten. 

5.2 Nach Ansicht des RH war eine Sanierung der überprüften Unterneh­
mung selbst bei einem Ansteigen der Rohsroffpreise für Blei und Zink 
auf das Durchschnirrsniveau der letzten Jahre und unbeschadet der vor­
aussichtlichen Bergbauförderungsmirrel nicht zu erwarten . 
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Unternehmungspolitik 

Ausgliederungen 

Liquidationsbeschluß 

Personal 

6 Der bereits 1986 ausgesprochenen Empfehlung des RH, im Hinblick auf 
die erwartete dauernde Belastung des Eigentümers durch die Verluste der 
überprüften Unternehmung neben Sanierungs- und Umstrukrurierungs­
maßnahmen die Schließung von unrentablen Unternehmungsbereichen 
anzustreben, kam die Unternehmung in der Form nach, daß sie die 
Umstrukturierung in eine marktorientierte mittlere Produktions- und 
Dienstleistungsunternehmung plante. Im Zuge der Umsetzung dieses 
Konzeptes lagerte die Unternehmung im Jahr 1988 die operativen Berei­
che in eine Reihe von neugegründeten Tochterunternehmungen aus 
(BBU-Chemie GesmbH, BBU-Metalle GesmbH, BBU-Industrietechnik 
und Service GesmbH, BBU-Rohstoffgewinnungs GesmbH und Bad Blei­
berger Arnoldsteiner Tourismus GesmbH). 

7 Die Neuausrichtung der überprüften Unternehmung, verbunden mit 
einem geordneten Rückzug aus dem Bergbau und der Erzverhüttung, 
scheiterte bereits Ende 1991. Die Verpflichtung der Unternehmung , Ver­
luste ihrer Tochterunternehmung BBU-Rohsroffgewinnungs GesmbH 
von 175 Mill S zu übernehmen, führte zu einer Überschuldung, so daß ei­
ne außerordentliche Hauptversammlung Anfang 1992 die Liquidation 
der überprüften Unternehmung beschloß. 

Die Unternehmung schätzte Ende 1991 den Liquidationszeitraum auf 
fünf Jahre. Wegen Schwierigkeiten bei den Tochterunternehmungen bzw 
den Beteiligungen und bei der Altlastensanierung wurde die Liquidation 
nicht im geplanten zeitlichen und finanziellen Rahmen abgewickelt. 

8 Im Zuge der Ausgliederung der operativen Tätigkeiten in unabhängige 
Tochterunternehmungen sank der Personalstand der überprüften Unter­
nehmung von 1 243 (Anfang 1988) auf 45 (Ende 1990) Mitarbeiter. Im 
Betrachtungszeitraum verminderte sich diese Anzahl aufgrund des 1992 
gefaßten Liquidationsbeschlusses weiter auf zuletzt vier Mitarbeiter. Zu­
gleich verringerte sich der Personalaufwand von 60,3 Mill S (1990) auf 
6,5 Mill S (1995). 

Der Personalabbau bei der überprüften Unternehmung und ihren Toch­
terunternehmungen erfolgte hauptsächlich durch Übertritte in Alters­
und Invaliditätspensionen und durch die Inanspruchnahme des Sonder­
unterstützungsgesetzes. Für hievon nicht betroffene Beschäftigte galt ein 
mit dem Betriebsrat verhandelter Sozialplan . 

Sanierungsschritte Standort Arnoldstein 

Altlasten 9 Der Erzabbau und die Verhüttung der Erze in Bleiberg/Arnoldstein hat­
ten eine jahrhundertealte Tradition. Die bei der Verhüttung anfallenden 
Abfälle lagerten die Betreiber des Hüttenwerkes vorrangig am Produk­
tionsstandort ab. 

Jahrzehntelange Schadstoffemissionen bewirkten eine schlechte Luftgüte 
und eine Belastung des Bodens durch Schwermetallniederschläge im 
Raum Arnoldstein. 
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Im Jahr 1990 veranlaßte das Amt der Kärntner Landesregierung Untersu­
chungen des Bodenzustandes im Bereich Arnoldstein. Diese bestätigten , 
daß insbesondere die Schwermetall belastungen (Zink-, Cadmium- und 
Bleiwerte) als erhöht einzustufen waren. Das Ergebnis dieser Unter­
suchungen fand seinen Niederschlag in einem vom damaligen BMUJF an 
den Nationalrat übermittelten Bericht über Umweltkontrolle und Be­
standsaufnahmen, wobei insbesondere auf die Umweltsituation an lang­
jährigen österreichischen Industriestandorten eingegangen wurde. Zu­
sammenfassend wurde empfohlen, den Standort Arnoldstein dringend zu 
sanieren. 

Das starke mediale Echo der durchgeführten Untersuchungen führte zu 
einer Sensibilisierung der Öffentlichkeit und zu einem massiven Druck 
auf die überprüfte Unternehmung. Sie beauftragte daraufhin 1992 die 
Montanuniversität Leoben , das Ausmaß und die Einschätzung des 
Gefährdungspotentials der Verdachtsflächen des Industriestandortes zu 
erkunden, zu beurteilen und sich daraus ergebende Sanierungs- und 
Sicherungsmaßnahmen für die Altlasten auf dem Betriebsgelände vorzu­
schlagen. Erste überschlagsmäßige Berechnungen ließen für Sicherungs­
und Sanierungsmaßnahmen Kosten von 235 Mitl S erwarten. 

Auf der Grundlage dieses Gutachtens übermittelte die Unternehmung im 
Mai 1993 einen Antrag auf Förderung der Sicherungs- und Sanierungs­
maßnahmen der Verdachtsflächen und Altlasten des Industriestandortes 
Arnoldstein an den U mwelt- und Wasserwirtschaftsfonds. Eine Neube­
rechnung vom September 1993 wies für die geplanten Maßnahmen Ge­
samtkosten von 361 Mill Saus. 

Nach Vorliegen des grundsätzlichen Genehmigungsbescheides durch das 
Amt der Kärntner Landesregierung im Juni 1994 wurde die Förderungs­
zusicherung im September 1994 erteilt. Die förderbaren Gesamtkosten 
betrugen 316 Mill S. Die Zahlung der Förderungsmittel sollte in Jahres­
quoten bis zum Jahr 2003 erfolgen. 

10.1 Die Planung, Koordinierung und Abwicklungsüberwachung der vorgese­
henen Maßnahmen übergab die überprüfte Unternehmung an das Anfang 
1994 aus ihr ausgegliederte Umweltbüro Arnoldstein. Bereits das erste 
zur Genehmigung eingereichte Teilprojekt erhielt von der die Förde­
rungsgelder betreuenden Stelle keine Zustimmung, weil eine verpflich­
tende Bedingung des Förderungsverttages, einen anerkannten und erfah­
renen Planer einzusetzen, nicht eingehalten worden war. 

Die überprüfte Unternehmung kündigte daraufhin den Vertrag mit dem 
Büro und betraute auf Empfehlungen der Förderungsstelle im Oktober 
1994 die Planungsgemeinschaft BBU-Arnoldstein mit den Grundsatz­
planungen für die Sanierung bzw die Sicherungsmaßnahmen des Indu­
striestandortes Arnoldstein. Der Einsatz der Planungsgemeinschaft führte 
ohne fachliche Einbindung der Unternehmung zu einer Neukonzeption 
der Sanierungsvorhaben. 
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Sanierungsschritte 

Standort Arnoldstein 

Kostenentwicklung 

Organisation 

10.2 Nach Ansicht des RH verkannte die Unternehmung das Ausmaß und die 
Abläufe des Altlastensanierungsprojektes. Bei der Planung und Projek­
tierung fehlte zum Teil die erforderliche Professionalität; zu bemängeln 
war, daß die Unternehmung erst nach Aufforderung der Förderungsstelle 
Maßnahmen für eine genaue Planung der Sanierungsprojekte setzte. Die 
Unternehmung hätte spätestens nach Vorliegen des Gutachtens der Mon­
tanuniversität Leoben erkennen müssen, daß sie die Umsetzung dieses 
Sanierungs projektes aus eigenem nicht bewältigen werde. 

10.3 Laut Stellungnahme der Unternehmung habe sich das Umweltbüro nach Kenntnis 

der Unzuliinglichkeiten bei der Projekterstellung bereits im Juli 1994 von dem 
dafür verantwortlichen Mitarbeiter getrennt. 

11 Im Mai 1995 legte die Planungsgemeinschaft eine Projektaktualisierung 
vor, die drei Varianten enthielt. Die Sanierungs kosten wurden bei zwei 
Varianten auf 572 Mill S bzw 87 3 Mill S geschätzt. Dies entsprach einer 
58 %igen bzw 142 %igen Erhöhung gegenüber den ursprünglichen, dem 
Genehmigungsverfahren zugrundegelegten Kostenannahmen. Eine nicht 
weiter verfolgte Minimalvariante wies Sicherungskosten von 361 Mill S 
aus. Im Juni 1995 legte die Unternehmung nach längeren Verhandlun­
gen mit dem Förderungsgeber eine weitere mit der Planungsgemein­
schaft abgesprochene Projektaktualisierung vor. Die Kosten für die nun 
vorgesehenen Sanierungs- und Sicherungsmaßnahmen betrugen 
513 Mill S. 

Ein zwischenzeitlich bei der Montanuniversität Leoben in Auftrag gege­
benes Gutachten über die Wertigkeit dieses neuen Sanierungsprojektes 
ergab, daß die standortadäquaten Sicherungs- und Sanierungsziele zur 
Erreichung einer gewerblich-industriellen Standortqualität, die sowohl 
den Schutz des Menschen als auch des Grundwassers langfristig sicher­
stellt, erreicht werden können. 

Die Projektkosten von 513 Mill S lagen um 42 % über den ursprünglich 
geplanten Kosten von 361 Mill S. Die förderbaren Gesamtkosten blieben 
mit 316 Mill S unverändert, so daß die Unternehmung statt der ur­
sprünglich eingeplanten 45 Mill S schließlich 197 Mill S an Eigenmitteln 
aufzubringen hatte . 

Für die - teilweise - Abdeckung des zusätzlichen Kapitalbedarfs von 
152 Mill S lag eine Finanzierungszusage der ÖIAG- Bergbauholding AG 
über 95 Mill S vor. Die Bedeckung des Restbetrages sollte aus dem Liqui­
dationserlös der Unternehmung erfolgen . 

12.1 Durch eine Umstrukturierung der Projektorganisation sollten im Jänner 
1996 die noch vorhandenen Organisationsmängel behoben werden. Ein 
neues, in der Abwicklung einschlägiger Projekte erfahrenes Projektteam 
wurde im März 1996 mit der weiteren Planung und Durchführung der 
Standortsanierung betraut. 

12.2 Der RH bemängelte, daß diese Umstrukturierung erst sehr spät erfolgte. 
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13.1 Die umfangreichsten Sanierungsmaßnahmen ergaben sich im Bereich der 
Aufarbeitung der größtenteils im Hochwasserschutzdamm der Gailitz ge­
schütteten Neutralschlämme. Sie stellten nach Aussage der Gutachter ein 
nicht unbeträchtliches Gefährdungspotential - insbesondere bei Hoch­
wasser - dar. 

Von 1955 bis zum Auslaufen der Betriebsbewilligung Mitte 1993 ent­
sorgte die Unternehmung derartige Produktionsrückstände in den vor­
handenen eigenen Anlagen. 

Laut Darstellung der Unternehmung hätten bei einer Wiederinbetrieb­
nahme der Anlagen, bedingt durch eine verschärfte Umweltgesetzgebung 
bezüglich der Emissionswerte, erhebliche Investi tionen getätigt werden 
müssen, welche die Unternehmung nicht mehr hätte übernehmen können . 

13.2 Nach Ansicht des RH hätte die überprüfte Unternehmung jedoch erwä­
gen können, diese speziellen Altlasten im eigenen Betrieb aufzuarbeiten. 
Der RH bemängelte, daß die Unternehmung zum Zeitpunkt des Liqui­
dationsbeschlusses keine diesbezüglichen Überlegungen tätigte und erst 
zu einem sehr späten Zeitpunkt auf Drängen der Förderungsgeber eine 
thermische Aufbereitung der Neutralschlämme ins Auge gefaßt wurde. 

14.1 Die überprüfte Unternehmung schloß mit der ReststoffvertriebsgesmbH 
1994 einen Rahmenvertrag ab, in dem ua der Verkauf der Betriebsanla­
gen der Zinkhütte unter der Auflage vereinbart wurde, daß die bestehen­
den Anlagen für die Entsorgung der Altlasten in Arnoldstein eingesetzt 
werden. Ein Bewilligungsbescheid des Amtes der Kärnrner Landesregie­
rung für einen Probebetrieb lag seit Juni 1994 vor. 

Unklarheiten über den Stand der Technik veranlaßten die überprüfte 
Unternehmung, im März 1995 den Einsatz der in Arnoldstein vorhande­
nen Öfen für eine thermische Behandlung metallischer Altlastschlämme 
durch Gutachter beurteilen zu lassen. Im Juni 1995 bestätigten diese, die 
zur Behandlung des Altlastenmaterials vorgesehenen Anlagen entsprä­
chen nach Durchführung erforderlicher Adaptierungsarbeiten dem Stand 
der Technik. 

Basierend auf dem Ergebnis des vorliegenden Gutachtens beauftragte die 
überprüfte Unternehmung im Oktober 1995 eine Tochterunternehmung 
der ReststoffvertriebsgesmbH - die aus der privatisierten ehemaligen 
BBU-Rohstoffgewinnungs GesmbH hervorgegangen war - mit der 
thermischen Entsorgung von 5 000 t Altlastenmaterial. Dieser Versuchs­
betrieb sollte zwischen 1. Dezember 1995 und 31 . August 1996 abge­
wickelt werden. 

Gleichzeitig räumte die überprüfte Unternehmung dem Vertragspartner 
das Recht ein, den Auftrag um die verbliebene, vertraglich so bezeichnete 
"Restmenge" von 45 000 t Altlastenmaterial einseitig zu erweitern. 

Unklarheiten über technische und administrative Bedingungen führten 
nicht nur zu einer Verzögerung des geplanten Probebetriebes und zu er­
neuten Verhandlungen über die weitere Verarbeitung der sogenannten 
"Restmenge", sondern auch zu Differenzen mit dem Förderungsgeber, der 

177 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)186 von 358

www.parlament.gv.at



178 

Sanierungsschrille 

Standort Arnoldstein 

Bergbau -
Schließungs­
maßnahmen 

im Februar 1996 ankündigte, die Förderungszusage für die thermische 
Behandlung bei nicht zeitgerechter Übergabe der fehlenden Unterlagen 
zu widerrufen. Dies veranlaßre die überprüfte Unternehmung im März 
1996, die Projektgemeinschafr BBU Arnoldstein mir der Aufsicht über 
die rhermische Behandlung und mir der Ersrellung eines rechnischen Rah­
menkonzepres zu beaufrragen. 

Das im Juli 1996 vorliegende rechnische Rahmenkonzepr diente ua als 
Grundlage für einen Zusarzverrrag zur Förderungszusicherung, demzu­
folge der überprüften Unternehmung für die rhermische Behandlung 
180 Mill San Förderungsmitreln gewährt würden, sofern die zweite 
Phase der rhermischen Behandlung spätes rens am l. Oktober 1996 be­
gonnen und bis späresrens 3l. Dezember 2001 abgeschlossen werde . 
Nach Beendigung des ersten Loses der rhermischen Behandlung (Mitre 
Okrober 1996) begann die beaufrragte Unternehmung nach erfolgrer 
Adaprierung der Anlagen mir der Aufarbei rung der Hauprmenge von 
45000 t kontaminierren Materials im Dezember 1996. 

14.2 Der RH bemängelre , daß es der überprüfren Unternehmung beim Pro­
jekr der rhermischen Behandlung nicht gelungen war, die Abwicklung 
der Maßnahmen zügig und überschaubar durchzuführen . 

15.1 Die Konzepre und Umsrrukrurierungsmaßnahmen für eine Sanierung des 
Bergbaus und der Zinkhütre Arnoldstein brachten nicht den erwarreten 
Erfolg. Eine in den Jahren 1990 und 1991 erforderliche Verlustübernah­
me von Tochrerunternehmungen von rd 200 Mill S durch die überprüfte 
Unternehmung bewirkte deren Überschuldung. Die BBU- Rohstoffge­
winnungs GesmbH änderte den ursprünglichen Plan und beendere die 
gesamren Bergbautätigkeiten im Oktober 1993. Die entgeltlich über­
lassene Bergbauberechrigung fiel an die überprüfte Unrernehmung 
zurück. 

Durch den Entschluß der Eigentümer, die Unternehmung zu liquidieren, 
konnte sie ab 1993 kein Personal für die Schließungsmaßnahmen beistel­
len . Die Unternehmung berraure daher die BBU-Rohstoffgewinnungs 
GesmbH mit den weiteren Schließungsmaßnahmen, wobei Fachpersonal 
des ehemaligen Bergbaues für die Arbeiten unter Tag eingesetzr werden 
sollte. 

15.2 Der RH stellte fest, daß die Schließungsarbeiren bisher planmäßig durch­
geführr und entsprechend dokumentiert wurden. 
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Liegenschaftsverkäufe 

Halbinsel Saag 

Bleiberger Berg erk -Un on AG 

16.1 Die überprüfte Unternehmung war auch im Besitz der Wörtherseehalb­
insel Saag, eines ehemals zu ihrer Miniumfabrik gehörenden Areals . Dieses 
Grundstück zwischen den Kurorten Pörtschach und Velden war 16000 m2 

groß und in sieben Parzellen aufgeteilt. Im Jahre 1989 ging die überprüfte 
Unternehmung auf eine Interessenbekundung bezüglich des Verkaufs der 
gesamten Liegenschaft nicht ein, sondern verkaufte vorerst ein auf einer 
rd 600 m2 froßen einliegenden Parzelle gelegenes Personal wohnhaus. um 
200 S je m an die Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft (GEWOGE), 
eine Tochterunternehmung der überprüften Unternehmung. Eine Ermitt­
lung des tatsächlichen Marktwertes des Hauses und des Grundstückes er­
folgte nicht. 

Der Verkauf der angrenzenden Grundstücke erfolgte ohne Ausschreibung 
an dieselbe Tochterunternehmung. 

16.2 Der RH kritisierte, daß die Herauslösung und der Teilverkauf dieses 
Grundstückes den Wert der übrigen im Bereich der Halbinsel Saag-Ost 
gelegenen Grundstücke erheblich verringerten . 

17.1 Die überprüfte Unternehmung beschloß 1992, einen weiteren, noch nicht 
verkauften Teil der Liegenschaft Saag-Ost vorerst nur ihrer inzwischen 
veräußerten Tochterunternehmung zu einem von einem Gutachter ermit­
telten Preis von 3 427 S je m2 anzubieten. Das Gutachten ging bei sei­
ner Bewertung davon aus, "daß eine private Nutzung ausgeschlossen sei 
und daher jene Wertmaßstäbe, die im allgemeinen Liegenschaftsverkehr 
gelten, hier nicht herangezogen werden können"; der genannte Betrag sei 
daher ein Mittelwert für die Gesamtfläche . Im März 1992 forderte der 
Aufsichtsrat der überprüften Unternehmung zwar eine öffentliche Aus­
schreibung für den Verkauf des letzten Liegenschaftsteiles, räumte aber 
gleichzeitig der ehemaligen Tochterunternehmung ein Eintrittsrecht auf 
das Bestangebot ein . Gleichzeitig genehmigte der Aufsichtsrat den Ver­
kauf dieses Tei les der Liegenschaft im Ausschreibungsweg um mindestens 
5,4 Mill S, das entsprach 3 418 S je m2. 

Ungeachtet der durch bereits getätigte Parzellenverkäufe bedingten Er­
schwernisse (Zugang, Bebauungsverbot usw) waren mehrere Interessenten 
bereit, den vom Gutachter ermittelten Marktwert zu überbieten. Die 
überprüfte Unternehmung lehnte jedoch einen Verkauf an diese unter Be­
rufung auf ihre soziale Schutzfunktion gegenüber den im Personalwohn­
haus untergebrachten Bediensteten im RuheStand ab. 

Schließlich verkaufte die überprüfte Unternehmung im März 1993 den 
Liegenschaftsanteil zu einem Mischpreis von 2 700 S je m2 an die ehe­
malige Tochterunternehmung und damit erheblich unter dem vom Auf­
sichtsrat vorgesehenen Mindestverkaufspreis. 

Die verbliebenen zwei Drittel der Halbinsel (Saag-West) wurden durch 
Verkäufe an die Stadt Klagenfurt und an das Land Kärnten um 2 600 S 
je m2 der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. 
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Liegenschaftsverkäufe 

Interessenkonflikte 

Forstbesi tz 

17.2 Der RH gelangte zusammenfassend zur Ansicht, daß durch einen Verkauf 
der Halbinsel Saag auf der Grundlage einer Wertermittlung und im Wege 
einer öffentlichen Ausschreibung ein höherer Erlös hätte erzielt werden 
können . Er kritisierte, daß die überprüfte Unternehmung die Vorstellun­
gen ernsthafter Interessenten nicht näher geprüft hatte, obwohl diese be­
reit gewesen waren, einen Preis zu zahlen, der weit über dem Angebot der 
Tochterunternehmung lag. Der letztlich erzielte Verkaufserlös betrug ins­
gesamt 39 Mill S. 

18.1 Die überprüfte Unternehmung verkaufte 1991 60 % ihrer Anteile an 
der Tochterunternehmung GEWOGE an die Bau-Siedlungsgenossen­
schaft "Frieden" und 40 % an deren Tochtergesellschaft "Schönere Zu­
kunft" unter der Bedingung, daß die Interessen und Rechte der bisheri­
gen Mieter und Organe der Tochterunternehmung durch die neuen 
Gesellschafter nicht eingeschränkt werden. Ein Vorstandsmitglied der 
Unternehmung - er bewohnte auf der Halbinsel Saag eine Mietwoh­
nung der GE WOGE - nahm in dieser Zeit auch die Funktionen des 
Aufsichtsratsvorsitzenden der GE WOGE und des Obmannes der Bau­
Siedlungsgenossenschaft "Frieden" wahr. Gleichzeitig war dieses Vor­
standsmitglied auch Aufsichtsratsmitglied der Tochtergesellschaft "Schö­
nere Zukunft" . Nach dem Verkauf der Anteile der überprüften Unterneh­
mung übernahm das Vorstandsmitglied auch die Geschäftsführung der 
GEWOGE. 

18.2 Der RH kritisierte die Mehrfachfunktionen des Vorstandsmitglieds, die 
nach Ansicht des RH die Gefahr von Interessenkollisionen in sich bargen, 
und, daß der Aufsichtsrat der überprüften Unternehmung in Kenntnis 
dieser Funktionshäufung keine gegensteuernden Maßnahmen ergriff und 
erst die Übernahme der Geschäftsführerposition nach dem Anteilsverkauf 
für bedenklich hielt. 

19.1 Zum Liegenschafrsbesitz der überprüften Unternehmung gehörte ua auch 
ein 4 360 ha großes geschlossenes Forstgebiet, der Bleiberger Forst. 

Laut einem Gutachten betrug der Verkehrswert dieser Liegenschaft im 
Jahre 1991 491 Mill S. Infolge einer öffentlichen Ausschreibung melde­
ten sich 23 Interessenten, wovon jedoch lediglich einer ein konkretes An­
gebot über 448 Mill S legte. Dieser Bieter brachte jedoch die von der 
überprüften Unternehmung geforderte Bankgaranrie nicht bei, so daß die 
Verkaufsverhandlungen daraufhin abgebrochen wurden. 

Mit Kaufvertrag vom Dezember 1994 erwarben die Österreichischen 
Bundesforste den Bleiberger Forst um 340 Mill S. Damit wurde gegen­
über dem gutachterlieh ausgewiesenen Verkehrswert ein um 151 Mill S 
bzw 31 % niedrigerer Erlös erzielt. 

19.2 Der RH kritisierte, daß die Unternehmung keine ausreichenden Alterna­
tiven geprüft hatte. Die Größe und Verschiedenartigkeit des Forstes hät­
ten nach Ansicht des RH eine Überprüfung, ob Teilverkäufe günstiger 
wären, nahegelegt. 
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Blclberg r B rg 

Euronova Industrie- und Gewerbepark Drei-Länder-Eck GesmbH (Euronova) 

Allgemeines 

Geschäftsführung 

U n ternehm ungs­
konzept 

20 Im Zuge der Umstrukturierung im Konzernbereich der überprüften Un­
ternehmung erfolgte 1991 die Gründung der Euronova aus einer beste­
henden Vorgängergesellschaft. 

Der Unternehmungsgegenstand der Euronova bestand in der Entwick­
lung des geplanten Industrie- und Gewerbeparks und der bestmöglichen 
Verwertung des Liegenschaftsbesitzes der überprüften Unternehmung. 

2J.l Der Vorsitzende des Aufsichtsrates der Euronova schloß mit einem an der 
Unternehmungsführung interessierten Bewerber eine als Werkvertrag be­
zeichnete Vereinbarung über die Beratungstätigkeit für die Entwicklung 
eines Gewerbe- und Industrieparks ab . Für diese Tätigkeit stand dem 
Genannten ein Jahresentgelt von 1,2 Mill S (exklusive USt) zu . Gleichzei­
tig wurde er in die Geschäftsführung der Euronova berufen. 

21.2 Nach Ansicht des RH wäre diese Vereinbarung als Dienstvertrag zu be­
handeln gewesen. Des weiteren erachtete der RH die personelle Identität 
im Hinblick auf die erforderlichen Kontrollmechanismen für unvereinbar 
und empfahl eine Klärung. 

22.1 Anfang 1991 beauftragte die überprüfte Unternehmung die Euronova, 
ein Strategie- und Marketingkonzept über den Industriestandort Arnold­
stein zu erstellen. Dieses sollte neben einer Standortanalyse auch eine ge­
nerelle Planung für die künftige Entwicklung des Industrieparks beinhal­
ten. Die im Zusammenwirken mit der späteren Geschäftsführung der 
Euronova erarbei tete Studie lag im Herbst 1991 vor und ging von der 
Erwartung aus, daß neben den bereits am Standort tätigen Industriebe­
trieben rd 60 neue Klein- und Mittelbetriebe - vorzugsweise aus 
Industrie und Gewerbe, Logistik und Dienstleistungsbereichen - ange­
siedelt werden könnten. Als mögliches Beschäftigungspotential progno­
stizierte die Studie rd 2 000 zusätzliche Arbeitsplätze. 

22.2 Der RH erachtete die der Euronova-Konzeption zugrundeliegende Ziel­
setzung, parallel mit der notwendigen Umweltsanierung am Standort Ar­
noldstein bereits Impulse zum Aufbau einer Nachfolgestruktur durch 
Ansiedlung von Klein- und Mittelbetrieben zu geben, für richtig. Aller­
dings war das in der Studie erwartete Beschäftigungspoteotial offenkun­
dig unrealistisch . 

Der RH empfahl jedoch, die vorhandenen Standortpoteotiale in jedem 
Fall aktiv weiterzuentwickeln und insbesondere die Infrastruktur (etwa 
Gas-, Kanal- und Bahnanschluß) deutlich zu verbessern und in ver­
stärktem Ausmaß grenzüberschreitende Aktivitäten, etwa im Bereich des 
Recyclings- und Umwelttechnikbereiches, zu überlegen. 

22 .3 Laut Stellungnahme des Geschäftsführers der Euronova stelle das Konzept ledig­
lich eine auf Anfangserfolgen aufbauende Zukunftsvision dar, deren Umsetzung 
zudem durch die Umweltthematik beeinträchtigt worden sei. 

on AG 
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BBU Inuustrie­

technik und Service 

GesmbH 

2.1.1 Nach dem Scheitern einer Sanierung aus eigenen Mirreln der BBU Indu­

stfll'technik und Service GesmbH (kurz: Industrierechnik) schlol:l die 

überprüfte Unternehmung im Juli 1<)<)..2 mit einer Beratungsunterneh­

mung einen Verwerrungsverrrag hinSichtlich der Industrietechnik ab. Die 

vom Berater angesprochenen potentiellen Imeressenten zeigten sich je­

doch an einem Erwerb nicht interessiert. Einzig eine im Eigentum des 

beigezogenen Sanierungsfachmannes stehende Unternehmung legte ein 

konkretes Angebot auf CJbernahme, das die iiberprüfte Unternehmung 

annahm. 

Im Oktober 19<)..2 verkaufte die iiberprLifte Umernehmung ihre Gesell­

schaftsanteile an der Industrietechnik um 1 S und verpflichtete sich, die 

ausstehenden Konzernverbindlichkelten von )-1,) Mitl S abzudecken so­

wie ZlIsiitzllch dem K:iufer ein Gebäude zum Buchwert von 1 A Mitl S zu 

übertragen. Für ausstehende Steuerverbindhchkeiten der Industrietechnik 

von ..20 Mdl S übernahm die überpriifre Unternehmung die Haftung. 

Ferner iihertrug sie dem Käufer das neu errichtete Lehrwerkst:itten­

gebiiude Im \'Vert von 1..2,6 Mitl S, dessen Kaufpreis hinnen zehn Jahren 

in Raten bezahlt werden sollte. 

Ende Oktober 1<)9..2 stellte der Kiiufer kr.lsse Fehlbewerrungcn in der BI­

lanz der Indusrrietechnik fest und [(Jrderte au(~rund der Im Abtretungs­

\'lTtrag festgelegten Bitanzgarantie von der iiberprüften [I nternehmung 

den Ersatz des Schadens. Eine hierauf über Auftrag der überprüften Un­

ternehmung eingeleitete Sonderprüfung der Industfletecl1111k kam zum 

ErgebniS, dal'. das Vorratsvermögens um 11 Mdl S iiberbewl'ftet war. Im 
Dezemher 1<)<)..2 vereinbarten cl ie Verrragspartner, daß <he überprüfte LI n­

ternehmung eine EInmalzahlung von ·1 Mill S leistete und eine Auf­

stockung des übernomnwnen Hafwngsrahmens auf ..2() Mi 11 S vornahm. 

Dam It soll ten alle Ansprüche des Käufers gegen über der ii bcrprüften 

Unternehmung abgegolten sein. 

Dessenungeachtet erkLirre sich die überprüfte U nterneh m ung Im l'vLll 

19<)~ au(~rund der angespannten wirtschaftlichen Lage der Industrictech­

nik und zur Abwehr eines Konkursanrrages berel[, die lhlfte der von ihr 

übernommenen Ilafrungen - gegen entsprechende Regreßforderung 

- in bar ell1Zuliisen und .wf einen Teilbetrag in Iliihe von .~ Mill S LU 

\'('rzlChren, 

Im April 1<)<)'5 meldete die Industrierechnik dennoch Konkurs an. Dies 

bewirkte für ehe überprüfte Unternehmung die Inanspruchnahme aus den 

iibef!lol11menen Hartungen und forderungsverluste aus dem Verkaufser­

liis für das Lehrwerkstiirrengebiiude. Die Gesamtbelastung der überpriif­

ten Unternehmung aus der Veriiul:\erung der IndustrIcrnhnik berrug 

7'5, i Mill S 

2.U Der RII kritiSierte die Obernahme von Haftungen für Steuerschulden 

und die finanzielle Abwicklung dieser Privatisierung. 

2., .. , IAIIi/ Slel/IIII,~n{d)Jlle eier iiberjJriljifll l! tI tfl'tlfb 111 11 Ilg j),,/;e ,he FII1'I11"~/fl"llllg.r­

,~"r"lllie-(;eJellrdJ,,!i ihre !\lilli'irkllllg Im der S{mie}"/{n,~ der IlIdmtrIdecbnik 

1'011 zIIJ{i/zlicbm Lei.\tllllgen "Uhingig gel/lenht. 
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Erlebnisbergwerk 

Bleiberger Berg rks-Union AG 

23.4 Der RH entgegnete, im Hinblick auf ihre finanzielle Situation hätte die 
überprüfte Unternehmung finanzielle Hilfestellungen an eine Privat­
unternehmung unterlassen sollen . 

24.1 Im Zuge der Rationalisierungsmaßnahmen gemäß dem Konzept "Blei­
berg Neu" aus dem Jahre 1987 entschloß sich die überprüfte U nterneh­
mung, im Ostteil des Grubengebäudes den Erzabbau stillzulegen und die 
verbleibende Erzproduktion ausschließlich auf den Westteil mit nur drei 
Abbaupunkten zu konzentrieren. Laut Darstellung der ÖIAG-Bergbau­
holding AG, die sich auf ein von einem externen Sachverständigen erstell­
tes Schließungsgurachten berief, sollten für die Schließungsmaßnahmen 
im Ostrevier rd 300 Mill S anfallen. Ausgehend von der Tatsache, daß 
die überprüfte Unternehmung über keine Rückstellungen in dieser Höhe 
verfügte und laut ÖIAG-Bergbauholding "auch der Zugang zur Ther­
malquelle offengehalten werden müßte", entschloß sich die überprüfte 
Unternehmung, touristische Einrichtungen im Revier Ost einzurichten. 
Kostenrechnungen bzw Wirtschaftlichkeitsüberlegungen stellte die Un­
ternehmung nicht an. Auch verzichtete sie auf die Festlegung eines Ko­
stenrahmens bezüglich des Installierungsaufwandes. 

Insgesamt wendete die überprüfte Unternehmung für die touristischen 
Einrichtungen, nämlich für die TERRA Mystica 77 ,9 Mill S (Erlebnisberg­
werk) , für die TERRA Medica 7,1 Mill S und für die TERRA Musica 
5,0 Mill S, auf. 

Die Eröffnung des Erlebnisbergwerkes fand im August 1989 statt. Statt 
der erwarteten 100 000 Besucher je Jahr konnten nur 50 000 bis 70 000 
Besucher für dieses Bergwerk interessiert werden. Vor der Übertragung 
des Tourismusbergbaues an die Gemeinde Bad Bleiberg lag die Besucher­
frequenz 1993 bei rd 49 000 Personen. 

24.2 Der RH konnte sich der von den Eigentümern vertretenen Ansicht, daß 
durch die Errichtung des Erlebnisbergwerkes die dtohenden Schließungs­
kosten abgewendet und die Erhaltung der Zugänglichkeit für die Berg­
werkseinrichtungen und die Thermalwasserquelle sichergestellt werde, 
nicht anschließen, weil inzwischen aus Kostengründen eine Verlegung 
des Erlebnisbergwerkes in einen anderen Grubenbereich und auf einen 
oberflächennahen Horizont erfolgt ist. Das ursprünglich für die Besichti­
gung adaptierte Grubengebäude samt Schachtanlage (Untertagebau) 
mußte stillgelegt werden, so daß ein Teil der Investitionen als verlorener 
Aufwand anzusehen ist. 

24.3 Laut Stellungnahme der überprüften Gesellschaft sei im Hinblick auf die hohen 

erwarteten Schließungskosten al/f die Erarbeitttng von Kostenrechnungen bzw auf 

die Erstellung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen verzichtet worden. 

25.1 Im Zuge der Überprüfung durch den RH übermittelte die Unternehmung 
eine aktualisierte Schätzung der bei Nicht-Errichtung des Erlebnisberg­
werkes am ursprünglich vorgesehenen Ort erwarteten Schließungskosten. 
Diese lagen trotz Unsicherheiten bezüglich der Erhaltungspflicht der 
Obertagebauren erheblich unter den Investitionskosten für das Erlebnis­
bergwerk. 
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Schlllß­
bemerkungen 

2';.2 Dcr RlI bemängelre, daß die Liberprüftc Unrefllehmung trorz der angt·­

spannten wirtschaftlichen Lage ein mlt derart vielen Unsicherheiten be­

hafretes Projekt ohne riefergehende Untersuchung und Bewertung einge­

gangcn war. 

2').5 ZII deli! {lIIj;;czeigtert InveJtiti()llJllJ1ll~l1Ig gilb c/ie Unternehlllllng bekannt. c/dji diur 
{.eirlill/gen grißtenteih durcb Berg/mte der 13 ß l! -/?ohJtr;/l,gezl'l tlIl/fIlgJ GevliMI 
dllr(bgejiibrt zl'ordw .leien. DlIrch dieJe ::'I/Itit :;11111(// A rbutOl INi dn "Fr: I? I?;\ 

;\lYJ!!({/ ;'"be ein JI)2w/polltiJ(ber AJpektjiir rd ]0 Mitdrbeiter I)er;kkri(bti.~t 
/l'ert/ClI kiiillltil. 

26 Zusammenfassend empfahl der RH: 

(I) Das vorhandene Standurtpotential der Euronova sollte weiter­
entwickelt und insbesondere die Infrastruktur deutlich verbessert 
werden. 

(2) Die Zukunft der Euronova nach Beendigung der Liquidation der 
überprüften L'nternehmung sollte zeitgerecht überlegt werden. 
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Wiener Hafen 

Die Rahmenbedingungen für den Wiener Hafen veränderten sich 
bis Mitte 1996 sehr stark. Die Öffnung der früheren Ostblocklän­
der ließ eine Aufwertung der Wasserstraße Donau erwarten, doch 
brachten die kriegerischen Ereignisse im ehemaligen Jugoslawien 
den Transportweg Donau zum Erliegen. Ab 1992 stand der Rhein­
Main-Donau-Kanal als neuer Verkehrsweg zur Verfügung. Er hatte 
schon Jahre zuvor beim Wiener Hafen hohe Umsatzerwartungen 
erweckt, die sich bisher nicht erfüllten. 

Vor dem Hintergrund des wachsenden Interesses am Ausbau des 
Wasserweges Donau erstellten der Bund, das Land Niederöster­
reich und die Stadt Wien Konzepte, um diesen Verkehrsweg attrak­
tiver zu gestalten. Sie kamen aber zum Großteil über reine Ab­
sichtserklärungen nicht hinaus. Der langsame Ausbau der Donau 
im Ausland beeinträchtigte das reine Hafengeschäft maßgeblich. 
Die Erträge aus Vermietung und Verpachtung und aus den Finanz­
veranlagungen ermöglichten es, alljährlich Bilanzgewinne auszu­
weisen. Über das traditionelle Hafengeschäft hinaus hat sich der 
Wiener Hafen in den Bereichen Lager-, Auto- und Containerge­
schäft etabliert. Der versuchte Einstieg in neue Geschäftsfelder ließ 
insgesamt noch keine einheitliche Weiterentwicklungsrichtung er­
kennen. 

Wiener Hafen und Lager Ausbau- und VermögensverwaltungsgesmbH 

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 

in Mill S 

Umsatz 32 32 31 36 44 50 55 

Ergebnis der gewöhnlichen 

Geschäftstätigkeit +8 +3 +4 +16 +13 +15 +25 

Jahresgewinn +8 +3 +80 +16 +13 +9 +16 

Die Unternehmung hat einen Geschäftsführer und beschäftigt kein eigenes Personal. 

Wiener Hafen Lager- und Umschlagsbetriebe GesmbH 

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 

in Mill S 

Umsatz 142 159 170 162 159 173 l73 

Ergebnis der gewöhnlichen 

Geschäftstätigkeit +3 +5 +1 -5 +3 +4 

Jahresergebnis +2 +3 -3 +3 +2 

Anzahl im Jahresdurchschnitt 

Mitarbeiter 169 171 171 163 151 154 153 
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Prüfungsablauf 
und -gegenstand 

Eigentums­
verhältnisse 

Organe 

U nternehmungs­
struktur 

Der RH libnprüfre im FrLihjahr I <)<)() die Gebarung von Unternehmun­

gen des \Xliener I Ltfens, und zwar die \Xlit'ller Hafen GesmbH, die \Xlienn 

Hafen und Lager Ausbau- und Vermligensverwalrur\~sgesmbH und die 

Wiener Ilafen La,~er- und lImschlagsbetriebe GesmbH. 

2 Die Wienn Hafen GesmbH stein im Eigentum der Stadt Wien. Die 

Wiefwr Haften und Lager Ausbau- und VermiigensverwaltungsgesmbH 

stand bis Ende I <)<)2 im Eigentum der Wiener Holdlllg GesmbH, und 

ist seither Eigentum der Bank Austri,l AG. An der Wiener Hafen Lager­

und Umschlagslwtriebe Gesmbl I sind zu zwei Drittel die Wiener Hafen 

und Lager Ausbau- und Vermiigensverwaltungs,L!esmbH und zu einem 

Drirrel die Wirrschaftskammer Wien beteiligt. 

Der RH berichtet nachstehend über die wesentlichen Ergebnisse der Ge­

barungsüberprLifung der Wiener Hafen und Ll,L!er Ausbau- und Vermö­

gensverwaltungsgesmbH und der Wiener Hafen Lager- und Umschlags­

betriebe GesmbI I, an denen der Bund mittelbar bcceiligt ist. Insoweit 

dabei alle drei llafenunternehmungen betreffende Angelegenheiten be­

rührt sind, erfiJlgt im Interesse einer geschlossenen Darstellung eine Be­

zugnahnll' aur die Wiener llafen GesmbH, über die aufgrund der Elgen­

tumsverhiiltnisse ausschlidllich dem Wiener Gemeinderat zu berichten 

1St. 

.1 FLir alle Harenunternehmungen war ein ,L!emeinsamer Geschäftsführer be­
stdlt; in jeder lJlltefllehmung war ein Aufsichtsrat eingerichtet. 

·1.1 Der Wiener Hafen umEtf.he die I bfen Freudenau, Albern und Loball. Die 

drei überprüften Hafenunternehmungen waren wirtschaftlich eng mitein­

ander verbunden. Die Hafeneinrichtungen, der Hafenbetrieb einschließ­

lich Vermietung und Verpachtung von Hafenflächen und Büroräumen, 

das Umschlaggeschiift und das Getreidegeschäft waren in der Wiener 
Ilafen Gesm bH konzentriert. Die \Xliener Hafen und Lager Ausbau- und 

VermiigensverwaltungsgesmbH erfaßte im wesentlichen vermögens­
müßig die Anlagen für Lagerungen und die Grundstücke für Betriebs­

ansIedlungen. Die \Xliener Hafen Lager- und Umschlagsbetriebe GesmbH 

dl('nte dem Betrieb, besch:iftigte s:imtliche Mitarbeiter und stellte sie den 

buden anderen Gesellschaften gegen Verrechnung zur Verfügung. 

i.2 Der RlIempt~dlL aufgrund der innigen wirtschaftlichen Verflechtung die 

drei Hafenunternehmungen zu verschmelzen, um ein Überhandnehmen 

der E1I1zel!nteressen der Eigentümer zu vermeiden. 

i..1 Lillt Stdlllll,~ildblile der A 1I/;icb/lr,ltJlUrrit::eildeil der iiuerpril/tell Li lIfenle!m/llll­

,~w bo!c!>e keme ;\'utl/'Cildi,~Reit :11 [!!leI' .,u/cbw ;\'ellijrdillmg. L,wt jllitteilllllg 

t!n f).IiIR A/I.I/nd .-\Ci /Htr{/cbft: J/e die \\';fmr Hcl!~i1 Imd LIgfr AmAw- Imd 

\ 'crllli):~cilli ('1'//''' It Im,~lgcIIIIM I ,r!1 re i ile f i ihlll :I!e/ei hgllllg. 

Lw/ Stcllllllgll"bllle dn U"'/Uler Stile//Jell"/J rci [ur deill H illferg/'lmd der PriZd­

/lller/illglllbrl//e du' Stildt \\,'ien d,e S/r/lRtlir ein Wle/M' Halellr :c/tgtlll{ij) Ilild 

e/ile \ ('rrcblllcl:/III.~ der drei GeJJ/rchljteil illdJtr/ilill'o!l. 
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Volkswirtschaft­
licher Rahmen 

Ausbaukonzepte 

13 

w. n r afe 

4.4 Der RH entgegnete, er erachte eine rechtliche Verschmelzung der drei Ha­
fenunternehmungen für notwendig, um längerfristig eine wirtschaftliche 
Absicherung des Wiener Hafens zu erreichen. Die Interessenstruktur der 
Gesellschafter könne über entsprechende Anteile an der neuen Unterneh­
mung gewahrt bleiben . 

5 Die volkswirtschaftlichen Rahmenbedingungen für die Geschäftspolitik 
des Wiener Hafens hatten sich seit 1990 stark verändert. Zunächst ließ 
die Öffnung der Oststaaten einen stark steigenden Warenaustausch mit 
diesen Ländern erwarten. Aufgrund der kriegerischen Auseinandersetzun­
gen im ehemaligen Jugoslawien blieb der belebende Impuls auf die Um­
schlagstätigkeit des Wiener Hafens jedoch aus. 

6.L Im September 1992 wurde der Rhein- Main-Donau-Kanal fertigge­
stellt. Damit erhielt Österreich wesentlich größere Möglichkeiten für sei­
nen weltweiten Handel mit binnenschiffahrtstauglichen Gütern. 

6.2 Der RH vermerkte, daß bis Mitte 1996 die erhoffte geschäftliche Bele­
bung ausblieb. 

7 Im Ausland war der Ausbau der Donau weiterhin von den Maßnahmen 
der Anliegerstaaten abhängig und ging nur langsam voran. 

S.L Im Jahr 1991 stellte das damalige Bundesministerium für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr ein österreichisches Gesamtverkehrskonzept vor, 
das ua eine Abstimmung zwischen den bei den Verkehrsträgern Schiene 
und Wasser, die Verlagerung von Teilen des Straßengüter(transit)verkehrs 
auf die Binnenschiffahrt und die Forcierung des kombinierten Verkehrs 
forderte. Die Donauhäfen sollten zu Güterverkehrszentren mit guten 
Bahn- und Straßenanschlüssen ausgebaut und der Schiffahrtsbetrieb un­
terhalb Wiens auch bei geringer Wasserführung gewährleistet werden. 

Im August 1992 genehmigte der Ministerrat ein Memorandum, das eine 
stärkere Nutzung der Binnenschiffahrt für den Gütertransport und eine 
Forcierung des kombinierten Verkehrs vorsah . 

In den folgenden Jahren wurde an der Erstellung eines Bundesver­
kehrswegeplanes gearbeitet. Mitte 1996 erwartete das damals zuständige 
BMWVK einen ersten Masterplan für 1997 , der Einschätzungen über die 
zukünftigen Entwicklungen der Verkehrsnetze einschließlich möglicher 
Alternativen in Teilbereichen ermöglichen sollte. 

Das Land Niederösterreich erarbeitete im August 1992 ein Schiffahrts­
konzept. Demzufolge sollte der Hafen in Albern zu einem leistungsfähi­
gen Güterumschlagszentrum ausgebaut, im Hinterland des Hafens ein 
Container- bzw Kombiverkehrsterminal errichtet, Flächen für Betriebs­
ansiedlungen bereitgestellt und das Industriegebiet im südlichen Nieder­
österreich über den Hafen Albern an die Donau angebunden werden. 
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Ausbaukonzepte 

U nternehmungs­
konzept 

Das vom Wiener Gemeinderat im April 1994 beschlossene Verkehrskon­
zept umfaßte Betriebsansiedlungen im Hafenbereich, die Entwicklung 
des Hafens Albern als Containerterminal und die Flächensicherung im 
Hafen Albern für weitere Ausbaustufen. Darüber hinaus sollten zusätzli­
che Möglichkeiten für den Wasser-/Landumschlag im Hafen Freudenau 
geschaffen werden. Ebenso forderte das Konzept eine sinnvolle Arbeits­
teilung und Kooperation mit dem Hafen Preßburg, eine Konzentration 
auf den Ziel- und Quellverkehr sowie die Ansiedlung von Serviceeinrich­
tungen für den Schiffsverkehr. 

8.2 Der RH begrüßte die von Bund, Land Niederösterreich und Stadt Wien 
ausgearbeiteten Konzepte für den Ausbau der Donau zu einem effizienten 
Verkehrsweg, vermerkte jedoch deren geringe Umsetzung. Es mangelte 
an einer zielgerichteten Zusammenarbeit zwischen diesen Gebietskörper­
schaften; ebenso fehlten richtungsweisende Entscheidungen. Damit war 
die Entwicklung des Wiener Hafens zu einem optimalen Anbindungskno­
ten für Land- und Wassertransporte erschwert. 

9.1 Die Unternehmungen des Wiener Hafens arbeiteten in den Jahren 1990 
und 1991 an der Erstellung eines Hafenkonzeptes einschließlich Ausbau­
planung. Der Geschäftsführer der Wiener Hafengesellschaften berichtete 
zwar in den Aufsichtsratssitzungen über einzelne Teile des Hafenkonzep­
tes; eine Vorlage des Gesamtkonzeptes unterblieb jedoch. Ende Novem­
ber 1991 legte er der Wiener Holding GesmbH ein Konzept vor. Eine 
Berichtersrattung über die Ergebnisbeurteilung durch die Wiener Hol­
ding GesmbH war in den Aufsichtsratsprorokollen der überprüften Un­
ternehmungen nicht vermerkt. 

9.2 Nach Auffassung des RH wäre eine umfassende Behandlung des Hafen­
konzeptes sowie eine Berichterstattung über das Ergebnis der Beurteilung 
durch die Wiener Holding GesmbH in den Aufsichtsräten der überprüf­
ten Unternehmungen und eine formelle Genehmigung des Hafenkonzep­
tes zweckmäßig gewesen. Er empfahl, das Hafenkonzept im Hinblick auf 
die neuen Rahmenbedingungen zu aktualisieren, es den Aufsichtsräten 
der überprüften Unternehmungen als verbindliche Entwicklungsvorgabe 
für den Wiener Hafen zur Genehmigung vorzulegen und es hinsichtlich 
Ziel vorgaben und tatsächlicher Umsetzung regelmäßig zu überprüfen, 
um eine dynamische Anpassung der Geschäftspolitik zu erreichen. 

9.3 Laut StelLungnahme des All/sichtsratsvorsitzenden der Wiener Hafen GesmbH 
vom Juni 1996 seien die in den Gemeinderatsbeschlitssen 1979 und 1980 festge­
legten lind 1994 zuletzt aktualisierten Ziele nach wie vor gültig. Dazu waren 
in Absprache mit den Vertretern der Stadt Wien zahlreiche Initiativen bezüglich 
infrastrukturelLer Zielsetzungen gekommen. Laut Stellungnahme des Aufsichts­
ratsvorsitzenden der Wiener Hafen und Lager Ausbau- und Vermögensverwal­

tltngsgesmbH bestehe die Zielvorgabe der Bank Austria AG in der Absicherung 
der Substanz und Steigerung der Ertrage. Dies sei aber nicht schriftlich fixiert 
worden. 
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Wirtschaftspläne 

Wirtschaftliche 
Entwicklung 

10.1 Die überprüften Unternehmungen erstellten Wirtschaftspläne für das lau­
fende Geschäftsjahr und mit einem dreijährigen Planungshorizont. Eine 
strategische Ausrichtung auf den mittelfristigen Teil des Hafenkonzeptes 
mit den darin definierten Prioritäten erfolgte nicht ausdrücklich. Die 
Aufsichtsräte der überprüften Unternehmungen genehmigten stets die 
Wi rtschaftspläne. 

10.2 Der RH vermißte eine intensive Befassung der Aufsichtsräte mit den Plan­
annahmen und deren Verbindung zum Hafenkonzept. 

11 Das Vermögen der Wiener Hafen und Lager Ausbau- und Vermögensver­
waltungsgesmbH stieg von 280 Mill S (1990) auf 395 Mill S (1996). Der 
Vermögenszuwachs ging im wesentlichen auf Grundstücksverkäufe an die 
Österreichische Donaukraftwerke AG zurück. Bei einem Stammkapital von 
24 Mill S stieg der Eigenfinanzierungsanteil der Gesellschaft auf 89 % 
(1996). 

Das Vermögen der Wiener Hafen Lager- und Umschlagsbetriebe 
GesmbH stieg von 110 Mill S (1990) auf 129 Mill S (996). Die ausrei­
chenden Finanzmittel waren zum Teil in Wertpapieren und zum Teil in 
liquiden Mitteln gebunden. Das Stammkapital der Gesellschaft betrug 
50 Mill S, der Eigenkapitalanteil lag Ende 1996 bei 47 % der Bilanz­
summe. 

12 Die Wiener Hafen und Lager Ausbau- und Vermögensverwaltungs­
gesmbH schüttete in den Jahren 1990 bis 1996 Dividenden aus . Sie 
lagen 1990 noch bei 3 Mill Sund vervierfachten sich bis 1996 auf 
12 Mill S. 

Die Wiener Hafen Lager- und Umschlagsbetriebe GesmbH zahlte nur in 
den Jahren 1990 und 1991 jeweils 1 Mill S an Dividenden. 

13 Der Umsatz de r Wiener Hafen und Lager Ausbau- und Vermögensver­
waltungsgesmbH stieg im wesentlichen durch Ausweitung des Vermie­
tungsgeschäftes von 32 Mill S (1990) um 72 % auf 55 Mill S (996). Die 
Wiener Hafen Lager- und Umschlagsbetriebe GesmbH erhöhte ihren 
Umsatz im wesentlichen durch Ausweirung des Geschäftsfeldes Auto­
terminal von 142 Mill S (990) um 22 % auf 173 Mill S (1996). 

14.1 Die überprüften Unternehmungen unternahmen seit 1990 große An­
strengungen, weitere privatwirtschaftliche Geschäftsfelder aufzubauen . 

14.2 Der RH vermerkte kritisch, daß diese Bestrebungen insgesamt noch kei­
ne spürbare Verbreiterung der Ertragskraft gebracht hatten. 
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I 'i.1 Mitte 1994 übernahm die \Xiiener IIafen Lager- und Umschlagsbetriebe 

GesmbH die Zwischenlagerung von Kunststoffabfällen in Containern, 

letztlich für die Altstoffrecyding Austria AG. In die Abwicklung des Ge­

sch;iftes war eine Reihe von l;nternehmungen eingeschaltet, mit denen 

zum Teil noch offene Rechtsprobleme bestanden. 

1'i.2 Der RH benüngelte die Zwischenschaltung von Unternehmungen ohne 

vorgängige, schriftliche Festlegung des Leistungsumfanges. 

I)., L,III! Stellungllabille der \\"ifller HcI/m Ll<~f/'- Ilild U !l/lChlagr(;ttne!Je C;clIll(;H 

.leim die RedJt.rpmMullt (lide ll)l)o ge/iill lIiJ/'d1'll: die AblidJf1'llilg der :;11 [/'/;/'111-

<~elldell te/llliIlgm fl'/~llge cllmi) Ballkgd/'dll! /UI. 

Beteiligung an der Wiencol1t Container Terminal GesmbH 

Haftungsrisd.,:o 

Standort 

Contalfll-rterm i n,d 

1(, Die Wiencont Container Terminal C;esmbH srand zu 8S r/; 1m Eigentum 

der \Xiiener I Iaft'n und Lager Ausbau- und Vermögens\'erwaltungs­

gesmbH und hatte sich in den vergangenen Jahren zum grcil:lten europä­
Ischen Binnenterminal entwickelt. 

17.1 Die Wiencont Container Terminal GesmblI stellte den Spediteuren im 

Zuge des U mschLtges von Vollcontai nern lkglei tschei ne zur Verfligung 

und übernahm zwecks Ausfuhrabfertigung von Waren die Haftung. An­

t~!I1g I 99~ erhielt die LI nternehm ung aU(l';rLlIld einer StraLlIlzelge davon 
Kenntnis, daß Waren, für welche sie in den Jahren 1991 und 1992 

Ikgleitscheine ausgefertigt hatte, nicht exportiert worden waren. Die 
Wiencont Container Terminal GesmbH entrichtete schließlich Abgaben 

von') Mdl S, weil sie für die hinterzogenen Abgaben haftete. 

17 .2 Der RH kritisierte, daJ.l die \Xiiencont Container Terminal Gesmbl-l Be­

gleitscheine für Spediteure ohne ausreichende Überprüfung des Haf­

rungsnsikos ausgestdlt hatte. 

17 .. 1 '"dill Slell/lfignahflif du' W/flleI' Ha/eil /Im/ L,,<~er AII.r(;alt- lilld VermiJ:l!,eI!J/<er-

1I',;!tlfflg.lgfJllI/;H be/be .lfC elit Bim/ldt.rbffirteilling der Speditiowk/iliden 1 <er/;1'.\lel'l. 

I H.I Die U nternehm ungen des \Xiiener Hafens begannen 1991 im Rahmen ei­

nes ElItwlcklungskonzeptes für den Hafen Albern einen neuen Container­

standort zu planen. Trotz langer Verhandlungen zwischen dem Wiener 

Hafen und den ÖBB war die Realisierung eines Containerterminals in 

Albern Ende 199() nicht abzusehen. Dil' Unsicherheit über die \Xieiter­

fLihrung des bisherigen Standortes des Containerterminals in der Freuden­

au bewirbe den Aufschub von In\'estitJOnsentscheidungen sowie dadurch 

bedingte Umschlagsengpässe und Kundenreklamarionen. Zur Beseiti­

gung von Engpässen schaffte die Wienconr Container Terminal (;esmbH 

Mitte 1996 neue Stapler an und errichtete ein drittes Bahngeleise, 
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Weitere 
Feststellungen 

Schluß­
bemerkungen 

18.2 Der RH bemängelte den jahrelangen Aufschub von Grundsatzentschei­
dungen im Investitionsbereich am Standort Freudenau, wodurch insbe­
sondere die Erneuerung des Staplerfuhrparks verzögert worden und die 
Eintichtung einer EDV-gestützten Stellplatzverwaltung unterblieben war. 

Wegen der absehbaren Engpaßsituation im Bereich der Containerter­
minals im Großraum Wien wäre nach Auffassung des RH eine zwischen 
dem Bund, dem Land Niederösterreich und der Stadt Wien akkordierte 
Standortentscheidung herbeizuführen. 

19 Weitere Empfehlungen des RH betrafen die Organisation, die Kostenrech­
nung und die EDV, die Spartenergebnisrechnung und einzelne Geschäfts­
felder der überprüften Unternehmungen. 

20 Der RH legte den Unternehmungen des Wiener Hafens und ihren 
Eigentümern nahe, 

(1) das Marketing für den Wasserweg Donau fortzusetzen, 

(2) international und innerstaatlich auf Entscheidungen über die 
Weiterenrwicklung dieses Verkehrsweges zu dringen, 

(3) die drei bestehenden Hafenunrernehmungen zu fusionieren, 

(4) die Zusammenarbeit mit ausländischen Häfen zu intensivieren, 

(5) klare geschäftspolitische Strategien mit nachhaltigen längerfri­
stigen Erfolgspotenrialen zu formulieren, 

(6) neue Geschäftsfelder nur dann dauerhaft weiterzuführen, wenn 
sie Gewinne erwarten lassen, 

(7) die vorhandenen Rationalisierungsspielräume auszuschöpfen 
und 

(8) eine aussagefähige Kosten- und Spartenergebnisrechnung auf­
zubauen bzw ein Managementinformationssystem einzuführen. 
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Umsatz 

Ergebnis der gewöhnlichen 

Geschäftstätig kei t 

Bilanzergebnis 

Mitarbeiter 

Wiener Betriebs- und BaugesmbH, Wien 

Die Unternehmung ging Ende 1992 mehrheitlich in das Eigentum 
der Bank Austria AG über. 

Im Wohnungsbau führte eine selektivere Auftragspolitik zu einer 
Halbierung des Marktanteils und zu steigenden Erträgen. Der Be­
reich Kommunalservice war die ertragsstärkste Sparte; der Tiefbau 
vermochte die Gemeinkosten nicht zu decken. 

Die Unternehmung erweiterte - nur teilweise erfolgreich - ihr 
Aufgabengebiet durch Beteiligungen. Ein Engagement in der 
Steiermark brachte aufgrund von Managementfehlern Verluste von 
95,6 Mill S. 

Ein letztlich nicht zustandegekommener Eigentümerwechsei, dem 
ein entscheidender Einfluß des Mitkonkurrenten und Kaufwerbers 
auf die Geschäftsführung vorangegangen war, bewirkte für die Un­
ternehmung substantielle Einbußen sowie eine eingeschränkte Er­
tragskraft. 

Die deutliche Ertragsschwäche der Eigenbaustellen blieb unbe­
hoben. 

Die Eigenkapitalausstattung war angesichts der Ausweitung der 
Geschäftstätigkeit zu gering. 

Arbeits- und Nachkalkulationen waren in den einzelnen Sparten 
unterschiedlich entwickelt, es fehlten insbesondere regelmäßige 
Sol1-Ist-Vergleiche. 

Ein ehemaliger Geschäftsführer kam in den Genuß einer günstigen 
Pensionsregelung, ohne daß die Gremien der Unternehmung befaßt 
worden wären. 

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 

in Mill S 

1 082,5 1 337 ,6 1 407,2 1 444,9 1 71 8,7 1 238,5 1 651 ,1 

- 14,4 +5,5 +9,6 + 19,7 -76, 1 -94,6 -34,3 

+0,8 + 7,0 + 10,1 +25,0 - 78,5 - 113,6 +2, 1 

Durchschnittlicher Personalstand 

Anzahl 

1 699 1 633 1 52 1 1 528 1 526 1 439 1 173 
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Prüfungsahlauf und 
-gegenstand 

Rechtsverhältnisse 

LT nternehmungspolitik 

Der RH überprüfte im November und Dczember 199') die Ciebarung der 

Wic[wr Rerriebs- und BaugesmbII (WIRrRA). Zu den im julj 199(J 

übermitteltcn Prüfungsmittedungen nahm die ülwrprüfte Lntnneh­

mung Im September 1996 StelluTlp:. Der im AnschluL\ damit befaJ.\re 

WienCf Stadtsenat teilte im JunI 1 '.F)7 mit, dar. er ,lls PrlifuTlgsergebnis 

zur Kenntnis genommen habe. 

DIe Prüfungsschwerpunkte berrafen dIe Unternehmungspolitik ein­

schliel.llich Beteiligungen, die wirtschaftliche Lage, die betrIebswirt­

schaft! iche rührung und Steuerung sowIe das Personal. 

.2 Die überprüfte Unternehmung srand bis Ende 199':: zu ..., j f; im Eigen­

[Um der Wiener Holding und zu .::6 f{ im Elgcntum der Bauhereillgungs 

GesmbH, an der vier Baugesellschafren bcteillgt waren. Ende 199':: ging 

der von der Wiener Holding gehaltene Anteil in das Elgentulll der Bank 

Austria AC über. Nach Änderung ihres Firmennamens und Ihrn Rechts­

t(Jrm Ist die Baubeteiligungs GesmbH nUTlmehr als Baulwtcillgungs AG 

im Eigentum der Bank Austria AG. 

Spartcngcsch:ift Allgemeines 

.1 Die überprüfte Unternehmung betrieb das Baugeschäft insbesondere in 
den Sparten Wohnbau, KommunalserVIce (Versorgungslcl[Ungen, Ptlastt~­

rungen und Plakatwände) und Tidhlll (Kanal- und Fernhelzleitungsbau 

sowie sonstiger Tidhlll). Rund zwei Drittel der Bault:istung wurden im 

Alleinbau und etwa ein Drittel mit Hilfe von ArbeitsgenlL'lnschaften ab­

gewlckel t. Bei den Arbei tsgemei nschafren wurde ein bedcutend höherer 

Dcckungsbeitrag erzielt als bei den Alleinbaustellen. 

Wohnhau 

·1 Die selektive Hereinnahme von Auftr;igen führte zwar im Wohnbau zu 

einer I lalblCfung des Anteiles am Wiencr Wohnbaumarkt, doch waren 

damit stetig stiirker steigende Deckungsbeitr:ige verbunden. 

Komm unalservice 

).1 Das Kommunalservice war die ertragsstärkste Sparte der überprLifte!l U n­

tt'fnchmung. Insbesondere war dies auf organis<ltoflsche Vorteile der 

Ciruppe Kabel und auf sogenannte jahresbauvertr:ige (Sammelaufträge 

einzelner Auftraggeber für Klein- und Kleinstbaustellen, verbunden mit 

einem Tag- und Nacht-Bereitschaftsdienst) zurückzuführen. 
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Unternehmungspolitik 

Beteiligungen 

lener trie 
a gesm H 

Der Kabelbereich erreichte einen Deckungsbeitrag von 11 % der Baulei­
stung, der Rohrbereich hingegen einen solchen von 2 %. Wesentliche 
Gründe für die Ertragsschwäche des Rohrbereiches waren die getrennte 
Ausschreibung von Rohrlegungsarbeiten sowie von Erd- und Baumei­
sterarbeiten und der mangelhafte Bauablauf. Im Kabelbereich führte die 
überprüfte Unternehmung alle Arbeiten selbst durch . 

Ein Berichtssystem im Kommunalservicebereich ermöglichte die Verfol­
gung der Auslastung der Mitbewerber im Wiener Raum und eine rasche 
Reaktion auf deren Preisgestaltung. 

5.2 Der RH beurteilte das zur Marktbeobachtung entwickelte Berichtssystem 
positiv und empfahl, nach entsprechenden Marktstudien gegebenenfalls 
eine Tätigkeit im Kommunalservice in Gebieten außerhalb von Wien an­
zustreben. Er empfahl weiters, im Rohrbereich die Aufträge auftraggeber­
weise nach der Ertragskraft zu untersuchen und danach die Auftragsaus­
wahl zu verbessern. 

Tiefbau 

6. L Der Tiefbau leistete im überprüften Zeitraum insgesamt keine Beiträge 
zur Deckung der Gemeinkosten. Lediglich der Teilbereich sonstiger Tief­
bau deckte die anteiligen Gemeinkosten (Bereichs- und Zentralregie); 
dies war auf Aufträge von Arbeitsgemeinschaften des U-Bahnbaues 
zurückzuführen . Weil sich die Ergebnissituation nicht verbesserte, be­
schloß die Geschäftsführung im Frühjahr 1995, den Bereich Tiefbau 
aufzulassen. 

6.2 Nach Ansicht des RH wären aufgrund der jahrelangen schlechten Er­
gebnissituation im Tiefbau bereits früher Maßnahmen zur Ertragssteige­
rung - etwa eine selektivere Auftragshereinnahme im Kanalbau und 
Maßnahmen zur Senkung der Bereichsregie - angebracht gewesen. Er 
beanstandete weiters, daß der Alleinbau nicht zugunsten ertragsstärkerer 
Arbeitsgemeinschaften eingeschränkt worden war. Die Schließung des 
technisch anspruchsvollen Tiefbaues ließ unmittelbare Auswirkungen auf 
den Wert der überprüften Unternehmung erwarten. Der RH empfahl, die 
Wirtschaftlichkeit von Alleinbaustellen zu erhöhen. 

Gesamtauswirkung auf die Bilanz 

7 Die seit 1989 eingegangenen Beteiligungen brachten der überprüften 
Unternehmung bis einschließlich 1995 Verluste von 47 Mill S. Da der 
liquiditätswirksame Anteil der Aufwendungen (70 Mill S) denjenigen der 
Erträge (27 Mill S) überstieg, belasteten die Beteiligungen die zeitweise 
sehr angespannte Liquiditätslage zusätzlich . 
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Kommunalservice 

8.1 Zur Erweiterung und Absicherung des Marktes im Kommunalservice er­
warb die überprüfte Unternehmung zwei Beteiligungen, die bis Ende 
1995 trotz geringer Umsätze bereits Gewinne von 10 Mill S erbrachten. 

8.2 Der RH beurteilte die Akquisition und spätere Leitung der Beteiligun­
gen im Bereich Kommunalservice als beispielgebend. Allerdings entstand 
durch die unzweckmäßige gesellschaftsrechrliche Einbindung in den 
Konzern ein Mehraufwand von 2,7 Mill S an Steuern. 

Hochbau 

9.1 Die Wachstumsgrenze im Hochbau am Wiener Markt veranlaßte die 
überprüfte Unternehmung, im Frühjahr 1993 vorerst einen - später auf 
100 % erhöhten - Anteil von 51 % an einer steirischen Bauunterneh­
mung zu erwerben. Die überprüfte Unternehmung beließ den Voreigen­
tümer als Geschäftsführer und setzte einen ihrer Mitarbeiter - aller­
dings nur zeitweise am Sitz der steirischen Unternehmung - als zweiten 
Geschäftsführer ein. Die Beteiligung belastete die Ergebnisse der über­
prüften Unternehmung bis Ende 1995 mit 95,6 Mill S. 

Die überprüfte Unternehmung hatte der Auflage ihres Aufsichtsrates 
nicht entsprochen, für den Beteiligungserwerb die Genehmigung der 
Wiener Holding einzuholen. 

9.2 Nach Auffassung des RH besaß der Aufsichtsrat nur unzureichende 
Entscheidungsgrundlagen (zB keine Baustellenerfolgsrechnung der zu er­
werbenden Unternehmung). 

Weiters erachtete der RH die zur Leitung der Beteiligung gesetzten Maß­
nahmen als unzureichend. Er beanstandete, daß das Rechnungswesen und 
die Bauabwicklung der Beteiligungsunrernehmung nicht sofort ange­
glichen worden waren . 

Umweltbereich 

10.1 Die um über 10 Mill S erworbenen Beteiligungen an zwei Bodenrei­
nigungsunternehmungen sranden letztlich mit 3 S zu Buche. 

10.2 Der RH kritisierte, daß sowohl dem Beteiligungserwerb als auch der -
in einem Fall erfolgten - Beteiligungserhöhung Fehleinschätwngen des 
Marktes zugrundelagen. 

Weitere Beteiligungen 

1 I Die Beteiligungen in Ländern des ehemaligen Ostblocks werden bis zum 
vollständigen Abschluß noch laufender Projekte und der Liquidarion der 
WIBEBA International GesmbH insgesamt Verluste von 25 bis 30 Mill S 
bringen. 
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12 Wegen Fehlern in der Akquisition und der bis Mitte 1995 unzureichen­
den Leitung entstand aus dem Anfang 1994 erfolgten Beteiligungserwerb 
an der Ing Radi GesmbH bis Ende 1995 ein Fehlbetrag von 4,6 Mill S. 

Beabsichtigte Übernahme 

13.1 Für Anfang 1996 war die Abtretung der Unternehmungsgruppe der Wie­
ner Betriebs- und BaugesmbH an den Porr-Konzern vorgesehen. Zuvor 
erfolgte mit Juni 1994 eine Änderung des Aufsichtsratsvorsitzenden so­
wie eine Erweiterung der Geschäftsführung der überprüften Unterneh­
mung , um der Umsetzung der neuen Eigentümerziele zu dienen . Die 
1994 entworfene strategische Zielsetzung für eine Verkleinerung der 
überprüften Unternehmung sah die Vermeidung künftiger Konzerndop­
pelgleisigkeiten und die Ausschaltung von Verlustträgern vor. In Umset­
zung dieser Strategie beschloß die Geschäftsführung, ua die Sparte Tief­
bau zu schließen. 

13.2 Nach Ansicht des RH veränderten die Verfolgung von neuen Eigentü­
merzielen und die entscheidende Einflußnahme des Porr-Konzerns als 
Kaufinteressent und Konkurrent die Entscheidungen der überprüften 
Unternehmung und wirkten sich letztlich auf deren Ertragskraft nachtei­
lig aus. 

13.3 Laut Stellungnahme der iiberprüften Unternehmung seien weder die Übernahme 
noch eine Beteiligung durch den Porr-Konzern verwirklicht worden. 

14 Die überprüfte Unternehmung erwirtschaftete bis 1993 stets Gewinne, 
wies aber in den Jahren 1994 (-78,5 Mill S) und 1995 (-113,6 Mill S) 
hohe Verluste aus. Das positive ordentliche betriebliche Ergebnis 1990 
bis 1995 von insgesamt 37 Mill S war auf die Gewinne aus Arbeitsge­
meinschaften in Höhe von 337 Mill S zurückzuführen. 

15 D as Anlagevermögen fiel von 1990 bis 1991 von 171 ,5 Mill Sauf 
150,2 Mill S. Von 1991 bis 1995 erhöhte es sich auf 302,2 Mill S; 
allein die Beteiligungen stiegen von 32,1 Mill Sauf 113,0 Mill S. Bei 
den Sachanlagen erforderte die wirtschaftliche Situation den Erwerb von 
Wirtschaftsgütern im Wege der Kaufmiete, die Unterlassung von Investi­
tionen und den Verkauf von Anlagegütern. 

16.1 Zum Bilanzstichtag der Jahre 1990 bis 1995 betrugen Bestandteile des 
Umlaufvermögens (noch nicht durch Anzahlungen abgegoltene unfertige 
Leistungen, Forderungen aus abgerechneten Leistungen , Forderungen 
gegen Arbeitsgemeinschaften) im Durchschnitt fast 40 % der jährlichen 
Eigenleistungen . 

16.2 Der RH empfahl, das im Umlaufvermögen gebundene Kapital zu verrin­
gern. 
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Kapital 17.1 Die Deckung des langfristIg gebundenen Vermiigens der überprüften 

Unternehmung durch langfristiges Kapital verringerte sich stark (Ende 
Il)l)() + '5H S, Ende 1l)l)'5 -1'5 '5 Mill S). 

17.2 Der RH benüngel tl' in Ansehung der Ausweitung der Liberprüften U n­

ternehmung die mangelnde Obsorge der Gesellschafter für eine rechtzei­

tige und ausreichende Kapitalausstattung. 

Technische Betriebswirtschaft 

Angebotskalkulation 

A rbei tskalkulation 

Nachkalkulation 

Abfall wirtschaft 

1IL1 Die Mehrwohnungshiiuser kalkulierte die überprüfte Unternehmung in 

langjiihriger CJbung vornehmlich mit objektbezogenen Kenllzah!t:n. 

IH.2 Du RH empfahl, im Aufrragsfall die Kennzahlenmethode durch eine 

nach Leistungsposi tionen aufgeglIederte Arbei tskalkulation zu l'fgünzen, 

wetl hledurch eIne Überprüfung des Angebotspreises und die (;rulldlage 

hir die Baustellensteuerung gegeben wären. 

I 'i.1 I n den Bereichen Tiefbau und Koml11unalservice war die Erstl'llung eIner 

Arbeitskalkulation für Wde Baustelle üblich. Hingegen wurden im IIoch­

bau eigene Arbeitskalkulationen nur bei einigen wenigen Baustellen er­

stellt, so daß in diesen Bereichen ein wichtiges Steuerungslllstrument so­

wie die Grundlage für die Nachkalkulation fehlten. 

1').2 Der IU I l'mpbhl, künftig auch im Hochbau Arbeitskalkulationl'n regel­

nüßig zu erstellen und allenfalls das im Tidbaubereich verwendete 

System hir den Hochbau anzupassen. 

20.1 Im TidhlU wurde für dll' Einzelbaustellen eine Nachkalkulation ein­

schliemich Srunden-Soll-Ist-Vergleich regelmäßig, im Bereich Kommu­

nalservice und im Hochbau nur In Einzelfällen erstellt. Ein System zur 

Erstellung von Nachkalkulationen für alle Baustellen des Kommunalser­

vIce hd~lI1c1 sich in EntWIcklung. 

20.2 Der RH \'ermerkte kritisch die geringe Anwendung der Nachkalkulation 

trl den Bereichen Hochbau und Kommunalservice und betonte dIe Bedeu­

tung von Soll-Ist-Vergll'lchen und Nachkalkulationen für die Baustellen­

steUl'fung und die Angebotskalkulation. 

21.1 Nach Erstellung eines Abr~tllwirtschaftskonzeptes legte das Abbllwirt­

schaftsreferat der überprüften Unternehmung im März Il)l)·~ eIneIl Be­

richt (iber das Jahr Il)l)-l inklusive einer gesetzlich geforderten Abt:dlbi­

lanz vor, demzufolge dn Aufwand für Abfälle Insgcsamt'l(l Mdl S 

betrug. Für get~ihrlichen AhLdl und Altpapierentsorgung wurdl'l1 weitere 

Oll Mill S aufgewendet. Bis zum Ende der örtlichen GeharungsLiberprLi­
fung (Ende 19l)'5) war kellle Abr~tllbilanz 1991 erstellt worden. 

21.2 Nach Ansicht des RH war das Abfallwirtschaftskonzept ,~rundsätzllch 

zweckentsprechend ausgearbeitet und auch umgesetzt worden. Er cmp­

bhl jedoch, die Abt;dlbtlanzen zeitnah zu erstellen. 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 207 von 358

www.parlament.gv.at



Qualitätssicherung 

Wiener Betrl bs- un 
BaugesmbH 

22.1 Die überprüfte Unternehmung entwickelte 1995 für das Kommunalser­
vice und den Bauhof ein Qualitätssicherungssystem. Für den Bereich 
Hochbau war die Entwicklung eines Qualitätssicherungssystems vorerst 
unterbrochen worden. 

22.2 Der RH empfahl, die Entwicklung eines Qualitätssicherungssystems für 
den Hochbau weiterzuführen, um den künftigen Anforderungen der Auf­
traggeber zu entsprechen sowie eine Verbesserung von Qualität und Do­
kumentation und damit insgesamt der Wirtschaftlichkeit des Baugesche­
hens zu erreichen. 

Kaufmännische Betriebswirtschaft 

Erlös- und 
Erfolgsentwicklung 

Aufbereitung von 
Informationen 

Haftungsarbei ten 

23 Der Erlös der Unternehmungsgruppe der Wiener Betriebs- und Bau­
gesmbH erhöhte sich von 1,7 Mrd S (1990) auf 3,1 Mrd S (1995). Die 
Steigerung war hauptsächlich auf die Beteiligungspolitik zurückzu­
führen. Die Erlöse aus Beteiligungen betrugen 1,1 Mrd S (1995). 

Die von 1990 bis 1995 mit Eigenbaustellen erwirtschafteten Deckungs­
beiträge lagen mit 352 Mill S unter den von Arbeitsgemeinschaften ver­
rechneten, anteiligen Gewinnen von 414 Mill S, deckten aber bei weitem 
nicht den auf sie entfallenden Anteil an den Gemeinkosten von 564 Mill S. 

24.1 Die Aufbereitung der Informationen über den Erlös und den Deckungs­
beitrag der einzelnen Kostenträger erfolgte in den überprüften Jahren un­
verändert nach verschiedenen Gesichtspunkten, aber zum Teil ohne wei­
tere Auswertungen in den Baubereichen. So fehlte eine Kontrolle der 
zeitlichen und sachlichen Abgrenzung von Erlösen und Kosten, entgegen 
einer gegenüber dem RH aus Anlaß der Gebarungsüberprüfung 1988 
gegebenen Zusage, weiterhin. Dies führte - über lange Zeit - bei 
zahlreichen Baustellen des Bereiches Hochbau zu einer zu positiven Dar­
stellung der Deckungsbeiträge. Beim Spezialtiefbau fiel eine ähnliche 
Darstellungsart besonders im Jahr 1994 auf. 

24.2 Der RH beanstandete die fehlende Anpassung von Kostenträgerinforma­
tionen an Veränderungen im Tätigkeitsbereich und die mangelhafte 
Informationsaufbereitung . Er empfahl, vermehrt und genauer auf die 
periodengerechte Abgrenzung der Baustellenergebnisse zu achten. 

25.1 Die Vorsorgen für Haftungen waren im Bereich Hochbau bei mehreren 
Baustellen zu gering. Beim allgemeinen Kostenträger "Hochbau Haft­
arbeit" fielen in den Jahren 1993 bis 1995 insgesamt über 6 Mill San. 
Die aus Anlaß der Gebarungsüberprüfung 1988 zugesagte Verbesserung 
der Haftungsvorsorge war nicht durchgeführt worden. 

25.2 Der RH kritisierte neuerlich die mangelnde Vorsorge für Haftungen und 
empfahl, verstärkt auf die verursachungsgerechte Zuordnung der Haf­
tungskosten zu achten. Nicht baustellenmäßig zuordenbare Haftungsko­
sten sollten den Gemeinkostenstellen der Gruppenbauleiter oder Sparten 
angelastet werden . 
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Controlling 

Personal 

AbschluL\ VOll 

Diellsrverrr;igell 

GesclüftsfLihrer-

pension 

21>.1 Dem Berl'lch Controlling oblag ua ein führungs- und stcucrungsgeeigne­

res lknchrswl'sl'n für die Gesclliifrsführung. Allerdings war ein Teil der 

verwendetcn linterlagt'n zur Planzahlenersrellung, insbcsondere den 

\\·Ichtl,l..!:l·n Bl'reich dl'r Baustellenergebnisplanung berrdlend, ungl'l'ignet. 

Dies ht'wi rhe, <laU das kalkulatorischc Betriebsergebnis 19'} 'I der lJ nter­

nehmungsgruppe der Wiener Betriebs- und Baugl'smbl-l um ()-! Mdl S 

schlechter ausfil'i als im Budget vorgesehen. 

26.2 Der Rll benüngl'itc die Verwendung ungeeigneter Conrrollmgulltl'rla­

gen umso mehr, als J\Lingl'i bei Arbeitsvorbereitung und Erf()lgsdarstl'i­

lung zelhlrelcher Baustellen seir Jahren bekannt warcn. Er empfahl, dlc 

Planunpunsicherheitl'n für das Controlling zu beseitigen. 

2"7.1 Sei t j 99() war mehr als ei ne VerfünrllChung der Prämien für das Personal 

l'ingetrCl(>n. Der Aufsichrsrat genehmigte für 199'5 einen Gesamtprii­

miel1rahml'1l von I ,'i Mill S. 

27.2 Der RII anl'rkannte die Bemühungen, durch Prämien Motivation zu 

schaflen. Fr erachtne jCdoch eine sichtbare Verbindung zwischen dem er­

brachtell Erf()lg und der Pdmiengestaltung für notwendig. 

2H.I Im J:inner 19') j wurden Verträge mit dem Bereichsleiter Controlling 

(Jahresl'ntgl'ir I ,'i Mdl S) SOWll' mit dem Bereichsdirekror TiefhlLJ (Jahres­

entgelt 1,9 Mit! S)- ohne Vorlage an den Aufsichtsrat - abgeschlos­

sen_ Laur C;l'schiifrsordnung fLir den Aufsichtsrat hat dieser jedoch den 

Abschluß von Dil'l1stvl'rtriigen mit einem Jahresbezug \un über o')() ()()() S 

zu genehmigen. Belde Vl'rtriige sahen überdies auch eine Firmenpension 

vor. 

2H.2 Der RH beell1standl'(e das geschäftsordnungswidrige Vorgehen. 

29.1 Im Jinnl'r 19N7 trat ein neuer Geschäftsführer in die überprüfte LJllter­

nehmung l'ilL 

Der Dil'nstvertra,l..!: sicherte Ihm eine Pensionsleistung zu, wenn - unter 

EInrechnung der seit November j9~: anerkannten Vordienstzeiten -

seine Dienstzeit mindestens zehn volle Jahre betrageIl werde. Der An­

spruch auf den Ruhebczug wurde nach dem Verbraucherpreisindex wert­

geSichert. 

Ab .pnner I'J').2 betrug die werrgesicherte monatliche Penslonsbl'IllCS­

sungsgrundIagl' I L.! ()()() S. Laut einer Dienstvertragsänderung vom März 

j')95 sch!ol:\ die LiherprLifte Unternehmung für die Sicherung des Pl'fl­

sionsanspruches des C;eschäftsführers eine Rückdeckungsversicherung ab 

und begrenzte die Penslonshiihe mit NO '}{. (start vorher 70 'Ir) der lkmes­

sungsgrundlage_ Die überprLifte U nternehIllung zahlte für den Geschiifts­

führer in den Jahren 199" bis 199'5 an die Versicherungsunternehmullg 

.2) Mil! S an Prämien. 
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Ansprliche aus der 

Verrragsautliisu 1\l2: 

LllIt der Dienstverrragsänderung besaL') der Gesclüifrsnihrer weiters die 

Miigllchkeit, eine einmalige Kaplralzahlung zur Abfindung seiner All­

sprliche aus der AlterspensIon LU lukrierell. Zur \\'eiteren Sichcrsrellung 

semer Ansprüche aus dem Dienst"ertrag "('[pLindete ihm die ülx-rprüfte 

Unternehmung ihre Ansprüche aus dem abgeschlossenen Rückdnkungs­

versicherungsvertrag. Laut Vertrag mit der Versicherullgsullternehmung 

konnte der Verslclwrungsnehnwr mIt ellll'r einmaligen KapItalzahlunt: 

von 1 (),~ Mill S, bei Berückslchti!-,llflg der \oraussichtlichl'n Ge\\'lnnbe­

teillgung mir einer Einmalzahlung von ..21 J) Mill S r('chlwl!. \'Ve,l2:l'n der 

Wensicherung hzw der vertragsgem:if.kn Erhöhung der PensIon war une 

Kaprralzahlung von 2H,1 J\lill S /u erwartt'n, allerdings ohne I:krlicksich­

tigung von Ansprüchen aus der gesctzllchen Pensionsversichcrung, DIe 

Dienstvenragsiinderung wurde zwischen dern Vorsitzenden des Aui:"lchrs­

rares und dem Geschäf"tsfLihrer vereinbart, ohlw daß ein Gremium der Ge­

sellschaft dam i r beElLlt worden würe. Eine ausdrück! iche Regel ung der 

Zusriindigkut flir einen AbschluL') oder une Änderun,l2: \'011 Diens(\crtr;(­

gen dn Gcsch:ifrsführer war Im Gescllschafts\'enrag nlchr enthalten. In 

der damals gliltlgen GeschMtsordnung für dcn Aufsichtsrar war dessen 

Zustimmung für PensionszUSa,l2:UI an C~esclüfrsfLihrer und LU allen Dil'nst­

venr;igen, deren .Jahresbezüge lihn eIner \'Vcngrenzc lll)';l'fl, vorgesl'hen. 

ln der (~eschüfrs()fdnung für C;esch;ittsführer war fesrgcsctzt, daL) vor Ab­

schluH von Rechtsgeschäften zWlsclll'n dlT Gcsellschaft und cinem Ce­

schiiftsführer dl<: Zusrimmunp der (;<:scllschafrl'f einzuholen isc. 

2').2 Der RII beanstandete die Nichtbefassutl,l2: des Aufsicht,rates hzw der 

Generalversammlung mit dlcser wesentllchc,tl Änderung des Diellstver­

trages des GesclüftsfLihrers und lc,l2:te dlt' Einleitung \\Tlrl'fer Untersu­

chungen llahe. Er empt~lhl der liberprüfrell limernehmUll,l2:, Im \\k,l2:e eI­

ner einmaligen Auszahlun,l2: dIe Leistullg der Versiclwrung III Ampruch 

zu nehmen. 

2<) .. '1 Ll1It Sfflllltl,~II"lill/c der ii/mjmiJiul {:lIf('/'lIej,Ii/I/II,~ btlbe r/e 1'/11, N,,/ltldlillditl­

k,IiI:!e/ 1IIIf der Priiji/llg rec!Jthhcr ,ILI!III';!ill/lll /it,l1I(trdgf. f)le "\II,~C!(,~'lIb(/f 

.ft! IIllft!crllcilt gCl'/(bf.idli/Jcillpg, 

2<), i Nach BeendIgung der Gelxlrunpliberprüfull,l2: durch den RI I leitete dlc 

übcrprliftc Unrernehmung als Kliigerill ,l2:egen Ihren ehemaligeIl C;l'­

sclüifrsfLihrer ein Zivilgerichrsvcrbhren Ufl. DahcI wurde vom Seilll'f/eirl­

gen Aufsichtsrarsvorsitzenden dIe Echtheit seiner Unterschrift auf der 

Änderullg des Dienstvertrages bcsrrrtten. Das Verfahren war hei Rcdakti­

onsschlui'> dieses Berichtes noch lllllH ahgeschlossen. 

'10.1 AnLiJ\llch der einvl'fnehmlichell Autliisun,l..; sellles Dienstycrlültnisses er­

hielt der Im Oktober 1994 ausscheidende (~eschüftsführer neben uncr 

AbfertIgung (drei i\fonatsgelültt'[ ,l2:eseczlich, vIer Monatsgelültt'[ freiwil­

lig) die vertraglich hiichstzuLissl,l..;e Leisrungsprämie hir I ()')f ifl Iliihe 

von sechs Monarsgehiiltern, von dellen drei Monatsgelültl'f lwrelts akoll­

tiert waren, und Cllle weitere Leistun,l2:spr;Lmie für I')')) In IWhe von dreI 

Monarsgelülrern. DIe Zahlung der Leistun,l2:spriimien erfolgtl' auf lhsis 

ei nes "( ~l'hal tl', J :in nef 1995". I nsgesam t entstanden der ü hcrprüftefl L 11-

ternehmUfl,l2: Aufwendungen von 5,~ Mill S, Bis Ende wUrz 1')')5 wurde 

dem ehemaligen C;eschäftsführer elll Kotlkurrenzvcrhot ,lllferlegr. EIlle 

Gehalts\\'l'ltcrwhlung erfolgte bis Jahresende 1')')5. 
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Personal 

Sonstige 
Feststellungen 

Schluß­
bemerkungen 

Wicner B tri bs- und 
Bau csmbH 

30.2 Der RH beanstandete insbesondere die Gewährung der vertraglich 
höchstmöglichen Leistungsprämie für das Jahr 1994, weil in diesem Zeit­
raum unter der Leitung des ehemaligen Geschäftsführers ein sehr schlech­
tes Ergebnis erzielt worden war. Die Gewährung einer Leistungsprämie 
für 1995 entbehrte nach Auffassung des RH jeder Grundlage, weil man­
gels aufrechten Dienstverhältnisses vom ehemaligen Geschäftsführer kei­
ne Leistung mehr erbracht werden konnte. 

Ein Konkurrenzverbot hätte zumindest bis zum Ende der Gehaltsweiter­
zahlung wirksam sein sollen. 

30.3 Laut Stellungnahme der iiberpruften Unternehmung wiirden von einer Rechts­

anwaltskanzlei rechtliche Maßnahmen gepriift. 

31 Weitere Beanstandungen des RH betrafen den überhöhten Fuhrpark, die 
unrichtige Information des Aufsichtsrates über Kostenreduktionen sowie 
die Doppelgleisigkeiten bei der Beauftragung von Wirtschaftsprüfern. 

32 Zusammenfassend empfahl der RH: 

(1) Geplante Übernahmen durch Mitbewerber am Markt sollten 
weder die Entscheidungsfreiheit noch die Ertragskraft der Unter­
nehmung nachteilig beeinflussen. 

(2) Die überprüfte Unternehmung sollte durch Rationalisierungs­
und Restrukturierungsmaßnahmen die Wirtschaftlichkeit von 
Alleinbaustellen an jene der Arbeitsgemeinschaften heranführen. 

(3) Das Eigenkapital sollte erhöht werden. 

(4) Die Entscheidungsgrundlagen beim Kauf von Beteiligungen 
wären zu verbessern. 

(5) Die betriebswirtschaftliche Führung und Steuerung der Bau­
stellen wäre - allenfalls durch Anpassung bestehender Systeme 
- zu verbessern. 

(6) Die überprüfte Unternehmung sollte hinsichtlich ihrer Pen­
sionsleistungen an einen ehemaligen Geschäftsführer die Rück­
deckungsversicherung in Anspruch nehmen. 

(7) Gegebenenfalls sollte das Kommunalservice auf Gebiete außer­
halb von Wien ausgedehnt werden. 

(8) Die Ertragskraft von Aufträgen des Kommunalservice wäre im 
Hinblick auf eine verbesserte Auftragsselektion zu untersuchen. 

(9) Die Entwicklung eines Qualitätssicherungssystems für den 
Hochbau sollte weitergeführt werden. 

(10) Die gesetzlich geforderten Abfallbilanzen wären zu erstellen. 

13' 
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"Schwarzatal" Gemeinnützige Wohnungs- und 
Siedlungsanlagen GesmbH, Wien 

Die Bauvereinigung hat rd 55 Mill S frei verfügbare liquide Mittel 
ihrem Eigentümer als Darlehen überlassen, statt sie in Wohnbauten 
zu investieren. 

Der RH bemängelte die meist freihändige Vergabe von Bauaufträ­
gen; Kauf- und Tauschgeschäfte mit dem Eigentümer führten zu 
Verlusten bei der überprüften Bauvereinigung. 

Geschäftsjahr 1991 1992 1993 1994 1995 

Anzahl 

Wohnungen (verwaltete) 4628 4948 4931 5001 5096 

Wohnungen (Baubeginn) 208 68 182 179 253 

Wohnungen (Fertigstellung) 55 201 35 96 176 

in Mill S 

Bilanzsumme 1 677,5 1 525,8 1560,2 1668,9 1894,2 

Bilanzgewinn 5,6 10,5 12,0 9,1 10,4 

Gewinnausschüttung 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 

Wertpapiere 15,0 33,0 

Bankguthaben (einschließlich 
Konzernveranlagungen) 91,0 95,4 98,8 113,3 61,1 

Eigenkapital in Wohnbauten 36,9 41,5 42,0 43,6 43,6 

Fremdkapital in Wohnbauten 
(ohne begünstigte Darlehen) 283,2 303,7 302,5 474,3 632,5 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Der RH überprüfte im April und Mai 1996 die Gebarung der Bauver­
einigung hinsichtlich der Eigenmittelverwendung. Zu dem im Novem­
ber 1996 der überprüften Stelle sowie dem BMF zugemittelten Prüfungs­
ergebnis nahm die Bauvereinigung im März 1997 Stellung. 

Eigentums­
verhältnisse 

14 

2 Gesellschafter der Bauvereinigung waren zu 99,9 % die damalige Ge­
meinnützige Industrie-WohnungsgesmbH, Linz (GIWOG), die zur Zeit 
der Gebarungsüberprüfung zu 99 % im Eigentum der VOEST - ALPINE 
AG, Wien , stand und zu 0,1 % die Donauländische BaugesmbH, Linz. 
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Eigenmittel­

verwendung 

Tausch von 
Grundstücken 

_~ Der RH hat seit I,)').) nwhn:rc gellll'illIlLitzlgc Bauvt'relnigungen hin­

sichtlich der Verwendung Ihrcr Eigenmirtel LihnprLifr und hierüber dem 

Nationalrat (TB I ')l) j S. I )l) fund S. 77, TB Il)')'i S. I S'i) hlTlchu't, 

Insbcsondere hat der Ril aufgczeigr, wcnn der tatsiichliche Stand an 

Eigenmitteln ellwr Bauvereinigung den vom iisterreichischen Verband 

gemeinnütziger B~tLIvcrelnigungen (Revisionsverhand) ermittelteIl Wert 

von 1 (l I (,; der kllrzfristlgcn Verbindlichkeiten der jnveillgell Bauver­

einigung Liberschri ltt'll lut. 

LI Die Ühtf]'rLü're l~cscllschafr verfügtl' zum Jahresende I')')') Liher BallKgut­

haben VOll rd 17,.) Mill S sowie LaXT Veranlagungen Im KonzL'rn von rd 

l)(, Mill S, w:ihrend das Llljlliditjrsnfordnnis nir den LlLlfenden Ge­

sclüftsherrieb rd 'iS Mill S hl'trllg, 

·1.2 Der RH henüngeltL', d,d.\ die Bau\'L'rl'lni,L:unp;, ohwohl sie Liber (rei ver­

fügbare Mittel \on rd 'i'i,) Mdl S V'nfL'I,~te, HyporheKardarlchen auf 

Kosten Ihrer J\!ieter aU(L:enOmmUl h,lt. Er t'mpt~lhl, die fLir den laufenden 

Gesch:iftshttrith nldlf nOf\\,elldl,L:CIl i\llrrel zur FinanZierung von \X!oI1ll­

O,llItL'n eillLUSL'[Lell. 

I._~ I_ellil S"III!I/.~II,t!1II1t je/" RII!/·'/"';il!.~//II.~ /1,,/;<: I/( )IL Cid),/" 1111 ,Illlf!irf.lill:crl! 

.Viil\!I.~ 1(/":11/11 I[/',lidl.~!: j,/I 1,/{/III,III,ifll/"/f//"j,uIII 1(/ ,111/.'':,I"11i1i1 :/1.1./1:/;(/"')" 

\ '·r/iiilill/(bf.,ilLiI Iltl! /JiJI(/" .~lil' I Ci! , 

i.-! Der RH elH,L:e,L:llere. da!'. LT auf ,Lis vom iist('rreILhls( hen Verband ge­

me I n nütz i,~er B,llI \nel n 19 lIngl'n (R e\' i s i ons\'crba nd) ks tges tell tl' E rfor­

dernis hinsichtlich du Hiihe dn für dCll laufelldell Gtschiiftshetrieb Im 

Durchschn i (t beniitigten t1 üssigen Mittel Btdacht ,~enommen habe, 

'i,1 Im Jahr 1 ')S'i tauschte die BauV'('f('llligung das Areal Clller zum AbriU 

vorgesehenen ehemaligen Werkssledlllng gegen im Eigentum der Verei­

nigte Edl'isr,lhlwerke AC; stehellde C;rundstücke' ein, Der \X!ert der ge­

tauscht('n GrulldsüicKe wurde Illit jl'\veils rLl 1,S Mdl S angenomlllen. 

Da die IIll Tauschweg l'fworhenen C;rulldstiicke 111 der Folge mangels 

Fliichell\\'ldlllllllg IllllH lx'haubar wareIl, wertete sie die C~esch~iftsführllng 

auf Null ah. 

'i.2 Der RH KflflSILTtl' ,kn 'ElLisch des wertvollen Baulandes, der für die Bau­

\creinl,L:ung LU ('IIlL'1ll Verlllii,L:l'nsnachteil VOll rd I ,S J\ldl S führte lind 

delll l'ln glClchhohcr VermiigellsZU\Llclls helill nicht geilleinnützigen 

K:illfer gl'gtnlibersrand . 

. ) LIIi!\ltllllil,~I/d/iill( .;". f)"IIlCn!iI/~lIiI,~ /Id/J( 1/1' d/( \\,,·tlJ<:rid)I!,~l!lIg illl Sillile 

j'dll/ill,iillIlJdJ'" \ 'o/'ll,bl dlmb.~(/iibr!, 

'i.1 Der RH l'ntgl'gnl'te. die bufmiinilisl he Sorgfalt wjre anliWlich des Er­

werhs ,1IlgebLlc h t gewesell. 
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Bauaufträge 

Schluß­
bemerkungen 

Schwarzatal 
und Siedlungs 

6.1 Die Bauvereinigung schrieb Bauaufträge beschränkt aus, behielt sich in 
den Ausschreibungsbedingungen jedoch die freihändige Vergabe vor. Bei 
Preisverhandlungen mit den Bietern wurden Angebotspositionen verän­
dert und - abweichend von den Angebotsbedingungen - als Pauschal­
aufträge vergeben, wodurch die Preisvorteile des freien Wettbewerbes bei 
öffentlicher Ausschreibung nicht erreicht wurden. 

6.2 Der RH bemängelte die wettbewerbsverzerrende und finanziell nachtei­
lige Vorgangsweise und empfahl, Leistungen künftig nach den geltenden 
vergaberechtlichen Bestimmungen auszuschreiben. 

6.3 Laut Stellungnahme der Bauvereinigung erfolge die Vergabe nach den Fiirderungs­
bestimmungen des jeweiligen Bundeslandes. 

6.4 Der RH erwiderte, es sollte der Tendenz, geförderte Wohnbauten zu den 
im jeweiligen Bundesland höchsten zulässigen Baukosten zu errichten, 
entgegengewirkt werden. 

7 Zusammenfassend empfahl der RH, für den laufenden Geschäfts­
betrieb nicht benötigte Gelder zur Finanzierung von Wohnbauten 
einzusetzen sowie Bauaufträge nach den vergaberechtlichen Be­
stimmungen auszuschreiben und an den jeweiligen Bestbieter zu 
vergeben. 
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Geschäftsjahr 

Wohnungen (verwaltete) 

Wohnungen (Baubeginn) 

Wohnungen (Fertigstellung) 

Bilanzsumme 

Bilanzgewinn 

Gewinnausschüttung 

Wertpapiere 

Bankguthaben 

Eigenkapital in Wohnbauten 

Fremdkapital in Wohnbauten 
(ohne begünstigte Darlehen) 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Gemeinnützige Bau- und SiedlungsgesmbH, Wien 

Die Gesellschaft ist ihrer Verpflichtung, gemeinnützige Aufgaben 
des Wohnungs- und Siedlungswesens zu erfüllen, nicht nachge­
kommen. 

Sie hat seit mehr als einem Jahrzehnt keine Wohnung errichtet, die 
den Bestimmungen der Wohnbauförderungsgesetze entsprochen 
hätte, ihre Bauaufträge freihändig vergeben und durch Versäum­
nisse der Hausverwaltung berechtigte Schadenersatzforderungen 
der Wohnungsinhaber verursacht. 

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 

Anzahl 

1418 1408 1401 130O 1 196 1246 1246 

50 

50 

in Mill S 

165,6 155,9 160,5 162,3 184,1 217,4 188,4 

3,1 3,7 10,8 1,5 4,4 5,4 5,0 

0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 

4,2 4,2 11,6 2,0 2,0 2,5 2,5 

2,8 1,3 9,9 1,9 4,5 4,1 3,3 

3,3 3,3 3,3 3,3 3,1 8,9 13,0 

17,2 14,7 14,1 16,0 15,1 33,7 20,2 

Der RH überprüfte im November 1995 die Gebarung der Gemeinnützi­
gen Bau- und SiedlungsgesmbH. Zu den im August 1996 übermittelten 
Prüfungsmitteilungen nahm die Gesellschaft im Jänner 1997 Stellung . 

Eigentums­
verhältnisse 

2 Hauptgesellschafter waren die Bank für Oberösterreich und Salzburg 
(72 %) und die Creditanstalt- Bankverein (25 %). 
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208 
Bautätigkeit 

Zusatzpension 

Konsulenten­

honorare 

",I Die übcrprii(te Gesellschaft hat von I<)H) bis I<)<)') nur drei \X!ohnhausan­

lagen (zusammen wenIger als I ()() \X!ohnungen) und dIese ohne Inan­

spruchnahme von Wohnbauförderungsmitteln errichtet. Die Aufträge 

erhIelt eine im Mehrheitseigentum eirws Eigentümers der überprüften Ge­

sellschaft stehende Bauunternehmung ohne vorangegangene Ausschrei­

bung, DIe \X!ohnungen waren etwa ')() 0- teurer als nach dem Wohn­

bautCirderu ngsgeseez zuLisslg, 

U Der RH beanstandete, daLl die überprüfte Gesellschaft seit mehr als einem 

Jahrzehnt Keine den \X!ohnbaufiirderungsgesetzen entsprechende Woh­

nung errichtet hat. 

,:1.1 Lallt Stcllllll,~lhlhme der iiber/wit/ten GeJe/heha(t Jeten ihre 13emiilJllngen /lrll Fi;r­
der/mgl 111 i t tcl u:fl}lglol gell 'CI CII, 

," i Der RH fLihrte dies auf das Überschreiten der fLir die Gew;ihrung von 

\X!ohnbauf(irderungsmitteln zuLissigen HöchstbauKosten zurücK, 

LI Der AufSIchtsrat der überprüften (~csellschaft genehmIgte im Juni 1<)8 7 

dem Cesclüiftsführer für den Fall ,kr Berufsunf~ihigkeit, ansonsten ab der 

Vollendung des 65, LebenSJahres, eine wertgesichcrtl' Zusatzpension, Zu 

Jahresbeginn 1994 tral der Gesch:iftsführer im 01, Lebensjahr in den 

Ruhestand und erhielt .lb Jahresbeginn 199') die Zusatzpension von 

monatlIch rd ~-'" O()() S ausbezahlt, ohne daß BerufsunHihlghit vorlag, 

Der RII empbhl der libcrpriiften Gesellschaft die Rückforderung der ver­

traglich nicht ausbedungenen Leistungen, 

U Llllt Steill/llgllahme der IiIlfIjil/l/ten GeJf!!.\cha/t li'mle .reit Anj;/Ilg ;\/Iri! I YYo 
die zlIl'lel dllJ!}ezablte LI/J'lt z/Iemior! ill !?elten zurikkbezc/blt, 

'i.1 Die iiberprüfte Gesellschaft bezahlte von 1990 bis 199~ an dell Vorsitzen­

den des AufSIchtsrates Konsulentenhonorare von insgesamt 120 oon S. 

),2 Der RH beanstandete die zus;itzllclw Honorierung des Vorsitzenden des 

Aufsichtsrares als Konsulenren, weil diese Aufgaben ohne Anspruch auf 

zus;itzliches Honorar wahrzunehmen sind. 

" Llllt Shlllm.~lltlblllf der i/beljmi/tell Geltl/reha(t babelicb die KfJllllllmtelltci'tig­
keit ,1/1/ N ub/JdllJkiilljie !Jetre!ltlld dif kOllljJli :::ierte /i 11" 11 ziel le Alm 'ld·llIll!; 1 'fJlI 

W 'Ii/ml/Ilr) lel'kciil/m t/'ll rtck t. 
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Hausverwaltung 

Schluß­
bemerkungen 

6.l Bei einer von der überprüften Gesellschaft von 1980 bis 1982 erri chteten 
und von ihr verwalteten Eigentumswohnhausanlage traten bereits im Jahr 
1985 Fassadenschäden auf. Aufg rund einer nicht fachgerechten Sanierung 
kam es 1988 zu weiteren g roßräumigen Schäden . Trotz sofortiger Infor­
mation blieb die überprüfte Gesellschaft untätig. Die Wohnungseigen­
tümer kündig ten daraufhin den Verwaltungsvertrag. 

6.2 Der RH beanstandete die schwerwiegende Verletzung der Sorgfaltspflicht 
der Wohnungsunternehmung. 

6.3 Die Gesellschaft teilte ledig/ich mit, sie wolle sich am seinerzeitigen Genera/unter­
nehmer schad/os halten, nahm aber Zlt ihrer Unterlassung als Hausverwalter nicht 
Stellung. 

7 Zusammenfassend empfahl der RH der überprüften Gesellschaft, 

(1) ihrer Aufgabe als gemeinnützige Bauvereinigung durch die Er­
richtung preiswerter Wohnungen unter Inanspruchnahme von 
Wohnbauförderungsmitteln zu entsprechen und 

(2) die Wohnungen im Interesse ihrer Nutzer bestmöglich zu ver­
walten. 
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Gemeinnützige SiedlungsgesmbH 
für den Bezirk Vöcklabruck 

Die Gesellschaft hat ihren Liquiditätsüberhang von 32 Mill S noch 
im Jahre 1996 abgebaut. Sie hat ihre Wohnbauten außergewöhnlich 
zweckmäßig geplant. 

Geschäftsjahr 1991 1992 1993 1994 1995 1996 

Anzahl 

Wohnungen (verwaltete) 1 542 1590 160O 1 707 1 764 1828 

Wohnungen (Baubeginn) 99 110 40 86 89 68 

Wohnungen (Fertigstellung) 78 63 36 100 61 67 

in Mill S 

Bilanzsumme 421,3 472,2 540,9 594,4 661,4 805,7 

Bilanzgewinn 0,05 0,07 8,04 10,87 9,04 6,9 

Gewinnausschüttung 

Werrpapiere 8,3 8,8 62,5 44,9 36,4 49,2 

Bankg uthaben 58,5 68,6 20,7 28,9 37,7 18,9 

Eigenkapital in Wohnbauten 30,2 43,3 48, 1 61,6 71,7 82,4 

Fremdkapital in Wohnbauten 

(ohne begünstigte Darlehen) 72,3 72,7 81,3 97,2 118,9 126,8 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

1 Der RH überprüfte - nach Klarstellung seiner Prüfungszuständigkeit 
für die Muttergesellschaft Lenzing AG durch den Verfassungsgerichtshof 
im April 1996 - im November 1996 die Gebarung der Gemeinnützi­
gen SiedlungsgesmbH für den Bezirk Vöcklabruck. Zu den im Jänner 
1997 übermittelten Prüfungsmitteilungen nahm die überprüfte Gesell­
schaft im März 1997 Stellung . 

Eigentums­
verhältnisse 

2 Hauptgesellschafter (99,9 % ) der Siedlungsgesellschaft war zum Zeit­
punkt der Gebarungsüberprüfung die Lenzing AG; deren Hauptaktionäre 
waren die Bank Austria Industrieholding GesmbH (33,4 %) und die Cre­
ditanstalt-Bankverein (16,7 %). 
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EigenmitteI­

verwendung 

Wohnbauplanllng 

und Bauleitung 

Schlllßbemerkung 

.) Du RH hat SClt 1l)l).1 mehrere gemeinniitzige Bauverelni!'un!'en hin­

sichtlich der Verwendunt( ibrer EIgenmittel überprüft und hieriiber dem 
Nationalrat (rB 1l)l).'1 S. 1=Jl) fund S. r, TB 1l)l)5 S. 185) berichtet. 

Insbesondere hat der RH alltguCIgt, wenn der tatsächliche Stand an 

Eigen ml ttel n CI ner Bauverei n ig ung den v()m iisterrelch Ischen Verband 

gemeinnütZiger Bauvereinigllngen (RevIsIonsverband) ermittelten Wert 

von 1 () 1 fX der kurzfristigen Verbindlicbkeiten der jeweiligen Ballverei­

nlgLlllt( überschritten hat. 

-LI Die überprüfte Gesellscbaft verfLigte zum Jahresende 1995 über Rankgut­

haben von rcl 11-) Mill S und Wertpapiere von rd Y; Mill S, wiihrend das 

Liq uidi t:itsed()rdernls für den laufenden Gesclüftsbetrieb rd j] M ill S be-

trug. 

4.2 Nach AlIfhssung des RH lütten die tür den laufenden Gesclüttsbemeb 

nicht erforderlichen Mittel von rd"] Mill S zur Finanzierung von Wohn­

bauten verwendct werden sollen. 

-+ .. ~ Llllr .\te//III1,~IMj)JJ1t deI" Sled/lfligigildlr,bdji ihl/;( '/l" tim Llqllidjr.it.,Ji!it!"b,lIIx 
1111 ),,171" J C)i)() dbglAIIII. 

S. I Die errichteten bzw in Bau befindlichen Wohnh:iuser wurden iibef\\"1e­

gClld von Fachleuten der Siedlungsgesellschaft gcplanr, die bew:Lhrrc Bau­
sroffc und erprobte Bauweisen einsetzten. Dariiber hIllaus war der Jewei­

lige Anteil der Wobnnurzfhchen an der gesamten Geb:iudethche optim,tl 

ausgelegt. Eine straffe Bauleitung ermiiglichte es, die umsichtit(e Eigen­

planunt( in entsprechende Baullualität umzusetzen. 

KI,lre Zielvorstellungen und fachliche Kompetenz der Siedlungsgesell­

schaft bewirkten eine konstruktive Zusammenarbeit beim Zukauf von 

A rchi tektenleistungen. 

5.2 Der RH anerkannte die Anwendung bewiihrrer Planungsgrundsiitze und 

Qualitütskritenen bei der Wohnbauplanung und Bauleitung. 

(, Zusammenfassend empfahl der RH, darauf zu achten, daß auch die 

Fremdplanungen die Qualität der Eigenplanungen erreichen. 
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Vorbemerkung 

Struktur­
anpassungsgesetz 
1996 

~OJl"itig<. <lhrlld I l gl:1 

Vereinfachung des Abgabenrechtes 

Der RH hat im TB 1993 S. 10 ff unter Bedachenahme auf gesellschafts­
und sozialpolitische Zielsetzungen, die höchstgerichtliche Rechtsprechung 
und die Gefahr von Mißbräuchen über die - ausständige - Verein­
fachung des Abgabenrechtes berichtet. Unbeschadet der seitdem erfolg­
ten Maßnahmen zur Vereinfachung des Abgabenrechtes - etwa durch 
Vereinfachungen im Bereich der Lohnsteuer und die Abschaffung von 
Steuern - und der Bemühungen des BMF - etwa durch die Einrich­
tung einer Steuerreformkommission - hat der RH im Zusammenhang 
mit der Gebarungsüberprüfung des Finanzamtes Linz über dessen Bereich 
hinausgehende Feststellungen mit bundesweiter Bedeurung getroffen, 
über welche nachstehend berichtet wird. 

2.1 Das Einkommensteuergesetz 1988 wurde bis zum 31. Dezember 1996 
35mal, das Körperschaftsteuergesetz 1988 15mal und das Umsatzsteuer­
gesetz 1994 fünfmal abgeändert. Im Gefolge des Strukruranpassungsge­
setzes 1996 erfolgten im Jahre 1996 wei te re sechs Änderungen des 
Einkommensteuergesetzes 1988. Einzelne Bestimmungen des Einkom­
mensteuergesetzes 1988 in der Fassung des Strukturanpassungsgesetzes 
1996 traten zu unterschiedlichen - aber zum Teil innerhalb eines 
Kalenderjahres gelegenen - Zeitpunkten in Kraft. 

Ab dem Jahre 1995 erfolgten im Bereich der Finanzverwalrung Personal­
einsparungen in beträchtlichem Ausmaß. Beispielsweise hat die Finanz­
verwalrung bis einschließlich 1997 329 Planstellen einzusparen. 

Die Arbeitsbelastung der Finanzämter nahm ua wegen der steigenden 
Anzahl zu bearbeitender Akten einschließlich Rechtsmittelerledigungen 
und durch vermehrte Auskunftserreilung stetig zu. 

2.2 Der RH begrüßte zweckmäßige und mögliche Personaleinsparungen. Im 
Interesse der Rechtsbeständigkeit und -sicherheit sowie des auch im In­
teresse des Bürgers gelegenen wirtschaftlichen Vollzuges des Abgaben­
rechtes empfahl er, darüber hinaus ein weitgehend vereinfachtes, klares 
und überschau bares Abgabenrecht sowie weitere Verwaltungsverein­
fach ungen zu schaffen und Vollzugserschwernisse - wie insbesondere 
unterjährige Inkrafttretenszeitpunkte - zu vermeiden. 

2.3 Laut Stellungnahme des BMF lagen die Ursachen für Novellierttngen des Steuer­
rechtes vielfach nicht in seinem Bereich, sondern seien durch Änderungen bzw teil­
weise sehr umfassende Neuregelttngen in anderen Rechtsbereichen sowie durch die 
Notwendigkeit von Anpassungen des innerstaatlichen Rechtes an die Normen der 
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Strukturanpassungsgesetz 1996 

EU bedingt. Das Abgabenrecht habe auch arbeitsmarkt-, wirtschaJts- und vertei­
lungspolitische Zwecke; zudem seien familien- und sozialpolitische Aspekte zu 
berücksichtigen. Weiters seien besonders in den letzten Jahren durch legistische Än­
derungen im Abgabenrecht budgetbegleitende Maßnahmen gesetzt worden, die den 
erforderlichen Konsolidierungsbeitrag erbringen sollten. 

2.4 Der RH entgegnete, im Spannungsverhältnis zwischen den für die Voll­
ziehung gleichermaßen geltenden Grundsätzen der Gesetzmäßigkeit und 
der Wirtschaftlichkeit könnte eine - durch überschaubarere bzw leich­
ter vollzieh bare Rechtsvorschriften - bürgernähere und effizientere Ver­
walrung den angestrebten Konsolidierungsbeitrag erhöhen. 
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Initiative 

Erhebungen 

Ergebnis 

Europäische Union; Gegenseitige Amtshilfe 
im Bereich der direkten Steuern 

Auf Initiative des N iederländ ischen Rechnungshofes führten die Ober­
sten Rechnungskontrollbehörden von zwölf Mitgliedstaaten der EU koor­

dinierte Überprüfungen der gegenseitigen Amtshilfe im Bereich der 
direkten Steuern durch. Beteiligt waren die nachstehenden Staaten (in 
alphabetischer Reihenfolge): Belgien, Dänemark, Deutschland, finnland, 
Irland, Italien, Niederlande, Österreich, Portugal, Schweden, Spanien 
und Vereinigtes Königreich. 

Zum Zwecke der vergleichbaren Ergebnisauswertung und Berichtslegung 
stellte der Niederländische Rechnungshof allen beteiligten Obersten 

Rechnungskontrollbehörden elllen standardisierten Fragebogen zur Ver­
fügung. 

Die Prüfungshandlungen des RH fanden im April 199() im Bereich des 
BMF statt und umt~lI.)ren die Jahre 1992 bis 1996. 

Die Überprüfungen erstreckten sich insbesondere auf 

(I) die Erhebung der Bedeutung des zwischenstaatlichen Informations­
austausches für die Mitgliedstaaten und die Entwicklung entsprechender 
(standardisierter) Verfahren, 

(2) die Erhebung der Anzahl der Eille sowie die Dauer der Vert~lhren zwi­
schen der Anfrage und der Beantwortung, 

(3) Mechanismen zur Evaluierung der abgeschlossenen Verfahren. 

Der österreich ische Beitrag zum koordinierten Prüfungsbericht wurde 
dem Niederländischen Rechnungshof im August 1996 übersandt. 

Nach der Auswertung sämtlicher nationaler Berichte erarbeitete der Nie­

derländische Rechnungshof im Juni 1997 ein von allen betei I igten Ober­
sten Rechnungskontrollbehörden getragenes gemeinsames Prüfungs­
ergebnis. Demzufolge sollte die gegenseitige Amtshilfe im Bereich der 
direkten Steuern zwischen sämtlichen Mitgliedstaaten zur Verhinderung 
von Steuerbetrug und Hinterziehung von Abgaben intensiviert werden, 
weil bisher die Möglichkeiten der vorhandenen rechtlichen Rahmen­
bedingungen nicht voll genützt wurden. 
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Bereich des Bundesministeriums für Inneres 

I Iwrlt:(hgtt: Anregung\. n ..tu,,; Yoqahn. n 

Nicht bzw nicht gänzlich verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 
hinsichtlich: 

(1) Schaffung einer Rechtsgrundlage für die vier Massafonds der Wache­
körper des Bundes (Bundespolizei, Bundesgendarmerie, Zollwache und 
Juscizwache (TB 1966 Abs 5.10 ff, TB 1967 Abs 57.1 ff, TB 1985 
Abs 6.14 ff, TB 1988 Abs VIII.2, TB 1989 Abs Vm .3 und TB 1990 
Abs IX.3) bzw Übergang von der Beschaffung der Dienstkleidung durch 
einen Fonds (Massasyscem) auf eine Anschaffung unmittelbar aus Haus­
haltsmicteln (Ecatsystem) des Bundes durch Auflösung der beiden Massa­
fonds im Bereich des BMI (NTB 1995 S. 95 f Abs 4). 

Laut Mitteilung des BMI beabsichtige es im Zuge der Sparbemiihungen eine Neu­

organisation der DienstkleiderbewirtschaJtung. 

(2) Schaffung von gesetzlichen Bescimmungen für den öffentlich-rechtlichen 
Bereich des Fundwesens und zeitgemäße Anpassung der diesbezüglichen 
zivilrechtlichen Regelungen im ABGB (TB 1983 Abs 9.7, TB 1986 
Abs 17.5). 

Laut Mitteilung des BMI sei beabsichtigt, die im Hinblick auf die Belastungen 

im Zusammenhang mit dem Beitritt Österreichs zur EU verzögerte legistische Re­

gelung im Herbst 1997 in Angriff zu nehmen. 

(3) Schaffung der erforderlichen Ausstaccung für die in neuerbauten Amts­
gebäuden eingerichcecen Schutzräume, um ihre Benutzbarkeit im Be­
darfsfall zu ermöglichen (TB 1986 Abs 17.2, TB 1988 Abs 12.12, 
TB 1990 Abs 6.6). 

Laut Mitteilung des BMI sei vorrangig die Überprufung der Funktionstiichtigkeit 

der haustechnischen Einrichtungen in den bestehenden Schutzriiumen der Bun­

despolizeidirektion Wien in die Wege geleitet worden. Es habe allerdings der Mini­
sterrat in seiner Sitzung am 1. Oktober 1996 den Beschluß gefaßt, daß die 

Restausstattung durch die nutzenden Ressorts bis auf weiteres entfallen könne. 

(4) Ersetzung der beim BMI (Zentralleirung) im Verwalcungsdiensc ein­
gesetzten Exekutivbeamten durch Verwaltungsbedienstete (TB 1991 
Abs 8.9). 

Laut Mitteilung des BMI werde der Personalersatz nach Maßgabe neu geschaffe­

ner bzw umgewandelter Planstellen weiter vorgenommen werden. 
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Unerledigte Anregungen 

(5) Einstellung der nicht den gesetzlichen Voraussetzungen entsprechenden 
Belohnungspraxis (TB 1991 Abs 8.11). 

Das BMI hielt seine Auffassung aufrecht, daß die beanstandete Belohnungspraxis 
gesetzeskonform sei, da sie ausschließlich aufgrund besonderer Leistungen erfolge. 

(6) Einstellung der wegen ihrer Dauer unzulässigen und unwirtschaftlichen 
Zuteilungspraxis zum BMI (Zentralleirung) im Bereich des Kriminal­
dienstes (TB 1991 Abs 9.16, NTB 1994 S. 88 f Abs 13). 

Laut Mitteilung des BMI sei der Einsatz erfahrener Exekutivbeamter im opera­
tiven Bereich, insbesondere bei den im BMI eingerichteten Sondereinheiten, unver­
zichtbar. Dessenungeachtet würden im Zuge der Besoldungsreform lCinger an­
dauernde Zuteilungen in Versetzungen umgewandelt. 

(7) Durchführung der nach dem Bundeshaushaltsgesetz ab 1. Jänner 1987 
vorgesehenen Trennung zwischen Anordnung und Vollzug (TB 1991 
Abs 9.17). 

Laut Mitteilung des BMI seien die Erfahrungen in den nachgeordneten Dienst­
behijrden im Bundesland Salzburg durchaus positiv. Eine Erweiterung dieses 
Systems auf andere BundeslCinder sei zwar im Sinne der haushaltsrechtlichen Vor­
gaben erforderlich, eine Umsetzung aber aufgrund der mit den Sparbemühungen 
einhergehenden Personalrestriktionen nicht möglich. 

(8) Personaleinsparungen durch eine Konzentration der Asylverfahren auf das 
Bundesasylamt, auf die Außenstellen in Graz und Linz und allenfalls in 
Wien-Schwechat (TB 1994 S. 194 Abs 10). 

Laut Stellungnahme des BMI sei es nicht sinnvoll, alle Asylverfahren auf wenige 
Stellen im Bundesgebiet zu konzentrieren, weil dies zu einer sinkenden Akzeptanz 
der Bevijlkerung, administrativen Schwierigkeiten und Ü berfastung der wenigen 
AnlaufsteIlen führe. 

(9) Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen für einen wirksamen Einsatz 
aller Organe des öffentlichen Sicherhei tsdienstes und der Schiffahrts­
polizei sowie Erarbeirung eines Organisations- und Kontrollkonzeptes 
für einen zielgerichteten Personal- und Sacheinsatz (TB 1994 S. 196 f 
Abs 2 und 3). 

Laut Stellungnahme des BMI strebe es zur Neuorganisation des Stromdienstes die 
Novellierung des Sicherheitspolizeigesetzes und die Erfassung einer Verordnung 
zum Schiffahrtsgesetz an. 

(10) Organisatorischer Zusammenführung der Aufgaben des Staatsschutzes 
und die Bekämpfung der organisierten Kriminalität in unmittelbarer Un­
terordnung unter den Generaldirektor für die öffentliche Sicherheit (NTB 
1994 S. 85 f Abs 7). 

Dem BMI erschien eine Verschmelzung der beiden Gruppen nicht zie/führend, da 
internationale Ansprechpartner fiir den Staatsschutz zum überwiegenden Teil 
Nachrichtendienste sind, deren Aufgabengebiete ausdrücklich von denen des 
Polizeidienstes getrennt sind. 
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Unerledigte Anregungen 

I ) 

(11) Deutlicher Abgrenzung und gegenseitiger Abstimmung innerhalb des 
BMI hinsichtlich der Aufgaben der Abteilung 11/7 (Staatsschutz) und der 
Sondereinheit "Einsatzgruppe zur Bekämpfung des Terrorismus" (NTB 
1994 S. 83 f Abs 5). 

Laut Mitteilung des BM! solle in einem ersten Schritt die im Umsetzungsstadium 
befindliche Einführung eines gemeinsamen EDV- Systems dazu beitragen, auf­
getretene Doppelgleisigkeiten zu vermeiden und eine klarere Aufgabenteilung zu 
erreichen. 

(12) Konzentration der (nachgeordneten) Staatsschutzarbeit bei den Sicher­
heitsdirektionen (NTB 1994 S. 84 f Abs 6). 

Das BM! verwies auf die laufenden Arbeiten zur Reform der Staatspolizei. 

(13) Produktorientierter Ausrichtung der Beschaffungsaufgaben im BMI, Tren­
nung der Beschaffungsfunktion "Vergabe" und Schaffung organisatori­
scher Voraussetzungen für eine strategische, spartenübergreifende Be­
schaffungsplanung (NTB 1995 S. 94 f Abs 2, 3 und 5). 

Laut Stellungnahme des BMI sei als erster Schritt zur Optimierung des 
Beschaffungswesens mit 1. Ma'rz 1997 ein "Technischer Beirat" eingerichtet wor­
den, der auch die Koordinierung für alle Bedar/strager des BMI wahrzunehmen 
hdtte. 

(14) Umsetzung des Pilotprojektes "Modell kommissariate" für den gesamten 
Wiener Raum unter vermehrter Information und entsprechender Schu­
lung der Betroffenen (NTB 1995 S. 105 Abs 5). 

Laut Mitteilung des BMI sei das Modell bereits auf elf Bezirkspolizeikommissa­
riate ausgeweitet worden. Eine generelle Einführung werde mit 1.Jdnner 1998 
angestrebt. 
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Verwirklicht wurde die Empfehlung des RH hinsichtlich: 

Einsparung von 18 Mitarbeitern im Strafamt durch Umschichtung zu 
anderen Bereichen der Bundespolizeidirektion Wien (TB 1995 S. 202 
Abs 5). 
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Zweckgebundene Gebarung mit Strafgeldern 

Seit 1. Oktober 1994 sind 20 % der Strafgelder nach der Straßenver­
kehrsordnung zur verstärkten Verkehrsüberwachung durch zu­
sätzliche Beamte zweckgebunden. 

Das verspätete Inkrafttreten des Stellenplanes 1995 verhinderte 
einen zügigen Personalaufbau und führte zu einem Anwachsen der 
zweckgebundenen Einnahmenrücklage. 

Im Bereich der Bundesgendarmerie war bis Anfang 1996 ein Groß­
teil der zusätzlich geschaffenen Planstellen mit ausgebildetem Per­
sonal (Überstände, übertrittswillige Beamte der Zoll wache und ehe­
malige Grenzüberwachungsorgane) besetzt, wodurch das Ziel der 
verstärkten Verkehrsüberwachung verwirklicht werden konnte. 

Die Bundespolizei mußte hingegen sämtliche zusätzliche Planstel­
len mit Neuaufnahmen besetzen, so daß wegen der erforderlichen 
Ausbildung erste Auswirkungen auf die Verkehrsüberwachung 
erst ab Ende 1997 zu erwarten sein werden. 

Zweckgebundene Gebarung 
gemäß § 100 Abs 10 der Straßenverkehrsordnung 

Einnahmen 

Ausgaben 

Personalausgaben 
(davon für Übersrunden) 

Bundespolizei 

Bundesgendarmerie 

Sachaufwand 

Einrichtungen zur 
Verkehrs überwachung 

Flugpolizei 

Höhe der Rücklage 
(jeweils zum Jahresende) 

1994 

23,2 

8,5 (8,5) 

14,7 

1995 

in Mill S 

314,8 

41,1 (33,2) 

1996 

359,1 

89,7 (41,0) 

51,2 (39,0) 178,2 (78,3) 

8,1 46,5 

50,2 45, 1 

36,5 

178,9 142,0 
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222 
Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Rechtsgrundlagen 

Auf teilung der 
zweckgebundenen 
Strafgeldeinnahrnen 

Der RH liberprüftL, \on April bis i\lai Il)l)(, die C;d~'lrUI\~ des Bi\[ I hin~ 

sichtlich der zweckgebundenen M rrtel gemü!.\ * IO() Abs 1 () der Stral\cn~ 

verkdusordllung, Das Prlifullgsergehllis wurde im Sl'l1tembn Il)l){) dem 

BJ\II libnmJ(telr. Zu der Im Jänner Il)lr elngelan,~ten Stcliungn,dlllK 

gab der RI-I im Fehruar 1 l)l)~ seine Gegeniiul.\erull,L; ah, 

1 Der Im R'lhmen der Il), Novelle zur Stralknverkehrsordnullg am I. ()kro~ 

ber Il)l) i 111 Kraft guretene * IO() Abs I () dn Srral.\enverkehrs()rdnun,~ 

sicht vor, ,Ld,\ ~() (; der Stra(L;elder aus jellen Vef\Valtul\L;Sliberrrerullgen. 

elle von Organen dn BundesgendarmCflc oder 13undessicherheitswad1l' 

wahr,~en()mmen werden, zur Abdelkung des Personal- und Sachauf\\'an~ 

des. der aus dem Ei nsacz solcher zusiirzl ichen Organe auf dem Gebiet dl'!" 

Verh'hrslil)l"r\\'achun,~ eJ1(srehr, ulld flir die Beschaffung und Erhaltun,~ 

\'(JIl Finril hrungen zur Vnkehrsüberwachung zu \l'!"\\'endell sind, 

.~ Das BMI legte nachstehende ressortlllterIle Auf teilung der zweck,~ebun~ 

dellen StLI(L;eldeInllahnwn auf die mir Aufgaben der Vcrkehrslilwr~ 
wal hunt-: herrauten Organisatlonsl"lnhl"lten fest: 

C;RUPPE lIlA 

(l3undespol izei) 

eR liPPE WB 
(B ulldest-:endarmnie) 

GRUPPE II/F 
(Verkehrsange legen hei tell) 

rd -.!'i r;i 

rcl ')() r,; 

rd ~'S (// ,r 

für den Personal- und 

Sachaufwand 'ws dem 

Einsarz zusiitzlrcher Organe 

für die Beschaffung und 

Erhaltung von Verkehrs~ 

übef\vac h u ngsgerä (en 

Di l' nil' h ( verbr'luch ten Fr n nahmenresre wurden genül.\ den h'lush,d ts~ 

rechtlichen BestIlIlmungen einer zweckgebundenen Rücklage zugeflihn, 

Planstellenbcwirtschaftung 

Zllordn UI\L; neuer 

PLlIlsrellcn 

LI D'ls BM[ traf die Crundsatzelltschl'ldung. die neu geschaffcllell PLlIlsrel~ 

!eil - ab dem Srellt-Ilplan 1l)<)'S waren (Lir die BUlldl'spolizei 1 <)l). für die 

Bundes,L:endarn1l"l"Il') I 'S PLtnstelien s\"srelllisiert --- nicht mir ledl,L:llch 

au ( dem ( ;cbin dn Verkehrsü bn\\'ach ullg ei Ilsl"tzharell Mi farhel rL·fIl, 

sondern \\'l"lterhin mIt ulllt;lssend ,lus,L':ehlldcren Beamtell des iiffemllchcll 

Sichnhl'lrsdienstcs zu hesetzen. 

Die IlCU ,L':cschaffclll'1l Planstellcn dil'ntell 111 beidell Plansrcllenbncllhell 

Lilx'r\\'icgend zur pl"fsondlen Aufslmkull,L': der mir lx'sollderen Verkehrs~ 

ü 11l'rw<lc h u ngsa U (L':'lhell hetrau (eil Or,~a Il isat ionse i n he I ten (V nkl' h rs~ 

abteiluI1,L;l'n. Verkehrslilx·rwachuI1gs,L:ruppen uswl. EIIl Teil der Ill'Ul'n 

Plalls(ellt-n wurde auch WachLimmcrI1 (Bundespolizei) und Bezirksposten 

der ( ;cndarmeric Zll,~l'\V leSl"fl, 
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Planstellenbewirtschaftung 

Besetzung neuer 
Planstellen 

Zielerreichung 

4.2 Der RH begrüßte die Grundsatzentscheidung des BMI und anerkannte 
die Systemisierung der Planstellen als grundlegende Rahmenbedingung 
für eine entsprechende Verstärkung der Verkehrsüberwachung . Der RH 
empfahl, zur Sicherstellung des effektiven Einsatzes des zusätzlich den 
Wachzimmern und Gendarmerieposten zugeordneten Personals im 
Dienste der Verkehrsüberwachung geeignete innerorganisatorische Maß­
nahmen vordringlich zu treffen. 

5 Das verspätete Inkrafttreten des Stellen planes 1995 aufgrund des Budget­
provisoriums sowie der von der Bundesregierung verfügte Aufnahme­
stopp verursachten in der Anfangsphase Verzögerungen bei der Besetzung 
der neuen Planstellen. 

Da die Bundespolizeibehörden sämtliche Planstellenbesetzungen über 
Neuaufnahmen abdeckten, wird der effektive Einsatz des zusätzlichen 
Personals in der Verkehrsüberwachung erst nach Abschluß der Ausbil­
dung - etwa ab Ende 1997 - möglich sein. 

Im Bereich der Bundesgendarmerie war der Einsatz entsprechend ausge­
bildeter zusätzlicher Bediensteter wegen geringfügiger Personalüber­
stände bei einzelnen Landesgendarmeriekommanden, der Aufnahme 
übertrittswilliger Zollwachebeamter sowie voll ausgebildeter Vertrags­
bediensteter des Grenzüberwachungsdienstes bereits Anfang 1996 nahezu 
vollständig erreicht. 

6.1 Mit der Bestimmung des § 100 Abs 10 der Straßenverkehrsordnung ver­
folgte der Gesetzgeber das Ziel, zusätzliche Mittel für eine verstärkte 
Verkehrsüberwachung bereitzustellen und dadurch die Verkehrssicherheit 
zu erhöhen. 

6.2 Im Hinblick auf die Zielerreichung gelangte der RH zu folgender Beur­
teilung: 

(1) Im Bereich der Bundesgendarmerie führre der Einsatz eines Großteils 
des zusätzlichen Personals im überprüften Zeitraum zu einer - zum Teil 
deutlichen - Zunahme der Verkehrsüberwachung, so daß dem vom Ge­
setzgeber erteilten Auftrag weitgehend entsprochen war. 

(2) Im Bereich der Bundespolizei blieb im überprüften Zeitraum das Aus­
maß der Überwachungstätigkeit gleich bzw ging aufgrund der allgemei­
nen Einsparungsmaßnahmen sogar zurück. Verbesserungen werden erst 
nach Abschluß der Ausbildung der neu aufgenommenen Bediensteten 
(Ende 1997) zu erwarten sein. 

Der RH empfahl, die Erhöhung der Verkehrssicherheit nach Maßgabe der 
gegebenen Möglichkeiten durch begleitende Maßnahmen (etwa durch 
Gestaltung der straßenbaulichen Verhältnisse und der straßenverkehrs­
und kraftfahrrechtlichen Normen, durch Einwirken auf die Bewußtseins­
bildung der Verkehrsteilnehmer usw) verstärkt zu unterstützen. 

6.3 Das BMI gab keine Stellungnahme ab. 

223 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)232 von 358

www.parlament.gv.at



224 

Schluß­

bemerkungen 

7 Zusammenfassend empfahl der RH, 

(I) die neu geschaffenen Planstellen miiglichst rasch vollständig zu 

besetzen und durch entsprechende innerorganisatorische MaBnah­

men den zielgerichteten Einsatz des zusätzlichen Personals sicher­

zustellen und 

(2) dem Ziel der erhöhten Verkehrssicherheit beim Einsatz des Ver­

kehrsüberwachungspersonals und bei der Beschaffung von Ein­

richtungen zur Verkehrsüberwachung besonderes Augenmerk zu 

widmen und es durch begleitende Maßnahmen zu unterstützen. 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Allgemeines 

Überwachung der Mautentrichtung; 
Entscheidungsvorbereitung im BM! 

Die Organe der Straßenaufsicht (Bundesgendarmerie und Bundes­
polizei) haben an der Vollziehung des Bundesstraßenfinanzierungs­
gesetzes 1996 durch Überwachung der Mautentrichtung, durch 
erforderliche Maßnahmen für die Einleitung oder Durchführung 
von Verwaltungsstrafverfahren und durch die Entgegennahme von 
Zahlungen mitzuwirken. 

Während die Einnahmen aus der Autobahnvignette (zeitabhängige 
Maut) der Betreibergesellschaft zuflossen, trug das BMI den 
Aufwand für die von Straßenaufsichtsorganen wahrzunehmende 
Kontrolltätigkeit im vollen Ausmaß. Nicht zuletzt wegen der Ko­
stenwahrheit hätte dieser Kontrollaufwand ermittelt und als Ent­
scheidungsgrundlage in die parlamentarische Behandlung einge­
bracht werden müssen. 

Die Mitwirkung war zwar im Hinblick auf die geplante Befristung 
der Mautregelung und aus Verkehrssicherheitsüberlegungen ver­
tretbar, jedoch stellte sie eine für Straßenaufsichtsorgane wesens­
fremde Tätigkeit dar, welche die bereits angespannte Personal­
situation im Sicherheitsbereich noch weiter verschärfte. 

Rechtsgrundlagen: 

§§ 12 und 13 des Bundesgesetzes betreffend die Finanzierung von 
Bundesstraßen (Bundesstraßenfinanzierungsgesetz 1996); 
Verordnungen des BMwA, Maurordnung der Betreibergesellschaft 

AufgabensteIlung: 

Kontrolle der Mautentrichtung durch Straßenaufsichtsorgane 

Der RH überprüfte von Februar bis März 1997 die Entscheidungsvor­
bereitung im BMI hinsichtlich der Mauteinhebung durch Straßenauf­
sichtsorgane. Das Prüfungsergebn is wurde im Mai 1997 dem BMI über­
mittelt. Zu der imJuli 1997 eingelangten Stellungnahme gab der RH im 
August 1997 seine Gegenäußerung ab. 

2 Laut Bundesstraßenfinanzierungsgesetz 1996 unterliegt die Benützung 
der Autobahnen und Schnellstraßen - solange .keine fahrleistungs­
abhängige ("road pricing") Maut eingehoben wird - einer zeitab­
hängigen Maut, die ab J änner 1997 von den Bundesstraßensonder­
gesellschaften namens des Bundes einzuheben ist. 

225 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)234 von 358

www.parlament.gv.at



226 

Üherwachung 
durch Straßenauf­
sichtsorgane 

Kostentragung 

An dn VollZIehung ein Stratlws[]mrlluTlgen des Bundessrr,dknfinan­

zinungsgesetzes 1<)<)6 haben die Organe der SrraUen<lufsicht durch Cber­

wachung der EInhaltung seiner Vorschriften, durch erforderliche 

MaLJlllahmen für die Einleitung oder Durchführung von Vnwaltungs­

strafverLdlrcn und durch die EntgegeTllwhme von Zahlungen (Preis der 

Mautvignet((· zuzüglich Zuschlag) mitzLl\virken. 

.1.1 Der vom BMwA im März 1 tjtj() in den Nationalrat eingebrachte Ce­

setzesentwurf zum BundesstraLlenfinanzlefungsgesetz I <)<)() hat ursprüng­

I ich eigene Kontrollorgane der Maure i nhebungsberech[]gten vlJr,~t'schcn. 

Das BMllürte lediglich die StraH1estimmungen zu vollziehen gehabt. 

Auf der Grundlage eines im Budgerausschuß des Nationalrates einge­

brachten - und Formulierungsvorschlii,~en des BMI folgenden -

Abiindnungsantrages wurde schliel.\lich die Mitwirkung der SrraL'lenauf­

sichtsorgafle auch bei der Überwachung der Mautentrichtung sowie bei 

dn Aushiindlgung von Einzahlungsbelegen beschlossen. 

1..2 Der RH erblickte in der Kontrolle der Enrrichtung von Maut,~ebiihren 

kei ne unm i (tel bar sicherheltsbezogenc Vollzugsaufgabe , woh I aber ein 

Spannungsverlüiltnis zur Entschließung des Nationalrates vom 1 (). I\hrz 

1 tjHtj, wonach der Bundesminister nir Inneres die Bemühungen um eine 

Einschriinkung aller jener Tätigkeiten tClf(Sctzen solle, die von der Exeku­

tive nicht im Rahmen der Vorsorge nir die Sicherheit der .\1cnschen gelei­

s(et werdelI . 

. 1.1 LIIII Slfllllll,~lht!lJIlt elf.! B,\I f b,t/Je CI d"l Ilrl!JrtillgllC!J lorge.lclJ/dgme KOII.~,!Jt 

,'lIleI I",r,dlelcll VurgebOlJ /'1)11 prlldtUi ()r,~dllfll abgelehill. lied eille KOllIroll, 

dllrch \'t/"{ljiflldli/iicbtJorg'lIlf "lIcb el/lt 11fI,~IClCh biJ/Jere Berei!lc;"'j! der !3(/'iilke­

mllp ZII ge.le!~f.lk(}lIli)mlelil Verheilten bell'irKce. 

4.1 Hinsichtlich der Kostentragung war festzustellen: 

(I) Laut Entwurf des Bundessrraßenfinanzlerungsgcseues 1 l)tj() sollten 

'S() r; der eingehobenen Stratgelder fiir "den Aufwand der Bundes,~endar­

merie und der BunJessicherhc'ltswache, der diesen aus der \1Vahrnehmun!:!, 

der Verwal tungsübcrtretung ... entsteht", verwendet werden. Ru der Be­

messung der vorgesehenen Strafsiitze sollte ausdrücklich auf den hohen 

Aufwand, den die Überwachungstiitigkeit mit sich bringt, Bedacht ge­

nom men werden. 

Aufgrund c·ines Abänderungs,lntrages sah das Bundesstral.\enfin<lnzie­

rungsgescrz 1 ()tj0 jedoch diesen Aufwandersatz nicht vor, obwohl nun­

mehr ausdrücklich auch die Kontrolle der Maurentrichrung von den Stra­

I.k·n<lufslchtsorganen wahrzunehmen war. 

(~) Mit der auf einem Initiativantrag hc·ruhenden Novelle zum Bundes­

stral.\enfinanzicrungsgesetz 1 <)<)() wurde die Mitwirkung der StraJkn­

aufsichtsorgane um dIe Vl'fpHichtung erweiten, Zahlungen (Preis der 

Vignette samt Zuschlag) bei festgestellten Vignerre!wl'fstii!:\en ent,~egen­

zunehmen. 
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Konrrollul11 fang 

" ) 1.-

() In beiden Fällen lagen dem BMI keine Sch:itzungen zu den erwarteteIl 

Foli_,;ekosten der Mitwirkun,l.'; der SrraL)enautsll htsor,l.';al1l' an der VolIzie­

hung der SrratbesrimmuIl,l.';en V()r. 

( j) Das BMI hat lhe vom BMwA In Besprechungen Wiederholt ant!"ebote­

m'n Uncerstützungsleislun,l.';l'n fLir lIte KOfl(rollrüugkelt der Straßenauf­

S IC h tsorgane zurückgewiesen. 

Der RH vermißte eine Ermittlung und Zu()rdnung der CJberwachllngs­

kostul. Die vom BMI gezeigte Ablehnung einl'f Kostenbeteiligung durch 

das BMwA war dem RII nicht einSichtig. 

Er empfahL bei nicht der unmittelbaren Slchl'fheltS\"ors()rge dienenden 

Tiiugkeiten einen Kostelll'fsarz oder blld,l.';et;iren Ausgluch anzustreben. 

1..' 1,,1111 Slc!!I/IIglhl/J/IIf du /);\1/ /üllell /)ulclihu; ,~cgcll "111m ,~c.ld::lld) gf/"t,~e!tUl 

"Ol!cllenat: pir dm Bcbiirdclltllljildllt! I!('I t,lIIdell, 11 ei! die.l erjdmlllg.rgfilhiji 

1II,hl :;11 eiller Ver1llebni!l,~ der delll rl;\ll Iilllililldlitir _~/lr Vufiiglln,~ JtebmclCll 

;\ I i 111'1 jiilm. 

t:1II /(CJI ort;i!;crclllkoIllIllClI. d[/II.~lIj;)I.~r ,lI< II/".I/I/iil!,~/;,/Ijiir dic AII.ltcllllII,~ Pnl'd­

/cr lljr,~",/JuICIi ,1litte! Jelll [3,\1/ lütt"l ::IIKlilllllilll IIJ/lll.lt! dill [/11.1/,1"11,/1 dc.l 

11.\11: ,~cld)ci!Lrt, /lei! t.I d'Ii/lm;' dl' Iillllllihlihm Illh(~tlll/I-k',ililK'I! du- ,\LIIII­

'/lIII,t/nl/tll !;ö(/!r,i"IIKI -,,,,/lUI /1,1/;'. 

). LllIr Auskunft der Bctrcihc-r,l.';esell.'>chaft lütte das B"'11 die Clberwachung 

von durchschnittlich tii,l.';llch ') r.; ,ks Vl'fkchrs auf Autob,tlmcn hinsicht­

lich Vigne((em·erstößt'n durch Sil hc'rlwitswachcol).~'II1l· akzcptlnt. Dcm 

IU [ ,l.';l',l.';cnüber stellte ,Ihn das B:-'II eine derartige Vl'rptlichrun)2: betref­

tc·nd dl'l1 Umt~lI1)2: der Kontrolitiitlgkl'1t unter Hinwcls auf die Unzuliis­

sigkut von Anhaltun,l.';el1 ((ir Zwecke der Mautk()ntrolle 111 Abrede. 

Allfgrund von Engp:isscl1 hCI dn VigncttenauslidlTlIng erllel:l der Bun­

desminister f(ir wirtschaftliche Angelegenheiten AnLlIlg I <)<)7 eine Ver­

ordnung, wonach bis Ende JinnLT I 'Jl)7 Fahrzcuglcnker, denen dIe .Maut­

enrrichtung alls von Ihncn nicht zu \Trrretenden CrLinden Illcht möglich 

\\'ar, V()I1 der Mautptlicht aU\l.';enornmen wurden. 

Dll' Ausnahmeregelling dn Bi\h\A fLlhrte zu nhehllllwn AnLlllfschwle­

ri,l!:kuten bei der .Mautkontrolle und !lI nhiihtcm Frkl;irungsaufwand dn 

Stral.')cnauf'iichtsorgane ge,l!:l'nl·lhn dl'n \Tflll1SIChLTtcn Fahrzl'u,l!:lenkern. 

).2 Nach Ansicht des RH sollte das BMI ,l!:cgelüihcr dern pri\'at\\'irrschaftlich 

organiSierten Maurberrc'iher Art und Ausmal'. SCIIllT Konrr()llt;irigkeit 

klarstellen. 

LII/! SItIIIIl!,~lId)//lf df! [3,\11 1(/ deli! . \LllllihtruliU· htk,IIIIII. d.;!; "lilltm/lm IllIr 

/111 1(,//111/"1 du- iINlt"!1e11 \ ('1·j;.,/n·I/i!!t I"II"{/l/lllllgllll,I/III,!lm/[/1 II.;II//ildell. 
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228 
Schill/.)­

bemerkungen 

(, Zusammenfassend empfahl der RH, 

(I) künftig bei der Entscheidungsyorbereitung betreffend zus;iu­

liehe Aufgaben für die Exekutive die Folgekosten eingehend zu 

ermitteln und offenzulegen und 

(2) bei nicht der unmittelbaren Sicherheitsyorsorge dienenden 

Tätigkeiten einen Kostenel'sau oder budgetären Ausgleich anzu­

streben, 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Bundespolizeidirektion Wien; 
Wirtschaftspolizei 

Die Einrichtung der Wirtschaftspolizei als Sonderdienststelle für 
Wirtschaftsstrafsachen mit speziell ausgebildeten Bediensteten hat 
sich grundsätzlich bewährt. 

Die ordnungsgemäße Erledigung der Anzeigen und Erhebungs­
ersuchen erfolgte innerhalb angemessener Zeit. Die Ermittlungs­
ergebnisse boten der Staatsanwaltschaft und den Gerichten eine 
fundierte Entscheidungsgrundlage für die rechtliche Beurteilung. 

Ausgangspunkt des Tätigwerdens der Wirtschaftspolizei waren 
Anzeigen von Opfern von Wirtschaftsdelikten. Wegen dieser Be­
schränkung auf rein reaktives Handeln blieben die Bereiche der 
"verdeckten " (nicht angezeigten) Wirtschaftskriminalität unbe­
handelt. 

Die Einrichtung eines Datensicherungsreferates war bei der Be­
kämpfung der Wirtschaftskriminalität zielführend. 

Wirtschaftspolizei der 
Bundespolizeidirektion Wien 

Personalstand (Oktober 1996) 
Verwendungsgruppe Anzahl 

Vorstand/Stellvertreter A 2 

Konzeptsdienst A 7 
C/D 10 

Kriminalbeamte EI 1 
E 2/3 46 

Kanzlei/Depositen B 1 
e /D 4 

Der RH überprüfte von Oktober bis November 1996 die Kriminalpoli­
zeiliche Abteilung, Wirtschaftspolizei, im Bereich der Bundespolizei­
direktion Wien. Das Prüfungsergebnis wurde im März 1997 der Bundes­
polizeidirektion Wien übermittelt. Zu der im Juni 1997 eingelangten 
Stellungnahme gab der RH im August 1997 seine Gegenäußerung ab. 
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230 
Zuständigkeiten 

Aufgabenerfüllung 
und Zielerreichung 

2.1 Die Wirtschaftspolizei war eine Organisationseinheit der Kriminalpoli­
zeilichen Abteilung der Bundespolizeidirektion Wien. Ihr sachlicher Auf­
gabenbereich umfaßte die Führung der polizeilichen Vorerhebungen bei 
Wirtschaftsdelikten sowie sonstigen gerichtlich strafbaren Handlungen, 
wenn die Aufklärung der Tat besondere kaufmännische Kenntnisse, die 
Vornahme einer Buchprüfung oder eingehende Kenntnisse der EDV er­
forderte. 

In den Bundesländern besorgten diese Aufgaben spezialisierte Kriminal­
beamtengruppen im Rahmen der allgemeinen Kriminalitätsbekämpfung. 
Erhebungen im Zusammenhang mit Verdachtsmeldungen der Finanz­
und Kreditinstitute nach dem Bankwesengesetz ("Geldwäscherei") sowie 
in Wirtschaftsstrafsachen, die im Zusammenhang mit international orga­
nisierter Kriminalität standen, führte eine beim BMI eingerichtete Son­
dereinheit (Einsatzgruppe zur Bekämpfung der Organisierten Krimina­
lität - EDOK) durch. 

2.2 Der RH vertrat die Ansicht, daß die Aufgaben der Wirtschaftspolizei von 
jenen der mit verwandten Kriminalitätsbereichen befaßten Dienststellen 
deutlich abgegrenzt waren. 

Zur effizienten Bewältigung komplexer und bundesweiter Ermitt­
lungstätigkeiten empfahl der RH, für die qualifizierte Zusammenarbeit 
von Vertretern der regional und zentral mit Wirtschaftskriminalität be­
faßten Organisationseinheiten zeitlich begrenzt Sonderkommissionen ein­
zurichten. 

2.3 Laut Stellungnahme der Bundespolizeidirektion Wien werde die Empfehlung 
bereits in Form von Dienstzuteilungen von Beamten der Wirtschaftspolizei an das 
BMI bzw an die iirtlich zustCindigen Sicherheitsbehijrden umgesetzt. 

3.1 Die Zugänge an eigenständigen Ermittlungsverfahren während des ersten 
Quartals 1996 (insgesamt 262 Verfahren) zeigten folgende typische Ver­
teilung nach Deliktgruppen: 

Kridadelikte 
,----------- 59,2 % 

Pri vatank lagedei i kte 
~------ 1,9 % 

Sonstige Dei i kte nach 
____ dem Strafgesetzbuch 

37,8 % 

Delikte nach srrafrecht-
L-___________ lichen Nebengesetzen 

1,1 % 
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AufgabcnerfLiliung 

und Zielerreichung 

Zusammenarbeit 
mit Staatsanwalt­
schaft und Gerichten 

Während die Bearbeitung der Kridadelikre weitgehend routinemäßig er­
folgte, reichten die übrigen Ermittlungsverfahren von einfachen Erhebun­
gen bis hin zu wirtschafrspolizeilichen Großverfahren, welche auch ver­
stärkt die für Wirtschaftsdelikte besonderen Merkmale aufwiesen (w ie 
mangelnde Transparenz des Rechtsbruchs, serienmäßige und "intelli­
gente" Vorgangsweise sowie häufig eine anerkannte soziale Stellung der 
Tatverdächtigen). 

Weite Bereiche der Wirtschaftskriminalität , in welchen zur mangelnden 
Sichtbarkeit des Rechtsbruchs noch die fehlende Anzeigenbereitschaft 
des/der Geschädigten trat, blieben unbehandelr. Allerdings war insbeson­
dere im Bereich der Korruptionsdelikte auch keine Unterstützung der 
Beteiligten zu erwarten, weil Geber und Nehmer der Strafbarkeit ausge­
setzt und Dritte wegen zu befürchtender wirtschaftlicher Nachteile selten 
aussagebereit waren. 

3.2 Der RH beurteilte die Erledigung der Anzeigen und Erhebungsersuchen 
als ordnungsgemäß, gründlich und zeitgerecht. Die der Staatsanwalt­
schaft vorgelegten Ermirrlungsergebnisse boten der Anklagebehörde eine 
fundierte Entscheidungsgrundlage für die rechtliche Beurteilung. 

Der RH empfahl, darüber hinaus - auch im Hinblick auf die Vermei­
dung nicht unbeträchtlicher Nachteile für die gesamte Volkswirtschaft 
- geeignete Verdachtschöpfungssrrategien und andere Formen der Vor­
feldarbeit zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität zu entwickeln. 

3.3 Die Bundespolizeidirektion Wien will die Wirtschaftspolizei künftig von Routine­

fallen entlasten, um die spezifisch ausgebildeten Personalressourcen verstil"rkt für 

Großverfahren im Bereich der Wirtschaftskriminalitil"t und flankierend bei orga­
nisierter Kriminalita"t einsetzen zu kijnnen. 

Weiters würden in Hinkunft moderne Ermittlungsstrategien (Entwicklung von der 

tatorientierten zur ta'terorientierten Ermittlung) massiv forciert sowie Materien­

priifimgen zur Bekampjtmg des bisherigen Dunkelfeldes durchgeführt werden. 

4. [ Die Komplexität der Materie und die Problematik der Beweiserhebung 
bei größeren Wirtschaftsstrafsachen führte zu einer frühzeitigen Einbin­
dung der Anklagebehörde, um die im jeweiligen Ermittlungsstadium er­
forderlichen richterlichen Maßnahmen veranlassen zu können. 

Für die Zusammenarbeit der Wirrschaftspolizei mit der Staatsanwalt­
schaft und den Gerichten hat sich insbesondere die Einrichtung einer 
Sondergruppe für Wirtschaftsstrafsachen bei der Staatsanwaltschaft Wien 
als zweckmäßig erwiesen. 

4.2 Zur optimalen Abstimmung der Ermittlungstätigkeit regte der RH an, in 
größeren Wirtschaftsstraffällen den persönlichen Erfahrungsaustausch zwi­
schen den am Verfahren beteiligten Gerichts- und Behördenvertretern zu 
intensivieren und Fragen des Informationsaustausches, der Kriminalitäts­
entwicklung und der Bekämpfungsmethoden gemeinsam zu behandeln. 

4.3 Die Bundespolizeidirektion Wien stellte gemeinsame Fortbildungsseminare in 
Aussicht. 
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232 
Aus- lind Fortbildung 

BC,llll te des 

I fiilwrel1 I )ienstes 

Kri III i l1allx'aIll te 

Datcnsichcrung 

), Die Illit der Fiihrul1,~ der wlrtschafrspollzl'ilichcl1 Amtshal1dlungen be­

trautcn Beallltel1 des Hiiheren Dlul..,tes waren üherwiegend JUrlstcn, 

dercl1 Forthildlll1g In Flflzeiselllinaren, pr,d,aischcn Elns( hulungen hCI 

Bankillst!tuten SO\\'IC' Ausb"dlln,~slchr,~iingl'n IIll In- und Ausland er­

liJ!,l:tl', ZWCI '\Iirarhelter wicsen e1l1 al\~l'..,chlos"l'lll'S \'Virrschaftssrudilllll 

aut, 

S,2 Der RH rc'gtl' al1, die zielgerichtcrc Forthildung - insbesondere hin­

sichtlich kLillfrlgcr Krilllinalitätsefl(wicklul1gell - weiter zu verstärken, 

\'Vc'itC[s ellll'Ldll der RH, dic \'Virrschaftsakadl'Il1Ikl'f \on jUrIstischcn 

Tiitl,~keJtl'll III L'I1tlastcn sowie ihrer Vorhildung efl(SI'rechend und lllii,~­

IIC h..,t tlexlbel CIIl/llsn/cn, 

(),I DIl' hel der \'Virrscllafrspollzel elngc'suzcl'1l Kl'l1ll1l1,dlw'lIllrl'!1 waren zu 

rund cinem Drlttc,l \\'Irtsch'lfrlich (SCllllllsch) vorgd1"dl't, ()'lrüber hinaus 

wurdc das erforderllchc wirrschaftll(he B'lSiswissen (hel Bedarf) behör­

delllllterll verlllittl'lr. 

Die Kriminalheallltl'llahtcilung war 111 \In RefcLlte gegliedert. dcncn 

ndJl'n dell [()utillcmiiLllg anLlliendcII FrllL'hullgcn 1l'\\'L'''S lllehrere Spezl,d­

,~d)lete zur Ikarhc'ltlll\l: Zll,l:e\\'lesen \\arl'I1, Da~; t~dlhl'/ogell erli)rderllche 

SI'l'/lalwISSl'Il IllUl,(ell Sich die Beamten \\T't,l:chcnd sdh..,t narheiten, 

h.2 ()('f RH hcuru'J!te dlc Teilung In Refl'1'ate IllH enrsprcchcndn Spezialislc­

rUllg als l\\'cckllliil\lg und empfahl. dl'n KrImin,dlwamten insbcsonderc 

Im Illnhlick 'lUr' ihren besondercn Zustiindig:kcltsberl'lch den Besuch ein­

scldii,,,l,,,n F()rthlldul\~',\'t'mnstaltullgc'n zu l'1'Illii,,,llChcll. 

(,.:\ L,I//! ,\ld/IIII,~II"bllll d,r f3l1l1t!CIj!o!i:'It/lrJ!NII \\''/tll hdiclle berel!.! CIIIC ReIb, 

K'II}JJ re!cr Sd)ff/llIIgCi/ l'erill;!,lj!t, EIJle /)Crll/l/iC.~/ClIcJldc F()rt/);;dIlJl,~ lJIi! SChUlT­

!'/IJlK·!.lef _~/I}I,~ .Iei /ic,!iJI"bt i,~t, 

-.1 Im Jahrc 1 ()l) 1 wurde C'ln D'ltcnslcherlln,l:Sret'er,lt I'robewL'lse eill,~t'fichtcr. 

DeSSl'll TiitJgKcltL'll hl·..,t'lndcn im \\T<;l'lHlllhcn In dn l 'IHLTstLirzung der 

nmirrelnc!en DielIststeIlen bci Hallsc!llrchsllchun,L:en. ein Sicherstellllng 

und SlchtbarIllac hU11,l: vorhandener Datc11hestiindc, dc-r \'Viulc-rhcrstel­

lung ,,,cliischter oeln ]ll'schiidigter D,ucnlwsciilldc SOWIC der Sichtung dcs 

si c hn,,,cs tel I te 11 [)a tell material s. 

-, Dn RII begrLiJ',tc ellL' Einrichtung ClllCS Rcferares fLir elll'Sl'S bCI der Be­

bIllpfun,~ dn \'VinschafrskrIminaliriir wlchll,,,C Au(~al1l'ngchin. 

Er nachte·tc die Schaffung einer bundcswl'itcn, thchendcckcnden Orga­

nls,UlOmstrukrur lur Durchführung \'on lkwelSsichl'l'llllgsmaßnahmcn 

hei EDV-Anlagul nil' notwendl,L: und efllpLlhl cirw koordinierte Vor­

gan,,,.,\\,l·!SC dcr Ikrclclll' Bundespolizcl. Bun,ksgcndarnll'ric, Staats- und 

Krl Illillal POII/L'I. 
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Datensicherung 

Daten- und 
Informations­
gewInnung 

Schluß­
bemerkungen 

Für einen wirksamen Einsatz des Datensicherungsreferates empfahl der 
RH weiters eine Spezialisierung innerhalb des Referates, die Festlegung 
von Richtlinien für dessen Inanspruchnahme und die Beschränkung der 
Auswertung auf den Kernbereich "Sichtbarmachung der Daten". 

7.3 Die Bundespolizeidirektion Wien teilte mit, daß das Datensicherungsreferat 
mittlerweile definitiv eingerichtet worden sei. 

Im Bereich der Bundespolizei sei mit der Ausbildung von Kriminalbeamten ande­
rer Bundespolizeidirektionen zu Sachbearbeitern für Datensicherung eine flachen­
deckende Vorsorge getroffen worden. 

Die empfohlenen Maßnahmen zur Sicherung der Wirksamkeit des Einsatzes seien 
teilweise bereits umgesetzt worden bzw beßinden sich in Ausarbeitung. 

8.1 Der Wirtschaftspoli ze i war es nur teilweise und beding t möglich, auto­
mationsun terstützt Informationen aus bes tehenden Datenbanken öffent­
licher Stellen zu erhalten. 

8.2 Der RH empfahl der Bundespolizeid irektion Wien, unter Bedachrnahme 
auf die datenschutzrechtlichen Rahmenbeding ungen mit dem H auptver­
band der Sozialversicherungsträger sowie dem BMJ Vereinbarungen im 
Hi nblick auf eine direkte Abfragemög lichkeit anzustreben. 

8.3 Die Bundespolizeidirektion Wien teilte mit, daß ein Online-Zugriff auf Daten 
des Hauptverbandes der Sozialversicherungstrciger mittlerweile zur Verfügung 
stehe. Mit dem BM] wa'ren entsprechende Vereinbarungen getroffen worden. 

9 Zusammenfassend empfahl der RH 

(1) die Einrichtung von Sonderkommissionen zur effizie nten Be­
wältigung komplexer und bundesweiter Ermittlungstätigkeiten, 

(2) die Entwicklung geeigneter Verdachtschöpfungsstrategien und 
anderer Formen der Vorfeldarbeit zur Bekämpfung der "verdeck­
ten" Wirtschaftskriminalität, 

(3) eine verstärkte Fortbildung, um künftigen Kriminalitätsent­
wicklungen besser begegnen zu können, 

(4) eine koordinierte Vorgangs weise zwischen Bundespolizei, Bun­
desgendarmerie, Kriminal- und Staatspolizei im Bereich der Be­
weissicherung elektronisch gespeicherter Daten, 

(5) eine verstärkte Spezialisierung innerhalb des Datensicherungs­
referates sowie die Festlegung von Richtlinien für dessen Inan­
spruchnahme und 

(6) Verbesserungen im Bereich der elektronischen Datenabfrage. 
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16 

Bereich des Bundesministeriums für Justiz 

l t tr!UhgtL nngt t L!t:t OfJ d rl tI 

Nicht bzw nicht gänzlich verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 
hinsichtlich: 

(1) Verfahrensvereinfachung und -beschleunigung bei der Vollziehung des 
U nterhaltsvorschußgesetzes durch EDV -unterstützten Datenaustausch 
(TB 1991 Abs 29.3), möglichst weitgehender Einführung aufkommens­
neutraler Pauschalsätze anstelle einzelfallbezogener Festsetzung der Aus­
zahlungsbeträge (TB 1991 Abs 29.10) sowie Vereinheitlichung der Auf­
bau- und Ablauforganisation (TB 1991 Abs 29.12 und Abs 29.13). 

Laut Mitteilung des BMJ werde mit einem bis in das Jahr 2001 reichenden 

Großprojekt der gesamte Bereich der Verfahrensautomation organisatorisch und 

technisch grundlegend neu gestaltet werden. Mitte 1997 habe es mit der Erarbei­

tung der Grundlagen fiir ein EDV-unterstiitztes Unterhaltsvorschußverfahren bei 

den Bezirksgerichten begonnen. 

(2) Delegierung von Angelegenheiten des Strafvollzuges an die Oberlandes­
gerichte und an die Leiter der Justizanstalten zur Entlastung der Zentral­
stelle (TB 1993 S. 114 Abs 4). 

Laut Stellungnahme des BMJ habe es die Arbeiten zur Neugestaltung des Be­
schwerdeverfahrens samt einer teilweisen Umstrukturierung der Behördenorgani­

sation fortgesetzt; ein Vorentwurf fiir ein Stra/vollzugsbehördeniinderungsgesetz sei 

fertiggestellt. 

(3) Verringerung des Haftraumfehlbestandes 10 Wien (TB 1993 S. 115 
Abs 6). 

Laut Stellungnahme des BMJ stehe die Besiedelung der ausgebauten Justizanstalt 

Wien-Josefstadt vor dem Abschluß; diejustizanstalt Wien-Simmering-Neu 
werde voraussichtlich im Herbst 1998 ihren Betrieb aufnehmen. 

(4) Einführung einer aussagekräftigen Kostenrechnung (TB 1993 S. 116 
Abs 8). 

Laut Stellungnahme des BMJ sei eine aussagekra/tige Kostenrechnung erst nach 
Einfiihrung einer EDV-unterstiitzten Kassenbuchfiihrung möglich, welche es der­

zeit vorbereite. 
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(5) Einheitlicher Vertragsgestaltung bei der Beschäftigung von Ärzten zur 
Betreuung der Insassen (TB 1993 S. 119 Abs 12). 

Laut Stellungnahme des BMj hiitten die jüngsten Novellen im Bereich des 
Arbeits- und Sozialrechtes zunehmend eine einheitliche Ärztehonorierung erzwun­
gen. Allerdings seien die regionalen Gegebenheiten und die Lage der justizanstal­
ten zu beriicksichtigen. 

(6) Erstellung von für alle Anstalten einheitlichen, EDV-unrerstützten 
Wechseldienstplänen auf der Gtundlage von nachvollziehbaren Sollvor­
gaben (TB 1993 S. 121 Abs 17). 

Laut Stellungnahme des BMj werde sich erst nach Umsetzung der Funktionsbe­

setzungspliine /eststellen lassen, inwieweit einheitliche Schicht- und Wechseldienst­
pliine erstellt werden kifnnen. 

(7) Einrichtung von "geschlossenen Abteilungen" in Krankenanstalten im 
Wiener Raum zur stationären Behandlung von Strafgefangenen (TB 1993 
S. 119 Abs 13). 

Laut Stellungnahme des BMj sei die Bereitschaft der Krankenhausbetreiber zur 
Einrichtung geschlossener Abteilungen in Krankenanstalten sehr gering. Durch die 
Einrichtung eines umfangreichen Ambulanzbetriebes für die wichtigsten medizi­
nischen Fachgebiete in derjustizanstalt Wien-josefstadt sei aber die Anzahl der 
Ausführungen in Krankenanstalten drastisch zurückgegangen. 

(8) Schaffung einer dauerhaften gesetzlichen Grundlage für den flächen­
deckenden außergerichtlichen Tatausgleich für Erwachsene (NTB 1994 
S. 98 Abs 8). 

Laut Mitteilung des BMj sei ein diesbezüglicher Gesetzesentwurf im juli 1997 
zur Begutachtung versandt worden. 

(9) Abschluß von Vereinbarungen mit den Ländern über deren finanzielle 
Einbindung in die Bewährungshilfe wegen des engen Bezuges zwischen 
der Haftentlassenenhilfe (Bundessache) und der Sozialhilfe (Landessache) 
(NTB 1994 S. 99 Abs 9). 

Laut Stellungnahme des BMj habe es 1996 mit allen Bundesliindern mit 
Ausnahme von Vorarlberg - diesbezügliche Gespräche geführt, aber keine ver­
bindlichen Zusagen erzielt. 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 245 von 358

www.parlament.gv.at



Ven\ irl-lJchcl' I rnpt 

Verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Erstellung eines Stellenbesetzungsplanes für die Justizanstalt Göllersdorf 
(TB 1993 S. 120 Abs 14). 

(2) Abgrenzung der AufgabensteIlung zwischen Justiz- und Sicherheits­
wache im Hinblick auf den Schutz der bei Strafgerichten tätigen Mit­
arbeiter und sonstigen Personen (TB 1993 S. 120 Abs 15) durch die 
1997 in Kraft getretene Strafvollzugsgesetz-Novelle 1996 und durch die 
Novellen zum Gerichtsorganisationsgesetz bzw zur Zivilprozeßordnung. 

(3) Festlegung der Arbeitsabläufe und Ermittlung des Personal bedarfes für 
die Justizwache durch Erstellung von Aufbauorganisationsplänen für alle 
Justizanstalten (TB 1993 S. 121 Abs 16). 

(4) Verbesserter Einbindung der in der Bewährungshilfe tätigen Bundes­
bediensteten in die Strukcur des Vereins für Bewährungshilfe und soziale 
Arbeit als Folge des Strafrechtsänderungsgesetzes 1996 (NTB 1994 
S. 96 f Abs 6). 
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Bereich des Bundesministeriums für Landesverteidigung 

l ilerledig-te \nrtgullg( 1 1 

Nicht bzw nicht gänzlich verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 
hinsichtlich: 

(1) Maßnahmen zur Senkung des Aufwandes für Personal und gesetzliche 
Verpflichtungen in der Zentralstelle (TB 1982 Abs 48.1, TB 1987 Abs 
39), bei höheren Kommanden bzw Heeresämtern (TB 1975 Abs 36.6, 
TB 1977 Abs 43, TB 1981 Abs 46) und bei der Verwendung von 
Heeresfahrzeugen als zusätzliche Dienstkraftfahrzeuge für die Zentral­
steIle (TB 1977 Abs 42.22, TB 1979 Abs 50.4, TB 1980 Abs 39.2 
und SB Ermessensausgaben 1984 Abs 19.3. 1). 

Laut Stellungnahme des BMLV habe es seine Bemühungen um weitere Rationali­
sierungsmaßnahmen in dem im J iinner 1997 dem Parlament zugeleiteten Situa­
tionsbericht dokumentiert. Demzufolge strebe das BMLV insbesondere die Verbesse­
rung der personellen Besetzung bei Kampf truppen zu Lasten von Kommanden und 
Stiiben, eine flexible Führungsorganisation, die Straffung der Führungsstruktur 
auf Ebene der Korpskommanden, eine deutliche Kompetenzabgrenzung zwischen 
Korps- und Militiirkommanden, die Auflassung wirtschaftlich nicht nutzbarer 
Kasernen und Lager, das Zusammenführen dislozierter Teile von Truppenkiirpern 
und die Verdichtung bei Ämtern und Schulen an. 

(2) Verwendung von Zivilbediensteten bzw von nicht mehr truppendienst­
tauglichen Militärpersonen für Hilfsdienste anstelle von Gtundwehrdie­
nern (TB 1976 Abs 38.8). 

Laut unveriinderter Stellungnahme des BMLV scheitere die Verwendung von 
Zivilbediensteten aufgrund verstiirkter Einsparungen im bffentlichen Dienst an 
entsprechenden Planstellen. Außerdem kijnnten Zivilbedienstete aus kriegsvölker­
rechtlichen Gründen nicht für Hilfsdienste mit einsatzbezogenen Aufgaben herange­
zogen werden. Die höhere Wertigkeit der Arbeitspliitze und der Gesundheitszustand 
der nicht mehr truppendienstfahigen Militiirpersonen erlaubten aus dienstrechtlichen 
und gesundheitlichen Gründen nur in Ausnahmefatlen die Verwendung dieses Per­
sonenkreises für Hilfsdienste. Das BMLV sei jedoch bestrebt, gewisse T a"tigkeiten, 
zu denen auch Grundwehrdiener herangezogen würden, von privaten Unternehmun­
gen durchführen zu lassen. 

(3) Konzentration der grundsätzlichen Planungsangelegenheiren und Tren­
nung von den Kontrollaufgaben des Generaltruppeninspektorates (allenfalls 
durch Wiedererrichtung einer militärischen Planungs- und Führungssek­
tion) und Verbesserung der Organisationsform im Bereich des Einkaufs, vor 
allem eine Zusammenführung in eine Gruppe Einkauf (TB 1987 
Abs 39.1.2, WB 1993/6 Beschaffungswesen Abs 4). 
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Laut Mitteilung des BMLV stünden der Umsetzung der imJuni 1995 angeord­

neten Bildung einer Gruppe Einkauf noch riiztmliche und organisatorische Pro­

bleme entgegen. Vorerst sei eine weitere Konzentration von Einkaufsagenden vor­
gesehen. 

(4) Fertigstellung von grundsätzlichen Planungen als Vorgabe für die Pla­
nungen im Material-, Personal-, Infrastruktur- und Ausbildungsbereich . 
Durch das Fehlen dieser Planungsdokumente sind sowohl die Erstellung 
der weiterführenden Planungen und die Beurteilung von grundsätzlichen 
Ausbildungsmaßnahmen erschwert bzw nicht möglich als auch die Not­
wendigkei t und der Umfang von wesentlichen Beschaffungen nicht 
schlüssig nachvollziehbar (TB 1987 Abs 39.3 bis 39.5, WB 1992 
Grundwehrdienerausbildung Abs 31 und 34, WB 1993/6 Beschaffungs­
wesen Abs 3 und WB 1994/2 Grenzsicherung Abs 24.2 (1». 

Laut Mitteilung des BMLV beseitige es die Miingel im Bereich der Planung und 
der Planttngsdokttmente - bedingt durch begrenzte personelle Kapazitiit -

schrittweise. Planungsdokumente betreffend zwei Waffengattungen habe es bereits 

fertiggestellt. 

(5) Vorbereirung einer gesetzlichen Grundlage für die Ausübung der bei 
militärischen Einsätzen sowie bei Assistenzeinsätzen erforderlichen ho­
heitlichen Befugnisse von Soldaten einschließlich Schadenersatzregelun­
gen (WB 1994/2 Sicherungsmaßnahmen an der Staatsgrenze S. 3 Abs 2 
und S. 15 f, Abs 4.1 bis 6.3). 

Laut Stellungnahme des BMLV habe es einen entsprechenden Gesetzesentwurf über 

die Befugnisse von Soldaten im Rahmen der militiirischen Landesverteidigung er­
arbeitet; eine Befassung politischer Gremien stehe noch aus. Für das Tiitigwerden 

im Assistenzeinsatz erachte es weiterhin eine gesonderte gesetzliche Grundlage für 

nicht erforderlich. 
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Land- und Forstwirtschaft 

l n rlultgtc Ar .~ d' t l 

Nicht bzw nicht gänzlich verwirklicht wurden die Empfehlungen des 
RH hinsichtlich: 

(1) Abgrenzung der Maßnahmen des Wasserbaues von der Tätigkeit der 
Dienststellen der Wildbach- und Lawinenverbauung in den Bundeslän­
dern (TB 1984 Abs 53.2 und TB 1985 Abs 43.2). 

Laut Mitteilung des BMLF seien die noch feh lenden Verordnungen (Vorarlberg, 

Burgenland und Niederosterreich) im Entwurffertiggestellt. 

(2) Abstandnahme von der dem Forstgesetz 1975 widersprechenden Tragung 
des Projektierungs- und Durchführungsaufwandes (Wildbach- und La­
winenverbauung) sowie des Verwalrungsaufwandes (Gebietsbauleitungen 
der Sektionen Salzburg und Kärnten des Forstttechnischen Dienstes für 
Wildbach- und Lawinenverbauung) zu lasten der Baumittel (TB 1984 
Abs 54.11 und TB 1985 Abs 44.9). 

Laut Stellungnahme des BMLF sei eine Trennung der für die Baufiihrung bzw 

Durchführung der Maßnahmen anfallenden Aufwendungen nur mit erheblichem 

administrativen Mehraufwand moglich. 

(3) Neuerstellung eines Bauhofkonzeptes mit berriebswirrschaftlichen Ziel­
vorgaben für die Bauhöfe im Bereich des Forsttechnischen Dienstes für 
Wildbach- und Lawinenverbauung (TB 1992 S. 162 Abs 1.5) sowie Ein­
führung einer Betriebsabrechnung und einer bundeseinheirlichen Ver­
rechnung von Maschinenmieten an diesen Bauhöfen (TB 1992 S. 162 f 
Abs 1.6 und S. 164 Abs 1.12). 

Laut Stellungnahme des BMLF wiirden die Vorarbeiten Mitte 1998 abgeschlossen 

werden. 

(4) Erstellung eines Leitbildes für die Österreichischen Bundesforste und An­
gleichung des Disziplinarrechtes der Österreichischen Bundesforste an 
das Beamtendienstrecht (TB 1994 S. 221 Abs 3 und 5). 

Laut Mitteilung des BMLF erarbeiten die Österreichischen Bundesforste nach 

ihrer AllSgliederung ein Leitbild auf Basis der bereits geleisteten Vorarbeiten. 

(5) Trennung von Planung und Ausführung sowie Vornahme von Kosten­
Nutzen-Untersuchungen bei EDV-Projekten der Österreich ischen Bun­
desforste (TB 1991 Abs 42.9). 

Laut Stellungnahme der Österreichischen Bundesforste bestehe eine vorläufige Fas­

sung eines Vorgehensmodells für künftige EDV-Projekte. 
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(6) Sicherung des Nutzens und der Wirtschaftlichkeit der Anschaffung von 
rd 700 von den Österreichischen Bundesforsten bundesweit eingesetzten 
Personalcomputern samt zugehöriger Software durch Bestellung eines 
Mitarbeiters zum EDV-Anwenderbetreuer (TB 1991 Abs 42. 13). 

Laut Mitteilung der Österreichischen Bundesforste stünden nach der AltSgliederung 

die erforderlichen Personalkapazitiiten zur Verfügung. 

(7) Behebung des im Bereich des Wasserrechtes besonders ausgeprägten Voll­
zugsdefizites (TB 1992 S. 173 Abs 3. 5, TB 1994 S. 215 Abs (4), 
TB 1995 S. 224 Abs (8». 

Laut Stellungnahme des BMLF habe es den von den Llindern vorgelegten 

Prioritiitenkatalog für die Abwasserbeseitigung genehmigt und der Fiirderungs­

stelle zur Beachtung übermittelt. 

(8) Wirksamer Vollzug der Strafbestimmungen nach dem Wasserrechtsgesetz 
einschließlich der Vollstreckung behördlich angeordneter Maßnahmen 
(TB 1992 S. 172 f Abs 3.4, TB 1994 S. 216 Abs (5), TB 1995 S.224 
Abs (9». 

Laut Stellungnahme des BMLF hiinge die Wirksamkeit der UmsetZltng der 

Wasserrechtsgesetz- Novelle 1997 letztlich von den Behörden in den Uindern ab 

und kö"nne vom BMLF nur bedingt beeinflußt werden. 

(9) Schaffung von Begleitmaßnahmen zu den Vollzugshandlungen unter Be­
rücksi chtig ung der Intensivlandwirtschaft, wie zB Vermeidungs- und 
Minimierungstechnologien und Maßnahmen zur weitergehenden Abwas­
serreinigung (TB 1992 S. 174 Abs 3 .6, TB 1994 S. 216 (6), TB 1995 
S. 224 Abs (10». 

Laut Stellungnahme des BMLF seien in den Sonderrichtlinien zur FÖ'rderrmg ei­

ner umweltgerechten, extensiven und den natürlichen Lebensraum schützenden 

Landwirtschaft (ÖPUL) und in einer entsprechenden Änderung der Investitions­

richtlinie diesbezügliche Voraussetzungen geschaffen worden. Außerdem seien ver­

schiedene Begleitmaßnahmen getroffen worden bzw stünden in Vorbereitung. 

(10) Klärung der Meinungsverschiedenheiten zwischen dem BMF und den Län­
dern über die Finanzierung des wasserrechtlichen Vollzuges (TB 1992 
S. 178 Abs 3.11, TB 1994 S. 216 Abs (7), TB 1995 S. 225 Abs (11). 

Laut Stellungnahme des BMLF sei zur Frage der Kostentragung ein Verfahren 

beim Verfassungsgerichtshof anhlingig. Das BMF habe eine weitere Kllirung vom 

Ausgang dieses Verfahrens abhiingig gemacht. 
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Verwirklicht wurde die Empfehlung des RH hinsichtlich der Abstim­
mung der dezentralen EDV-Eigenentwicklungen der Österreichischen 
Bundesforste zur Vermeidung eines Wildwuchses an Programmen 
(TB 1991 Abs 42.17). 
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Zahlstelle Agrarmarkt Austria; 
Teilnahme an der Prüfung 
des Europäischen Rechnungshofes 

Der Europäische Rechnungshof stellte anläßlich seiner Zuverlässig­
keitsprüfung bei der Zahlstelle Agrarmarkt Austria, die sich auf 
den Bereich der Getreideinterventionsgebarung bezog, keine 
Schwachstelle fest. 

Verbesserungsmöglichkeiten sah der Europäische Rechnungshof 
beim Revisionsdienst der Agrarmarkt Austria und bei der Rege­
lung der Kontrolle jener Bereiche, die den Landwirtschaftskam­
mern im Rahmen der Abwicklung der tier- und flächenbezogenen 
Förderungsmaßnahmen übertragen wurden. 

Getreideintervention 
(Staatliche Abnahmegaramie für alles angebotene Getreide) 

EU-Haushaltsjahr 

1994/95 1995/96 
Verausgabte Mittel im Bereich 

in Mill S der Imervention von Getreide 

EU-Mittel 

Bundesmi ttel 

Zahlstellen 

Begriff 

Aufgabenbereich 

der Zahlstelle 

117 23 

16 8 

Dienststellen oder Eintichtungen der Mirgliedstaaten, 

die Gewähr dafür bieten, daß Zahlungen der EU auf 

vorschriftsmäßigen Förderungsanträgen basieren, richtig 

und vollständig erfaßt und die erforderlichen Unterla­

gen der EU fristgerecht und ordnungsgemäß vorgelegt 
werden. 

Bewilligung, Ausführung und Verbuchung der Zahlun­

gen im Rahmen der Ausgaben des Europäischen Aus-

Agrarmarkt Austria gleichs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 

(EAGFL), Abteilung Garantie 

Rechtsgrundlagen - Verordnungen des Rates über die Finanzierung der 

Gemeinsamen Agrarpolitik 

- Verordnung der Kommission mit Durchführungsbe­

stimmungen zur Verordnung des Rates bezüglich des 

Rechnungsabschlußverfahrens des EAGFL, Abteilung 

Garantie 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Stichprobenerhebung 
zur Zuverlässigkeits­
erklärung 1995 

Zulassungskriterien 
für Zahlstellen 

Der Europäische Rechnungshof prütte im Mai 1996 die Verfahrensabbufe 

im Zusammenhang mit der Zulassung der Zahlstelle Agrarmarkt Ausrria 

und die Umsetzung von Verbesserungsvorschbgen, die die Kommission 

nach Ihrer Prüfung der Organisation und des Prüfungs umfeldes von 

Zahlstellen in Österreich abgegeben hatte. Die Erhebungen des Euro­

päischen Rechnungshofes, die der RH In Form einer eigenen Geba­

rungsüberprüfung begleitete, erstreckten sich auch auf das BMLF und auf 

ein - aus Anlaß der vom Europäischen Rechnungshof gegenüber dem 

Europäischen Parlament und dem Rat abzugebenden ZuverlässigkeItser­

klärung für das Haushaltsjahr 1995 - ausgewiihltes Getreideinterventi­

onslager ID Klagenfurt. 

Zu den Prüfungsmitteilungen des RH vom Oktober 1996 nahmen die 

Zahlstelle Agrarmarkt Ausrria und das BMLF im Jänner 1997 Stellung. 
Der RII übermirrelte seIDe Gegenäußerung im März 1997. 

Der RH nimmt im Interesse einer geschlossenen Darstellung und unbe­

schadet der Berichterstattung des Europäischen Rechnungshofes auf su­

pranationaler Ebene bei der nachstehenden Darlegung auch auf die Fest­

stellungen bzw Beurteilungen des Europäischen Rechnungshofes und auf 

allenLdls hiezu ergangene, dem RH zur Kenntnis gelangte Stellungnah­

men der überprüften Stellen Bezug. 

2 Bel der Prüfung im Bereich der Getreideinterventionsgebarung stellte der 

Europäische Rechnungshof keine Schwachstelle fest. 

u Das BMLF erteilte der Agrarmarkt Austria zunächst bis)l. Jänner 1997 

und in der Folge bis"O.Juni 1997 die vorl;tufige Zulassung als Zahlstel­
le; für Ihre endgültige Zulassung setzte die Kommission die Bedingung, 

daß im Verwal tungs- und Kontrollsystem der Agrarmarkt Austria noch 

bestimmte Verbesserungen vorzunehmen sind. 

Die Mitgliedstaaten der EU haben für Zahlstellen ehe von den ZLIstiindi­

gen Behörden anzuwendenden Zulassungskriterien festzulegen, welche 

die von der Kommission vorgegebenen Orientierungen berücksichtigen 

(Vert~lhren bei Einrichtung einer Zahlstelle, Definition ihrer Hauptfunk­
ticJIlen und Kontrollorgane, Vorschriften für die Verwaltungsabläufe usw). 

Eine ausdrückliche Festlegung der anzuwendenden Zulassungskrtterien 

fehlte bisher für die Zahlstellen im Agrarbereich. 

Der Europäische Rechnungshof bemängelte dies mit dem Hinweis, Jaß 

die Festlegung der Zulassungskriterien in einer die ZlIst~indigen J3ehiirden 

verpflichtenden Rechtsform eine Grundvoraussetzung für die reChtnüJ.)l­

ge Abwicklung des Zulassungsvertahrens darstellt . 

. 1.2 Wie der RH feststellte, harre das BMLF bereits entsprechende Maßnah­

men in die Wege geleitet. 

.. u LI/li Stellungnahllie der Bl11LF h"be die KlJlllllliJJil1il alll,ißliciJ ihm· Priilifll,~ in 
Or!e1"1"e!(h eil/ derarligd Erjim/enm lIicht Jiir IIIi!umdig ge!J,dtfll: el arbeifr jedlJdJ 

IIIl1ge!Jmd entJprec!Jemle 7./{!tlJr/lfl,~.\kriteriell.tiir die Zablr!e!!ell illl l\grarbereidJ ,,1/.1. 
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Integriertes 
Verwaltungs- und 
Kontrollsystem 

Revisionsdienst der 
Agrarmarkt Austria 

Agrarmarkt 

4.1 Das BMLF schloß im Jahr 1996 mit den Landwircschaftskammern Werk­
verträge ab. Vertragsgegenstand waren vorgelagerte Hilfstätigkeiten im 
Rahmen der Abwicklung der tier- und flächenbezogenen Förderungs­
maßnahmen (Entgegennahme und Registrierung der Beihilfenanträge der 
Landwirte). Die endgültige Bewilligung der Anträge oblag der Agrar­
markt Austria. 

Das BMLF setzte die Agrarmarkt Austria, der vertragsgemäß die Über­
nahme der zusammengefaßten konsolidierten Datenbestände der Länder 
zukam, vom Bestehen dieser Verträge nur mündlich in Kenntnis . 

Die Kontrollen der ordnungsgemäßen Förderungsabwicklung bei den 
Landwirtschaftskammern nahmen sowohl das BMLF als auch die Agrar­
markt Austria vor, ohne diese jedoch zu koordinieren und die Prüfungser­
gebnisse gegenseitig mitzuteilen. 

Der Europäische Rechnungshof bemängelte das Fehlen von Bestimmun­
gen in den Werkverträgen über die Zuständigkeit interner und externer 
Prüfungsstellen sowie über Art, Inhalt und Umfang der Prüfungen. 

4.2 Der RH beanstandete die mangelhafte Koordination zwischen BMLF und 
Agrarmarkt Austria und empfahl, hinsichtlich gegenseitiger Information, 
Durchführung der Kontrollen bei den Landwirtschaftskammern und der 
Auswertung der Ergebnisse planmäßig vorzugehen. 

4.3 Laut Stellungnahme des BMLF bedürfe die Heranziehung externer Prüfstellen 
keiner Regelung in den Werkverträgen; die Obermittlung der Verträge an die 
Agrarmarkt Austria sei nicht erforderlich gewesen. Die Kontrollen der Landwirt­
schaftskammern seien mit der Agrarmarkt Austria koordiniert worden. 

4.4 Der RH entgegnete, die Vorgangsweise des BMLF trage der Funktion der 
Agrarmarkt Austria und ihrem besonderen Verantwortungsbereich der 
EU und auch der heimischen Landwirtschaft gegenüber nicht ausreichend 
Rechnung. 

5.1 Der Revisionsdienst der Zahlstellen hat laut Gemeinschaftsrecht zu prü­
fen, ob die Verfahren der Zahlstelle zweckmäßig sind, ob Übereinstim­
mung der Beihilfenanträge mit den Gemeinschaftsbestimmungen besteht 
und ob die Buchhaltung richtig , vollständig und zeirnah ist. 

Anläßlich ihrer Prüfung hatte die Kommission bemängelt, daß der Revi­
sionsdienst der Agrarmarkt Austria lediglich aus einem vor allem mit 
Aufgaben der allgemeinen Organisation befaßten und eher beratend als 
prüfend tätigen Revisor bestand. Sie hatte ferner das Fehlen eines speziel­
len Prüfungsplanes für die Zahlstelle und eines detaillierten Prüfpro­
grammes für die aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft bezogenen Mittel kritisiert. 

Der Europäische Rechnungshof bemängelte gleichfalls den - inzwi­
schen auf zwei Mitarbeiter erweiterten - Revisionsdienst der Agrar­
markt Austria wegen des Umfanges der ihm übertragenen Aufgaben als 
zu gering und beanstandete die nach wie vor bestehenden qualitativen 
Mängel. 
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248 

Schluß­
bemerkungen 

1.2 Der RH cmpElhl der Agrarmarkt Austria, dIe personelle Ausstattung und 

Strukrurierung des Prüfungsplanes des RevIsionsdIenstes ehestens dessen 

PrLifungsautgaben anzupassen und auf eine ordnungsgenüJ.1c Planung 

und Dokumentation des Prüfungsgeschehens in Hinkunft größtes Augen­

merk zu lenken. 

s .. ~ Ltl!lf Stel!I{f/<~lIähli/f der Agrarmarkt Am!ri" habe .Iie den BeäflJtändllfigen IIJllge­

/.Ift/d dllrch die jiervmc!le AUJJtat/lnlg c/n /{ezil/oflJcliwlteJ mit I'ier (jll,di(;;:;terten 

Mitarbeifern. c/ie \/O/'nä!JlIIe einer IIIchrj,ilmgm PriljimXljl!äflllng IOIl'ic c/ie [r!d.l­

.11111,1; eiller Leit!lIlIefiir den Rez'iJ/owdiCIIJf Rcdl!lllll.~ getmgfll. 

() Die erste Zuverlässigkeits prüfung des Europäischen Rechnungs­
hofes bei der Zahlstelle Agrarmarkt Austria ergab keine Schwach­
stelle. 

Zusammenfassend empfahl der RH 

(I) die personelle Ausstattung des Revisionsdienstes der Agrar­
markt Austria ehestens dessen Prüfungsaufgaben anzupassen, das 
Prüfungsgeschehen ordnungsgemäß zu planen und zu dokumentie­
ren sowie 

(2) die Koordination zwischen dem BMLF und der Agrarmarkt 
Austria sowie die Kontrolle im Zusammenhang mit den Tätigkei­
ten der Landwirtschaftskammern bei der Entgegennahme lind Re­
gistrierung von Beihilfeanträgen der Landwirte zu verbessern. 
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Umwelt 

Bereich des Bundesministeriums für 
Umwelt, Jugend und Familie 

l III rlt: I gt \nr< r I1 gll dU OIJ l~" I 

Nicht bzw nicht gänzlich verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 

(1) im Bereich der Umwelt hinsichtlich: 

(1.1) Schaffung eines bundesweiten Immissionsmeßnetzkonzeptes (TB 1991 
Abs 24.3). 

Laut Stellungnahme des BMUJF erarbeite es die Verordnung zum Immissionsmeß­
konzept, die gleichzeitig mit dem Immissionsschutzgesetz Luft voraussichtlich im 
Mti"rz 1998 in Kraft treten soll. 

(1.2) Einstellung der nach dem Bundesministeriengesetz über den Aufgaben­
bereich des BMUJF hinausreichenden Förderung von Anti Atom-Organi­
sationen (NTB 1992 S. 38 Abs 7). 

Das BM UJF hat an seinem bisherigen Standpunkt, die diesbezügliche Fifrde­
rungstiitigkeit sei Aufgabe seiner Umweftschutzpolitik, festgehalten. 

(1.3) Intensivierung der Bemühungen zur Gewinnung eines umfassenden 
Überblicks über die vermuteten 80 000 Verdachtsflächen (WB 1996/9 
Altlasrensanierung Abs 8.2) und stärkere Einbindung der Länder bei der 
Erstabschätzung (WB 1996/9 Altlastensanierung Abs 9.2). 

Laut Mitteilung des BMUJF sei es bemüht, die Datenlage zu verbessern und Mel­
dungsdeJizite zu beheben, allerdings seien die diesbezüglichen Ressourcen begrenzt. 
Mit 1. J iinner 1997 seien 28 121 Fliichen gemeldet worden, und davon seien 
2 545 weiterbearbeitbar (im Verdachtsf/ächenkataster verzeichnet). Hinsichtlich 
der Verdachtsf/ächenmeldungen der Btmdeslti"nder Tirol, Burgenland und Ober­
österreich würden Erstabschätzungen iibermittelt werden. 

(J.4) Straffung der Arbei tsabläufe und des Verfahrens bezüglich der ergänzen­
den Untersuchungen (WB 1996/9 Altlastensanierung Abs 10.2). 

Laut Stellungnahme des BMUJF erwäge es, Änderungen im Verfahrensablauf im 
Rahmen einer umfassenden Novelle des Altfastensanierungsgesetzes umzusetzen. 

(1.5) Stärkerer Prioritätensetzung durch Erarbeitung eines Förderungsprogram­
mes (WB 1996/9 Altlastensanierung Abs 23.2). 

Laut Mitteilung des BM UJF erarbeite es ein Förderungsprogramm. 
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250 

Unerledigte Anregungen 

Jugend 

Familie 

(1.6) Inangriffnahme der dem Bund bei Fehlen eines Verpflichteten zufallen­
den Sicherungs- und Sanierungsmaßnahmen und Lösung der dabei anste­
henden Fragen der Mittelvorsorge, der durchführenden Einrichtung sowie 
der Verfahrensbestimmungen (WB 1996/9 Altlastensanierung Abs 33.2). 

Laut Stellungnahme des BMUJP habe das BMP die Errichtung eines für derar­
tige Maßnahmen zustä"ndigen Rechtsträgers abgelehnt und die Einleitung geeigne­
ter Schritte /itr die Sanierung der Altlast Tuttendorfer Breite durch das BM UJP 
selbst wegen unzureichender Mittel zurückgewiesen. 

(1.7) Verstärkung der Bemühungen um eine gesetzliche Neuordnung der Alt­
lastensanierung mit einem umfassenden Altlastensanierungsverfahren un­
ter Schonung allgemeiner Budgetmittel (WB 1996/9 Altlastensanierung 
Abs 34.4). 

Laut Stellungnahme des BMUJP seien die Arbeiten zu einer Altlastensanierungs­
gesetz-Novelle ein Arbeitsschwerpunkt des Ressorts im Jahr 1997. Neben der all­
gemeinen Komplexität der Materie setze die rechtliche Umsetzung in jedem Pali die 
Erschließung zusätzlicher Pinanzierungsquellen voraus. 

(2) im Bereich der Jugend hinsichtlich: 

Anpassung der Sonderrichtlinien für die Förderung im Rahmen des 
Österreichischen Bundesjugendplanes an die Haushaltsvorschriften und 
die Förderungsgrundsätze des Bundes (TB 1966 Abs 12.14, NTB 1992 
S. 55 f Abs 29). 

Das BMUJP stellte weiterhin die Anpassung der Sonderrichtlinien im Rahmen 
einer geplanten Neuordnung des Bundesjugendplanes in Aussicht. 

(3) im Bereich der Familie hinsichtlich: 

Umstellung des Systems der Schülerfreifahrten von einer Sach- auf eine 
Geldleistung (NTB 1993 S. 143 Abs 5). 

Laut Mitteilung des BM UJP seien beginnend mit dem Schuljahr 1996/97 die 
Vereinbarungen mit den Verkehrsträgern sukzessive überprüft und erforderlichen­
falls gekündigt worden. Ziel der Vertragskündigungen sei die Einbeziehung der 
Schüler- und Lehrlingsfreifahrten in die Verkehrsverbünde zu günstigeren Tarif­
konditionen als bisher gewesen. Vorgesehen sei weiters ein im Jä"nner 1998 begin­
nender vierjähriger Etappenplan zur Harmonisierung der Tarife. Insoweit eine 
Preifahrt im Wege der Sachleistung nicht mehr möglich sein werde, beabsichtige 
das BM UJP die Umstellung des Systems auf eine Geldleistung. 
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Vtrwlrklicht wurden die Empfehlungen des RH hlllsichtlich: 

(1 J Bundesinterner Abstimmung und Festlegung der vom Bund hinsichrl ich 

der NaticlIlalparks wahrzunehmenden Interessen und seiner weiteren Vor­

gangsweise (NTB 1<)<)2 S. 44 Abs 1'5.2); 

(2) Fiirdcrung nur auf der Grundlage eines verbindlichen Förderungs- und 

Nationalparkkonzeptes (NT13 1<)<)2 S. j7 Abs I X.2); 

C)J Beschriinkung der FörderungsmaLlnahrnen des Bundes auf jene National­

parks, nir die eine internationale Anerkennung konsequent angestrebt 

wlrllund auch erreichbar erscheint (NTB 1<)<)2 S .. j'5 Abs 15.2); 

(.!) Abstandnahrne von der Förderung vcrwaltungsaufwendiger Klein- und 

Ei nzdprojekte (NTB 1<)92 S.15 Abs 15.2) und Beschränkung auf Linder­

ijbergreifende Projekte mit Bedeutullg fLir dell Gesall1tpark (NTB 1<)<)2 

S. jx Abs I X.2) 

Die \'O!l1 BMLJJF nach den Empfehlungen des Nationalparkbeirares er­

stellte Konzeption "Nationalpark 2(){)()" berückSichtigt die internationa­

len Managenwnrrichtl i nien für National parks, die i!l1 Rahmen ei nes Vef­

bi nd Ilch festgelegten Zei tplanes schri ttweise erhill t werden sollen. Laut 

Mitteilung des BMUJF seien Verwaltungsverelnbchungen durch l\iatlo­

nalparkgesdlschaften (Donau-Auell und Oberiisterreichische Kalkalpen) 

lind mit den Ländcrfonds abgeschlossene Vereinbarungen über die Durch­

führung der Fiirderungsmaßnahmen (I lohe Tauern) zu erwarten. Cefiir­

eierte wissenschaftliche Projekte würden nunmehr eine bnderübergreifen­

de Komponente aufweisen. 
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Pru l 1 ([gel n 

Förderung der Familienberatung 

Obwohl die Förderungen des Bundes für die Familienberatung 
von rd 4 Mill S (1974) auf rd 100 Mill S (1996) anstiegen, hat das 
BMUJF bisher weder ein Konzept einer bedarfsgerechten bundes­
weiten Verteilung der Beratungsstellen erarbeitet noch den Grad 
der Zielerreichung ermittelt. 

Das Fehlen von veröffentlichten Förderungsrichtlinien wirkte sich 
nachteilig auf die Förderungspraxis aus. 

Nachförderungen von jährlich rd 2 bis 3 Mill S widersprachen den 
Zielen der Sparsamkeit und der Budgetkonsolidierung. Mangels 
haushaltsrechtlicher Erfassung von Verpflichtungen erfolgten ver­
einzelt Überzahlungen und Mehrfachbuchungen. 

Die Koordination mit anderen Förderungsgebern zur Verhinde­
rung von Mehrfachförderungen war mangelhaft. Gefördert wurden 
auch Rechtsträger mit hohen Jahresgewinnen oder hohen Eigen­
mitteln. 

Hinsichtlich elnlger Bestimmungen des Familienberatungsför­
derungsgesetzes wären nach Ansicht des RH Änderungen zu er­
wägen . 

Hohe Bearbeitungsrückstände waren sowohl auf die ungünstige 
Ablauforganisation als auch auf unzureichende Arbeitsleistungen 
der Bediensteten zurückzuführen. 

Rechtsgrundlage: Familienberatungsförderungsgesetz (BGBI Nr 80/ 1974 idgF) 

Kennzahlen 

1974 1990 1993 1994 1995 1996 

in Mill S 

Aufwand 4 58 90 100 100 100 

Anzahl 
Beratungsstellen 55 225 280 291 302 306 

Berarungen 9900 244 000 345000 363 800 365 200 315 766 
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254 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Zielerreichung 

Anzahl der 
Beratungsstellen 

Bearbeitungs­
rückstände 

Der RII i"dwrprüfte im September 19<)() erstmals die vom BMUJf 

gew;ihrtell Fiirderungen der Familiellberatung. Hiezu har der RI [ auch 

Erlwhullgell bei einzelnen FiirderungsempLingern vorgenommen. Zu den 

im November Il)')() .i"dwrmirrelten Prüfungsmitteilungen nahm das 

BMlIJF im April 1997 Stellung. Der RH gab hltw imJul1 1997 seine 

C;e,~elüußerung ab. 

2.1 Allgemein anukan!He ZIele der Falll i I ienfiirderung waren die Schaffung 

ei nes thclwndeckenden A ngebmes der Fam i1lenberatung in gallz Öster­

reich. die lJnterstiitzung der Beviilkcrung bel t~lmiliären Problemen sowie 

die Ikreitstellullg VOll llilfe LUr Selbsthilfe. Den Grad der allgemeincn 

Zielerreichullg hat das BMlIJF bIsher nicht ermittcle. 

~.~ Nach Allsicht des RH sollte die Erreichung der Fiirderungsziele konti­

nUIerlich evaluiert werden, um eine sparsame, wIrtschaftliche und zweck­

nül.\ige F(irderungs'lbwicklung und ehe rasche Anpassung an geiinderre 

Verhii/tnisse zu gewiihrlt>isten. 

~.) D".' rUI I J F,id)erlc ellh A )"'/)'(' der f)er"!II!l,~JJd!llClj!/lllktc Imd die Er"r!ifl­

III!I,~ 1011 .\L'PII,tli/llc1l :lIr [1"!II!erlm,~ Imd t'1!ujl/iilil!!g der Z/c!errc/dJl(II,~ der 

F,IIII;!/(III}(/',illl!lg ::/1. 

u Die Verreilun,~ der Ikratungsstellen auf das Bundesgebiet entstand zu­

Lillig und war nur durch die jeweils vorhandenen Budgetmirrcl be­

schriinkr. Die Anzahl der Beratungsstdlen in den Landesh'lUptstiidten war 

überd urchschn I er Ilch hoch. wobei - un ter BerücksIchtigung der Be\'öl­

kerungsanzahl - in \Xlien unvcrhii/tnlsmiiI.llg vide und in den Bundes­

Lindern Vor'lrllwrg und Burgenland vergleichsweise wellige Beratungs­

stellen best'lnden. 

).~ Der RH krItISIerte das Fehlen l'Ines thchendeckenden Konzeptes zur be­

darfs.~l'fechten iirtllcllt'n Verteilung der Familienberatungsstel1en. Er 

empt:lhl die Ausarbeitung einer Bedarfsanalyse unter Einbeziehung sjmt­

Ilcher Ins[J[utiolll'n. die In Österreich psychosoziale Dienste anbieteIl. 

I rl,'/,!,CI1, 

i.1 Im J Lli i I 9 ()() u mbUten dIe A brech Iluilgsriickstiinde aus dcn J ahrcn 199 I 

bIS 1')9) 'S 79 Abrechnungstli/Ie mJ[ Insgesarll[ rd I SO Mill S. Die Be­

arlwJ[Llng nt()lgte In einigen billen im Durchschnitt mit weit mehr als 

CII1 Jiih riger Vers piitung n.1C h Ein langen der zweI ten llal bJahresabrech­

nungt'n. Die durchschnittliche Arlwitsleistullg clncs Ikdienstetcn betrug 

rd O,-J Abrechllungstlille je 'Elg. 

U Der RII empfahl. den Abbau der Rlickstiinde energisch \'or'1I1zurrelben. 

den ,\r1witsablaLif effektIver zu organisieren und dlc Arbeitsleistungcn 

der Ikdlt'nste[cn zu erhiihen. 

U f)t/' 1);\1 I J (,/c!Jerlc die AIII;IIAil!lII,~ der /(iitK'I/dllde Im 1:'1Ii1c II/!I';! J ()'r. 
dIe FCliI,,~/III,,\ 1'011 Lci'!/III,'\\:;/t!wji/r j/( f)uliell\!e/('/I /lild dU! l'en/,i'rKftll [ill­

't/L d'l' J:f)V :/1. 
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A llszahlllngs­

ternllne 

K 0 n t ro 11 e n 

Sllpervision 

Fiirderungs­

würdigkeit 

'i.1 D,IS BMlJ.JF wies die laut Gesetz \](."rrdJiihrlich auszuzahlenden Fijrde­

runt-:smlrrel zu unl"lnhelrlichen Tnmllll"ll an, die fLir die Empt~in,~er nicht 

vorhcrsehbar waren. 

5.2 Der RH regte die Auszahlung zu fixcn Quartalstcrmlnen an. 

(,.1 Das BMLJ.JF flihrt(~ erst seit Herbst Il)<) j - und nur in einem t-:ertngcn 

Ausm,!I)) - Kontrollen direkt bel den Fiirderungsempt1ingern durch. Die 

Prüfungen edl)lgten ohne Prüfungsplan hauptsiichl ich nach [lJrmalen (;e­

sichtsjlunKten. Bele,L':priifungen LlIldcn nicht st,HL 

(,.2 Der R I1 bitisicne die zu gerint-:e Kontrolldichte. Er empfahl insbesoll­

dere die Erstellull,L': eines PrüfungspLlIles, die Fesrlcgung von Pri'lfillfcn­

sltiit, Prüffeldern und i\Iindestangabcn hinsichrllch der Darstellung der 

Priitergcbnisse. 

(, .. ) nn /) 1\ II U F J",~/c diel 2/1. 

7.1 1m Jahre I<)<)') bezahltc das B,\IU./F aus Mittelll der Familienberatungs­

tCirderunt-: für die Abhaltung von Supcrvislon illsgesamt rd .2,'5 Mill S. 

Bei dCIl gefördcrtell Rcchtstriigertl bestandeIl erhcbliche Auffassungs­

unrl~rschiede hinSIChtlich des Ik,~rift(:s, der Durcht"Lihrung und der Ab­

t-:cltung von Supervision. 

7.2 Der RII empLlhl eine bundcseinheltliche Vorgallgswelse sowie clne l'ln­

geschriinkte Fiirderullt-:spraxis durch Fcstlegung VOll Höchstbetriigen und 

Llmiticrung der ILiufigKeit der SUjlervislonsttirdl·runt-:. 

S.I Die Allgemeinen Rahl11enrichtlillil~1l rür die Cnviihrung von F(irderlln­

gCIl aus Bundesmlttcln ("Allgel11clllc Fiirdcrullgsrichtlinien") gcstatten 

die Auszahlung einet Fiirderung nur Insowcit ulld nicht ehcr, als sie zur 

Vorn,lhmc t~illiger Llhlungen fLlr die gdrirdcrtc Leistung beniitlt-:t Wird. 

Vercinzclt dOKumentierten die Unterlagen der hirdl'fungsnehmcr Jl'doch 

hohe Jahresgl'winne bzw hohe Eigelllllittl'l. 

S.2 Der RH ellljlt~lhl. hirderungen nur Illl llnulllgjJl,~llch nonvendigen Aus­

Illan und nur bei Vorliegen der sachlichen V()raussetzungen zu t-:l'w~ihrell. 

S .. ) L/III S!fll/III,~Il(dJ/ile deI BAI LU F l/'iinle 1'.1 I?f(/J/l/r(i:~er ji/re/ern, dcrc/I)"hrel­

,~Cll"illli /1/1-;11 hi)ji(T tlil J () ß der ij!n-/i'-/JCI! ßi/,IiCI/llllllle ilt 1):;1/ e/crm /:'lgUl­

II/Illei ilie jliJJI-/idJe ßi/ilJ/:;.l/lIIlIlIC J//c/J/IiI)c}"I!tlgCII. 

S.·I Der Rll entc~et-:nctc. diese Vorc~angswelse entspreche weder dem Worr­
laut Jloch dClll Sinn der Allgellleinen hirderlll\~sricht!il1ien. 
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256 

Verschiedene 

Fiirderungsgebel' 

Nachfiirderungen 

Haushalts­

verrechnung 

Änderungs­

vorschläge zum 

Familienberatungs­

förderungsgeseez 

').1 Dem B!\Il;J F war zwar bd:allnr, daß LahlrcicllL' hirdl'rUI\~,nchlll('r iiffem­

liehe (;clder VUll mehreren Fiirdtrungsgcbull (,d~ B!\IAC;S, 1l1\1F, BMIJK. 

damal ign K r,lnkcnanstal tcn-Zusammen,lrbcl t,t(mds, Arhel [smark tservl­

ce, Lillllcr, CCllll'inden, Nationalbank) erhil'lten, verstiilldigtl' ,Iher keinen 

dieser Fiirdcrungs,~dx'r vun den cigenen Fiirdcrun,~,zuwcndlll\L;l'll. 

9.2 Der RllcmpLlhl. dll' In ,kn AII,l:eml'lIlCIl Filrdnllll,L;srichrllllll'n \'(lrgese­

henen Vnq:lndlglln,l:S\l'rLdHCn lückellius durch/lifLihren. lIm !\!t'hrt;lch­

förderllngcll III \Trhindcrn. 

'U D"J {l,11l J r Id:;1t dlCl :11. 

10,1 Das RMlJJF ,l:l'\viihrrc 111 dcn letzten Jahren vl'rmehrr N<llhflirdnullgen 

von beispielsweise rd 2, I Mill S (I Sli)'l) hzw rd';, I lvl"l S (I')')') aus 

nicht veraus,L;abten bzw niehr beanspruchten BlIdgctmittcln. 

10.2 Der Rlleri11llertc an lien Bnchluf.\ der Bundcsrq':ll'I'un,L; \'Olll 2(). Dczem­

ber I')l)t hetreffend lLI' Ll'lltr,lie Anllegcn dcr BlIdgetkumulldlnun,l: 

ulld empfahl (,Illl' zuriickh<lltcndcre Fiirderullg'praxi,. 

10,.) Llllt Stellllll,:;II"/)}!/( dn ß.\ll)F [{erd" u .I,f}/[ /'iirdcmll,:;I/m/.\/1 .lI/ti, /lU/"/1/1l 

li,i!;,/ul/lil, li,t! der Ci, I "III/j;ird, rllllg.ll)t!r,,? .1,11 ,lulI II/'" I 1)')-1 filII' 1',/11'/"1'/ 

Mltl! IlIId di, "f).I!cI!.I!, 1,::,[/'/III,::,lil :11 /)criil}.sidJ/ I,::" I! I[ IUI. 

11,1 Die FiirdLTullgszusagell dcs BM LJ) F all die F(irdnullgsllL'hllln landcll In 

dcn Verrl'l'llIllingsaufschrcibullgell des BUlldes bisher kellll'1l r\ieder­

schlag. D,IS fiihrtc zu Übcrwhlungen VOll in\L;esamt rd t(){) ()()() S. 

11) Der RH empfahl dem BMllJF l'ine wirks<lll1c Vor,l!l',chlapüherw<lchung 

durch die haushaltsnüJ'lI,L;l' Vnbuchung Slimrllchl'r VerptlJ(htullgell. 

12,1 Die gesetzlich vorgesehelle ko';[eillose Beratullg Ilihrte zu kllappell Fillan­

zierungssplclriiurnell fLir dic Fiirderungsnehmcr. 

Als nachteilig erwics sich wciters, daLl Ärztc alls iiffenrllehl'll i\litteln 

nicht nur fLir ilHC Befatull,L;sll'istungen, sOlldefIl auch tür Ihrl' bloJ\c An­

\\Tsellhei t 111 ,In lkrarungsstl'lIe hezahl t wu rdL'n. Weil d,ls FeIm" IL'n hcr,l­

tungsfiircierull,L;sgeSetz cinc !\11IldestanWe'iCllhelt VOll vin StundeJl je 

Monat Verptlll htcnd vorschrl'lhr. 

Das Farn 1I icn bl'r,ltullg,f(irderullg\L;cscrz verlallgt IlTIll'f die A IlWl'Sl'1l hel t 

\'Oll lllilldestl'ns 1'I1wrn Arzt und clnem Sozialarheitl'f 111 jt'dl'l' lkratungs­

stelle, riilllllr ahu glelclll.eltig jcdem RecIH,tr:i,l:l'r die hihrllll,l: VOll 

AuLlt'nsteliell elll, ill dellcll Cllt wl'der die IkraWIl,L:ell ill AIl,L;elc,L:l'nlll'iren 

der FamilienpLlIlLIng (in der Regel durch eillen Arzt) oder in Angelegl'll­

heiten Wirtschaftlicher uild sozialer Relan,L;c wndender Miitter (in der 

Regel durch eineIl Sozlalarbclter) ausgeübt wl'rden kiinnen. 
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Weitere 
Feststellungen 

Schluß­
bemerkungen 

12.2 Der RH empfahl, den Rechtsträgern eine sozial verträgliche Kostenbetei­
ligung der Klienten zu ermöglichen. Die Anwesenheit eines Arztes in den 
Beratungsstellen sollte nicht verpflichtend, sondern am Bedarf - wie 
bei allen übrigen Beraterg ruppen - ausgerichtet sein. Die Ausnahme­
bestimmung für Außenstellen sollte der zur Zeit geübten Praxis angepaßt 
werden. 

12.3 Das BMUJF sagte eine kritische DiskttSsion der Vorschlage des RH zu. Es werde 
die Ausarbeitung einer Novelle zum Familienberatungs/iirderungsgesetz erwagen. 

13 Wei tere Feststellungen des RH betrafen die Höhe der Stundenhonorare 
fi.ir Beratungsleistungen sowie die Erlassung und Veröffentlichung von 
Sonderrichtlinien. 

14 Der RH hob zusammenfassend folgende Empfehlungen hervor: 

(1) Das BMUJF sollte kontinuierlich die Erreichung der Förde­
rungsziele überwachen und ein Konzept zur bedarfsgerechten Ver­
teilung von Beratungsstellen ausarbeiten, um die Förderungspraxis 
an geänderte Verhältnisse anpassen zu können. 

(2) Das BMUJF sollte die Fragen der Förderung von Supervision, 
der Förderungswürdigkeit von Förderungsnehmern, der Höhe der 
Beratungshonorare und der Termine für die Auszahlung der Förde­
rungsmittel bundeseinheitlich regeln. 

(3) Die Kontrolldichte wäre sowohl qualitativ als auch quantitativ 
zu intensivieren. 

(4) Änderungen des Familienberatungsförderungsgesetzes sollten 
hinsichtlich der kostenlosen Bereitstellung von Leistungen, der 
Mindestanwesenheit von Ärzten sowie der Ausnahmebestimmung 
für Außenstellen erwogen werden. 

(5) Bearbeitungsrückstände sollten rasch abgebaut werden. 

257 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)266 von 358

www.parlament.gv.at



258 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 267 von 358

www.parlament.gv.at



Schulwesen 

Bereich des Bundesministeriums für 
Unterricht und kulturelle Angelegenheiten 

Nicht bzw nicht gänzlich verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 

(1) im Bereich des Schulwesens hinsichtlich: 

(LI) Übertragung der erstinstanzlichen Zuständigkeit für die Zentrallehr­
anstalten an die Schulbehörden des Bundes in den Ländern (TB 1982 
Abs 15 .6, TB 1988 Abs 18.2 , TB 1993 S. 36 Abs 2). 

Das BMUK will die Anregung des RH weiterhin prüfen. 

(1.2) Übertragung der Aufgaben des Schulservice an die Schulspsycholo­
gie-Bildungsberatung (TB 1988 Abs 18.4) und gemeinsame Ver­
anschlagung der Mittel für die Schulpsychologie-Bildungsberatung mit 
den Schulaufsichtsbehörden, weil dies einen beweglicheren Mitteleinsatz 
ermöglicht (WB 1993/4 Schul- und Bildungswesen Abs 1.39). 

Das BM U K hält die Aufgaben der einzelnen Einrichtungen weiterhin für zu 
unterschiedlich. 

(1.3) Abgeltung der Mehrdienstleistungen der Schulaufsichtsbeamten durch 
eine zu schaffende Verwendungszulage zur Objektivierung der Leistungs­
abgeltung und zur adm inistrativen Vereinfachung (TB 1988 Abs 5). 

Das BMUK will diese Anregung nach Amarbeitung des neuen Bemjsbildes für 
Schulaujsichtsbeamte weiter verfolgen. 

(lA) Zentralisierung der auf zehn Gebäude verteilten Verwaltungsstellen des 
Stadtschulrates für Wien (TB 1988 Abs 19.14, NTB 1994 Abs 11). 

Laut Stellungnahme des BMUK werde der Stadtschulrat in das durch die Über­
siedlung des Landesschulrates fiir Niederösterreich freiwerdende Arntsgebäude ein­
ziehen. 

(1.5) Tragung der Personalkosten der Erzieher am Städtischen Internat 
Oberwart durch die Stadtgemeinde als Heimerhalter (NTB 1990 
Abs 55.10.2). 

Das BMUK ist um eine betriebswirtschaft/ich vertretbare Lösung bemüht. 
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260 

Unerledigte Anregungen 

Kulturelle 
Angelegenhei ten 

(1.6) Verzicht auf über das "Vier-Augen-Prinzip" hinausgehende Kontrollen 
in der Personalverwaltung (NTB 1990 Abs 57.2.2). 

Das BM U K will die Umstellung der Personalverwaltung des Landesschulrates 
/iir Niederösterreich auf EDV bzw die Ergebnisse des Probebetriebes beim Stadt­
schulrat /iir Wien abwarten. 

(1.7) Schaffung der rechtlichen Rahmenbedingungen für den "Schulverbund 
Mittelschule" (vormals "Schulversuch Mittelschule"), der für 10 bis 
14 jährige Schüler an allgemeinbildenden höheren Schulen und Haupt­
schulen eingerichtet wurde, ohne die unterschiedliche Kompetenzlage für 
diese beiden Schularten zu beachten (TB 1988 Abs 18.6 und Abs 19.26, 
NTB 1994 Abs 22, TB 1995 S. 247 Abs 7). 

Laut Mitteilung des BM U K würden darüber Gespriiche att/ politischer Ebene ge­
/iihrt. 

(1.8) Vereinheitlichung der Tarife für das Bundesinstitut für Erwachsenenbil­
dung in Strobl (WB 1993/4 Schul- und Bildungswesen Abs 2 .25). 

Laut Mitteilung des BM U K habe es ein entsprechendes Konzept ausgearbeitet, aber 
noch nicht umgesetzt. 

(1.9) Schaffung eines nachvollziehbaren Schlüssels für die Verteilung der För­
derungsmittel an die Verbände der Erwachsenenbildung (WB 1993/4 
Schul- und Bildungswesen Abs 2.4). 

Das BM U K berichtete, es habe dazu eine Kommission eingesetzt. 

(UD) Abschluß eines schriftlichen Vertrages über die Förderung des Werk­
schulheimes Felbertal (NTB 1992 S. 7 Abs 6). 

Laut Stellungnahme des BM U K stünden die Verhandlungen vor dem Abschluß. 

(2) im Bereich der kulturellen Angelegenheiten hinsichtlich: 

(2.1) Schaffung bzw Neugestaltung von Museumsordnungen für einzelne Bun­
desmuseen (TB 1988 Abs 75.3). 

Laut Mitteilung des BM U K hätten sich gegenfiber der Situation im Vorjahr keine 
Änderungen ergeben, derzujolge fiber den Entwurf der Museumsordnttng /iir das 
Museum für ViJlkerkunde mit der Personalvertretung verhandelt und der Entwllrf 
einer Mllsellmsordnllng /iir die Österreichische Galerie allsgearbeitet werde. 

(2.2) Planung baulicher Maßnahmen zur Bergung beweglicher Kulrurgüter 
sowie Schaffung eines neuen Konzeptes für den Kulturgüterschutz, insbe­
sondere für den Steinbergstollen im Salzbergwerk Altaussee (NTB 1992 
S. 21 f Abs 5 und 6). 

Lallt Mitteilung des BM U K sei das Mietverhältnis mit der Österreich ischen 
Salinen AG mit 28. Februar 1997 gekündigt worden. 
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Unerledigte Anregungen 

(2.3) Richtlinien für Förderungen aus Denkmalschutzmitteln, welche seit der 
Denkmalschutzgesetz-Novelle 1990 zu erlassen gewesen wären (NTB 
1992 S. 24 Abs 7). 

Laut Mitteilung des BM U K heitten sich gegeniiber der Situation im Vorjahr keine 
Änderungen ergeben, derzu/olge sich die endgiiltige Fassung insbesondere infolge 
der Priifung von Vorschriften der EU iiber die Vergabe von Fiirderungen verziigere. 

(2.4) Anschluß der Kasse des Bundesdenkmalamtes an die Bundesrechenzen­
trum GesmbH (vormals Bundesrechenamt) (NTB 1992 S. 26 Abs 11). 

Laut Mitteilung des BM U K bereite es die Zusammenjiihmng der Kassen des 
Bundesdenkmalamtes und der Osterreichischen Nationalbibliothek sowie deren 
Anschluß an die Bundesrechenzentmm GesmbH vor. 

(2.5) Schaffung eines Gesamtüberblickes über den Bestand und Zustand denk­
malgeschützter Objekte entsprechend der Entschließung des National­
rates vom 15. März 1978 ( TB 1992 S. 28 Abs 14). 

Laltt Mitteilung des BMUK werde das Bundesdenkmalamt bis Ende 1999 ein 
Verzeichnis der unbeweglichen Denkmäler Osterreichs erstellen. 

(2.6) Entscheidung über die Errichtung eines Verkehrsmuseums und Lösung 
der offenen Depotfrage des Technischen Museums (TB 1995 S.261 
Abs 4). 

Laltt Stellungnahme des BM U K werde an der gmndsdtzlichen Entscheidung eines 
auf bestimmte Fahrzeugkategorien spezialisierten Verkehrsmuseums festgehalten. 
Die Errichtung eines "Verkehrserlebnisparks" der Stadt Wiener Neustadt unter 
Einbeziehung der Verkehrssammlttng des Technischen Museums sei geplant. 

(2.7) Festlegung eines Zeitpunktes für die Wiedereröffnung der Schausäle der 
Graphischen Sammlung Albertina (TB 1995 S.264 Abs 7). 

Laut Stellungnahme des BMUK werde die EU-weite Generalunternehmer-Aus­
schreibung weitere Zeit in Anspmch nehmen, so daß ein Baubeginn friihestens 
Ende Mdrz 1998 möglich sein werde. 

(2.8) Ausarbeitung von aufeinander abgestimmten Konzepten für Öffentlich­
keitsarbeit in allen Bundesmuseen (TB 1995 S. 266 Abs 12). 

Laut Stellungnahme des BM U K werde an der Aktualisiemng und Einrichtung 
einer jeweiligen "] nternet-home-page" für die einzelnen BlIndesmllseen gearbeitet. 

(2.9) Bestellung von Abfallbeauftragten und Erstellung von Abfallwirtschafts­
konzepten im Kunsthistorischen Museum und im Museum für ange­
wandte Kunst (TB 1995 S. 266 Abs 13). 

Laltt Stellungnahme des BMUK habe es die Nominiemng von Abfallbeauftragten 
und ein schriftliches AbfallwirtschaJtskonzept eingefordert. 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

[) 

Mehrdienstleistungsvergütungen für Lehrer 

Die infolge der Neufassung des § 61 des Gehaltsgesetzes 1956 
durch das Strukturanpassungsgesetz 1995 ("Sparpaket") bei den 
Bundeslehrern erwarteten jährlichen Einsparungen von 400 Mill S 
konnten für das Schuljahr 1995/96 bei weitem nicht erreicht 
werden. 

Die unterlassene Einstellung von Mehrdienstleistungsvergütungen 
zu Beginn des Schuljahres 1995/96 bewirkte ungerechtfertigte Zah­
lungen von rd 17 Mill S. 

Die Anwendung des neugefaßten § 61 des Gehaltsgesetzes 1956 
war schwierig und verwaltungsaufwendig. 

Ausgaben für Mehrdiensrleisrungsvergürungen 

vor (Schuljahr 1994/95) 

und nach (Schuljahr 1995/96) 

dem Inkrafttreten der Neufassung des § 61 des Gehaltsgesetzes 1956 durch 

das Srrukturanpassungsgesetz, BGBI N r 297/1995 

Bundeslehrer 

Allgemeinbildende höhere Schulen 

Technische und gewerbliche Lehranstalten 

Sozialakademien, Lehranstalren für Fremden­

verkehrs-, Sozial- und Wirrschaftsberufe 

Handelsakademien und Handelsschulen 

Landeslehrer 

Allgemeinbildende Pflichtschulen 

Berufsschulen 

1994/95 1995/96 

in Mill S 

981 913 

983 924 

305 293 

519 516 

1 770 1499 

227 211 

1 Der RH überprüfte im Mai und Juni 1996 die Vollziehung des durch das 
Strukturanpassungsgesetz, BGBI Nr 297 /1995, neugefaßten § 61 des 
Gehaltsgesetzes 1956. Zu den im Jänner 1997 dem damals für allge­
meine Dienstrechtsangelegenheiten zuständigen BKA und dem BMUK 
zugestellten Prüfungsmirreilungen nahmen das nunmehr hiefür zuständi­
ge BMF im März und das BMUK im April 1997 Stellung. Der RH er­
stattete im April 1997 dem BMUK eine Gegenäußerung. 

263 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)272 von 358

www.parlament.gv.at



264 
Allgemeines 

Einsparllng~zicl 

2 Im F,llk dn Vl'rhll1e1LTlIl\~ eilles Lehrns 'IIl,kr l 'lHLTrithISltT,rull,L: ist so­

wohl der All'il'rllch 'llif Mchrdiensrlel'itlillgs\'l'rgLltllll,L: h'lr dell Vertreter 

als ,luch llll' Li Ilstl,111I Ilg dn daucflldcll Meh rd 1l'llsrll'isI UII,L:S\'n,l;l'trung des 

Yen rnUll'll \'on ein Dauer der Verh i IldLTlII1,L: ahh:illp'I,L:: 

( ]) i\ ,It h ein his ], Sept em lwr ]l)l)') ,l;l' I Il'lllkl1 R Cl 1](, LI,~l' war CI ne 

SlIl'l'lll'I"UIlP 1'11 \CI)":l'ttCll h/\\ dIe lLllll'rtldc ,\lchrcllcllstkl\tulli-' des Ver­

trUt'Ill'1l l'1I1/1lSIl'IIcIl, \\("1111 dIe \'l'rhlllllcrllll,~ l:ill,l;er ,ll.s drci Tage 

d,wutt', \V,lr die Vnhll1c1l'rung in dn Tcilll.lhllll' an l'lIln Sthul- oder 

Fort h 1I d 1I1l,~S \'U'lIlS I alt U11,~ Iwgründn, nf()I,~ tl' kel Ill' LI 11, tc Ilung dn 
d.lULTIllkIl ~khrdll'Ilstlelstlll\~eIl, 

(.::) i\ach ,kr llul1nlL'hrigl'll, dllrch das Strllhllral1paSSUI1,~\L:('setz, HGBI 

Nr l'r' Il)l)'), ("Sp'lrpakl'r") gescha(ft:l1cn Rcchtslage (Nl'llbssung des 

~ (, I dl',s (;l'IJaltsgesuzcs I l)'5(1) wurdcll dn lllaL\,~chll(ll(' /l'itraulll auf 

elllell K'lkllelutag \'l'rU'lrzt und die Ausllallllw fl'tr Schul- IIl1d Forthil­

du n,L:<;\lT,lIl sr ,d t U Il,L:t'Il IWSl'I (I ,L:t, 

",1 lnllc-lll Iur IkgULlliltull,L: 'lU\L:t'salldrl'll Ent\\'urfdl's SrrukIIILlnpassungs­

geSl'l/l" hu,rttUll' cldS ,hm,tls für dlt' I.c,l:lsrlk d", DIl'ilS[- ul1d Besol­

dUI1,L:sr", Int's 11ISLll1,Ii,L:l' BKA - Ulltt'!' Ikrllfull,C: 'lld Ikl'l,t hllllilgUl des 

H~Il'K - das Etllsl',lrullgspotentl,t! dn i\l'uiasSUI\L: dn ~ (,] dl" 

Ceh,tlr'.L:t',l'Ul" I')')() mit ')()() ~lill S J:ihrllth, 1[1 dl'Il Frl:itltnuIl,~l'll dn 
Rl',~lcruIl,c:,\()rLlp' zum St rukruraIll'a<"sull,~\~l'Setl. khlte dll'SC Angabt', 

Das B~Il'K ILlIllltl' ullter Illllweis ,1lI( Ahwellllllllgell 1\\'lSlllL'11 delll zLlr 

BC,L:ut.lt hrllll,l: 'lllspn,ltldrl'Il Entwurl ulld dUll C;l',CU('<"!l'xt l'1I1 Elll­

sl'arLlII,C:\/Il,1 Vllll j()() ~1 tll S Fihrl il h; cl IC,C F lll'I',II'UIl,L:l'Il s()11 tell hn deIl 

Bundl'skhrl'rtl l'r/llir \\'ndl'IL für dtn Ikrl'lt h dn Llllde,ll'hiTr plIlg LIa'i 

B'\ll~K \llil KllS[CIlllt'UtJ',t!I[:it ,ILlS, 

),2 Der R 11 lilwr"lh Illlht dell CIlOrtlWll Zl'lttlrul k, unter dcm dlcscs kom­

plexl' C('<.,('f!l'\\()rhahl'll \'llrhnL'itC[ \\'u rdL' , hlt'II abn (l'<.,t, daLI dlL' \'Olll 

HKA l'1'<;[l,IIIC Rl',l:ll'I'llllpS\llrLt.L:C ZlIlll SrrukruI',lIll'assUIl,L:'.L:l'SCU - etlt­

:,,:e.~L'Il dn h,lu,halIsrnhrlllhell KalkuLltlClIlSl't'lllht -- kctIlt h/\\ kellll' 

Ilach\'(d I/il'hharl' /\u"<l,L:c hl'ZLi:..:11Ch dn Iliihl' des bl',dl';lthrl,~tl'll Ein­

sparuIl,L:\l'Iil-ktl" elltlllt,lt, 

Der Rlll'Il1I,I;lhltkm Bi\ll IK, zur Absch:ir/llll,L: dn fill'IIl/,IClkil Auswlr­

kUIlPL'll I1Ult'r rl't ht<"('(;l'lllkr '\laLlI1,lhrnetl cl 1(' mal'l,L':ehllChl'l1 dll'llSr- LInd 

besllldllllp,rnlltIIChl'II <;ll\\[C schLllor,,,'lllIS'lll)l'I<"( hl'l1 D,ltl'Il kllllltl,,, mii",­

liehst ,L:l'll,llI <luS/U\\'l'nl'Il lIlld ll'lCl1\oll/lt'hhar lLtrllt!c,l:l'll. 

),) LIII! S"IIIIll~lld;'lII' d'l 11II111I1L;'r (iir Ji~ L~/l!lf ,I, l f)/clll! I/ild f)'lljl'/IIIIP­

I'"lu" :11':.iI!,I!,~'I/ /),\11-' 11,1'.1, ,.l kiln!In; III!!' 111i,/1 11.1,/11011.:1,;'/).11" ;':·,\/,1/­

!;,r,'-!'IIII/IL',II,liId,r,r N,',ur!, ,;l :,/'/"1',1/, 
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Zielerreichung 

Ausgaben 

4.l Die Neufassung des § 61 des Gehaltsgesetzes 1956 führte zu einem 
Anstieg der zu vergütenden Einzelsupplierungen und neben anderen 
Ursachen (schulorganisarorische Maßnahmen, vermehrte Teilbeschäfti­
gungen) zu einem Rückgang der Dauermehrdiensrleisrungen. 

Im Bundeslehrerbereich fielen im Schuljahr 1995 /96 im Vergleich mit 
dem Schuljahr 1994/95 Mehrausgaben für zusätzliche Einzelsupplierun­
gen von 9,7 Mill S an. Die neugeschaffenen Einstellungstatbestände 
für Dauermehrdienstleisrungsvergürungen führten zu nachgewiesenen 
Minderausgaben von 46,7 Mill S. Insgesamt führte die Neufassung des 
§ 61 des Gehaltsgesetzes 1956 somit zu belegten Einsparungen von 
37 Mill S. Wie der RH feststellte, harre das BMUK die Einstellung von 
Dauermehrdiensrieistungen jedoch unvollständig erfaßt, so daß die 
tatsächlich erzielten Einsparungen zwar höher waren, jedoch weit unter 
den im Gesetzesentwurf prognostizierten 400 Mill S lagen. 

Hinsichtlich der Landeslehrer verfügte das BMUK nicht über geeignete 
Unterlagen. Stichprobenweise vom RH durchgeführte Erhebungen er­
gaben nicht näher quantifizierbare Mehrausgaben (Oberösterreich) bzw 
Mehrausgaben von 4 Mill S (Salzburg). 

4.2 Der RH bemängelte, daß im Schuljahr 1995/96 das mit der Neufassung 
des § 61 des Gehaltsgesetzes 1956 verfolgte Einsparungsziel von 
400 Mill S um einen hohen Betrag verfehlt wurde und es an Anhalts­
punkten für die vom BMUK für den Landeslehrerbereich angenommene 
Kostenneurralität mangelte. 

4.3 Das BM V K vermeinte, daß zwar nicht die von dieser Maßnahme erwarteten 

Einsparungen erzielt werden konnten, das Einspamngsziel insgesamt aber durch 

das Zusammenspiel der auf verschiedenen Gebieten gesetzten Maßnahmen erreicht 

worden sei. 

5.l Für Mehrdiensrleistungsvergürungen der Bundeslehrer wurden nach dem 
Inkrafrrreten der Neufassung des § 61 des Gehaltsgesetzes 1956 (Schul­
jahr 1995 /96) um 142 Mill S weniger ausgegeben als im Schuljahr 
1994/95. Die Ausgaben für Mehrdienstleistungsvergürungen der Landes­
lehrer waren im Schuljahr 1995/96 um 287 Mill S geringer als im Schul­
jahr 1994/95. 

5.2 Der RH anerkannte diese Ausgabensenkungen, wies jedoch darauf hin, 
daß sie nur zum Teil auf die Neufassung des § 61 des Gehaltsgesetzes 
1956 zurückzuführen waren. 

5.3 Laut Steffungnahme des BM V K seien die Ausgaben für Mehrdienstfeistungs­

vergütungen der Bundeslehrer im Vergleichszeitraum mn 285 Mi/I S gesunken. 

5.4 Der RH erwiderte, dies widerspreche dem anhand der tatsächlichen Zah­
lungssrröme ermittelten Wert. 
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266 
Ungerechtfertigte 
Zahlungen 

Vollzugspn)bleme 

Schluß­
bemerkungen 

(,.] FLir die ersten beiden Tage des Schuljahres 1 <J<J'ilt)(l - an diesen bnden 

an defl höheren Schulen lediglich Konferenzen und Wiederholufl,l';sprLi­

lungt'n srarr - wurden bundesweit rd 17 Mill San Mehrdicnstleisrungs­

vergLitungen ungerechtferrigt bezahlt, weil flur die Landesschulriite fLir 

Kjrnten und Tirol dIe Vergütungcn fLir dauernde Mehrdienstleistungen 

eil\l';esrcllr hatten. 

(l..! Der RII empfahl dem BMUK, die Rüd.:t()f(!crung der llngerechttl"l"tlgt 

11l"whlten Mchrdiensrleisrungsver,l';ürungen bel den betreffendcn LlIldl'S­

schulr~iren, beim Stadrschulrat fLir \1(/ien sowie im eigenen Beruch (I'.en­

trallchrallstalren) zu veranlassen, das Einlangen dieser Bctr;igc zu iiherwa­

chen und KLinftig ein gesetznüßiges Vorgehen Sicherzustellen. 

(d Ld/ll .\ldl/III,~lh/l>lJle cle, Bi\IUK hdJt c.1 die IAlllde",h/llr,ite ,,/I/di( lI/chi hor­

rehh' /\ /!/'(dlll/l11<~ hlllgc/I/e.ltiI, 

~,l Die Neubssllng des ~ (,1 des Gehalrsgeserzes I <J'ih fLihrte zu Auslcgllngs­

SChwll'f1gKCit(:n und 'ldminisrrativen Mehrlwlasrungen, 

7.2 Nach Ansicht des RI I sollten die Komplizierten Einsrellungs- und Ver­

gütungsrarhesr;inde durch eine Wochenhetrachtung der vom Lehrer er­

brachten LInterrichtsleistung ersetzt werdt'n. Dadurch Kiinnten nicht flllr 

die au("nretencn Probleme beseitlgr, sondern allch dem GelbnKen der 

LcislungsgerechtigKeir stürker Rt'chnun,l'; getragcn werden, CJbcrdics cnt­

spr;ichc ell1l' \1(/ochenberrachtung eher dt'm Systcm der in \1(/()chenstunden 

ilngegd1l"ncn Lehf\'t"rptlichtung. 

Der R H cmpt~lhl dem BJ'vfUK, diese Oberleplngl'l1 in die beabsichtigtt' 

NCld~lssung des ~ (,1 des Gehaltsgesetzes 1 <J 'i (1 ell1t1iclkn zu lassen. 

7 .. 1 Ll/lt Stcll/lIIglldhlllt' ein B,\I UK habe C.I eII/lll/whmdt' VIlr<ebl,i;l!.t' t'ldrbcilel. die 

111ft der C;m,rhICh"ji 0tli"lt!Je!;er Dm/ft /leiter ::/1 ['er/'i/lhle/II .1('/(11, 

H Zusammenfassend empfahl der RH, 

(I) die finanziellen Auswirkungen rechtsetzender Maßnahmen 
künftig mit größtmöglicher Sorgfalt zu ermitteln, 

(2) die zu Beginn des Schuljahres 1995/96 ungerechtfertigt bezahl­
ten Mehrdienstleistungsvergütungen zurückzufordern und 

0) bei der in Aussicht genommenen Novellierung des ~ 61 des Ge­
haltsgesetzes 1956 den Gedanken der Leistungsgerechtigkeit und 
der Verwaltungsvereinfachung stärker zu berücksichtigen. 
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Wissenschaft 

18 

Bereich des Bundesministeriums für 
Wissenschaft und Verkehr 

Nicht bzw nicht gänzlich verwirklicht wurden Empfehlungen des RH 

(1) im Bereich der Wissenschaft hinsichtlich: 

( l.l) Regel ung der Entlassung des Landes Steiermark aus dem Akademiever­
trag vom Jahr 1963, demzufolge sich das Land an läßlich der Umwand­
lung des vormaligen steiermärkischen Landeskonservatoriums in die 
nachmalige bundesstaatliche Hochschule für Musik und dars tellende 
Kunst zu bestimmten Leistungen verpflichtet hat (TB 1977 Abs 17, 
TB 1978 Abs 18, TB 1981 Abs 16.1). 

Laut Mitteilung des BMWV hiitte die Finanzprokuratur eine Gegendarstellung 

zur Entscheidung des Obersten G erichtshofes verfaßt und das Land Steiermark 

darauf hingewiesen, daß die Entscheidung des Obersten G erichtshofes auch auf 
andere ähnlich gestaltete Vertragsverhältnisse zwischen dem Bund und dem Land 

Steiermark Auswirkungen mit unter Umstä"nden weitreichenden Konsequenzen ha­

ben würde. Seitens des Landes Steiermark sei darauf bisher keine Reaktion erfolgt. 

(1.2) Beschlußfassung von Institutsordnungen für die Universitätsinstitute 
(TB 1986 Abs 22.7). 

Laut Mitteilung des BMWV seien zwei der bisher noch fehlenden vier Instituts­

ordnungen der Geisteswissenschaftlichen Fakultä"t der Universitä't Wien inzwi­

schen verlautbart worden. Eine weitere Institutsordnung hälte universitälsintern 

wegen eines Fehlers noch nicht genehmigt werden kö·nnen. 

(1.3) Schaffung einer der Gesetzeslage entsprechenden Institutsordnung für das 
Universitäts-Sportinstitut Wien (TB 1990 Abs 13.11). 

Das BMWV verwies auf seine Stellungnahmen aus den Vorjahren, denenzufolge 

sich das Problem vermutlich erst mit dem Wirksamwerden des Universitälsorgani­
sationsgesetzes 1993 attch für die U niversitäl Wien werde lösen lassen. 

(1.4) Neuregelung der Kollegiengeldabgeltung, um durch einfachere Vorschrif­
ten den Verwaltungsvollzug wirtschaftlicher zu ges talten (WB 1993/4 
Kunsthochschulen Abs 3.22). 

Diese Angelegenheit wird in der 2. Novelle 1997 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 

(BGBll Nr 10911997) behandelt; da diese Neuregelung erst mit dem Winterse­

mester 1997/98 in Kraft trat, sind deren Auswirkungen für den RH noch nicht 

beurteilbar. Laut Mitteilung des BMWV werde die Kollegiengeldabgeltung für 

Professoren und nunmehr auch für Dozenten einfacher abrechenbar sein, zumal kei­

ne qualitativen Zuschläge mehr vorgesehen seien. 
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Unerledigte Anregungen 

(1.5) Schaffung einer Rechtsgrundlage und Regelung der Organisation für die 
Zentralwerkstätten der Hochschule für angewandte Kunst in Wien im 
Kunsthochschul-Organisationsgesetz (WB 1993/4 Kunsthochschulen 
Abs 3.29 und 3.30). 

Laut Mitteilung des BMWV sei der Abschluß der Beratungen iiber eine grund­

legende Reform des Organisations- und Studienrechtes fiir die Hochschulen kiinst­

lerischer Richtung 1997 beabsichtigt. Einer der Punkte der Organisationsreform 

werde auch die organisatorische Grundlage für die Funktion von Zentralwerk­
stiltten sein. 

(1.6) Vereinfachung und Neuregelung der Bestimmungen des Bundesgesetzes 
über die Abgelrung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen 
(TB 1993 S. 76 Abs 15), um die bestehenden Auslegungsschwierigkeiten 
und die unterschiedliche Vollziehung zu beseitigen. 

Laut Mitteilung des BM WV wurde al/ch das Bundesgesetz über die Abgeltung 

von Lehr- und PriifungstCitigkeiten, das schon im Rahmen des Strukturanpas­

stmgsgesetzes 1996 wesentlich gelindert worden sei, mit der 2. Novelle 1997 des 

Beamten- Dienstrechtsgesetzes (BGBI Nr I 109/1997) neuerlich abgeCindert. Der 

Wunsch nach einer Vereinfachung diirfte allerdings zum Teil unerfiillt bleiben, 

weil sich entscheidenden Änderungen nicht nur der Widerstand der Dienstnehmer­

seite entgegenstelle, sondern auch die Riicksichtnahme auf den Sozialversicherungs­

bereich zu immer komplizierteren Regelungen zwinge. 

(1.7) Übernahme eines Anteils an den Kosten der Psychologischen Srudentenbe­
ratung durch den Hauptverband der Sozialversicherungsträger, weil etwa 
ein Fünftel der Arbeitskapazität der Studentenberarung dem Bereich der 
psychotherapeutischen Behandlung von Krankheiten zuzuordnen ist 
(TB 1993 S. 59 Abs 5). 

Das BM WV verwies auf seine Stellungnahme am dem Vorjahr, derzufolge der 

Hauptverband der Sozialversichemngstriiger nicht zu diesbeziiglichen Verhand­

lungen bereit sei. Das BMWV sei in dieser Angelegenheit jedoch nochmals an den 
Präsidenten des Hauptverbandes der Sozialversicherungsträger herangetreten. 

(1.8) Vertraglicher Festlegung sämtlicher dem Österreichischen Akademischen 
Austauschdienst übertragenen Aufgaben sowie des Ausmaßes der hiefür 
berei tzustellenden Mi ttel (TB 1995 S. 276 Abs 2). 

Laut Mitteilung des BMWV bestiinden Plä·ne zur Umstrttkturierung betreffend 

die Verbindungsstelle und das Biiro fiir Europäische Bildungskooperation bzw zur 

zusä"tzlichen Neubeauftragung. Eine umfassende vertragliche Regelung erscheine 

erst nach Abschluß dieser Überlegungen bzw nach erfolgter Neubeauftragung sinn­

voll. 
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(1.9) Entwicklung eines Gehaltssystems für den Österreichischen Akademischen 
Austauschdienst (TB 1995 S. 277 Abs 3). 

Laut Mitteilung des BMWV habe es vorerst Arbeitsplatzbeschreibungen verlangt. 

Ein einheitliches Gehaltssystem werde wegen unterschiedlicher Anforderungen je­

weils nur für bestimmte Verwaltungsbereiche möglich sein. Der Österreichische 

Akademische Austauschdienst werde im Rahmen des abzuschließenden Beauftra­

gungsvertrages angehalten werden, auf der Grundlage der Arbeitsplatzbeschrei­

bungen ein endgültiges, einheitliches und intern abgestimmtes Gehaltssystem zu 

entwickeln. 

(1.10) Verbesserung der räumlichen Ausstattung des Österreichischen Akade­
mischen Austauschdienstes (TB 1995 S. 277 Abs 4). 

Laut Mitteilung des BMWV habe es in Innsbruck und Graz neue Rtiume für den 

Österreichischen Akademischen Austauschdienst bereitgestellt. Auch in Klagenfurt, 

Salzburg und Wien seien Bemühungen um neue Räume bzw um Adaptierungen der 

vorhandenen Räumlichkeiten im Gange. 

(1.11) Verstärkung der Weiterbildungsaktivitäten des Österreichischen Akade­
mischen Austauschdienstes (TB 1995 S. 278 Abs 5). 

Laut Mitteilung des BMWV fä'nden nunmehr regelmäßig Zusammenkünfte a!!er 

Mitarbeiter am ganz Österreich statt. Die Leiter der Gescha/tsste!!en und der 

ERASM US-Büros nähmen nun auch fa!!weise an den Tagungen der Auslands­

büros der Universittiten und Kunsthochschulen teil. Diese Tagungen trügen wesent­

lich zur Verbesserung des Informationsstandes a!!er Mitarbeiter bei. 

(1.12) Zusammenlegung der drei voneinander organisatorisch unabhängigen 
Wetterdienste, nämlich der Zentralanstalt für Meteorologie und Geodyna­
mik, des militärischen Wetterdienstes und der Österreich ischen Gesell­
schaft für Zivilluftfahrt mit beschränkter Haftung, Austro Control 
GesmbH (vormals Bundesamt für Zivilluftfahrt) (TB 1995 S. 280 Abs 3). 

Das BM WV berichtete von der Vorbereitung einer betriebswirtschaftlichen 

Untersuchung über die Zusammenlegung der Wetterdienste in unterschiedlichen 

Organisationsmode!!en, deren Abschluß im Herbst 1997 zu erwarten sei. Diese Stu­

die so!!e die Grundlagen für die zukünftige Organisations form für die Zusammen­

führung der drei Wetterdienste und für die politische Entscheidungs/indung liefern. 

(1.13) Novellierung der Rechtsgrundlage der Zentralanstalt für Meteorologie und 
Geodynamik, insbesondere auch im Hinblick auf eine erweiterte Teil­
rechtsfähigkeit (TB 1995 S. 283 Abs 6 und 7). 

Laut Mitteilung des BMWV bereite es auch diesbezüglich die Nove!!iertmg des 

Forschungsorganisationsgesetzes vor, wobei die beabsichtigte Zusammenlegung der 
Wetterdienste und deren zukünftige Organisationsform zu berücksichtigen sei. 
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Unerledigte Anregungen 

Verkehr 

(1.l4) Einrichtung von Tonbandkundendiensten für Wetterprognosen ohne 
Mehrzahlung zum Normaltarif (TB 1995 S. 284 Abs 8). 

Laut Mitteilung des BMWV habe es die Post & Telekom AttStria neuerlich er­
sucht, die Möglichkeit der Einrichtung eines Tonbandkundendienstes fiir Wetter­
prognosen zum Normaltari/ zu prüfen. Die Generaldirektion der Post & Telekom 
Austria hätte die Einrichtung eines privaten Tonbanddienstes für Wetterin/orma­
tionen im April 1997 angeboten. Diesbezügliche Verhandlungen zwischen der 
Zentralanstalt für Meteorologie und Geodynamik und der Post & Telekom Austria 
seien im Gange. 

(1.15) Ehestbaldiger Änderung des im Bibliothekenverbund eingesetzten EDV­
Systems (NTB 1995 S. 143 Abs 7). 

Das BMWV berichtete von einer im }ä"nner 1997 erfolgten öffentlichen Ausschrei­
bung zur Ablöse aller derzeit im Bibliotheksbereich eingesetzten EDV-Kompo­
nenten. Zur Behebung der besonderen Engpässe im Bereich des Bestell- und Mahn­
wesens sei an der Universitä·tsbibliothek Klagen/urt ein EDV-unterstiitztes 
Entlehnsystem als Übergangslösung in Betrieb genommen worden. 

(1.16) Neugestaltung der Grundausbildung der Mitarbeiter des Höheren bzw 
des Gehobenen Dienstes an den Universitätsbibliotheken (NTB 1995 
S. 144 Abs 8). 

Das BMWV teilte mit, die Vorbereitungen zu einer Neugestaltung der Grundaus­
bildung seien noch nicht abgeschlossen. 

(2) im Bereich des Verkehrs hinsichtlich: 

(2.1) Beseitigung des unbefriedigenden Zustandes, daß Bundesbeamte und 
Bundesbahnbedienstete gleichartige Tätigkeiten bei unterschiedlichen 
Besoldungssystemen ausüben (TB 1985 Abs 50.4). 

Laut BMWV sei die Besetzung von Arbeitsplätzen bei der Verkehrs-Arbeits­
inspektion mit Bundesbahnbediensteten wegen der entsprechenden Ausbildung und 
Praxis derzeit unverzichtbar. Ähnliches gelte für die Besetzung von Arbeitsplä"tzen 
mit Sachverstä·ndigen im Bereich der Obersten Eisenbahnbehö·rde. Freiwerdende 
Arbeitsplätze im Verwaltungsbereich sollten dagegen künftig nicht mehr mit Bun­
desbahnbediensteten nachbesetzt werden. 

(2.2) Änderung des Kraftfahrliniengesetzes 1952 zur Anpassung an heutige Ver­
kehrserfordernisse (TB 1985 Abs 50.56). 

Laut Mitteilung des BMWV liege die Neu/assung des KraJt/ahrliniengesetzes im 
Entwur/vor. 
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ÖBB 

(2.3) Nachholen der fehlenden grundsätzlichen Vorgaben des Gesamtver­
kehrskonzeptes, eines Bundesverkehrswegeplanes, einer Vernetzungs­
planung und einer Prioritätensetzung im Hochleistungsstreckenbau 
(TB 1993 S. 355 f Abs 9 und 12). 

Laut Mitteilung des BMWV habe die beauftragte Beratungsunternehmung die Stu­
die "Evaluierung von Maßnahmen zum Ausbau der Schieneninfrastruktur" abge­
schlossen. Die Studie sei Grundlage für mehrere Verordnungen des Bundesministers 
zur Beauftragung der ÖBB und der Eisenbahn-Hochleistungsstrecken-AG mit 
der Planung und dem Bau von Infrastrukturausbauten gewesen. Sie solle auch 
Grundlage für den Schienen- Teil des fertigzustellenden Bundesverkehrswegeplanes 
sem. 

(2.4) Erstellung des bislang fehlenden Bauzeit- und Kostenrahmens für 
Hochleistungsstrecken(teile), deren Bau der Eisenbahn-Hochleistungs­
strecken-AG mit Verordnung des (damaligen) Bundesministers für 
öffentliche WirtSchaft und Verkehr aufgetragen ist (TB 1993 S. 357 
Abs 13). 

Das BMWV verwies hinsichtlich des Streckentei/es Gloggnitz-Miirzzuschlag 
(SemmeringbasistunnelJ auf die aktuelle Konzessioniirssuche. Derzeit wiirden die 
Angebote von drei Bieterkonsortien einer intensiven Priifung nach bautechnischen, 
rechtlichen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten unterzogen. Fiir die Giiterzugs­
umfahrung St Piilten und den Lainzer Tunnel werde der Kostenrahmen erst nach 
Vorliegen des eisenbahnrechtlichen Bescheides durch Verordnung festgelegt. 

(3) im Bereich der Österreich ischen Bundesbahnen hinsichtlich: 

(3.1) Änderung des Prämienlohnsystems in den Werkstätten der ÖBB (zuletzt 
TB 1986 Abs 67.12, TB 1979 Abs 74.10 und TB 1978 Abs 64.17). 

Laut Stellungnahme des Vorstandes der ÖBB werde das zuletzt geplante Pilotpro­
jekt nicht weiter verfolgt, sondern im Gleichklang mit der Beziigereform eine 
Vereinheitlichung und Pattschalierung der Nebenbezugsanspriiche im Werkstätten­
bereich angestrebt. 

(3.2) Zügigen Ausbaues der Pottendorfer Linie (TB 1988 Abs 52.19). 

Der Vorstand der ÖBB verwies auf den im Strukturanpassungsgesetz 1996 neu 
geregelten Ablauf der Eisenbahninfrastrukurinvestitionen. Derzeit bestehe fiir die 
ÖBB ein Planungsauftrag durch Verordnung des Bundesministers fiir Wissen­
schaft und Verkehr für den Abschnitt Meidling-Wampersdor/ 

(3.3) Sicherstellung der Finanzierung verkehrspolitischer Zielsetzungen Im 
Wege von Verhandlungen mit den betreffenden Gebietskörperschaften 
vor der Realisierung (TB 1993 S. 341 Abs 12). 

Laut Mitteilung des Vorstandes der ÖBB seien Verträge iiber Verkehrsdienste im 
Regionalverkehr mit den Bundeslä"ndern Burgenland, Kä"rnten, Niederösterreich, 
Salzburg und Vorarlberg zustande gekommen. Der Abschluß von Verhandlungen 
mit den iibrigen Bundeslä'ndern solle noch 1997 erfolgen. 
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Unerledigte Anregungen 

Eisenbahn-Hoch­
leistungsstrecken-AG 

(3.4) Verbesserung der Pachterträge aus den Bahnhofsgasrwirrschaften durch 
Modernisierungen der Betriebe (TB 1993 S. 350 Abs 21). 

Der Vorstand der ÖBB kiindigte tiefgreifende Veriinderttngen spätestens im ersten 
Kalenderviertel 1998 an. 

(4) im Bereich der Eisenbahn-Hochleisrungssrrecken-AG hinsichtlich : 

Erstellung von Wirtschaftlichkeirsberechnungen sowohl für das gesamte 
Hochleistungsstreckennetz als auch für die einzelnen Projekte (TB 1993 
S. 358 Abs 15). 

Der Vorstand der Hochleistungsstrecken-AG wiederholte seine bisherige Auffas­
sung, daß die Erstellung solcher Wirtschaftlichkeits berechnungen außerhalb seiner 
Verpflichtungen liege. 
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Wissenschaft 

ÖBB 

Eisenbahn- und 
Hochleisrungs­
strecken-AG 

Verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 

(I) im Bereich der Wissenschaft hinsichtlich: 

Erlassung einer Verordnung des BMWV betreffend die Grundsätze der 
Aufgabenerfüllung durch die Universitätsbibliotheken (NTB 1995 S. 142 
Abs 3). 

Die Bibliotheksverordnung (BGBI II Nr 116/ 1997) wurde im Mai 1997 
verlautbart. 

(2) im Bereich der Österreichischen Bundesbahnen hinsichtlich: 

(2.t) Überprüfung der Vorschriften des Einkaufs- und Vergabewesens auf ihre 
Zweckmäßigkeit sowie Straffung der Beschaffungsabläufe (TB 1993 
S. 332 Abs 9 bis 11). 

Laut Mitteilung des Vorstandes der ÖBB habe er das neue Beschaf­
fungshandbuch als verbindliche Arbeitsgrundlage in Kraft gesetzt. 

(2.2) Wirtschaftlicher Betriebsform beim fahrenden Restaurationsdienst oder 
entsprechender Zurücknahme dieser Kundendienstleistung (TB 1993 
S. 349 Abs 17). 

Laut Mitteilung des Vorstandes der ÖBB würden grundsätzlich nur noch 
jene Zugläufe mit Speisewagen geführt, deren Fahrzeit mindestens zwei 
Essenszeiten umfasse. Zufolge eines neu ausverhandelten Bewirtschaf­
tungsvertrages und des teilweisen Ersatzes der kostenintensiven Speise­
wagenbewirtschaftung durch ein Bordservice hätte der Zuschußbedarf 
um drei Viertel gesenkt werden können. 

(3) im Bereich der Eisenbahn-Hochleisrungsstrecken-AG hinsichtlich: 

Erarbeitung eines Bewerrungsmodells zur Auswahl von Zivilingenieuren 
(TB 1993 S. 361 f Abs 23). 

Der Vorstand der Hochleisrungsstrecken-AG verwies auf die Änderun­
gen im Bundesvergabegesetz, welches entsprechende Regelungen auf dem 
Dienstleistungssekror treffe. Von der Hochleisrungssrrecken-AG würden 
bei der Vergabe von Dienstleistungen stets die erforderlichen Bewer­
rungsmodelle entwickelt. 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Teilrechtsfähige Universitätseinrichtungen 

Die vom RH überprüften 16 von insgesamt rd 1 000 in Betracht 
kommenden Universitätseinrichtungen haben die Möglichkeiten 
der Teilrechtsfähigkeit zunehmend genutzt. Es bestand durchwegs 
großes Interesse, Drittmittelaktivitäten zu entfalten. Die daraus er­
zielten Mittel wurden größtenteils zur Beschäftigung zusätzlichen 
wissenschaftlichen Personals und zur Verbesserung der Infrastruk­
tur der Universitätseinrichtungen verwendet und förderten somit 
die Forschungstätigkeit. 

Die Qualität der rechtlichen und kaufmännischen Durchführung 
der teilrechtsfähigen Gebarung war an den einzelnen Instituten 
stark unterschiedlich . Das BMWV sollte seine diesbezügliche 
Beratungs- und Aufsichtstätigkeit verstärken. 

16 Universitätseinrichtungen im teilrechtsfähigen Bereich 

1993 1994 1995 1996 

in Mill S 

Einnahmen 88 106 102 120 

Ausgaben 81 99 100 111 
(davon Personalaufwand) (50) (53) (60) (68) 

Der RH überprüfte von März bis Mai 1996 folgende 16 teil rech tsfähige 
Universitätseinrichtungen: 

Institut für 
Universität Wien: - Physikalische Chemie 

- Zoologie 

Technische Universität Wien: - Allgemeine Elektrotechnik und 
Elektronik 

Universität Linz: 

- Flexible Auromation 
achrichtemechnik und 

Hochfrequenztechnik 
- Phorogrammetrie und Fernerkundung 
- Analytische Chemie 
- Schaltgeräte- und Hochspannungs-

technik 

- Mathematik 
- Systemwissenschaften 
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Prüfungsablauf und 

-gegenstand 

Allgemeines 

Montanuniversitär Leoben: - Bergbaukunde, Bergtechnik und Berg­
wirtschaft 

- Geomechanik, Tunnelbau und 
Konstruktiven Tiefbau 

Technische Universitär Graz: - Verfahrenstechnik 
- Thermische Verfahrenstechnik und 

Umweltschutz 
- Werkstoffkunde, Festigkeitslehre und 

Materialprüfung 
- Technische VersLlchs- und 

Forschungsanstalt für Festigkeits- und 
Materialprüfung 

Zu den im September 1996 fertiggestellten Prüfungsmitteilungen nah­
men das BMWV im November und Dezember 1996 und die Vorstände 
der überprüfren Universitätseinrichtungen zwischen Oktober und De­
zember 1996 Stellung. Seine Gegenäußerungen gab der RH im März 
1997 ab. 

2 Teilrechtsfähigen Universitätseinrichtungen, das sind die Universirär und 
manche ihrer Einrichrungen (beispielsweise Insrirute), räumr der Gesetz­
geber in bestimmten Bereichen eine eigene Rechtspersönlichkeit und da­
mit die Befugnis zum privatrechtlichen Handeln ein. 

Diese Einrichrungen haben über die nach den Grundsätzen eines ordent­
lichen Kaufmannes abzuwickelnde Gebarung jährlich dem BMWV form­
gebundene Rechnungsabschlüsse vorzulegen, welches diese auf die 
Übereinstimmung mit den bestehenden Rechtsvorschriften und die zif­
fernmäßige Richtigkeit zu prüfen hat. 

Für die vom RH durchgeführte Überprüfung der teilrechtsfähigen Ein­
richrungen anhand der Rechnungsabschlüsse der Jahre 1993 und 1994 
waren die Bestimmungen des Universitätsorganisationsgesetzes aus dem 
Jahr 1975 maßgebend. 

Das Universitätsorganisationsgesetz 1993 wird künftig die Fakultäts­
kollegien, den Senat und den Rektor in die teilrechtsfähige Gebarung der 
einzelnen U niversi tätseinrichtungen einbeziehen. 

Laut dem Hochschulbericht 1996 des BMWV gab es rd 1 000 teil rechts­
fähige universitäre Einrichrungen, wovon rd 700 Rechnungsabschlüsse 
legten . Die Einnahmen stiegen von rd 590 Mill S (1991) auf rd 1 Mrd S 
(1994); gemessen am Gesamtbudget der Universitäten entsprach dies ei­
nem Anteil von rd 5 %. 
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Aufsicht 

E l-hU()gU1e 

Kl'llnzelchllull,l; 

Außenverhältnis 

U DIL' lllit ,kr Auf'dchr über die t,·Ilrecht,Lihi,l;en EIIlrlLhtllll,l;L'1l hnLlutl'11 

AhtcilullW'lI des BM\VV nt;li:'JteTl die D,ltcn aU(l;rtilld du RClhlllll1,l;"'dh­

slhlli'>Sl' Ilstl'nm:it'tlg llline!s EDV. Diese AllfLl'IChllUlIgcll cllrhicltl'll 

llicht dll' tatsiichlic hell Jahrl'scinruhlllen, sondern ulllf;t1lten LusiitzllC h dlc 

Clhl'rtrii,~e aus dCll VOrJahren III einer Sumlllc . 

. 1..2 I)l'l' ({li craclllctc dicsc An der Erfassung fLir Al1(,lClllSZWCCKC Wl'lll,~ ,l'.l'­

l'lgilu und cmpbld, iil dell RechllLlllgsabschlLissl'll sowohl div ElllllahlllcI1 

ulld Aus.~ahl'll als auch das Vcrmögen zum Abschlul.lstlchtag ,l'.l'soll<ll'l't 

aUSI.UWl·lsell. 

',,) 1,.111/ S/d!I/II,~II"blllc cl" 1lc\1 \\'V Ili c/i",fJ' [m/'ltNIIII,( ,I" NIl I'eni/I lll/I!'!"<I1/'(/1 

I/lir,/lll. 

1.1 1),IS BM\\'V I,rliftc lhl' C;l'barulI,l! der rd I ()()() (eJirl'chr,t:ihl,l;C'll EIIlrlch­

rUll,~l'll 111 der RL',l'.l'l Ic-dlpllLh 'lkrenIlüJ',i,t:. Ver ... chll'delltllch for,lnrl' d,l' 

B;\\\y'V dll' Illstltl!te er ... t unmittelbar \'or der gl'gellstiimlllLhl'iI Chnl'rii­

fUII,l'. durl'h dl'll RII ZLll' Ikrlchtlpul\l'. ()ffemichtllch UlHllIHI,l'.L·r IZc'chc'lI­

\\nkl' allf. 

I.~ I)er ({ 1I \L·rtr,l( diL' AmiLllt. l"t1, die teilrcchtst;ihlW' C;d-',lrUll,l'. der l ;111-

\crsltiitSl'llll"lchtullpell l'lner IllCen,I\Tren Cberprlifun,L: durlh d,l'" B:-"\\VV 

bedurft hiirre'. Er rcgtl' an, die durch die neUl'n llllin'rslriit<;()r,l'.'IIlI,atioIIS­

rl'lhrIIChl'1l Regclun~ell frelwerdelldeTl Arlwitskapazitiitl'n dc ... BM\VV 

nir dl'rartlgc Clherprüfungell cinzusetzen. 

1..'> L,II// S/('I//iIl,~lldhlll' d" /3;\1 U"\' ;',11)( '-' (;cni!, (111,11 /\ r(;,i/I!'!,1li /iir Li" f>/'iijl/ll.~ 

/lilruil/\/i/)I,~C/' r./lII'J(;'!ltll<~lil ,}"1ft/li I/ild \ ;,nl)l:~'l llir 'li/I, M,i:C:I.~<' Vb/lII/ll~"1 

.~l/i"Jj!;/I. 1IIIl;'IIIlI'/,~UI {,i//lil lI/irciell \\/r!ll·/J,lji.I!l'lllb.illcllr /;lI<~':I)<~lll 1/'1'./,11. 

s. Im /ll,l'.C dn Eln(Lihrung dL's Unl\·crsitätsor!:-'anlS,ltlolls.l'.l',n/l· ... Il)l)':' n­

stc'lI tl' das B~[ \XI V nL'UL', \t:rbesserte form bliiru-r fLi r dL'll Rnh n Ullp,lh­

slhl ul"-

'i.~ [)l'f Rl! rL',l;te Iusiirzlich an, dit, C;eb,HUn,L: aus Verrra,l;sabschll'tssL'll mit 

Orgalll'll dn El' gl's()ndl'rt LU kCllllzeichnell, um dll' Cilwr,l,ht Libn die 

dll',,;[wzLigllclll'n GddtlL'tsse kLint'tig zu erleichtern. 

("I lliiufi,~ schlossell Ahreilllngs- und Projl'krleiter Verrriige mit t<irdl'rlldL'n 

Einrichtungen und Pro)L'ktpartnern sowie im Pcrsonalbcrcich ab. 

().2 Dn IU IcmpLthl dl'm BM\XlV, alle in [ra!:-'e kommendell lJnlvL'rsitiitsl'lll­

rtlhrull,t:L'lllleUnlllh daraufhinzuwL'lscTl"bn,l!rundsiirzllch Ilur dl'!" Ill­

stltut,\'()rst'llld lx.fugt 1st, das Institut nach ,lLd:kn zu \'l'rtrL'tL'll. Im iihrt-
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278 

Gebarungs­
grundsätze 

c~en sollten elIe Institute gegenüber ihren Vertragspartnern deklarlercn, 

im Rahmen dcr Tcilrechtsnihigkcit und nicht in ErfL'dlung eines (ifknr­

Ilch-rcchtlichen Auftrages tiitig zu werden. 

(,.) SOIl'ohl {ile /mlit//t.ll'ol'.Iltilldc ,dl d!lC/! d,/.I ßAl\J(IV.lC/gtfll 2/1. tim J\III'C.~/III,~CII 

dei /?/ f ClII.'jJl'cdlCII ::11 lIdim. 

7.1 Laur den gesetzlichen Bestl mmungen hatten teilreclltsnihlge l! niversltiirs­

einrichtungen nach den C;rundsiirzen eincs ordentlichen Kaufmannes zu 

gcb,\rcn. Dcm Instiwtsvorstand oblag dabei jene Sorgt;dtspHicht, die Ull­

abhiinglg von indiViduellen Kenntnissen und Fähigkeiten dcm Verhalten 

eines ordentlichen und gewlssenhaftcn Kaufmannes entspricht. Insbeson­

dere bcdeutete dies die Flihrun,~ ordnunpgemäßer Aufzeichnungen bzw 

Bücher, elIe dem Institutsvorsland jederzeit den vol!stiincbgen Ciberhllck 

über den aktuellen Vcrmiil-'enssrand (Deckungsfonds) der teilrechrsf~ihi­

gen ElIlrichtunl-' zu ,~l'\viihrkisten haben. 

Der RH stellte fest, daß es - von einigen Ausnahmen abl-'esehen -

den InstitLJ(svorstiinden erst nach dem Jahresabschlul.l möglich war, sich 

ein entsprechendes Bild über die Vermögenslage zu verschaffen, weil die 

Aufzelchnun,~en abteilunl-'s- bzw projektweise geführt wurden und ein 

unrichtl,!!es Ver,tiindills der TCllrcchtsLihigkeit vorlag. Luztcrcs iiuLlerte 

Sich in der welt vcrbrl'J(l'rcn Ansicht, Jencn Institlltsmlt,~liednn, die Fiir­

dcrungs- bzw Allftra,~squellen erschlossen harren, stündc deswl',!!en cln 

ausschlieJ\llches Vcrfiil-'ungsrl'lht iibn die damit wrbundenen Finanzmlt­

tl' I .cu. 

7.2 Dn RII wies darauf hin, daß nur Institute Teilrcchtsfihlgkcit besitzcn 

kiinnen und daher etwa abtt'i1ullgsbczogenen Rechnungsabschliisscil le­
diglich instirutsilltcrne lkdcutung (etwa im Rahmen einer Kostenrech­

nung) zukommt. 

Er erinnerte in dieselll Zusallllllt'nhang an die Verantworrullg der Insti­

tLItsvorstiilldc für dell I-'csamtcn Institlltsbereich und cmpbhl, einc gl'cil-'­

ncte Buchfiihnlnl-' und Cill zwcckelltsprcchendes Berichtswesen einzurich­

ten. Verschicckmlichcll Einwiinden, unter solchen l!mst;inden sei es 

scll\ver bis unlllii,~lich, die Vcral1(\\,orrung zu tragen, entgegnete der RH, 

daß die crt()rderllche organls,\rorische und kaufmännlschc Autbcfl'irung 

der Informationen allcnt;t1ls <luch extcrn durchgeführt werden kiinnc. Die 

Leczn'Cr<lntwortung obllcge jedoch jedenLdls delll Insritutsvorst<1nd 

Der RH t()rdertc d'ls Bi\[\VV auf. geeignete Maßnahmen zu suzen, Ulll 

Illijglichst alle tl'I1rcchtsf;ihl,~en LJnlwrsitiirseinrichrun,~en zur \VahrnL'h­

mung der gehorencn blLlfnünnlschen Sorgbltsptllcht - clnschlleUlich 

der Fiihrun,~ ellleS ,~eordncten Rechnungswesens - zu veranlasscn. 

7.-\ f)/e /ml/III!.'/'I)/'I/,i'/lt!( IId/lIl/(ll dif /\/I/'cgllilgtil ein /?H Illebrbeitll(b 1"J\illl' ,111/ 
IlIIti I)(mbldul /'1111 I)(/'cil, tlfl(,IW \ ir/)(I'eOIll,'tll. 

LWI Slellllll,~lld/lIIiC t!" /Ul \\,Y /h,//;'lIbtl/<!y tJ. dlt ;\/1/'(,,\/111'::'(11 ein /?II "liClI 

!t i!/'Cdl!.'/:i!u,,\(/I l 11/ n/'l i I, iJ IC/I/lHbt IIIlg' 11 Ix/wi/ll 1 ::I<,e/;, 11. 
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Buchführung und 
Rcchnllngsabschlllß 

Pf(ljcktzu()rdnung 

IU Die Arbeiren Im RechnungsweseIl dLT tedrechrsLihigen Einflchtungen 

fiihrte zumeist das Sekretariarspersonal in Zlisammenarbeit mit projekt­

fLihrenden \\(!issenslhaftern durch. Zahlreiche Miingd waren auf unzurei­

chende Fachkenntnisse und auf Zeitmangel wegen Arheltsüberlasrung 

zuriickzuführen. [ll1e weitere I;l'hlerursache war die Vielzahl benurzter ~ 

tulweise auch ungeeigneter ~ Systeme. 

IU Der RH elll pLlhl den bctroffenen I nsti tllts\'orstiinden, l'I ne zentrale, Je­

doch projekt(kostellstellen)hn:ogene Buchführung einzurichtell und aus 

j\.[itteln der teilreclHsfiihigcn C;ebarung erforderllchl'lü:dl.., kaufnünnlsch 

ausgebilderl' Fachkriifte bzw exrl'rnl' Dienstleistungen, alknfalls auch zur 

gemeinsamen Besorgung des Rl'chnullgswesens Illehrl'rer teilrechtst;il1lger 

Einrichrun,~en, heranzuZiehen. Die, wiirc nicht Luktn .luch im Ilinhlick 

auf die durch das Unl\,ersitiirsorganlsatlonsgl'setz I <J<J) verstiirkre Mitwir­

kungsptlicht der llnlversitiiten bei dn Erbssung und Verarbeitul1g der 

einzelnen Rechenwnke vorteilhaft. Flir besonders umfangreiche C;eba­

rungen regte der RII an, eine doppelte Buchfiihrung zu erwiigell. 

Schließlich legte der RH dem HM\\(!V nahe, die rl'drechtshihlgen l'IlIVU­

siüitseinriclHungl'l1 in Jiesbcziigliclll'1l organisatoflschen Belangen ver­

sriirkt zu unterstützen. 

H .. ' /)h Imlilll/,/or.\l,illde Ilttllll/ell dh t1l1r,,~/III,~tII cl" 1?f1 111(/.11 f"l,itiz dll;: l/Uill­

,~ICldJ c!le l?e"ktllJllfll Ile:;i<i;lldJ elller ;\I/Ildgertlll,~ der ß/ldJ/ti/;rllll,~ "" nlerlle 

r",hlwlt 1111 l/ulI/tildJeli l/l/l I\.(j'!cll,~riilldtll :;/lrlid:b,l!tulill/lirUl. ,",1111,1," 

.\ldl/lIl,~lIdll}lIell der 1IIItitll/IIOl'lt,illd(lelell ,r/lelillll?1 !Jaut.1 :;ahln/,/;, \'er­

!Je.\.\emngm cln l?ed7ll1lllgllI'e.rm I erjiJlpt, 

r,llIt Stclllill,~I"d)}lft deI /)'\1\\"\' .Ili /;" b"bell jdhrnllllll,il:UI 1;::11 illl 1',,1/1"11 

Pel'.lliIl,tlc'ill.ltell/lIlgeJI IMd) dWI 1\ 1I,~utell!ciI,~tltt:; ellle Pw(bjiibulIlg dlin/' r,,,-!I­
l"lte c/r!ll,~clld ,1IJ:1II·"tell, \ l,rdullgI/,b I tc! Ziel.\[/ CI, ,ill' /;/;/tlji'ut Fillll"b­

II!cIl-t1mg,l!;fII-!?,dJiIlIll,\ IIl/d (11ft pr,i:/I[' Ferllli!:\LlI.\d/ljltcllllllg :11 l'IT['fchCII, 

Fille VfljJ/ll<lJ/IIII,\ ,:/11' doppeltm f)/lcbjiilml/l,\ Je! II/cbt 1I0tIlClldi,\, 

').1 Zahlreiche Forschungs\'orhahell wurden unrichtlgl'l"welse ganz oder tul­

wei se aul.\erhal b der teil rech tst~ih i,~ell Cebaru n<~ d urc h,~eführr. daru ntl'r 

auch solche, die ursprünglich \Trtragllch im Rahmen der Teilrechtsfihig­

keit übernommen wurden. Die Lnslcherheitl'n bel der Zuordnung der 

Forschungsauftriige zum tl'ilrechtsfiihigen Bereich waren zum Teil <luch 

durch die Verg'lberegclungen fi>rderndcr Stellen (Fonds) Ix·dingt. 

(),2 Dn RH l'mpElhl den Institurs\orsriinden, dIe Projekte entsprechend der 

vertraglichen Gesraltung dem richtigen Gebarungslwrelch zuzuordnen, 

lind ersuchte das BMWV, dll' Voraussetzungen dafiir zu verbessern, daü 

miiglichsr viele Forschungsvorhaben problemlos im Rahmen der Tl'iI­

relhtst~ihigkcit abgewickelt werden kiinnen. 

<) .. ' rd/lt Stell/III,~II,d)}lI[, do B1\1 W'V .ltI cill[' /\II,\le/'/;IIII,~ 1011 ,~tllt:l/d)CII J)ntlli/-

1I/liIIgUI 1I/1/;,villd,n/iir deli rOIl,!1 :111' Fiirdcr;III,~ d,r 1I/11'l/ldh/jr/;dhl/ For­

I,blillg IIml, r/;111t eriirtcrl 11 'I!!'ilm, A I Ic'/'(I!II,~"ftb(' die \ i'I;\,,!JC /'011 FondJlIIlgljlir-
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280 

Mitarbeit an 
F(lrSchungsyorhaben 

\X'eitere 

Fest ste [[ ungen 

Sch[uß­

bemerkungen 

de/'I/II,~(// clil [!I/II'Cnll,i!\ClIlrlihl/(llgm /111 1?"/)/II1II der '!'e!lnd'/J!,illl,l:pell 1111 Wi­
d,n!,!'II,/) :1I1i1 7uc,I Jer ,~cI!tlldw ,!',(\LI:/I<!"II 1?",'!l!Il~, eil< zu!' ,I/kill 1'11/1' ,i',l­

:Il!tl /,l/'ili/hl;!;e:II",11l Fii/'d')"f/ll,\ !1['!'dmrJgtlljll', /11['/.11 jl/lI"U' (url, he/' l)l/{/il,11 

v,f/. f)l 1/1:///; Ju/ll, die ,i:c!tw,!c GeJel:, l/cI"l /)[//)C/Jd//cll /{l/,j(//. 

iO.1 Nahezu a[le Lilwrprl'l(ten Institute ~l'w;ihrtell unter verslhinil'nen Bezeich­

nLII\~t'll ZahlungeIl an Personen, dll' 1111 Rahmen dn Tl'drL'chrsf;ihigkl'1t 

IIll h,rsl hllngsherrll'h bl'sclüftigt \varl'n. Dll'sell Besclüfrlgllll,~\\'erlül[nis­

,eil [a~l'1l tcilwei'L' Illlindilche, tellwl'ISl' auch schrifrlllhl' VL'rl'lnbarungl'n 

,cu,~runde. Z,lhlrl'llhe Instlture yerrr,ltL'll die Auffassun,~, dan die Bezl'Ich­

Ilun,~ dl'[ Z,lhlun,~l'n als "StIpendll'n" dlL' Steuerfredwlr der clLI,>hezahltl'll 

lktl-;i~l' zur Folgl' lürte, 

10,2 Der RI I \ernKrktt, k!'lrlsch, das Steuefrnhr hl'glinsti<~l' flur solche Bl'ihd­

Il'Il, dlL' "Uf unnJl[rdbarell Förderullg VOll \Vissenschalr und F(lfSchun,~ 

IIll Rahmen dn Ah,~l'lrull,~ des Sachauf\\,lIldL'<; dlellL'll. nicht ledoch EIlt­

,~t'lrL' oder UntL'rS[l'l(LlIll~,>ll'lsrun~ell tiif ,lll' "ri[Mhul. Fr l'lllpLlill d,dll'f 

den Illstillltsvorst:iflden, dil'sbeZli~llch kLlft' vertra,~llllll' VlTL'lflbarUIl~l'n 

/LI rrdll-n, und crslilhu' dcts B;\l\VV, /u l'ifll'[ einheit lichen und f1ch[i,~L'n 

V()f,~<t11g,\\,l'I"L' hl'l/urra,~l'Il. 

ll!.i f)J' /)\1\\"\' ,1,I,e::, .11, dh ;\ll/"gllll~,11 j" NI! 111 ,liilll! I?Jillj,,/I/'li/;ul J//,II 

hili'< ,/J/lj.ibZgt'11 { 111/1 "I i[,i/IUlll'ld)IIIII,~, II lx/tl I1III ~ 1/IIMd'''I, 

11 \VL'I I tTl' Fl'S[;'[L'II11Il,l!\'n helrafeIl dll' l)urcht'Lihrun,l! ein Pn,()n,lhL'r\\al­

tUflP, dlt' Kalkularl()[l \(1Il F()rschllll~sleisrungl'n, dlt' ,~L's()fld('rte Ab,~cI­

tun,~ Ill<iulichl'l' r\rhl'lll'fl \'un IIlsrltuts'll\~l'hiirJ~l'n, huchhalterischc All­

<~Ck,~L'llhcirell SOWIL' dll' Sicherheit und dL'Il BrandschulL 

SchliL'Ullch lwtaJ',rc Sich dl'r RII mir du Entsor~un~sl'r()hkillarik dn 
clurch\\l',~' [echnlschen und natul'\\'I\sL'mchafrlichell Fachlwrt'lchen ZliZlI­

;:ihIL'lldcn [eilrl'Lhrsf;i1l1,~en Unl\Trslt;itsL'lllfiChlUn~L'Il und ,lflerkalllllc, 

d,ln dll',hl'ZLi~lllh \Iell ,~l'Sl'tz[IChl'll r\uth,~l'n und VtTl'fllchrullgell l'lll­

sl'rmhell \\'ludc, 

1-' Zusammenfassend empfahl der RH 

( I ) dem BM\X'\', 

die Beratungs- und Aufsichtstütigkeit zu verst;irken und zu ver­

hessern. 

(2) den hetroffenen t:niversitätseinrichtungen, 

- den rechtlichen Rahlllenbedingungen der Teilrechtsfähigkeit bes­

ser zu entsprechen und 

- den kaufmännischen Belangen ein erhiihtes Augenmerk zuzu­

wenden, 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Personalausstattung 

Universitätsbibliothek Linz 

Wegen der jahrelangen, zum Teil auf dem ungeklärten Schicksal 
der Studienbibliothek Linz beruhenden Personalknappheit ver­
mochte die Universitätsbibliothek Linz ihre Aufgaben nur teilweise 
in zufriedenstellender Weise zu erfüllen. Die unzureichende EDV­
Ausstattung und -Schulung der Mitarbeiter verschärfte diese Situa­
tion. 

An den Institutsbibliotheken war die bibliothekarische Betreuung 
durch geschulte Fachkräfte nur zum Teil gegeben. Die Möglichkei­
ten der Teilrechtsfähigkeit wurden nicht genutzt. 

Im Sinne einer bestmöglichen bibliothekarischen Betreuung durch 
qualifiziertes Personal wäre die Einrichtung von Fach- und Fakul­
tätsbibliotheken anzustreben. 

1993 1994 1995 1996 

in Mdl S 
Ausgaben für 

Li teraturbeschaffung 20,67 21,98 24,50 24,45 

Anzahl 

Zuwachs an Bänden 23432 22798 24638 24035 

in Planstellen 
Mitarbeiter 

(zu Jahresbeginn) 33,5 33,5 33,5 33,5 

Der RH überprüfte im Oktober 1996 die Gebarung der Universitätsbiblio­
thek Linz . Zu den im März 1997 fertiggestellten Prüfungsmitteilungen 
nahmen das BMWV und der Rektor der Universität Linz im Juni 1997 
Stellung, zu denen der RH im Juli 1997 eine Gegenäußerung abgab. 

2.1 Die im Vergleich mit anderen Universitätsbibliotheken schlechte Per­
sonalausstattung war größtenteils auf das ungelöste Problem der künfti­
gen Verwendung der an der Bundesstaatlichen Srudienbibliothek in Linz 
- der letzten noch bestehenden von ursprünglich drei Studienbibliothe­
ken, die seinerzeit vom Bund in Städten, in denen keine Universitäten be­
standen, eingerichtet worden waren - tätigen Bibliotheksbediensteten 
zurückzuführen. 

2.2 Der RH bemängelte, daß die jahrzehntelange vergebliche Suche nach 
Lösungen für die Probleme der Studienbibliothek Linz letztli ch an der 
Universitätsbibliothek Linz erhebliche, vom BMWV zu verantwortende 
Personalengpässe bewirkt hatte. Zur Sicherung eines geordneten Biblio­
theksberriebes empfahl der RH, für die Probleme der Studienbibliothek 
Linz und der Personalausstattung der Universitätsbibliothek Linz geson­
derte Lösungen zu erarbeiten. 
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282 

Bibi jothekslcitung 

EDV-Entwicklung 

Organisation der 
bi bl iothekarischen 
Betreuung 

2 .. ) L""1 Stellllllglldhlll( deI /};\1 \\""V hillge die P'rlollal"III.lldtlllllg der l ill!1enit,i/r­

I)i/;(Jlltbck Liil: IllIlrr,illdtrt 1'11111 !I'Cllerfil S,hi,k.l,,1 der SllidimhiMlolb,k "li. cldl 

,i/Je!' 1IIIIIIittelh,n' /'or elller Kldnlll,~ .I/iillde. E, .lei IJ"i/ill,htl?,!. die Stlldl,"I)il;IIO­

tliek ill den BCJil::;lt,1I1i1 dn L,mc!c.l ()I)e/'i/lterreich ::JI iibertl",~CII. 

".1 Die Lcirerin der Unlvcrsit:itsbibliotheK Linz libre ihre Funktion seir Miirz 

199') provisorisch aus. 

3.2 Der R 11 bemängelte das langc Lei runi-:sprovismi Ulll sowie ehe U ntiitigKei t 

des BM\X'V und der L;niversiriir Lll1z bezüglIch dcr definlriven BcsetZllng 

dcr Leirungsstcllc. 

).) IAlllt ,\telhlllgll';/illie ein BM W,\, h,'(;e el 111 eier J:'mjii/J/'lIlIgrpIJdI' Lin U 11/­

!'erlitii/I()I'}!"mil"lil!llJ,~e\Cl::;n ]l)l).l der [!lIil'CI'Jltdt 1"111:: 1)0 du' Rel/ei//Illg ,illn 

11cI1ti1 Ljibi!()tb,},/,/ter, III,bt 1'I;r,~rell;11 1/01/,". SIIIIIIIt'hr h<l/;( die ['1111 ,nil,il d" 

lclk,lIIle Sielle dlll,~fI(brie/;CII. 

4.1 Die sich seit 199'\ abzeichnende Notwendigkelr einer Abliise des nicht 

meh r zwecken rsprec hClldell E D V -llll rerstü tzten 13 i bllor heksverwal tungs­

systems und des darauf beruhenden BlbliotheKell\erhulldes, das Ziigern 

der E nrscheid UI\l;Srriiger h i llS ich rI ich Ändcrullp:cn ulld die Becmllgung 

der Verbesserungsarbeiren an de11 111 Betrieb srehenden bisherlgcn Sysre­

Illcn fiihrrell zu unzuliingliclwn Arbcirsbedinglillgell flir die Bibll()(heKs­

helllirzer und die Sachbearbeircr. 

4.2 Der R I I bemängeltc, daU das HM\XlV Illcht zeirgerechr ein entscheid unp­

reifes Projekt erarbelret hat, ZUTll,d die Grenzen der rechnischen LClstungs­

hihigKt'lr des bisherigen Verbundsysrellls absehbar W'lren. Er CTllI'Llhl delll 

BM\XlV, die AhUise des Systems rasehest voranzutreiben sowie für die 

finallziellen und organisatorischen Rahmenbedingungen zu sorgl'n. 

4." I.IIlIt Stl'lllllI,~II"hmt du B,\/ \\'T ,,,ieli eile \'i:r::;iJ:~t'rJIIIXt'11 /;u der 1\ /;Ii/le du 

\i:rlJlllldl)J!tIIIJ 'III/lllc!il /orbeneb!idr" dll/ien: Eillillil\e z/lrlit'kzlI/iilmll. 1\/111-

!Ilehr /;c"bJicbll,~c CI, Il'irPlIlIgJl'olle Md/1l1"blllfil ::;111' VcrliCller;III,~ der [O\!­
SitlhltiiJil im Bi/;!iolbck,!Jerei(b::;1/ \C1.:e11. 

5. Die MI rarbei rer der lJ II iversn:itsbi bl iorhek Li nz betreuten eile /-I auprbi­

bl iothek lind - hlnsichti ich der Titelaufnahme neu erworbener Hiinde -

1 H der Insgesamt :;.2 weitgehend unabhiingigen Insritllrsbibliothckcll. Die 

Arbeitsbelastung hInsichtlich der Besrandsbetrcuung durch Bediensrete 

der t!niversitiitsbibliorhek Linz war ungleichm:if)ig verteilt. I Iingc,l;en 

standen seit Jahren die Auswahl, der Erwerb, die Invenrarisltrung, die 

Beschlagworrllng, die Fiflordnung dlT Bestiinde und die Entlchnung bei 

den I nsti tutsbi bl iothcken wci rgehend inder Vcrantwortullg des bi bl io­

rhekarisch nicht ausgebildeten Institurspersonals, obwohl dies das t hll­

verslriirsorganisationsgesetz 197') nur als vorübergehende Mal.lnahme vor­

gesehcn hatte, Fine griiJkre Anzahl von InstiturshlbllOtheken verfl'lgrc 

über kci nen E DV -Anschi uß, so daLl die Li teratursuche erschwert W'lr. 
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Organisation 

der Betreuung 

Beschaffung von 
Literatur 

19 

5.2 Der RH bemängelte die fortgesetzte Betreuung von Teilen der Biblio­
theksbestände durch bibliotheksfremde Universitätsangehörige und die 
unterschiedliche Belastung des vorhandenen , qualifizierten Bibliotheks­
personals in den dezentralen Bibliotheksbereichen . Er empfahl, über den 
Bereich von Instituten hinausgehende g rößere Organisationseinheiten 
(Fach- und Fakultätsbibliotheken) einzurichten, um eine bes tmögliche 
bibliothekarische Betreuung durch qualifiziertes Bibliothekspersonal 
sicherzustellen. 

5.3 Laut Stellungnahme des Rektors habe wegen Personalknappheit auf bibliotheks­
fremde Universitiitsangehiirige nicht verzichtet werden kiinnen. Diese Instituts­
angehö'rigen seien jedoch eingeschult und im Bedarfsfall jederzeit durch das 
Bibliothekspersonal unterstützt worden. Auf die gleichmäßige Belastung des vor­
handenen Bibliothekspersonals in den dezentralen Bereichen werde im neuen 
Bibliothekskonzept besonders geachtet werden. Eine Fachbibliothek für Geschichte 
sei geschaffen worden; die weitere Zusammenlegung von kleinen Fachbereichen wer­
de bei der Neuorganisation der Universitiitsbibliothek erwogen. 

6.1 Der Senat der Universität Linz richtete eine Bibliothekskommission ein. 
Diese unterließ die Ausarbeitung von Sammelplänen und Empfehlungen 
über die Grundsätze der Literaturbeschaffung. 

6.2 Der RH beanstandete die mangelhafte Aufgabenerfüllung und erachtete 
einheitliche Richtlinien für den Bestandsaufbau für zweckmäßig, um eine 
zielführende Auf teilung der Zuständigkei ten zwischen der Haupt- und 
den Institutsbibliotheken festzulegen. 

6.3 Der Rektor erkliirte, eine Abstimmung der Beschaffung zwischen der Haupt­
bibliothek und den dezentralen Bereichen häUe wiederholt schriftlich und fern­
mündlich stattgefunden. Außerdem hiitte die Bibliotheksleitung danach getrachtet, 
die Zusammenarbeit zwischen allen Einrichtungen zu verbessern. Bei den Budget­
anträgen und der Budgetverteilung durch die Universitätsleitung würde auf die 
notwendige Abstimmung der Beschaf/imgen geachtet werden. 

7. 1 Die Universitätsbibliothek Linz unterhielt ständige Geschäftsbeziehungen 
zu mehreren in- und aus ländischen Buchlieferanten. Die von diesen ge­
währten Rabatte, aber auch die anfallenden Zusatzkosten wichen voneinan­
der beträchtlich ab. 

Von 1993 bis 1995 wurden rd 60 % der für Erwerbungen eingesetzten 
Mittel für die Beschaffung von Periodika aufgewendet. Im Jahr 1995 wa­
ren dies rd 13,2 Mill S. 

7.2 Der RH empfahl , die Einkaufsbedingungen zu verbessern und angesichts 
der umfang rei chen Bestände an Zeitschriften und Reihen alle Bereiche 
der Universitätsbibliothek Linz kritisch zu überprüfen, um Mehrfacher­
werbungen und ei nen unzweckmäßigen Wei terbezug von Periodika zu 
vermeiden. 

7.3 Der Rektor erklärte, künftig würden regelmäßig Preisvergleiche durchgeführt und 
der gesamte Zeitschriftenbestand auf die Notwendigkeit eines Weiterbezuges iiber­
prüft werden. 
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EDV-Einsatz 

Büchen:ntlehnung 

Teilrechtsfähigkeit 

iU Im C;l',l!;l'I1SaU Ium Iknlitzcrbereich \nfLi,l!;te dn Verwaltungshcrc'ich der 
llnl\'LTsJ[iitsblbli()[hek Linz zR L'J!Jer <:ill<:1l Intl'f11Lt-Zugan,l!;, ein F-~1ad 

und l'II1 (D-J{Oi\I-NctL. Die Mitarlw([('r des VnwaltLIn,l!;slx'relclll's nutL­

tl'n dicsl' j\li>gIIChh'ltl'll aber Ilur wcnlg, EDV-·StalldardprogramJlw­

etwa Text\'uarbl'ltullg ulld Tabellenkalkulatloll - wareIl nur gering­

fLigig clngesetzt. Ein (;rotlreil der I Iardw<lfc nil' das Enrlchnsystem w,lr 

bereits \'LTaltn und sehr störanHillig. Die Ilotwendige Einschulung dn 

Mllarl1t'itl'l' 111 die ICcllllischen Miiglichkelll'n des FDV-ulltLT'>tLitzten Ar­

hcitsl,latzcs ultruhlleb aufgrund dn angl'spannten PnSOllal,itu,ltlon 

nahl'zu voll <.,r:ind Ig. 

S.2 Dcr IU 1 l'rllpl,lhl. \Trsriirkt auf eine Vt'rhessLTung der t\rb('ltshnlin,l!;un,l!;cn 

du mit U)V-Au(l!;ahen hetr<lUren ~ll(arbelter hlll"u\\ Irkel1. Eille \'l'rbcsscr­

tc' llard 11 <Ire der lxi hstelle, eIn verstiirkrer F i IlS<ltz \on SC1I1d<lrdl'ro,l!;ram­

n1l'1l IIll ,!.:eS<lnltl'n BI hl iorheksberclc h sowie besscrl' /u,l!;allgsllli>g lle hkl'l tl'n 

ZUIll Inrerlln, E-j\1ad und zum CD-ROM-Nctz sowie ellll' aI\l!;ellll'SSenC 

Fimchulull,l!; dLT Mltarbl'ltcr \dren nach AnSicht des RI I dfln,l!;ulli p.e­

borelI. 

S," LII// .\h//tl1l,~II,;/)J11< JC\ /{Cf./lli"I II',n/l J" r.[)\·-i\III\I"IIIII/~ d,,.l IIII,/'\i/,I'I.I­

!;!i)/ziJ/hd I,!II. II,Zc/i \LI!i."z!h j,r/illcl!I::zc!/,1/ \li/ft! '''".11;:/ Ilihl d"l ;\llhn/,-

1'1111,,'1/ .1iI,,'jiJ/i.I. f)1t !:'1II1,bll!!IIlg ,ill::'!I/'" ,\lzldd!tiltl' !I,!l, /;''''111 /;',:'/11111<11 

11iIc! /{, rel, I, )'11,i"[/ 

/101/ '1'IIIil,!lt/", 

').1 Die Flltklllllln,,, \'on BLichertl an der Hauprhihilorlll'k nl(,nkrre ('111 aut'­

wendiges, "lIlll Tl'r! handschriftliches Verfahren, Von Jinlll'r hiS Sl'j,rcill­

her I ()(H, fieleIl rdl ()()() LL1r Enriehnung er/()rdnliche Iksrcllschl'lnc an, 

().2 [)er RII heallsralldetl', da!.'> an der Hauprbihliorhl'k keine aUWIll<l(IOnS­

ulltlTstLitztc Flltkhllung mi>glich und die LirerarurantordlTung lIlllsr:ind­

!teh lIlld zciraui'wendig war. 

(),,, f),)' !(tIlli!' ,,-}!j,.lt. /1[/ j~)' AI/Ill cl/;! dc.r f.lil//t;p'Il rO\' S) Ilcil/l /( c/-'/, dl),dll/ 

"C,I(/ilcl 1/(l'dClI, eI,I!: eilt rl/t!,bllllllg .1I1/lillhII1 1ill l /lll/C)'I/liI.-/ d!",,/{ Id,!1 U,,-.lUI 

[iililit . 

10.1 [)Il' llnl\'l'rslt:ir<.,hihllolhek Linz nutzte die gesctzlich C1ll.l!;u:iulllrell ~liig­

llchkelrell der Tedrnhrstlihi,l!;kcit nicht. 

10.2 [)er RII \'l'rbUlllte wedlT dic angespannre Personals!tll'lrion nmb d'l<" Llng­

,llldaul'I"llde Lelcullgsl,rO\'lsorillm, empfahl Jcdoch der kiini'll,!.:en HlhlJ()­

rhck'ikltung. dll' i\li>gllehkciren der Teilrechrsfiilll,,,keit 1\\('( b FrneIUII,l!; 

zllsürzllcher ElIlllahn1l'1l zu nutzen. 
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Schluß­
bemerkungen 

11 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

(1) Das BMWV sollte die überfälligen Personalentscheidungen -
allenfalls unter Ausklammerung der Studien bibliothek Linz 
umgehend treffen. 

(2) Das BMWV sollte über den zukünftigen Bibliothekenverbund 
möglichst rasch entscheiden, die erforderlichen Ressourcen zur 
Verfügung stellen und die notwendigen organisatorischen Begleit­
maßnahmen setzen. 

(3) Es sollten Richtlinien für den Bestandsaufbau ausgearbeitet 
werden. 

(4) Über den Bereich von Instituten hinausgehende Fakultäts- und 
Fachbibliotheken sollten geschaffen werden. 

('i) Die bibliothekarische Betreuung durch qualifiziertes Personal 
sollte ausgeweitet werden. 

(6) Die EDV-Ausstattung des gesamten Bibliotheksbereiches sollte 
optimiert werden. 

(7) Die EDV -bezogene Schulung der Mitarbeiter sollte verbessert 
werden. 

(8) Die Möglichkeiten der Teilrechtsfähigkeit sollten genutzt werden. 
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Prüfungs ablauf und 
-gegenstand 

Übergang zur 
neuen Rechtslage 

Universitätsbibliothek Salzburg 

Die personellen und finanziellen Gegebenheiten erlaubten es der 
Universitätsbibliothek Salzburg im Bereich der Hauptbibliothek, 
die Benutzerwünsche weitgehend zufriedenzustellen und die ange­
forderte Literatur rasch bereitzustellen. 

Demgegenüber führte Personalknappheit bei ausgebildeten Biblio­
theksmitarbeitern bei den Institutsbibliotheken zu eingeschränk­
ten Öffnungszeiten, zu teilweise unzureichender fachlicher Betreu­
ung der Bestände und zu mangelnder Bestandssicherheit. 

1993 1994 1995 1996 

in Mill S 

Ausgaben 76,02 89,22 86,17 85,10 

Einnahmen 0,50 0,56 0,44 0,44 

davon Ausgaben für 
Liceracurbeschaffung 33,32 35,08 40,69 40,25 

Anzahl 

Zuwachs an Bänden 66462 56889 63464 61 194 

in Planstellen 
Mitarbeiter 
(zu] ahresbeginn) 91,5 91,5 91,5 93 

Der RH überprüfte im September und Oktober 1996 die Gebarung der 
Universitätsbibliothek Salz burg . Zu den im Februar 1997 fertiggestellten 
Prüfungsmitteilungen übermittelten die Bibliotheksdirektorin der Uni­
versitätsbibliothek Salzburg im April 1997 und das BMWV im Mai 
1997 Stellungnahmen, zu denen der RH im Juli 1997 Gegenäußerungen 
verfaßte. 

2.1 Laut der Verordnung des BMWV über die Konstituierung von Universi­
tätsorganen nach dem Universitätsorganisationsgesetz 1993 war der Senat 
an der Universität Salzburg im Studienjahr 1995/96 zu konstituieren. Im 
Frühjahr 1996 beschloß der Akademische Senat wegen seiner vom BMWV 
abweichenden Vorstellungen über den zur vollständigen Implementie­
rung des U niversi tätsorganisationsgesetzes 1993 erforderlichen Perso­
nalbedarf, dessen Einführung auszusetzen. Im November 1996 wurde der 
Beschluß erneuert. 

Dessenungeachtet übertrug das BMWV ab dem Jahr 1996 die Mittel für 
die bibliothekarischen Erfordernisse in die Budgetautonomie der Univer­
sität, wobei der Rektor ermächtigt wurde, der Bibliothek einen ihrer 
Aufgabenbesorgung entsprechenden Budgetrahmen vorzugeben. Nähere 
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Übergang zur 

neuen Rechtslage 

Bibliotheks­
kennzahlen 

Bestimmungen des BMWV zur Ausgabenermächtigung für das Rech­
nungsjahr 1996 ergingen an die Universitäten im Mai 1996. Ähnliches 
galt für den Bereich der Planstellen der Universitätsbibliothek. 

2.2 Der RH bemängelte, daß der Verordnung des BMWV an der Universität 
Salzburg bisher nicht entsprochen wurde. Da sich das Recht des BMWV 
zu einer Ersatzvornahme lediglich auf die Erlassung der Satzung und 
nicht auf die Konstituierung des Senates erstreckte, wäre der Übergang 
der Universität Salzburg zur Rechtslage des Universitätsorganisationsge­
setzes 1993 nicht nur verzögert, sondern bei einem weiteren Beharren der 
Universität auf ihrem Standpunkt gänzlich blockiert. 

2.3 Das BMWV erklä'rte, über die Umsetzung des Universitä'tsorganisationsge­
setzes 1993 habe es wiederholt Gespräche mit Vertretern der U niversitä't Salzburg 
geführt. Bei einer Reihe von maßgeblichen Funktionä'ren und Mitgliedern von 

Kollegialorganen fehle es aber an der Umstellttngsbereitschaft. Das BMWV hoffe 
auf grund der bei anderen U niversitä'ten gewonnenen Erfahrungen auf die 

Wirksamkeit seiner Überzeugungsarbeit unter Hintanstellung des Zeitfaktors. 

2.4 Der RH entgegnete, die erforderliche Überzeugungsarbeit wäre zeitge­
recht zu leisten gewesen. 

3.1 Laut Bibliotheksstatistik des BMWV waren die Mitarbeiter der einzelnen 
Hauptbibliotheken sehr unterschiedlich belastet. Beispielsweise hatte ein 
Bediensteter der Universitätsbibliothek Linz oder der Universitätsbiblio­
thek Klagenfurt durchschnittlich sowohl einen mehr als doppelt so ho­
hen Buchbestand als auch Bücherzuwachs zu verwalten, als ein Mitarbei­
ter der Universitätsbibliothek Salzburg. Gleiches galt für die Anzahl der 
zu betreuenden Leser, die in Linz und Klagenfurt etwa im Verhältnis zur 
Universitätsbibliothek Salzburg wesentlich höher lag. Diese Zahlen lagen 
jedoch nicht für alle Universitätsbibliotheken ausreichend gesichert vor. 
Allerdings ließ die Bibliotheksstatistik des BMWV auch wegen der un­
terschiedlichen Organisationsformen der Bibliotheken Vergleiche nur be­
dingt zu. 

3.2 Der RH bemängelte die teilweise unzureichende Aussagekraft der Kenn­
zahlen der Bibliotheksstatistik. Nach Auffassung des RH ließ die Biblio­
theksstatistik jedoch ein - im Vergleich mit der Arbeitsbelastung -
deutliches Ungleichgewicht bezüglich der den Universitätsbibliotheken 
zur Verfügung gestellten Ressourcen erkennen. Er erachtete bibliotheks­
bezogene und aussagekräftige Kennzahlen auch bei einer Übertragung 
der Verantwortlichkeiten für künftige bibliothekarische Entscheidungen 
an die Universitäten im Rahmen des Universitätsorganisationsgesetzes 
1993 für unverzichtbar. 

3.3 Laut Stellungnahme des BMWV sei das Ungleichgewicht auf die Nichtberiick­

sichtigung von anderen Vergleichswerten, vor allem der tatsä'chlichen Biblio­
theksbeniitzer, zuriickzuführen. Diese Zahl sei allerdings nur bedingt ermittelbar. 
Ferner seien an der Universitä'tsbibliothek Salzburg drei Fach- bzw Fakultä'ts­

bibliotheken eingerichtet, deren Bestand beim Vergleich nicht berücksichtigt wurde. 
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Bere i tstell u ng 

von Literatur 

Bestands­

vermehrungen 

Bearbeitung von 

Neuerwerbungen 

1.1 DCIS Zid der BibliotheksvLrwcdrung war CS, dic' Lltcrawr fl1i)gllchst be­

Iliitzerllahe <lufzustellen, ihre leichtc Zugiingllchkcit zu sichern lind selten 

bl'Ilötlgte Besriinde In ZClHrakll i\hgazIIll'n Zli verwahren, DClllgegel1iibcr 

fchlte ein zenrraIL-r ()l1-lille-KaLd(),~ iiher siilllrliche Llreraturbesr:inde 

der llllI\'LTsitiitsbiblillfhek Salzhurt!', Die ZeItslhrifrenl'fL\sslln,~ erf()I,l.!te 

Illit HIlft, \'Oll Pcrsona!colllputern in lIIlll'l'schIl'lllichcll Prot!'ramlllen, wei­

l he mIt der zcmrcden i)srcrreil hischen Zl'Irschrifrc'n-1 htenbclnk nicht ab-

1.2 Der Ril beanstandetl' die ZUlll Tt:rI erschwerte ZUt!'iin,l.!llchkeit zur Lirera­

tur. Ir elllpt~lhl die Schaffung eines alle Ikstiil1lk urnt;lssenden ITntralcll 

()n-IIIll'-Katcd(),~s einschlIeßlIch der elUl'l1tLd ,llI(t!'estdlrcn \Verkc, 

U Dil Hi!;llo/!Jtk,dirck/o}"1II crk/,ir/c. dlc Bll/,illde du' (!lIlIll'li/,i/l!;i!;/io/hek 11 iir­

elm 1111 1\lllorCII,~cldllltkd/,i/Ii,~ -- l/l1011 1011 j!!iJI IOi/l/i/il,~m Zffhlf..I/d!O,~ 

11I11,t,iildl,I!, erj.l/it, /\!i J ')8') uiirclul die SCmrllcr/il/J/"m lIil l/ile dlll.,UIlJilllllOI 

Ililci 1I,i'rulliIl ,~(\"il!lell {'!//nr_'lt,i'/t!J(!'Ut!, ,,!iji', 1,,/;,11: ;\il,~""htl grll/!u' P",/,i'lIcI, 

!/J/d )(1' j'il.l/,/,UI Per,llli!,;!.'lllld/iOil lI,irt/"lodl - lliI,~({"/J/d Itetl,:;cr Ficlllii!II/J/­

,I!,Cil - w!e groj! dilge/(,,/c FUi(LIi'/lLi/lfl/" dcr ()Il-!i!/( J:rjdll//J/" ilIt!,1 iIIi/:dld
" 

[,-1 Dn RII erWiderte, angcslchts ein \'olkswIl"tsch,drlichen Bedcutllll,1.; l'Illcr 

zidgcf1chreten und rascheIl \ViSSeI1SH'rlllittlllllt!' solltc die Bncltstellull,C: 

dl'r Lirnatur llliiglichsr heschll'll!llgt \\l'rdl'n, 

'i.1 Die lkstands\'l'rnwhrllngc'n dn einzelllt'l1 blbllorhckanschen FlIlrichrun­

gcn der LI nivcrsi tiitsbi bllorhek Salzburg waren stark lIlltCfsch iedl ich, :\11 t 

Abstand am stiirksten wlichs von I ()t)'; hiS I ()()') der Buchbestand al1 der 

Fakulriit fiir Rechtswissenschatrel1 (um rd 2') (;), line iihnllche Situation 

er,L':clb sich bei dCl1 kostuuutwend Igen Zl'l rschri frenabCllllll'mCllts. 

').2 Der RI [ nachtete cinc eillgehellde Chnl'rütung der ZweckmiiL\i,c:kelt bei 

kLillftlgen Erwerbullgcn fiir geboren. 

'),," ,""Ilt SI,IIIIi!glld/)}IIC der !);/;/II,tl>ck"llreklor/il lei du' /.lllId,h, "'1 13I1d'!}(lt,i'lIdu! 

,111 der r"kllhitl!;iMiolbek j/ir !?C,-!'!III'III( 11,,1>"/1, i! ,1/;/ e/l/( 10m ;\k",/uII/I,hu! 

,\mdt !Jc"NIIJ,leIIC /)//{~~dl'frlfi!III1,~ :llriid:lljiibrci/. ;\!) ! l)l)7 lI'm!, I/;' AII/tC/­

IIIII,I!, der ,\lllh! ,~"i'i!dtrl 1111(1 dcll LlII:,III,1I r,tfll!tj!ci! ,/I! J)I/((~,t :lIr .l1I11/i/Olllcil 

\ ~rj/i.'IIiI,~ :iI,~,lcil/. Im II/i1Mld .lllj die ['}fler/!/Ih/lliI}!, klilljilgtr ,\I,br!;/t!,u'­

I('Cr/illll,~cil 1'1111 /.ei/,,/mjiCi/\[iu! /(;d,t!iillt'll ,/l/r,~CdIAitd /lild ,i/lm II/I/itlltllor­

I!,i'ilc!ci! :111' KUli/ti/li ,~c!/I',/(-/II wo rdell , 

(',1 ZWl'l Abtl'r!ul1gell mir illst!'esalllt df Mnarbellcrtl bearl1l'ltetell ~ lIll,C:l'­

ach tet dl'S vorhalldenen F DV -ul1terstii urell Bibi i ()[ hl'ksvl'rwal tllngs­

s\'stem, - \TrwaltungsclLItwcnlhg alk ~l'uzllg;il1ge all der llauprbihllll­

rhl·k. 

6.2 Der RII erachtete den Arheltsablauf für lInz\\TcknüL\I,C: und hl'l11iingelrl', 

da!') vor der EI!1fiihrun,~ des EDV-ulltnstiitztcl1 Blbllllt!lCKsvnwaltllng<;-­

S\,StCIllS keille umbssende Anah-sc der Ahlall(()r,~,lI1isCltI()l1 der BlIchl1l',lr­

bcirull,~ stattp.fllllden hatte. 
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290 

EDV -Einsatz 

EDV -Ausstattung 

und Schulung 

Revision der 

Buchbestände 

<d DIt 13!1;li1ithd"dirc[tlirlll l!eltdtl,~h l/ld'l !)ptilildie /\rheltldMjll/~, 1111 N"blllcil 

der ('ill,~de'I('!e1l Ne/;i!'ll;!}Cf/l'e/JllIIgm /I erde d,c li IIIl'e!'l,tdtJb,/;/illlbck S,ddJllr,~ 

cille jJro!h'IIC!lC /IIJ{/IIIJIICII/('pllII,~ dcr /lu'elcbc Iltdlll/iM/nl/( Illid rn{'er!JIIII,~ I'lir­

lIe/! IIItil , 

7, I Die Planung der im BibliothekenverbLInd eingesetztcn [DV-Anwendun­

gen oblag dern BMWV DIe UrnserLlln,t.: der EDV-Aktlvltäten an der 

Universitätsbibliorhek Salzburg LInd das Zusammenwirken mit der {Jnl­

versit;it Salzbur,t.: nahm der stell\t:'rtrerende BIbliotheksdirektor mit 

Unterstützung der Abteilung Bihlj()theksautom,ltion wahr. Alls AniaLl 

der j;illrlichen Budgererstcllung erhoben im Regelbll das BMWV und 

die llnlversit;it die EDV-bezogenen finanziellen Anliegen der einzelnen 

Organ isatlOnsei nhei ten der LJ n iversl tiitsbi bllothek Salzbu rg, 

-, ) Der R I I kritisierte das Fehlen eines mehrJ;i1mgcn, schriftlich festgelegten 

EDV -)nvesti tlOnskonzeptcs für d ic lJ niversi tjtsbibl iothek Salzburg sowIe 

von RichtlInIen für den Erwerb von EDV-Produkten. \X1egen der Ln­

wiigbarkei ten hinsichtl ich der U mstcllung auf el n neues BI hl iorhekenver­

bund system empflhl der RH ein ganzheitliches [DV-Kol1Zept mit Lin­

gerfristigem PlanungshorizonL 

7.:\ LIIII Sh/lllIIgllilblllc eier Bi/;!ilit!ie[,\i/mh!lirlll leIeil der il!)tl{'Ci1c/;,~, 11,lIIdlllll,~I­

hulll/ ClL/llllt llild Cl/UjJm/)CIIJe i\LI!flhlblllcil ([kill! I,~ mg\1c /md 1I11i1c11"r/h It 

der j\/;leillfl1,~ IJi/;!IIII/!,[,t1IIII)III"tilili der I' 1111'( n/tdtl!J;!J!ll)t!Je[ \,'/:/;1/1):' IIlil dem 

:wlr,'/w 111/;;I'III"tddiel/l! der I !illlcniljt S"r'I}III',~ ill ,,111:11 S"cbj;'tI,~'II) ,~fJcI:t 

lI'OrdCII, 

H, I Die EDV -A usstattung der tJ niversi t;itsbi bl iothek Salzburg wurde inden 

lerzten Jahren schrittweise technisch verbessere, Ende I ')')') standen den 

MI tarhei tern etwa 17() Bildschi rmarbel tsplätze zu r VerfLigung, we lehe 

griiLhcl1[t'tls an ehs EDV-Nerz der Uni\ersItiit angebundcn waren, Die 

Einschulung der Mitarbeiter in dlc technischen Neuerungen blieb griiJ)­

tt'llteiis der Eigeninitiative der Mitarbeiter überlassen, Dies führte zu l'l­

nn Diskrepanz zwischen vorhandenen und tatsiichlich genutzten Elnsatz­

miiglichkelten der [DV 

H.2 Der RH bcurteilte die EDV-Ausstattung insgesamt als ,t.:roLhügig, bean­

standete aber die mangelhafte Schulung der Mitarbeiter. 

H.,1 Llllt Ste!I/IIIXi/tI/JIIIC der B/Miotbe[l{llrcktorlll /I erde elli l'erlJcllertn H(/tcr/;/I­

{1I111:';1.! IIge/Jot lW/ dw Teillldllllcril 111 i I 111 tel 'eu e "'lgUII)IIII1Ic1I, 

').1 SClt Bestehen der Fakultiitshlbllothek hir Naturwlssenschaftcn LInd der 

Fachbibliothek fLir C;esellschafrswissenschaften unterblIeb aus Zelt- bLw 

Personalmangeleinc Oberprüfung dn Buchbestiinde, Laut Angabe Ihres 

ehemaligen LeIters seien in der Faku!t;itshibliothek fLir Rechtswissen­

schaften Tcilrcvisionen dllrchgefiihrt wordell, jedoch lägen hierLiber keine 

Unterlagen vor. In allen drei Blhliothekcn waren die BLicher und Zeit­

schriften für die HenLitzer mit wenigen Ausnahmen frei zug:inglich, Eine 

EIltwendung von Literatur konnte au(t.:rund (tllwelser technischer lIn­

zliLinglichkeitcn der Blichslcherlln,t.:sanlage nicht ausgeschlossen werdt>n, 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 299 von 358

www.parlament.gv.at



Zutritts­

ben:chtigungen 

zur Bibi iotheks­

benützung 

Mahn\vesen 

ßibliothekarische 

Betreuung ausge­

lagerter Bestände 

'),2 Der RII n'lChtete es fLir eine geordnete Verwaltung von Bundes\'ermii,L:en 

,ds ed<m!erllch, künftig in regelnliißigen Zcitabstiinden eint' Oberprüfung 

des Buchhc'standes durchzuführen, 

<),5 !.illli Sh!!l/lIg/!tdJlIIf dcl' Bibllilthdldll'dlorlll I'crkfill/i' ,1/i' IIlebl ,/IC t\iltIlUldl,~­
keit tlilel' Cie.\dll/lrd'/.II!iIl: clitlt' ki/lil/t lCC,~cI! PCr\{)IId!IJIdIl,~ch 1111/' 11/ 'hilbere/t/'cli 

er/i;!gUl, 

10,1 Die lJniversit;trslehrcr der lJnl\ersiriir Salzburg besaL\en lX'nLiuungs()rd­

nungsk()nform Magnetkarren, die ihnen den Zurritt in einige Fakulriits­

und FachbiblIotheken auch auUerhalh der Öffnungszeiten ermiiglichtef], 

Dies führte aber auch dazu, daß Universitiitslchrer regelungswidrig Ihi­

cher außer halb der Öffnungszei ren in Ihre Arbeltsriiume mitnahmen, Es 

waren etwa ')00 Magnerkarten ausgegeben \'>'orden, 

10,2 Der RI I erachtere die' Sicherheit der Ikst:inde fiir gct;ihrckt und empfahL 

ehe Anzahl der Zutl'lrtsberechrigungen zu \'lTrtngern und binfrig jede 

Fmlehnung ordnungsgenüL\ fl.'srzuhalten, 

10,:\ !.,II'! ,\lc!!IIII,~lldbll/i' deI' Bili!lo!h,k,,!irdllJl'lII (jM/(',~e d/t ,\lagllLlkdr/tll1'cI:~"/h 

,/cr \\;I'/\d'.I/i\"l;tcill/l/,~ jer ['lllIcnitcl't"llrdlloll, f)it ('!Jujll"iijilllg der Bcru/?­

liW'II,~ j;,!!e lIichl ill die /.lI.It,i'IIt/igkcit dcr [Jllil'i'/".liU/'I!JiMiillbd Sd!,:(;/IIK 

11.1 Die Riick,L:'lbe enrkhnrer Bücher wurde lufolge [DV-technlscher und 

praxisbed i ngrer LI mst;inJe in 1 l-t;igigen I nrervallcn betricben, während 

die Blbll()[heks()rdnung für die lJnl\'l'rsitiiren Mahnungen in Abst;tnden 

\()n SIeben Tagcn \orsah, 

11.2 Der RH bemängelte diese abwcichende Rcgelung und empf~lhL die Pra­

xis der Hlbliotlwksordnung anzupasscn, 

11,,' Die FliMilJlbfk.ldil't'klo/'in enl'iderlc. die.\c FI",~e lcercle /lill eillfl' F\j>(,l'letl,~J'!/I!Ii( 

/iCb,lIIde!t I/Ild ('r/imlcl" .:im /!/Ilideilitile I?',~C!!III,~, 

12.1 Die Betrcuung der Fakulr:irs- und FachbiblIotheken Sowie der zahlrei­

chen Instirutsbibliorheken erfolgtc trotz einer giinsti,L:en personellen Aus­

startung nICht zur Ciinze durch blbllotheKclrisch 'Iu\~ehildcre MItarbeiter. 

Die bibliothekarischen Au(~al)('n an 1,1 Institutsblhliotheken nahmcn 

überwlcgend bibliorheKclrisch weitgchend ungeschulte L1nl\'l'rslt;trsbe­

dienstere d leser I nsti [ure wahr, Die Hauptbibll(J[hek nahm led igl ich die 

Titelaufnahme der ncu erworhencn Biinde vor. 

Wegen ulHerschicdlllher Personalressourcen waren dlc Öffnungszeiten '111 

den InstitursbibllOtheken \Trschieden und gln,L:cn teilweise an den Be­

L! lirfn issen der St udierendcn vorbei. Personalmangel , zum Tci I aber auch 

ungünstige bauliche Gegelx-nheiten fiihrrl'n an mehreren Instirursbibllo­

thekcn zu einer unzureichenden Ober\\'<lChung des Buchbestandes, 
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292 

Landkartengalerie 

Inventar 

12.2 Der RH erachtete die bibliothekarische Bearbeitung der Institutsbestän­
de und die fachgerechte Betreuung der Studierenden für gefährdet. Er 
empfahl, weitere Fachbibliotheken zu errichten, um die bibliothekarische 
Bet reuung der Bestände durch qualifizierte Bibliotheksmitarbeiter zu 
verbessern. Außerdem sollten bisher in der Hauptbibliothek tätige Mitar­
beiter zur Verbesserung der Betreuung der Institutsbibliotheken vor Ort 
eingesetzt werden. 

12 .3 Laut Stellungnahme der Bibliotheksdirektorin stelle die Betralumg bibliotheks­
fremder Mitarbeiter mit bibliothekarischen Aufgaben eine unbefriedigende Not­
lösung dar; diese sei aber angesichts der vergeblichen Bemühungen um Personalver­
mehrung unvermeidlich. 

13.1 Ein Lesesaal war in der kürzlich um 60 Mill S restaurierten Landkarten­
galerie untergebracht. 

13.2 Der RH erhob angesichts der Gefahr der Beschädig ung der Fresken aus 
dem 16. Jahrhundert Bedenken gegen diese Verwendung . 

13.3 Lallt Stellungnahme der Universitiitsbibliothek Salzburg kO"nne allf die Nutzung 
dieses Lesesaales nicht verzichtet werden; Beschadigungen seien nicht zu erwarten. 

13.4 D er RH erwiderte, daß in den ande ren restaurierten Bereichen bereits 
leich te Beschädigungen feststell bar seien. 

14 .1 Die Wirtschaftsabteilung der Universität Salzburg nahm die Inventarver­
waltung der Universitätsbibliothek Salzburg wahr. Die Aufzeichnung der 
Inventargegenstände erfolgte EDV-unterstützt; ein richtliniengemäßes 
Standortinventar lag nicht vor. Ein Bediensteter der Verrechnungsstelle 
der Universitätsbibliothek Salzburg führte zusätzlich händische Inventar­
aufzeichnungen. Ein Vergleich der bei den Aufzeichnungen ergab, daß von 
rd 120 Gegenstandsgruppen lediglich fünf mengen mäßig übereinstimm­
ten. Etwa 3 000 Inventargegenstände der Universitätsbibliothek Salzburg 
mit einem Ankaufspreis von insgesamt rd 26 Mill S waren fehlerhaft 
inventarisiert. 

14.2 Der RH beanstandete die fehlende Abstimmung der Inventaraufzeich­
nungen und die mangelhafte lnventarisierung der Gegenstände, die einer 
ordnungsgemäßen Verwaltung widersprachen. 

14.3 Die Bibliotheksdirektorin teilte mit, es würde mit der Wirtschaftsabteilung der 
Universitdt Salzburg eine Generalbereinigung des Inventars durchgeführt werden. 
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Schluß­

bemerkungen 

l'i Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

(I) Da~ BM\XlV sollte auf die rasche C'berführung der l:niversidt 

Salzhurg und damit auch der Universitiitsbihliothek Salzhurg in die 

neue Rechtslage dringen. 

(1) Der künftige Erwerh von Periodika w:ire in allen Bibliothekshe­

reichen kritisch zu überprüfen, um MehrfacherwL'rbungen zu un­

terbinden. 

C)) Titelaufnahlne und Erwerbung sollten zusammengelegt werden, 

um die Bearbeitungsvorgänge zu straffen und den Personalauf­

wand in diesem Bereich zu verringern. 

<}) Die EDV-bezogelle Schulung der Mitarbeiter sollte verbessen 

werden. 

(5) I n angemessenen Zei rabständen sollte der Buch hestand du reh 

Revisionen überprüft werden. 

(6) Die Bestandssicherung, vor allem bei den ausgelagerten Bestän­

den, sollte dringend verbessert werden. 

(7) \Xleitere Fachbibliotheken sollten errichtet werden. 

293 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)302 von 358

www.parlament.gv.at



294 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 303 von 358

www.parlament.gv.at



Schienenfahrzeugbeschaffung der ÖBB 

Die ÖBB beschafften - vorwiegend als Ersatz überalterter, auszu­
scheidender Fahrzeuge - von 1990 bis 1995 Schienenfahrzeuge 
um jährlich rd 3 Mrd S. Bis 1993 erfolgten die Beschaffungen zwar 
im Interesse der heimischen Fahrzeugindustrie, aber zum Nachteil 
der ÖBB - zumeist ohne Ausschreibungen - im Inland. 

Unternehmungszielorientierte Marktanalysen fanden bei Bedarfs­
berechnungen zu wenig Eingang. Bei der breiten und innovations­
freudigen Neuentwicklung von Lokomotiven durch die ÖBB und 
beauftragte C nternehmungen fehlte ein straffes Projektmanage­
ment; keine Neuentwicklung wurde termingerecht geliefert. Son­
denvünsche der äBB führten zu aufwendigen Konstruktionen, zu 
Verzögerungen \vährend des Baues und zu Mehrkosten. Der Neu­
bau von Personenwagen erfolgte ausschließlich für den Fernver­
kehr. Güterwagenbeschaffungen gingen zum Teil am Transportbe­
darf vorbei. 

Ab 1993 hielt sich der neue Vorstand der ÖBB bei Neuanschaffun­
gen zurück, um gesicherte Markt- und ßedarfsanalysen abzuwar­
ten. Der Einkauf nutzte die Vorteile des Wettbewerbes effizienter 
als zuvor. 

Der - verlustbringende - Personennahverkehr war das stabilste 
Nachfrageelement. Dem trugen die äBB mit der Beschaffung von 
Doppelstockwagen Rechnung. 
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Österreichische Bundesbahnen 

Rechtsgrundlage: Bundesbahngesetz 1992, BGBI Nr 825/1992 

Rechtsform: Sondergesellschaft des Bundes seit 1. Jänner 1993 

Ausgliederung aus dem Bundeshaushalt seit 1994 

Triebfahrzeuge 

Personenwagen 

Güterwagen 

Beförderte Personen 

Beförderte Tonnen 

Umsatzerlöse 

Jahresergebnis 

Ergebnis der gewöhnlichen 

Geschäftstätigkeit 

Anlagenzugang 

Mitarbeiter 

(] ahresdurchschni n) 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 

Anzahl 

1 553 1 597 1618 1 593 1605 1 573 1 572 

3461 3537 3519 3512 3458 3436 3287 

30506 30526 31 155 28531 24264 21 823 20397 

Anzahl in Mill 

168 174 175 186 190 194 193 

63 65 63 60 66 68 70 

in Mill S 

20975 22715 23502 21 514 26556 26658 27 007 

441 117 77 -40046 

365 212 985 

2970 3631 3 153 2721 2548 3 101 1897 

Anzahl 

66929 67468 67394 66662 65408 62868 59899 

Der RH überprüfte von Mitte April bis Mitte Juni 1996 die Gebarung 
der ÖBB hinsichtlich ihrer Schienenfahrzeugbeschaffungen. 

Zu den im Oktober 1996 übermittelten Prüfungsmirreil ungen gaben die 
ÖBB im Jänner 1997 eine Stellungnahme ab. Das BMWV äußerte sich 
im Juli 1997. Der RH verzichtete auf eine Gegenäußerung. 
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Schienenfahrzeug­
Investitionen 

Abwertung im 
Anlagevermögen 

2 Von 1990 bis 1995 investierten die ÖBB für ihre Schienenfahrzeuge rd 
18 Mrd S, das sind rd 3 Mrd S jährlich. Den Anteil der Fahrzeugkatego­
rien an den Schienenfahrzeug- Investitionen zeigt nachstehendes Schau­
bild: 

Schienenfahrzeug- Investitionen 1990 bis 1995 

~ ____________ Güterwagen 
11 % 

Personenwagen 
------ 34% 

Triebwagen 
------11 % 

Loks 
'------------ 44 % 

3.1 Wegen des Rechnungslegungsgesetzes erfolgte anläßlich der Eröffnungs­
bilanz der ÖBB zum l. Jänner 1994 eine Abwertung der Buchwerte der 
Schienenfahrzeuge von rd 38,2 Mrd Sauf rd 26,2 Mrd S. Die Abwertun­
gen betrafen vor allem die Verkürzung der Nutzungsdauer (6,5 Mrd S), 
Sonderabschreibungen für technisch und wirtschaftlich überholte Fahr­
zeuge (2,9 Mrd S), Wertberichtigungen für Nebenbahnfahrzeuge (1 Mrd S) 
sowie Schrottwertabschreibungen und Ausscheiden nicht aktivierungs­
fähiger Instandhaltungen. Auch nach der Anpassung der Buchwerte blie­
ben die im Jahr 1995 dem "öffentlichen Fuhrpark" zuzurechnenden Teile 
des Anlagevermögens (Schienenfahrzeuge, Straßenfahrzeuge und Schiffe 
im Wert von rd 28,5 Mrd S) sowohl absolut als auch im Verhältnis zum 
sonstigen Anlagevermögen die bedeutendste Vermögensposition der ÖBB. 

3.2 Nach Ansicht des RH wären weitergehende Abwertungen aus Gründen 
kaufmännischer Vorsicht (schwierige Ertragslage beim Fernverkehr, feh­
lende kostendeckende Nahverkehrsverträge mit Bund und Ländern, tech­
nisch überalterte Güterwagen einiger Baureihen und unzweckmäßige 
bzw zu teure Lokbaureihen) angebracht gewesen. 

3.3 Der Vorstand der äßß nahm die Altsfiihnmgen des RH zur Kenntnis. 
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Bilanzkennzahlen LI Das Eigellkapl tal des U nrernl'hm LlngshnelChes "Alv,atz" \'on rcl 20 Mrd S 

dechl' im Jahr 1995 weniger als die I Lilfte des Anlagevnmiigens 

(DeckLlllpgracli7 (J(), Dn VerschLlldLlngs~rad, das ist das Vcrh;iltnis 

heflldkapiral zu haftendem Fi,L:ellkapitaL hetru~ I, I~. 

·j.l N'lch Auffassung des Rli la~ - hei ausgewogenn Verschuldung 

l'i ne II merkapl taiisierullg vor, weIl das E i~enkapi ral das AIllagl'\ermii­

,L:en l11cht deckt ("~oldene Bilanzregel") 

4,,-1 DeI' VO/'l/dlld deI' OF3B lIt/blll die rlllljiilmlilgm du NH ::/11' Kellil/I//1, 

Beschaffung neuentwickclter Lokomoti"en 

Bedarfsnflll tt I ung 

Diescl-Verschuh­

!okomot I ve 

),[ Die IkdarfslTmitrlun~ für die Nachheschaffung \'on Vnschublokomo­

tl\'ClI erf()l~te "statisch", indem bestehende überaltlTte Trieht~lhrzeu,L:e 

durch neue nseczt wurden, 

5,2 Der RlI bC!l1;in~elte, daL\ die ÜBB vor allfälligen Neulwschaffungen 

nicht den lats;(chlichen Bedarf berechnet hatten, Er unphhL die Arbeits­

pl:ine des Vnschubdienstes IU LiberprLif'cn, Verschubbewe~ungen zu kon­

ZelllrIeren, \\larrueiten IU reduzieren und die Anzahl dn Vcrschuhreser-

ven zu verringern, 

(, \\legen hiil1l'rn Anforderungen an A rhe i tszüge, Zei tverlusten in folge 

ZU,~teilun~en, Verschub\'LTlllchrun,~en, Störun~cn des Arbeitsablaufes 

in den \\lerkstjtten und ALlsmuSterun,~ alter Loks lwschafften die ÖBB 

von \ ':)<)0 bis \ ':),:)5 insgesa!l1t ()() Stück ncuelltwickclter Diesel-Ver­

sch u bloko!l1()( i yen der Rei he 2()()H In drei Trane hen. Der Gesam twert der 

Beschaffungen betrug 1 () \ I Mill S. 

7,1 Nach technischen KlärungeIl fLihrtc die erste - nauollale-- Ausschrei­

hung üLwr fÜllf Diese!-Verschubloko!l1o(l\'en im J:iIlIlLT \ ':)HH zu Clnem 

AIl,~eb()(spreis \on rd 2\ ,J ,\fill S je Lok, Der Einkauf der ÖBB nachtete 

dies als liberhiiht, weil Im Vergleich mit bisherigen Lieferungen fLir eine 

Serienlok rd \ H Mill S ulld beim ll~illl'rungsweisen Vergleich mir einer 

Vnschublok der DeutscheIl Bahn (auf der PreisbasIs I ':)H'"7) rcl 1') Mill S 

gL'rechrtt.-rt igt ,~nvesen w:irell, 

Der Anbiner bestand auf einem (;rundpreis von 2\ Mill S je Lok. Der 

Vorstand genehmigte imJuli 1 ':)HH die Bestellung rrorz t'chlender \X1in­

sch'lftlichkeitsbcreehnung, [m Dezemher I ':)HH \'eranlaL"tL'1l die ÖBB 

technlscllC Änderungen, die zu elilem Endpreis einschlieJ\llch Preisglei­

rungen \'on rd 22,2 Mdl S je Lok und Lid'cr\'erziigcrungen führrell, Oll' 

Ahrechnull,g im Jahr \ ':)<)1 ngab Aus,galwn \'on rd \ \1 MIlI S. 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 307 von 358

www.parlament.gv.at



Neuentwickelte Lokomotiven 

20 

7.2 Der RH bemängelte, daß keine internationale Ausschreibung der Be­
schaffung erfolgt war. Er erachtete die Neuentwicklung der Verschublo­
komotive für wirtschaftlich nachteilig, weil am Schienenfahrzeugmarkt 
ausgereifte und preiswertere Serien produkte verfügbar waren. Die durch 
konstruktive Sonderwünsche und die übertriebene Ausstattung der Loko­
motive bewirkten zusätzlichen Preiserhöhungen wären beim Ankauf von 
Serienprodukten ebenfalls vermieden worden. 

7.3 Der Vorstand der ÖBB nahm die Ausführungen des RH zur Kenntnis. 

8.1 Im Oktober 1990 beschloß der Vorstand der ÖBB, auf der Grundlage 
eines Stückpreises von rd 22 Mill S den Lieferanten der Prototypenserie 
mit weiteren 25 Diesel-Verschublokomotiven freihändig zu beauftragen, 
weil die Ausführung der Leistung für diesen Fahrzeug typ nur von dieser 
Unternehmung befriedigend zu erwarten gewesen sei. Das Angebot des 
Lieferanten vom November 1990 lautete auf einen Stückpreis von rd 
26,6 Mill S. Der Lieferant erklärte die Preisdifferenz mit einer "bedeut­
samen Fehlkalkulation". 

Im Februar 1991 führten Preisverhandlungen nur zu einem geringfügi­
gen Preisnachlaß. Dennoch stimmte der Vorstand dem Ankauf im Mai 
1991 zu. Die Abrechnung der zweiten Bestellung im Jahr 1994 ergab rd 
645 Mill S (rd 25,8 Mill S je Lok). 

8.2 Der RH kritisierte die nachgiebige Haltung der ÖBB. 

8.3 Der Vorstand der ÖBB nahm die Ausführungen des RH zur Kenntnis. 

9. L Gestützt auf die Freigabe von 3,6 Mrd S "im Interesse der Beschäftigung 
der heimischen Fahrzeugindustrie" durch die Bundesregierung beschloß 
der Vorstand im Dezember 1992, einen Teil dieser Mittel für die Beschaf­
fung von weiteren 30 Stück Diesel-Verschublokomotiven zu verwenden. 
Die Maschinendirektion begründete die Beschaffung mit Verbesserungen 
im Triebfahrzeugeinsatz, welche jedoch nach eigener Einschätzung mo­
netär nicht bewertbar waren. Berechnungen der ÖBB wiesen auf die 
schlechte Wirtschaftlichkeit der Anschaffung hin . 

Die ÖBB bestellten im Dezember 1992; die Lieferungen folgten bis 
Ende 1994. Die Abrechnung im Jahr 1995 ergab rd 855 Mill S (rd 
28,5 Mill S je Lok). 

9.2 Der RH vermerkte die geringe Wirtschaftlichkeit der Investition für die 
ÖBB, der allerdings eine von beschäftigungspolitischen Beweggründen 
getragene Bestellung gegenüberstand. Er empfahl, die wirtschaftliche 
Gebarung der ÖBB nicht mit Förderungsmaßnahmen für die Fahrzeug­
industrie zu belasten. 

9.3 Der Vorstand der ÖBB nahm die Ausführungen des RH zur Kenntnis. 
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Neuentwickelte Lokomotiven 

Elektrische 
Streckenverschublok 

10.1 Die Neuenrwicklung der Diesel- Verschublokomotive führte zu techni­
schen Problemen (etwa Radrisse, Ölaustritt , undichte MotOren, mangel­
hafte Klimaanlagen), welche teilweise erst im Betrieb behoben werden 
konnten. Die geringe Produktion ermöglichte keine Serienreife. 

10.2 Nach Auffassung des RH hätten die Probleme beim Ankauf von erprob­
ten Serienprodukten vermieden werden können . 

10.3 D ie Ößß stimmten dem RH zu. 

1l.l Der Vorstand der ÖBB beschloß im März 1992 die Beschaffung von 20 
elektrischen Streckenverschubloks der Reihe 1163. Den im Juli 1992 er­
folgten Bestellungen lag ein Preis von 37,4 Mill S je Lok zugrunde. Die 
Streckenverschubloks besaßen einen gegenüber einem Dieselanrrieb teu­
reren elektrischen Anrrieb und - inrernational unüblich - vier Fahr­
pulte. 

Die Abrechnung der Aufträge erfolgte erst nach langwierigen Verhand­
lungen über Preisgleitung, Pönale, Zinsen und Enrwicklungskosten im 
Juli 1996 und betrug insgesamt rd 780 Mill S (rd 39 Mill S je Lok). 

11.2 Der RH bemängelte den vergleichsweise hohen Preis, der auf die über­
reichliche Ausstattung zurückzuführen war. 

11.3 Laut Stellungnahme der Ößß habe sie nach langwierigen Verhandlungen den 
Abrechnungsbetrag auf rd 730,8 Mi" S (rd 36,5 Mi" S je Lok) reduzieren 
kö"nnen. 

12.1 Die ursprünglich angestrebte Vereinfachung und Verkürzung der 
Streckenverschubloks scheiterte an der aufwendigen Ausstattung und an 
nachträglichen Konstruktionsänderungen. Die im Mai 1994 begonnene 
Auslieferung war gegenüber dem Lieferplan um sechs Monate verspätet. 

Die von der Maschinendirektion als "Neubau-Triebfahrzeugfriedhof' be­
zeichneten Fahrzeuge erfüllten nicht die technischen Kriterien für eine 
Übernahme. Technische Probleme mußten überdies im Probebetrieb und 
teilweise auch im normalen Einsatz behoben werden. 

12.2 Nach Auffassung des RH hätten die Probleme beim Ankauf erprobter 
Serienprodukte vermieden werden können . Er anerkannre jedoch den be­
sonders geräuscharmen Betrieb und weitere im Inreresse der Umwelt­
freundlichkeit gelegene technische Neuerungen. 

12.3 Die Ößß stimmten dem RH grundsCitzlich zu. 
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Neuentwickelte lokomotiven 

Schien nfahrzeugbe chaff 
d r OB 

Elektrische 
Zweisystemlok in 
Leichtbauweise 

Elektrotriebwagen für 
die Mariazellerbahn 

13.1 Die unrernehmerische Grundsatzenrscheidung zur Enrwicklung der Lok­
reihe 1014 sah ab 1988 den Bau einer Leichtbau-Lokomotive für die 
Führung von Wagen mit Wagenkasrenneigungsrechnik vor. Weiters soll­
te die Leichtbau-Lokomorive für zwei verschiedene Spannungssysteme 
geeigner sein (lokwechselfreie Führung internationaler Züge zwischen 
Wien und Budapesr) und die Möglichkeit zum Einbau von Ballasrge­
wichren für die Führung von Güterzügen besirzen . Die Technik der 
Wagenkastenneigung setzten andere Bahnverwaltungen nicht bei lokbe­
spannten Zügen, sondern bei Triebwagenzügen ein. So besrellre die 
Schweiz Triebwagenzüge in Wagenkastenneigungstechnik. Im August 
1991 und im Mai 1992 besrellren die ÖBB 18 Leichrbau-Lokomotiven 
um rd 878,4 Mill S (rd 48,8 Mill S je Lok). Die Abrechnung der Bestel­
lungen ergab 1996 einen Gesamtpreis von rd 978 Mill S (rd 54,3 Mill S 
je Lok). 

Wegen der beschränkten Einsetzbarkeir der Leichtbau-Lokomotive (Pro­
bleme im internarionalen Reiseverkehr, bei inländischen Pendlerzügen 
und im Gürerverkehr durch zu geringe Leisrung) unrerblieb eine Folge­
bestellung der Lokreihe 1014. 

13.2 Wie der RH fesrstellre, isr der Einsarz der Wagenkastenneigungsrechnik 
bei Triebwagenzügen vorteilhafrer als bei lokbespannren Zügen. Er ver­
merkre kritisch, daß die Leichrbauweise auch hinsichtlich der anderen 
Beschaffungsmerkmale unzweckmäßig war. 

14.1 Im Mai 1989 beschloß der Vorstand der ÖBB ein Betriebskonzepr für die 
Mariazellerbahn mit Investirionen von 640 Mill S. Die Ziele waren ua die 
Verkürzung der Reisezeir und das Fahren ohne Zugbegleirer (erwartete 
jährliche Einsparungen rd 7,4 Mill S). Eine Verminderung des Abganges 
um jährlich rd 20 Mill S sollte eine Amortisationszeit von 20 Jahren 
ermöglichen. 

Der Kern des Betriebskonzeptes war die Anschaffung von zehn Elekrro­
triebwagen um insgesamr 530 Mill S. Obwohl der laut Nebenbahnver­
ordnung mit Ende 1991 begrenzte Leistungsauftrag des Bundes nicht 
verlängert worden war, beschloß der Vorstand der ÖBB die Beschaffung 
von zwei Garnituten als Vorleistung auf die zehn Einheiten. Die Bestell­
summe für die beiden Protorypen betrug 133 Mill S. 

14.2 Der RH bemängelre die Anschaffung, weil der Leistungsauftrag des Bun­
des nicht verlängert worden war. Die Umsetzung des Betriebskonzepres 
blieb wegen des Einsatzes von nur zwei Triebwagen Srückwerk. 

Der RH beanstandete weiters die mangelhafre Zielerreichung des Be­
triebskonzeptes, weil - bedingt durch die langen Türschließzeiten der 
neuen Garnituren - die gegenüber den alten Wagen verlängerten Srari­
onsaufenthalte einen Großreil des Geschwindigkeirsvorreils der neuen 
Triebwagen zunichte machten und eine Fahrzeirverkürzung auch durch 
die fehlende Einbindung der neuen Triebwagen in den Fahrplan der alren 
Lokomoriven ausblieb. 
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Neuentwickelte Lokomotiven 

Dieselhydraulischer 
Nahverkehrstrieb­
wagen 

Mangels geeigneter Fahrscheinautomaten konnte das Fahren ohne Zugbe­
gleiter (erwartete Einsparung je Zugbegleiter rd 450 000 S) nicht ver­
wirklicht werden. 

14.3 Laut Stellungnahme der äBB sei eine Insellösung mit Fahrscheinautomaten nur 
für die Mariazellerbahn wirtschaftlich nicht sinnvoll. Zuvor sei vor allem das 
Problem der Tarifvielfalt der Verbünde zu lösen. 

15.1 Zwecks Ersatz zu schwerer, zu langsamer und unkomfortabler Fahrbe­
triebsmittel suchten die ÖBB nach einem dieselbetriebenen, auch für 
Hauptstrecken tauglichen Schienenfahrzeug. Die Produktwahl fiel 1985 
auf den neuentwickelten dieselhydraulischen Nahverkehrstriebwagen der 
Reihe 5047. In den Jahren 1985 bis 1994 bestellten die ÖBB 100 Stück, 
davon zuletzt 1994 zehn Stück um 197 Mill S. 

Bei diesem langjährigen Beschaffungsvorgang trat eine Fülle von Män­
geln auf, wie knappe Ausschreibungsfristen, Bieterbeschränkungen, 
nachträgliche Konstruktionsänderungen, Nachgiebigkeit bei Pönalien, 
ungünstige Auswahlkri terien, Lastenheftänderungen, fehlende Preisüber­
einkunft zum Bestellzeitpunkt usw. 

Der neue Triebwagen war je Sitzplatz fast doppelt so schwer wie sein Vor­
gänger und um ein Drittel schwerer als vergleichbare ausländische Fabri­
kate. Im Jahr 1992 lehnten die ÖBB ein - allerdings verbesserungs­
bedürftiges - inländisches Angebot ab, einen Schienenbus mit dem 
halben Gewicht je Sitzplatz um rd 9 Mill S zu liefern. 

15.2 Der RH beanstandete die mangelhafte Wirtschaftlichkeit der Beschaf­
fung. Er kritisierte, daß die ÖBB durch die Beschränkung der Preisan­
fragen auf wenige Hersteller den Einsatz fortschrittlicherer Leichtbau­
konstruktionen von vornherein ausklammerten und aus Gründen der 
Standardisierung an der Nachschaffung der schweren Nahverkehrs­
triebwagen bis zum Jahr 1994 festhielten. 

15.3 Der Vorstand der äBB nahm die Ausführungen des RH zur Kenntnis. 

16.1 Betriebliche Nachteile beim Einsatz der neuen Nahverkehrstriebwagen 
führten zum Einsatz zweiteiliger Triebwagengarnituren der Reihe 5147, 
die allerdings unter bestimmten Einsatzbedingungen zu schwach waren. 
Der Vorstand der ÖBB beschloß im Dezember 1992 eine Rahmenüber­
einkunft über 22 Garnituren in leistungsverstärkter Ausführung zum 
Stückpreis von 41 Mill S. 

Die ÖBB traten im September 1995 jedoch von dieser Rahmenüberein­
kunfr zurück. 
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chaffun 
Neuentwickelte LOkomotiven 

chienenf rzeug 
der OBB 

16.2 Der RH erachtete trotz Leistungssteigerung den Preis von rd 300 000 S 
je Sitzplatz im Vergleich mit dem Preis je Sitzplatz von rd 280 000 S bei 
den Nahverkehrstriebwagen der Reihe 5047 für überhöht , weil bei den 
zweiteiligen Garnituren zwei Führerstände wegfielen. Anstatt die schwe­
ren Nahverkehrstriebwagen weiterzuentwickeln, wäre nach Ansicht des 
RH der Übergang zu Leichtfahrzeugen geboten gewesen. 

16.3 Der Vorstand der ÖßB nahm die Ausführungen des RH zur Kenntnis. 

17.1 Im Herbst 1993 lösten beschäftigungspolitische Überlegungen des dama­
ligen Bundesministers für Finanzen, Dkfm Ferdinand Lacina, bei den 
ÖBB eine Wirtschaftlichkeitsanalyse hinsichtlich der Anschaffung von 
zehn Nahverkehrstriebwagen aus. Das Ergebnis war negativ. 

Dennoch beschloß der Vorstand der ÖBB im März 1994, gestützt auf ei­
nen Aufsichtsratsbeschluß, die zehn Triebwagen zum Gesamtpreis von 
197 Mill S zu bestellen, wenn der Bund 100 Mill S Zusatzfinanzierung 
bereitstelle. 

Der Bund stellte in der Folge rd 100 Mill S für fünf Triebwagen aus dem 
Titel der Verbesserung des Qualitätsniveaus gemeinwirtschaftlicher Lei­
stungen zur Verfügung. Für die Bestellung der weiteren fünf Triebwagen 
trafen die ÖBB bilanzielle Vorsorge. 

17.2 Wie der RH vermerkte, schmälerte die Zahlung des Bundes für die neuen 
Triebwagen in gleicher Höhe seine Gesamtzahlungen für gemeinwirt­
schaftliehe Leistungen und war daher für die ÖBB erfolgsneutral. Nach 
Ansicht des RH war die Beschaffung ein Stützungskauf mit beschränkter 
beschäftigungspolitischer Auswirkung, weil die Fahrzeuge zum Bestell­
zeitpunkt bereits weitgehend fertiggestellt waren; die Auslieferung des 
ersten Fahrzeuges erfolgte vier Tage nach der Bestellung, die der rest­
lichen Triebwagen schrittweise bis zum Frühjahr 1995. 

Beschaffung von Güterwagen 

Allgemeines 18 Die ÖBB beschafften von 1988 bis 1994 Güterwagen um rd 2 Mrd S. 
Mitte der Achtzigerjahre verfügten sie im Unternehmungsbereich "Ab­
satz" über rd 33 300 Güterwagen. Ihr ab 1992 verstärkter Abbau führte 
im Jahr 1995 zu einem Bestand von rd 21 800 Güterwagen, wobei die 
Bruttotonnenleistung der produktiv eingesetzten Güterwagen ab 1993 
knapp verdoppelt wurde. 

Ungeachtet des Überbestandes gab es einen Engpaß bei einzelnen Gat­
tungen, so daß die ÖBB gleichzeitig Neuanschaffungen vornahmen. 

Von 1990 bis 1994 betrug die Anzahl der jährlichen Neuanschaffungen 
rd 500 Stück. 

Die Beschaffung von Güterwagen war für die ÖBB schwierig, weil der 
Markt zunehmend Spezialwagen wünschte, der diesbezügliche Bedarf 
aber stark schwankte. Demgegenüber stellte die Anschaffung von Güter­
wagen wegen der langen Lebensdauer eine langfristige Kapitalbindung 
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Güterwagen 

Verrechnungs transfer 
von Güterwagen 

Entscheidungs­
grundlagen 

dar, welche die ohnedies unzureichende Kapitalausstattung der ÖBB er­
heblich belastete. Diesen Umständen trug der Vorstand der ÖBB ab 1994 
mit der Einstellung von Neuanschaffungen Rechnung. Nach der Ein­
führung des Rechnungslegungsgesetzes wurden bis dahin angemietete 
Wagen in der Bilanz der ÖBB aktiviert. 

19.1 Der Bestand an sogenannten Bahndienstwagen, das sind innerbetrieblich 
verwendete Güterwagen, lag im Jahr 1995 zufolge divergenter Zahlenan­
gaben zwischen rd 6400 und rd 8 750. Der Anteil der Bahndienstwagen 
betrug demnach im Jahr 1995 zwischen rd 29 % und 40 % des Güter­
wagengesam tbestandes. 

Der wirtschaftliche Einsatz der Bahndienstwagen war 1995 Prüfungsge­
genstand der Stabsstelle Revision der ÖBB. 

Zwischen 1991 und 1995 senkte der Absatzbereich der ÖBB seinen kom­
merziellen Güterwagenbestand um rd 8 700 Stück, zugleich aber erhöhte 
der innerbetriebliche - infrastrukturelle - Bereich seinen Bestand an 
Bahndienstwagen beträchtlich. Die Mietenverrechnung zwischen den Un­
ternehmungsbereichen "Absatz" und "Infrastruktur" für innerbetrieblich 
verwendete Güterwagen entfiel. 

19.2 Wie der RH vermerkte, war der Güterwagenbestand somit weitgehend 
aus dem gewinnorientierten Unternehmungsbereich "Absatz" in den vom 
Bund zu finanzierenden Unternehmungsbereich "Inftastruktur" verlagert 
worden. Der RH empfahl anstelle von Umschichtungen eine endgültige 
Lösung des Güterwagenproblems . 

19.3 Laut Stellungnahme der ÖBB seien vom Bereich Absatz nicht mehr benö·tigte 

Wagen nur über ausdrückliche Anforderung und Anrechnung der Buchwerte in 
den Bereich Infrastruktur transferiert worden. Für Transporte zugunsten des In­

frastrukturbereiches seien diesem Frachtkosten angelastet worden. 

Die mit der Stabsstelle Revision vereinbarten Maßnahmen seien teilweise bereits 

realisiert worden. 

20.1 Im November 1993 legte die Stabsstelle Revision der ÖBB einen Bericht 
über die Beschaffung und den Einsatz von Güterwagen vor. Kritisiert 
wurde insbesondere das Fehlen einer systematischen Marktbeobachtung, 
ausreichender Informationen über die Nutzung (Stehtage), einer stati­
stisch gestützten Umlaufzeit, fundierter Wirtschaftlichkeitsrechnungen, 
von Nachkalkulationen sowie einer ausreichend fundierten Bedarfs­
ermittlung. 

Der RH überzeugte sich vom Fortbestand der Mängel. So waren das 
EDV-gestützte Güterverkehrsinformationssystem sowie das Transportin­
formationssystem von der Datenfülle überfordert und die Datenübertra­
gungsleitungen überlastet. Die Entwicklung eines von der Verkaufsdirek­
tion schon für 1989 in Aussicht gestellten Bedarfsermittlungssystems für 
Güterwagen blieb erfolglos. 
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Güterwagen 

Anmietung von 
Güterwagen 

Bezugsquellen 

20.2 Der RH beanstandete, daß der Fachdienst die mit der Stabsstelle Revision 
für 1994 vereinbarten Maßnahmen nicht durchführte und die EDV-ge­
stützte Bedarfsermittlung nicht vorlag. Auch die Nachkalkulation von 
Beschaffungsvorgängen unterblieb. 

Der RH empfahl die zügige Umsetzung der offenen Maßnahmen. 

20.3 Laut Stellungnahme der äßß sei mit der Stabsstelle Revision die Umsetzung der 
noch offenen Maßnahmen bis liingstens Ende 1997 festgelegt worden. 

21.1 Die angernieteten Güterwagen verursachten imJahr 1995 einen geschätz­
ten zusätzlichen Abgang von über 23 Mill S. Abgesehen von einer 
Wagengattung konnten 1995 mit den angernieteten Güterwagen keine 
Deckungsbeiträge erwirtschaftet werden. Die Mietverträge erlaubten kei­
ne wirtSchaftlich begründete Aufkündigung durch die ÖBB (etwa Anpas­
sung an die Marktentwicklung). 

21.2 Der RH empfahl, die schon 1988 vom Vorstand der ÖBB verlangte 
EDV-gestützte Bedarfsermirtlung ehestens zu verwirklichen, um die 
Wirtschaftlichkeit der Anmietungen künftig zu erhöhen. Weiters wäre 
das Güterwagen-Dispositionssystem zu verbessern, um die Wagenum­
laufzeiten zu ermitteln, zu verkürzen und damit den Nurzungsgrad zu er­
höhen. 

21.3 Laut Stellungnahme der äßß siihen die neuen Vertrage entsprechende Kündi­
gungsmöglichkeiten vor. Erste Nutzungsmöglichkeiten eines EDV-gestützten Gü­
terwagen-Dispositionssystems stünden bis Ende 1997 zur Verfügung. 

Zur Erhöhung der Gesamtproduktivitat der Güterwagen werde ein Konzept in Aus­
sicht genommen. 

22.1 Die ÖBB kauften neue Güterwagen nur bei der heimischen Fahrzeugin­
dustrie . Bei der Neuwagenbeschaffung kaufte die Deutsche Bundesbahn 
erheblich billiger ein als die ÖBB . 

22.2 Der RH kritisierte fehlende internationale Ausschreibungen für Güter­
wagenbeschaffungen. 

22.3 Der Vorstand der äßß nahm die Ausfiihmngen des RH zur Kenntnis. 

Beschaffu ng von Reisezugwagen 

Allgemeines 23 Die ÖBB verfügten 1995 über rd 3 300 normalspurige Reisezugwagen. 
Davon setzten die ÖBB rd 1 000 im Fernverkehr und rd 2 300 im Nah­
verkehr ein. 

Der Wagenpark setzte sich entsprechend den generationsweisen Beschaf­
fungsvorgängen zusammen und enthielt knapp 400 moderne Reisezug­
wagen für Geschwindigkeiten bis 200 km/ho 
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Reisezugwagen 

Beschaffungspolitik 

Betriebswirtschaft­
liehe Analyse 

Gleitpreise 

24.1 Die ÖBB verfolgten seit 1986 das Konzept "Die Neue Bahn", das die Be­
schaffung von rd 575 Reisezugwagen um 5,2 Mrd S vorsah. Von 1990 bis 
1995 beschafften die ÖBB insgesamt rd 340 Wagen im Wert von jährlich 
rd 1 Mrd S. 

24.2 Die beschaffungspolirische Umsetzung dieses Konzeptes gab dem RH 
Anlaß zu nachstehender Beurteilung: 

(1) Die Entscheidungen einer zur Beschaffung von Wagenmaterial einge­
richteten Arbeitsgruppe waren wegen ungeregelter Arbeitsabläufe und 
unklarer organisatorischer Fragen nicht nachvollziehbar dokumentiert 
und die Bestellverantwortlichkeit nicht immer erkennbar. 

(2) Es fehlten eine systematische Marktbeobachtung und -untersuchun­
gen unter Einbeziehung internationaler Trends und strategischer Überle­
gungen anderer Bahnverwaltungen. 

(3) Es mangelte bis 1995 an einer den Wünschen der Pendler entspre­
chenden spezifischen Beschaffungspolitik für Nahverkehrsfahrzeuge. 

(4) Die Beschaffungspolitik der Jahre 1988 bis 1994 war gekennzeichnet 
von kleinen Bestellvolumina, Prototypenbau - ohne jedoch Serien anzu­
schließen - und Umbauten für Sonderwünsche. 

(5) Der Bau hochgeschwindigkeitstauglicher Reisezugwagen gelang nur 
zum Teil. 

(6) Die Qualitätsansprüche und Bedarfsbegründungen der ÖBB waren 
nicht immer schlüssig. 

24.3 Die Ößß nahmen die Kritik des RH zur Kenntnis. 

25.1 Eine stetige Kosten- und Leistungsüberwachung oder Einsatzanalysen 
zur Nachkalkulation einzelner Wagen sowie die Nachprüfung von Wirt­
schaftlichkeitsberechnungen nahmen die ÖBB nicht vor. 

25.2 Nach Ansicht des RH wären aus betriebswirtschaftlichen Analysen Er­
kenntnisse für die Begründung zukünftiger Beschaffungen zu gewinnen 
gewesen. 

25.3 Der Vorstand der Ößß nahm die Ausführungen des RH zur Kenntnis. 

26.1 Der Anschaffungswert der von 1990 bis 1995 übernommenen rd 340 
Reisezugwagen betrug rd 6 Mrd S. Durch Preisgleitung erhöhte sich das 
letztlich bezahlte Entgelt um durchschnittlich 4,3 %. 

26.2 Der RH empfahl, die Berechnung der Gleitpreise ab Vertragsabschluß zu 
vereinbaren und den Einkauf anläßlich der Endabrechnung einzubinden: 

26.3 Der Vorstand der Ößß nahm die Ausführungen des RH zur Kenntnis. 
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Reisezugwagen 

Neu enrwickelte 
Reisezugwagen 

Nahverkehrswagen 

27.1 Die ÖBB besrellten im Frühjahr 1993 40 neu enrwickelte Reisezugwagen 
in der für Reisende komfortableren Ausführung der 1. Klasse. Durch die 
neue Enrwicklung sollten verschiedene Wagenkategorien mit einheit­
lichen Elemenren und gleichem Wagen kasten in späteren Großserien 
preiswert gebaut werden können und langfristig Servicekosten gespart 
werden. 

Nach Änderung der Produktstrategie im 2. Halbjahr 1993, insbesondere 
durch Redimensionierung des Angebots gegenüber dem Neuen Austro 
Takt 1991, zeigte eine Bedarfsanalyse zur Optimierung des Personenver­
kehrsangebotes für Reisezugwagen der 1. Klasse nicht nur keinen weite­
ren Bedarf, sondern einen Überbestand bis ins Jahr 2000 von 28 %. Im 
Herbst 1993 erreichten die ÖBB eine Umwandlung der Bestellung in 
40 Reisez!-lgwagen der 2. Klasse zum Preis von 16,7 Mill S je Wagen. Die 
Entwicklungskosten übernahm der Lieferant . Er räumte darüber hinaus 
eine Option auf weitere 19 Wagen der 2. Klasse zu einem um 10 % gün­
stigeren Preis ein. Diese Option nutzten die ÖBB im Wege einer An­
schlußbestellung, obwohl keine Bedarfsrechnung durchgeführt wurde. 
Nach Ausnützung der Option war keine weitere Bestellung von Reise­
zugwagen geplanr, weil - auch mit Reserven -Wagenüberbestände 
vorlagen. 

27.2 Der RH anerkannre die bedarfsgerechte Umwandlung der Bestellung und 
die Lukrierung von Preisvorteilen. Er bemängelte allerdings die Ausnut­
zung der Option, weil nach seiner Auffassung kein Bedarf mehr gegeben 
war. Der RH vermerkte ferner, daß letztlich das mit der Neuenrwicklung 
verfolgte Ziel der Senkung von Erhaltungskosten nicht erreicht wurde. 

27.3 Der Vorstand der ÖBB nahm die Ausführungen des RH zur Kenntnis. 

28.1 Im Jahr 1996 trugen die ÖBB dem Pendlerbedarf mit der Beschaffung 
von 60 wendezugfähigen Doppelstockwagen Rechnung. Weitere 180 
DoppelstOckwagen bestellten die ÖBB im Juni 1996. Rund ein Fünftel 
der Investition von insgesamt rd 3,3 Mrd S war für die Bahnwerkstätten 
arbeitswirksam. Die große Serie wurde inrernational ausgeschrieben. 

Die ÖBB vermochten die Anschaffungspreise je Wagen im Vergleich zu 
den zuletzt 1993 beschafften Reisezugwagen um 18 % zu senken und die 
Investitionen je Sitzplatz zu halbieren. 

28.2 Der RH begrüßte die Beschaffung von nahverkehrsspezifischem Rollma­
terial zur Verbesserung des Komforts für die Kunden. 
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Schluß­
bemerkungen 

29 Zusammenfassend empfahl der RH: 

(I) Im Wege internationaler Ausschreibungen vorwiegend erprobte 
Serienprodukte zu beschaffen an statt Neuentwicklungen durchzu­
führen, 

(2) unternehmungszielorientierte Markt- und Bedarfsanalysen vor­
zunehmen, 

(3) Wirtschaftlichkeitsberechnungen nachvollziehbar zu gestalten 
und nach angemessener Zeit zu überprüfen, 

(4) in den Bestellverträgen klare Leistungs- und Preisdefinitionen 
vorzunehmen und alle rechtlich relevanten Vertragsbedingungen 
zu regeln sowie 

(5) die Einsatzpläne und Reserven der Schienenfahrzeuge zu prüfen 
und zu straffen. 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

EU-Förderungen 

ERP-Fonds; Gebarung mit EU-Mitteln 

Bei der Abwicklung der EU-Förderungen durch den ERP-Fonds 
wurden dessen Organisationsstruktur, seine langjährigen Erfahrun­
gen bei der Förderungskoordination sowie sein Einblick in die Ab­
lauf- und Entscheidungsstrukturen anderer Förderungsstellen auf 
Bundes- und Landesebene genutzt. 

Der ERP-Fonds kam seiner Aufgabe, die EU-Förderungsmittel 
nach entsprechender Förderungsverwaltung und -kontrolle an die 
Förderungsnehmer auszuzahlen und abzurechnen, ordnungsgemäß 
und zügig nach. 

ERP-Fonds 

Rechtsgrundlage: ERP-Fonds-Gesetz (BGBI Nr 207/1962) 

Organe: Geschäftsführung 

ERP-Kreditkornrnission 

Tätigkeitsschwerpunkt: Finanzierung wirtschaftlicher Projekte 

Finanzielle Kennzahlen: Jahresprogramm 1996/97 
(ERP-Kredite) 

EU-Kofinanzierungen 1996/97 

(Zuschüsse) 

5,8 Mrd S 

0,2 Mrd S 

Der RH überprüfte im Februar 1997 die Gebarung des ERP-Fonds in 
Wien hinsichtlich der Aufbau- und Ablauforganisation für die Verwen­
dung der EU- Mittel, der Förderungsaktionen aus EU-Mitteln sowie der 
diesbezüglichen Kontrollsysteme. 

2.1 Neben der Abwicklung der eigenen strukturpolitischen Förderungspro­
gramme führte der Fonds auch die Projektprüfung für andere Förderungs­
aktionen im Auftrag des Bundes und der Länder durch; dadurch ergaben 
sich bei der Programmgestaltung Synergien. 

Im Zusammenhang mit der finanziellen Abwicklung von strukturpoliti­
schen Programmen der EU nahm der Fonds Aufgaben im Auftrag des 
BKA (betreffend den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung) und 
des BMLF (betreffend den Europäischen Ausrichtungs- und Garanrie­
fonds für die Landwirtschaft) wahr. 

Weiters war der Fonds mit Monitoring-Aufgaben im Bereich des Eu­
ropäischen Fonds für regionale Entwicklung betraut. 
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2.2 Dn RH erachtete es als z\\'Clknüj',I,~, daL-I mit der Ahwlcklun).' von EC­

FiirdenIn).'saktionen der Fonds hetraut wurde, weil sei ne \mhandene Or).'a­

nlsationsstruktur, seint ).'twachsene Int(lfll1ationsfunktJon für Bundes- und 

Landesstellen und seine jahrzehntelange Ert:lluung genutzt werden 

konnten. 

Europäischer fonds für regionale Entwicklung 

Kofi nanzierung 

Rechtsgrund lagen 

Autbau- lind 

A hlauforgani sat Ion 

Abwicklung 

) Im Rahmen der EU-Programme fLir dit Ziele I, .2 und 'ib sowie von Ge­

munschaftsinitlatlven binnen FRP-Kredtte aus !'\llttdn des Europä­

ischen Fonds für reg](lllale Entwicklung kofinanzlert werden. Die Kofi­

nanzierung wird lfl Form von ZI nsenzuschLissen vergehen . 

. ] Rechtsgrundlagen für die Kofinanzierungen aus Mitteln des Europä­

ischen Fonds für regionale Elltwicklung sind die von dn Kommission 

genehmigten Programmplanungsdokulllente für die einzelnen Zielge­

biete sowie die Operationcllcn Programme für Genwinschaftsinltiativen. 

'i.1 Im fonds gab es eine eigene, mit vin Mltarbeltl"flnnen hesetzte Ge­

schäftsstelle für EU-An).'elcgellheiten. Die C;eschiiftsstcl!c war für die 

E LJ-bezogenen fiirdnungsma/lnah men und das d iesbezLigllche Moni to­

ring verantwortlich. Die elnLelncn Funktionen 1m /.usammenhanc~ mit 

der Abwicklung von ELJ-Fiirdenlr\~en (zB ProlektprL·lfung, Buchhaltung, 
Kontrolle) nahmen dIe OrganisatIonseinheiten In der Linie wahr. 

).2 Der RH beurteilte dIe t(mclslfltertle AuHx\Ll- und Ablaut(lrganisatlon der 

Abwicklung \'on ElJ-Fiirderungen als Libersichrlich und klar strukturiert. 

6.1 Die Vergabe von ER P-Kred I tl"l1 ert(llgte gemiiJ.-I den gesetzlichen Bestim­

mungen und den ERP-Richtllnien. Eine EU-KofinanLICfullg kam für 

ein bestimmtes Projekt in Betracht, wenn es in einem vom Europiiischen 

Fonds für regionale EntWicklung gefi)rderten Ziclgehiet hzw in von Ge­

meinschaftsinitiativell erbl.lten C;ebieten durchgeflihrt wurde und es zu­

mindest einem der die Fiirderungst~ihigkeit aus ElI-Mitteln begründen­

den Kriterien (Fiirdcrung von kleinen und mittlcrl'n Unternehmungen, 

von Neugründungcn, VOll Iktflehsansiedlungen und dl'[ Schaffung von 

Arbei tsplätzen) entsprach. Die FR P-M i tte I stel!en dabeI den notwendi­

gen nationalen Anteil der Fiirdl"rungen dar, UIll El J -M i tte I I ukrieren zu 

können. 

In einigen Prütl)eflchtl·n des Fonds an die ERP-Kredttkommission waren 

wohl AusschlieHungsgründe für clne EL-Kofinanzll·rullg angeführt, 

nicht jedoch die allcnEtiis zutreffendcn hirdl'funpkflterien ,~enannt. 

(l.2 Der RH empbhl, das Zutreffen der Kriterien für elm· Kofinanzierung aus 

EU-Mitteln gesondert zu bestiitigl"n. 
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Europäischer Fonds 

für regionale Entwicklung 

ERP-Fon 
U Mltt I 

EU-Mi ttelfluß 

Kon trollsystem 

Gebarungsumfang 

7 Die Auszahlung der Förderungsmittel erfolgte in der Regel in zwei Tran­
chen zu je 50 % - nach Freigabe durch die "ERP-Kontrolle" - durch 
die Buchhaltungsstelle des Fonds auf das Konto des Förderungsnehmers 
(1. Tranche bei Nachweis von Investitionen in Höhe von mindestens 50 % 
des Projektes, 2. Tranche nach Endabrechnung). 

8.1 Das BKA informierte den Fonds über die Höhe der für das BMWV beim 
BMF abrufbaren EU-Mittel. Die Flüssigstellung der EU- Mittel zu 
ERP- Krediten erfolgte aufgrund eines Antrags des Fonds beim BMWV. 

Zur Zeit der örtlichen Gebarungsüberprüfung des RH waren 99,8 % der 
EU- Mittel auf die Konten der Förderungsnehmer weitergeleitet worden . 

8.2 Nach Auffassung des RH war dies einer vollständigen Weiterleitung der 
EU-Mittel an die Letztempfänger gleichzuhalten. Die Verweildauer von 
EU- Förderungsmitteln auf Konten des Fonds war geringfügig . 

9.1 Die Gebarung des Fonds mit EU-Mitteln unterlag üblichen begleitenden 
Sicherheitsvorkehrungen (etwa Vier-Augen-Prinzip, internes Kontroll­
System). Darüber hinaus wurde die Projekt- und Abrechnungskontrolle 
auch im Wege der ERP-Treuhandbanken und durch den Fonds selbst 
durchgeführt . Die interne Revision des Fonds überprüfte im Novem­
ber 1996 die EU-Kofinanzierung zu ERP-Krediten und erstellte einen 
Bericht. Eine Nachrevision war vorgesehen . 

Überdies und unbeschadet der Prüfungszuständigkeit nationaler Stellen 
unterlag die Gebarung des Fonds mit EU-Mitteln der Überprüfung 
durch Einrichtungen der EU (Kommission und Europäischer Rechnungs­
hof). Diese Prüfungsvorhaben waren teils vollzogen, teils angekündigt. 

9.2 Wie der RH anmerkte, kam es in relativ kurzer Zeit zu mehrfachen, sich 
zum Teil überlappenden Prüfungen durch Stellen bzw Organe der EU. 

10.1 Die EU-Gesamtmittel für die Kofinanzierung von ERP- Krediten betru­
gen zur Zeit der Gebarungsüberprüfung insgesamt 405 Mill S. Die Lauf­
zeit dieser Finanzierungsm.aßnahme erstreckte sich entsprechend der Pro­
grammperiode von 1995 bis 1999. Bis Februar 1997 schloß der Fonds 
insgesamt 103 EU-Kofinanzierungsverträge ab. 

10.2 Wie der RH hervorhob, war das Förderungsprogramm nach etwa drei 
Monaten erfolgreich angelaufen. Nach den praktischen Erfahrungen der 
Jahre 1995 und 1996 war ein vollständiger Verbrauch der EU-Förde­
rungsmittel während der Programmperiode zu erwarten. 
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Sektorplanförderung im Rahmen des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 

Allgemeines 

BetraLlLlng des Fonds 

Rechtsgrundlagen 

Abwicklung 

EU-Mirrelfluß 

II Die Sektorplanfiirderung dienr der hirdcrung von InvestItionen für die 

Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktul\"sbedingungen land­

wi rtschafr! icher Erzeugnisse. 

12.1 Im .JulI Il)l)() betraute Jes BMLF den Fonds vertraglich mit Jer Erstel­

lung der C;utachten zu Jen Förderungs,lI1suchen LInd der Abwicklung eler 

Fiirderungen im Namen und auf Rechnung des BMLF Die Förderungs­

entscheiduilg behielten sich die zustündlgell Organe des Bundes LInd des 

jewt'i ligen Bu ndeslandes vor. Das Mon i toring fLir die StrukturförJerung 

aus dem Europ:iischen Ausrichtungs- ulld Garalltiefonds fLir die Land­

wirtschaft verblieb im Veranrwonungsbereich des BMLF 

12.2 Der RH erachtete die Aufgabenübertragullg ,lll den Fonds für zweck­

m:iülg. 

1.1 Rechtsgrulldlage nir d!t Sekrorplantcirderun,,, Ist ,Lls "Programmplanungs­

doklllm·nr OsterrClch (ohne Zic-l I)" für die .Jahre I ()()'S bis 1l)l)C). Für Fiir­

derllngen Im BlIrgenland gilt das "FlIlhCldi,he Prograrnmplanungsdoku­

Illent Zic-l I" Im gleichen Zeitraum 

II.! Der FOllds \crteiltc fijrderungsrekvante linterla,,,en an mijgliche Fiirde­

rungswerhn, führte elnschlügige Beratungen durch und nahm Förcle­

rUllgsansuchen eIltgegen. Weiters überprüfte der Fonds die förderungs­

ansuchen und erstc-llte C;utachten auf der C;rundlage VOll Richtlinien. 

Nach Zustimmun,,, von Bund und jeweiligem BUlldesland schloß der 

Fonds mit dem hjrdcrungswerlwr einen Fiirderungsvertra,,, ab, In dem 

,bs AusmaJ', der fijrderbaren Projektkosten festgelegt wurde. Die förde­

rung setzte Sich aus einem Investitionszuschull aus n,ltionalen J\litteln -

geteiIr /wlschen Bund und Land Im Verlülrnls ()(): j() - sowie EU-Ko­

finanllerungsmirreln aus dem Europ:iis( hell Ausflchrungs- und Garantie­

fonds für die Landwirtschaft zusammen. 

1"1.2 N,ICh Ansicht des RII hat der fonds die im Vertr,lg mit dem BMLf fest­

geleptcn Abwicklull,,,ser[()f(krnisse erfüllr. 

15.1 Die Abwicklung des Zahlungsverkehrs erf()lgte - getrennt nach Mittel­

herkunfr (EU, Bund) und regionalem Bcwg (Bundeslünder) über vier bei 

der PSK eillgcflchtctl' Treuhandkontell. Die Ccldzuweisungen der EU 

gelangteIl 1111 Wege des BMF zum BMLF, das die EU-Mittel auf die dafür 

vorgesehcllcn zwei Korlten des Fonds allWIes. Auf zwei weitere Fonds­

Konten LiberWIes das HMLF die Bundesrnirrel. Die C;charung mit Landes­

mitteln erfl>lgtl' Ilicht über den Fonds, jedoch wurden In[()rmatlonen über 

die Prüfung der Auszahlungs\'orausscuullgell und der ÜberweIsungs­

termine mit dell Ämtern der Landesre,,,il'funpen ausgl,tauschr. 
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Sektorplanförderung 

Landwirtschaft 

Kontrollsystem 

Gebarungsumfang 

ERP-Fonds; 
EU-Mittel 

Die Auszahlung der Förderungsmittel erfolgte nach Prüfung und Aner­
kennung der Projektabrechnung entsprechend dem Projektfortschritt . 
Die Prüfung der Belege führte unter Verantwortung des Fonds als Ab­
wicklungsstelle das Referat "Finanzielle Kontrolle" des BMWV durch. 
Aufgrund eines Kontrollberichtes dieses Referates veranlaßte der Fonds 
die Auszahlung der anerkannten Förderungsmittel (Bundesanteil und die 
EU-Kofinanzierungsmittel). Die zuständigen Landesstellen überwiesen 
die Landesmittel direkt. 

15 .2 Der RH stellte fest, daß die Genehmigung der Zuteilung stets vor der 
Überweisung der Landesförderungsmittel erfolgte, so daß hinsichtlich der 
Zahlung der Bundes- und EU-Mittel keine Verweilzeiten von Förde­
rungsmitteln auf den Fonds-Konten entstanden. 

16.1 Der Fonds war vertraglich gegenüber dem BMLF verpflichtet, aufVerlan­
gen unverzüglich über die Förderungsabwicklung zu berichten, benötigte 
Daten zur Verfügung zu stellen und Nachweise über die an die Förde­
rungswerber geleisteten Zahlungen zu erbringen . 

16.2 Nach Ansicht des RH kam der Fonds seinen Verpflichtungen gegenüber 
dem BMLF durch in regelmäßigen Abständen übermittelte elektronische 
Datenträger über den vertraglichen Rahmen hinausgehend nach. Der RH 
erachtete dies für zweckmäßig , weil dadurch Zeit und Kosten eingespart 
werden konnten. 

17 Die Gutachter des Fonds unterzogen die Förderungsanträge einer auf 
Richtlinien gestützten Beurteilung nach vorgegebenen Kriterien ein­
schließlich der Bedachtnahme auf wirtschaftliche Kenndaten des Förde­
rungswerbers . Eine weitere Überprüfung erfolgte an hand der Unterlagen 
der Projektabrechnung. Hievon war das Ausmaß der freigegebenen För­
derungsmittel abhängig. Es war vorgesehen, ab dem l. Halbjahr 1997 
auch eine stichprobenweise Überprüfung der Projektabrechnungen an 
Ort und Stelle durchzuführen. 

18 Auf den vier Treuhandkonten des Fonds waren bis zur Zeit der Geba­
rungsüberprüfung insgesamt 467 Mill S (Bundes- und EU-Mittel) ein­
gelangt; davon waren 211 Mill S bereits ausbezahlt, der Rest stand zur 
Auszahlung bereit. 

Monitoring EU-Regionalförderung 

Zielsetzung 19 Die federführende Koordination für den Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung liegt beim BKA. Im Zusammenhang mit der Wahrneh­
mung dieser Aufgabe erfolgte der Aufbau eines österreichweiten Monito­
ring-Systems. Das Monitoring-System sollte die bei der Umsetzung der 
EU-Programme von der Kommission gestellten Anforderungen in bezug 
auf Abruf der EU-Mittel, Berichtswesen, Evaluierung und Kontrolle er­
füllen . 
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Monitorlng 

EU-Regionalförderung 

Inhalte 

Auftragsvergabe 
und Einführung 

Datenerfassung 

Auswertungen 

20 Im Rahmen des Monitoring sollten zu jedem mit EU-Mitteln geförder­
ten Ptojekt allgemeine Daten bezüglich des jeweiligen Projektträgers, 
spezielle Daten bezüglich der Förderung und Indikatoren für die Eva­
luierung der Programmumsetzung erfaßt werden. 

21.1 Anfang Juli 1995 erfolgte durch das BKA eine öffentliche Ausschreibung 
für einen Werkvertrag zur Erfassung und Auswertung der Daten für das 
Monitoring der Programme für Ziel 1, 2 und Sb sowie der regionalen Ge­
meinschaftsinitiativen. Der Fonds erhielt den Zuschlag. Der Vertrag vom 
August 1995 sah eine einmalige Abgeltung der Vorleistungen von 
1,13 Mill S und ein jährliches Pauschalhonorar von 2,3 Mill S vor. In der 
Folge wurde in Deutschland ein Softwarepaket angekauft, auf die EDV­
Anlage des Fonds übertragen und den spezifischen Anforderungen ange­
paßt. 

21.2 Der RH erachtete den Zukauf des Monitoring-Programmpaketes für 
zweckmäßig. In finanzieller Hinsicht entstanden durch die Übernahme 
der Geschäftsstellenfunktion und den damit verknüpften Aufgaben für 
den Fonds jedenfalls keine Nachteile. 

22.1 Um den Förderungsstellen die Übermittlung der Daten zu erleichtern, 
arbeitete der Fonds gemeinsam mit dem BKA standardisierte Melde­
bögen aus. Im ersten Quartal 1996 wurden die Basisdaten , ab April 1996 
die Daten zu EU-kofinanzierten Einzelprojekten erfaßt. 

Die Festlegung der Indikatoren wurde bis zur Beendigung der Geba­
rungsüberprüfung für das Ziel I-Gebiet sowie für die Ziel 2-Gebiete le­
diglich diskutiert. Eine formelle Beschlußfassung fehlte . Weil aber mit 
keinen größeren Abänderungen zu rechnen war, erfolgte ab Anfang 1997 
die Erfassung der Indikatoren laut Diskussionsstand vom Dezember 
1996. Für die Ziel Sb-Programme wurden - mit derselben Begrün­
dung - ab Anfang 1997 dieselben Indikatoren erfaßt, obwohl diesbe­
züglich noch keine Diskussion stattgefunden hatte . 

22.2 Der RH erachtete diese Vorgangsweise für sinnvoll, da mit hoher Wahr­
scheinlichkeit zu erwarten war, daß diese Beschlüsse erfolgen würden. Da­
durch ließen sich aufwendige Nacherfassungen vermeiden . 

23.1 Der Fonds erhielt quartalsweise die Meldebögen für die Neuerfassung von 
Projekten sowie (ür die Förderungsauszahlungen bereits im Monito­
ring- System enthaltener· Projekte, erstellte die vereinbarten Auswertun­
gen und leitete sie den Empfängern auf Bundes- und Landesebene zu. 

23.2 Nach Auffassung des RH baute der Fonds - unter Einbindung der För­
derungs- bzw Finanzierungsstellen - in relativ kurzer Zeit ein funk­
tionsfähiges Monitoring- System auf. Er regte an, die Eignung der ver­
schiedenen Auswertungen für die unterschiedlichen Zielsetzungen im 
Zusammenwirken mit den betroffenen Anwendern zu bewerten. 
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Schluß­
bemerkungen 

2 1 

24 Zusammenfassend empfahl der RH, 

(1) das Zutreffen der Kriterien für eine Kofinanzierung aus Mitteln 
des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung gesondert zu 
bestätigen sowie 

(2) die Eignung der Monitoring-Auswertungen der EU- Regional­
förderung für unterschiedliche Zielsetzungen im Zusammenwir­
ken mit den Anwendern zu bewerten. 
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Darlehenszusagen 

Niederösterreichische GrenzlandförderungsgesmbH 

Im J ahr 1975 gründeten d er Bund und d as Land Niederösterreich 
zur Förderung des Niederös terreichischen Grenzlandes die Nie­
derösterreichische GrenzlandförderungsgesmbH. 

U ngeachtet der Förderungstätigkeit blieb das Stammkapital von 
200 Mill S im wesentlichen erhalten. 

Die überprüfte Unternehmung gewährte zinsenbegünstigte Dar­
lehen an Förderungsnehmer im Grenzland. 

Die überprüfte Unternehmung verfehlte - trotz intensiver Be­
mühungen - das Ziel, die Wirtschaftskraft des Grenzlandes an je­
ne der restlichen Landesteile heranzuführen. 

Bei der Schaffung aufgeschlossener Betriebsansiedlungsflächen 
war die überprüfte Unternehmung dagegen erfolgreich. 

1991 1992 1993 1994 1995 1996 

in Mill S zum Jahresende 

20,1 26,4 26,5 32,2 29,5 22,7 

Zinsen aus Förderungsdarlehen 3,0 3,0 3,4 3,6 3,7 3,7 

Aushaftende Förderungsdarlehen 114,7 95,6 107,7 11 9,9 131,0 116,2 

Ergebnis der gewöhnlichen 

Geschäftstät igkei t -8,2 +12,6 + 12,5 +6,4 +5,4 +4,2 

Jahresüberschuß/-fehlbetrag -8,5 + 12,2 +12,0 +5,9 +4,9 +3,8 

Bilanzgewinn/-verlust 

Förderungsfälle 

Mitarbeiter 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Eigentums­
verhältnisse 

22 

-35,6 -23,4 -11,4 -5,5 -0,6 +3,2 

Anzahl 

6 11 7 13 8 9 

3 1/6 3 1/6 31/6 31/6 2 2/3 2 1/6 

D er RH überprüfte im Mai und Juni 1996 d ie Gebarung der Nieder­
österreichischen GrenzlandförderungsgesmbH. N ach Vorliegen der Stel­
lungnahme der überprüften U nternehmung im Dezember 1996 übermit­
telte der RH sei ne P rüfungsm ittei lungen im März 1997 der N ieder­
österreichischen Landesregierung, deren Stellungnahme im Juli 1997 im 
RH einlang te. Das BMWV übermi ttelte dem RH im August 1997 seine 
Stellung nahme. 

2 Am Stammkapital von 200 Mill S der überp rüften U nternehmung mit 
Sitz in W ien sind je zur H älfte d ie Republik Österreich und das Bundes­
land Niederösterreich beteilig t . 
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Organe 

Aufgaben 

Wirtschaftliche 
Verhältnisse 

Geschäftsführung 

.> Organe der überprüften Unternehmung waren dIe c;eschäfrsführer, der 

Aufsichtsrat und die Generalversammlung. Gemäß SYllllIkatsverrrag vom 

Juni 1975 harren die beiden Gesellschafter das Recht, jeweils einen Ge­

schäftsfLihrer namhaft zu machen und verpf1ichteten sich, der Bestellung 

des vom jewei ls anderen Gesellschafter vorgeschlagenen Geschäftsführers 

zuzustimmen. 

.} Oll.' Tiirlgkeit der überprüften Unternehmung war ausschließlich ge­

meinnützig. Sie förderte genau bezeichnete GrenzgebIete des Bundeslan­

des N lederiisterreich durch Sicherung und Verbesserung der wi rrschafr­
lichen, sozialen und kulturellen Verhältnisse. Dabei soll <tuf die Erhaltung 

der Landschaft und auf den Umweltschutz Bedacht genommen werden. 

Die Förderungstätlgkeit der überprüften lJ nternehmung umt:tf)te 

(I) die gezlelren Informationen für Investoren und für Gemeinden in 

allen Berriebsansiedl ungs- und -erweiterungsfragen, 

(2) berriebswirrschaftliche Beratungs- und Servicelelsrungen für Unter­

nehmungen im Grenzland, 

U) die Projektierung und Erschließung von Betriebsansiedlungszonen 

(zB Erstellung von Flächenwidmungs- und Aufschließungsstllllien für 

Gemeinden) und 

(·1) die Fiirderung von konkreten betfleblichen Investittonsprojekten. 

Wei ters koord i nierte die überprüfte lJ nrernehm ung Fiirderu ngsstellen 
von Bund und Land Niederösterreich und bot Hilfestellung bei der Inan­

spruchnahme von Förderungsmaßnahmen an. 

Ungeachtet der Förderungstättgkeit und stets anfallender Verwaltungsko­

sten war das Stammkapital von 200 Mill S zum Jahresende 1996 nahezu 

vollst~indlg erhalten. Die aushaftenden Förderungsdarlehen betrugen rd 

5R r/r des Stammkapitals. Dem Restanteil standen im wesentlichen son­

stige Forderungen und Bankguthaben gegenüber. 

(LI Der vom Land N lcderösterreich namhaft gemachte GeschäftsfLihrer der 

überprüften Unternehmung war auch Angestellter der Betflebsansied­

lung und Regionalisierung in Niederiisterreieh GesmbH (ECO-Plus), so 

daß er Sell1t' Geschäftsführerrätlgkeit l11eht ausschließlich wahrnahm. Die 

Funktion des vom Bund namhaft zu machenden GeschäftsfLihrers war seit 

I. Juli 1995 unbesetzt. 

6.2 Der RH bemängelte, daß trotz Ausschreibung die Funktion eines Ge­

schiiftsführers nIcht besetzt worden war. Er empElhl, die Notwendigkeit 

von zwei Ceschäftsführern zu überdenken und allenfalls den Cesell­

schaftsvcrrrag und den Syndikatsverrrag dahingehend zu iindern. 
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Förderungen 

Gründer- und 
Beratungszentrum 
Gmünd 

6.3 Laut Stellungnahme der Unternehmung seien zwei Geschäftsführer zweckmäßig, 
weil die unternehmerische Flexibilitä"t gewahrt bliebe sowie der Bund und das 
Land Niederösterreich im Hinblick auf gemeinsame Aktionen im Niederöster­
reichischen Grenzland eingebunden würden. 

Laut Stellungnahme des BMWV sei die Ausschreibung der Geschäftsführungs­
funktion wegen des Rücktritts des erstgereihten Bewerbers ergebnislos geblieben. Es 
strebe derzeit eine Geschäftsführer/ösung an, die keine wesentlichen zusä"tzlichen 
Kosten verursache und gleichzeitig eine enge Kooperation mit der ECO-Plus ge­
währ/eiste. Die Geschäftsführerbestellung solle jedenfalls umgehend nach einer 
strategischen Neuausrichtung der überprüften Unternehmung erfolgen. 

7.1 Die Förderung von konkreten betrieblichen Investitionsprojekten erfolgte 
bisher ausschließlich durch die Gewährung von zinsenbegünstigten Dar­
lehen gegen Vorlage einer Bankgarantie. 

Seit ihrer Gründung gewährte die überprüfte Unternehmung Darlehen in 
einer Gesamtsumme von rd 430 Mill S. Davon entfielen rd ein Viertel auf 
Gemeinden und nahezu drei Viertel auf Betriebe. Der Rest betraf imma­
terielle Förderungen in Form von Beratungsleistungen. Diese Form der 
Förderung wurde wenig angenommen; so wandte sich im Jahr 1995 dies­
bezüglich nur eine einzige Unternehmung an die überprüfte Unterneh­
mung. 

In den Jahren 1991 bis 1995 gewährte die überprüfte Unternehmung 
45 Förderungen mit einer Gesamtdarlehenssumme von rd 135 Mill S. 

7.2 Wie der RH feststellte, gab es an den bestehenden Standorten ausrei­
chend aufgeschlossene Betriebsansiedlungsflächen. Nach Auffassung des 
RH wären deshalb vorbeugende Maßnahmen zur Flächensicherung und 
Aufschließung im Grenzland nur an neuen Standorten und in geringem 
Umfang erforderlich. 

7.3 Laut Stellungnahme der Unternehmung sei die geringe Anzahl der Dar/ehensge­
währungen auf die geringe Anzahl an - überdies kleinen - Unternehmungen 
im Grenzland und auf das bei Förderungsfäilen angewandte Subsidiaritätsprin­
zip zurückzuführen. Das geringe Interesse an einer Ansiedlung sei in der mangeln­
den Attraktivität des Grenzlandes gegenüber den Nachbar/ä"ndern als Folge der 
bestehenden erheblichen Lohndifferenz und der allgemeinen Wirtschaftslage be­
griindet. 

8.1 Die Errichtung des Gründer- und Beratungszentrums Gmünd erfolgte 
auf dem Gelände des grenzüberschreitenden Wirtschaftsparks Gmünd/ 
Ceske Velenice. 

Der Aufsichtsrat der ECO-Plus empfahl im Apri l 1995 das Projekt 
Gründer- und Beratungszentrum Gmünd zur Förderung. Die Gesamtko­
sten von 32 Mill S sollten zu gleichen Teilen vom Bund und dem Land 
Niederösterreich, soweit nicht EU-Mittel in Frage kämen, getragen wer­
den. Die Abdeckung der Betriebsabgänge sollte aufgrund einer Gesell­
schafterweisung vom März 1994 durch die überprüfte Unternehmung 
erfolgen. Laut ECO-Plus war die Rentabilität des Wirtschaftsparks nicht 
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Gründer- und 

Beratungszentrum Gmünd 

Feststellungen zu 
Förderungsfällen 

kalkuliert worden; die wirtschaftliche Rechtfertigung des Projektes sei 
aus der wirtschaftlichen Belebung der Region durch Betriebsansiedlun­
gen abzuleiten. 

Im Zuge der Gebarungsüberprüfung überzeugte sich der RH von der 
Richtigkeit der anläßlich der Projektgenehmigung getroffenen Annah­
men. Demnach gab es zahlreiche Betriebsansiedlungen auf dem tschechi­
schen Gebietsteil des Wirtschaftsparks. Auf österreichischer Seite gab es 
hingegen erst eine Betriebsansiedlung. 

8.2 Der RH anerkannte im Hinblick auf die Förderung der Infrastrukrur im 
Grenzland die Übernahme des Nettoabganges des Gründer- und Bera­
rungszentrums Gmünd durch die überprüfte Unternehmung. Er wies je­
doch darauf hin, daß diese Förderungsform die Substanz der Unterneh­
mung verzehrte, weil Verluste das Stammkapital verringerten. Er empfahl, 
diese Änderung der Förderungspraxis bei Überlegungen über die zukünf­
tige Entwicklung zu berücksichtigen. 

8.3 Laut Stellungnahme der Unternehmung hiitten auf österreichischer Seite des Wirt­

schaftsparks zwei Unternehmungen ihre T dtigkeit aufgenommen; eine dritte 

Unternehmung habe einen Ansiedlungsvertrag unterzeichnet. Die Auslastung des 

Gründerzentrums betrage etwa 90 %. Für das erste Betriebsjahr werde ein Be­

triebsabgang bis zu 1,18 Mill S erwartet. In den Folgejahren solle dieser durch 

zusätzliche Vermietungen tendenziell verringert werden. 

9.1 Die Förderungsansuchen erfolgten sehr häufig erst nach Durchführung 
der Investition. Der geförderte Anteil der Investitionssumme war nur 
sehr gering. Über einen längeren Zeitraum traten stets dieselben För­
derungsnehmer auf, die vielfach nur Mitnahmeeffekte erzielten. Bei ei­
nem Förderungsfall setzte die aktenmäßige Behandlung sehr spät ein. Bei 
einem weiteren Förderungsfall erfolgte der Nachweis von Investitionen 
durch Eigenrechnungen; deren Kontrolle durch einen Förderungsgeber 
war nicht ersichtlich. 

9.2 Der RH beanstandete die in Einzelfällen vorgefundenen Abwicklungs­
mängel, anerkannte aber die grundsätzliche Ordnungsgemäßheit der För­
derungsabwicklung. 

9.3 Laut Stellungnahme der Unternehmung ergebe sich die spä·te AntragsteIlung aus 

der Subsidiaritdt der Fö"rderung. Der geringe Anteil der Förderung an der Investi­

tionssumme sei auf die eingeschrä·nkte Fö·rderungswürdigkeit von Projekten, den 

anerkennbaren Investitionsrahmen und auf die begrenzte finanzielle Leistungs­

fähigkeit des Fö·rdemngsgebers zurückzuführen. Die Mitnahmeeffekte bewirkten 

für den Fö·rderungsnehmer geringere Belastungen und verbesserte Expansionsmög­

lichkeiten. Dies sei auch aus wiederholten Anträgen von Fö·rderungswerbern er­

kennbar. 
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Zielerreichung 

Schluß­
bemerkungen 

\liede st rreichis he 
Grenzlandforderungsg mbH 

10.1 Die überprüfte Unternehmung hatte keine Evaluierung der Zielerreichung 
ihres Micceleinsatzes vorgenommen. 

10.2 Nach Auffassung des RH trugen die Förderungsmaßnahmen der über­
prüften Unternehmung in der gegebenen Wettbewerbssituation (zB 
Lohngefälle zum benachbarten Ausland) nur wenig zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Gesamtsituation im Grenzland bei. Unbeschadet dessen 
anerkannte der RH das Bemühen der überprüften Unternehmung um 
eine effiziente Förderung, empfahl aber, eine Wirkungsanalyse der Förde­
rungen durchzuführen und daran anknüpfend - unter Bedachtnahme 
auf eine grundsätzliche organisatorische Neugestaltung des Förderungs­
wesens im Grenzland - allenfalls andere Maßnahmen als die Förderung 
einzelner Unternehmungen zu erwägen, um den wirtschaftlichen Nach­
teilen (zB verzerrte Weccbewerbssituation) wirkungsvoller zu begegnen. 
Nach Ansicht des RH wären bei einer ersatzlosen Auflösung der über­
prüften Unternehmung die psychologischen Auswirkungen zu bedenken. 

10.3 Laut Stellungnahme der Unternehmung beabsichtige sie, eine externe Eva/uierung 
vorzunehmen. Bei den antragstellenden Unternehmungen sei die Anzahl der Be­
schäftigten von rd 4500 (1986) auf mehr als 6 700 (1995) sowie der Umsatz 
von 4080 Mill S (1986) auf 10 384 Mill S (1995) gestiegen. 

Betreffend die grundsätzliche Neugestaltung des Forderungswesens werde die Auf­
fassung des RH geteilt, jedoch sei die Unterstützung betrieblicher Investitionen er­
forderlich, um Standortnachteile einigermaßen auszugleichen. 

Laut Stellungnahme der Niederosterreichischen Landesregierung gebe es seit Herbst 
1996 intensive Gespräche iiber die strategische Neupositionierung der überpriiften 
Unternehmung. Es solle vor allem die FiJrderungsqualität verbessert und auch auf 
Jung- und Kleinunternehmer Bedacht genommen werden. 

Laut Stellungnahme des BMWV habe der Aufsichtsrat im September 1996 eine 
Arbeitsgruppe für die Neuausrichtung der Unternehmungsstrategie und der Förde­
rlmgsinstrumente eingerichtet. Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe würden in einen 
Gesellschafterbeschluß einfließen. 

11 Zusammenfassend gelangte der RH zu nachstehenden Empfehlun­
gen: 

(1) Die Förderungsinstrumente sollten auf ihre Wirkung überprüft 
und gegebenenfalls verbessert werden. 

(2) Die Organisation der Förderungspolitik für das Niederöster­
reichische Grenzland sollte verbessert werden. 

(3) Eigenrechnungen sollten vor Auszahlung der Förderung auf ihre 
Angemessenheit überprüft werden. 
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Inter ation 

Internationaler Teil 

C bl'rprüfung<:n bll intl rn.ltioll,dt I Urg.llli..,dtioll 

Allgemeines 2011- und Handelsabkommen, Genf 

Der RH wurde 1986 mit der Prüfung der Rechnungsabschlüsse des 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) ab dem Finanz­
jahr 1986 beauftragt. Die Prüfung des Rechnungsabschlusses 1995 er­
folgte 1996 am Sitz des Sekretariates der Nachfolgeorganisation des 
GATT, der Welthandelsorganisation (WTO), in Genf. Der Bericht, dem 
ua eine Prüfung des Verrechnungsverfahrens sowie stichprobenweise 
Überprüfungen der Rechnungsunterlagen und Belege zugrunde lagen, 
wurde dem zuständigen Organ der WTO zugeleitet und von diesem zur 
Kenntnis genommen. 

Europäische Freihandelsassoziation, Genf 

Im Mai 1992 wurde anläßlich des EFTA-Ministertreffens in Reykjavik 
ein "EFTA-Committee of Auditors" (seit Anfang 1993 "EFTA Board of 
Auditors"), bestehend aus Mitgliedern der Obersten Rechnungskontroll­
behörden aller EFTA-Mitgliedstaaten, eingerichtet. Der RH hat dem Er­
suchen, einen Vertreter in dieses Gremium zu entsenden, entsprochen. 

Das EFTA Board of Auditors hat im Jahr 1996 seine Arbeit abge­
schlossen. 

Europäisches Patentamt, 
München, Den Haag, Berlin und Wien 

Im Jahre 1989 wurde ein Beamter des RH vom Verwaltungsrat der Eu­
ropäischen Patentorganisation gemäß dem Europäischen Patentüberein­
kommen für fünf Jahre zum Rechnungsprüfer dieser Organisation be­
stellt . Das Ende 1994 ausgelaufene Mandat wurde vom Verwaltungsrat 
einstimmig um drei Jahre verlängert. Er wurde bei seiner Tätigkeit von 
weiteren Mitarbeitern des RH unterstützt. 
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Europäisches Patentamt 

324 
Dem aus drei Bediensteten verschiedener nationaler Finanzkontrollbehör­
den zusammengesetzten Kollegium der Rechnungsprüfer obliegt laut der 
Finanzordnung neben der jährlichen Überprüfung der Rechnungsabschlüs­
se des Europäischen Patentamtes (einschließlich des Pensionsreservefonds) 
die laufende Kontrolle der Einnahmen und Ausgaben der Organisation so­
wie der gesamten Haushalts- und Wirtschaftsführung einschließlich der fi­
nanziell wirksamen Maßnahmen. Das Kollegium hat auch einen jährlichen 
Bestätigungsvermerk darüber zu erstellen, ob die vorgelegte Jahresrech­
nung die Finanzlage der Organisation und die Geschäftstätigkeiten im ab­
geschlossenen Haushaltsjahr wahrheitsgetreu und richtig widerspiegelt . 

Die Überprüfung erstreckte sich insbesondere darauf, ob 

(1) der Haushaltsplan und die sonstigen Haushaltsbestimmungen einge­
halten wurden, 

(2) die Einnahmen und Ausgaben sowie das Vermögen und die Schulden 
ordnungsgemäß begründet und belegt sind, 

(3) die hinterlegten oder in der Kasse vorhandenen Gelder und Werte den 
in den Kassenbüchern gebuchten Beträge entsprechen, 

(4) wirtschaftlich und sparsam verfahren wird und Aufgaben mit geringe­
rem Personal- und Sachaufwand oder auf andere Weise wirksamer erfüllt 
werden können. 

Es wurden Überprüfungen an den Standorten der Europäischen Patentor­
ganisation in München, Den Haag, Berlin und Wien durchgeführt. Dem 
Verwaltungsrat wurde ein umfassender Bericht über die Wirtschaftlich­
keit und Ordnungsgemäßheit der Tätigkeit des Europäischen Patentam­
tes einschließlich des Pensionsreservefonds vorgelegt. 

Internationale Organisation für 
Wanderungswesen, Genf 

Der RH wurde mit der Prüfung der Jahresabschlüsse der Internationalen 
Organisation für Wanderungswesen (International Organization for Mi­
gration, 10M) für die Jahre 1992 bis 1997 betraut. 

Die Prüfung des Jahresabschlusses 1995 erfolgte im Dezember 1995 in 
der Außenstelle der 10M in Ungarn sowie im März 1996 am Sitz der 
10M in Genf. Der Bericht wurde vom zuständigen Organ der 10M zur 
Kenntnis genommen. 
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I ernat-onal 

Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa, Wien 

Der RH wurde mit der Prüfung der Rechnungsabschlüsse der Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) für die Finanzjahre 
1994 und 1995 (ab 1995: O SZE) beauftragt. Die Prüfung des Rech­
nungsabschlusses 1995 erfolgte im April 1996 am Sitz des Sekretariates 
der OSZE in Wien sowie in der Mission Skopje. Der Bericht, dem ua eine 
Prüfung des Verrechnungsverfahrens sowie stichprobenweise Überprüfun­
gen der Rechnungsunterlagen und Belege zugrunde lagen, wurde dem 
zuständigen Organ der OSZE zugeleitet und von diesem zur Kenntnis ge­
nommen. 

325 

III-106 der Beilagen XX. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)334 von 358

www.parlament.gv.at



326 
Bit tl:r.tk BCi'lchungcn dt I H /u ..1 I I.Ul<.1t l ht n 

Olwr-,t 'n I <.:<..hnung konrfolill hll{dl:t1 

Hinsichtlich der bilateralen Kontakte ist hervorzuheben: 

(1) Der RH hat im Rahmen seiner Bemühungen um eine Stärkung der 
Finanzkontrolle vorwiegend in den Reformstaaten Zentral- und Osteuro­
pas im Jahr 1996 und in den ersten drei Quartalen des Jahres 1997 auf 
Ersuchen der Obersten Rechnungskontrollbehörden insbesondere von 
Ungarn, Albanien und Polen Fachvorträge gehalten. 

Zentrale Themenschwerpunkte waren die Positionierung der Obersten 
Rechnungskontrollbehörden im demokratischen Staatsgefüge, wobei am 
Beispiel des österreichischen Rechnungshofes insbesondere die ver­
fassungsrechtlichen Grundlagen der Finanzkontrolle in Österreich, die 
Kompetenzen des RH, seine Organisation (einschließlich Automations­
unterstützung), seine Personalbewirtschaftung, sein Prüfungsansatz, seine 
Öffentlichkeitsarbeit und sein Verhältnis zu den allgemeinen Vertre­
tungskörpern einschließlich seiner Berichterstattung an diese auf beson­
deres Interesse der Obersten Rechnungskontrollbehörden der Reformstaa­
ten stießen. 

Auf großes Interesse stieß auch die Prüfungszuständigkeit des RH im Be­
reich des Bankwesens (Albanien), des öffentlichen Haushaltswesens (Po­
len), betriebs- und volkswirtschaftlicher Fragestellungen (Albanien) so­
wie der Fonds und anderer ausgegliederter Rechtsträger (Ungarn). 

(2) Weiters ensandte der RH in Fortsetzung einer langjährigen Zusam­
menarbeit mit arabischen Obersten Rechnungskontrollbehörden (Ösrer­
reichisch-Arabische Woche) Vortragende nach Amman, Jordanien. Die 
Veranstaltung war dem Thema der Prüfung öffentlicher Bauten gewidmet. 

(3) Delegationen der Obersten Rechnungskontrollbehörden der Volks­
republik China sowie der Sozialistischen Republik Vietnam haben dem 
RH im Rahmen eines nationalen Ausbildungsprogrammes einen Besuch 
mit dem Ziel abgestattet, die rechtlichen Grundlagen der staatlichen Fi­
nanzkontrolle in Österreich kennenzulernen. 
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Anknüpfend an seine Ausführungen im Vorjahr berichtet der RH über 
seine weitere Tätigkeit als Generalsekretariat der Internationalen Organi­
sation der Obersten Rechnungskontrollbehörden (International Organiza­
tion ofSupreme Audit Institutions, INTOSAI). 

Vom 21. bis 25. Oktober 1996 fand in Wien das gemeinsam mit den 
Vereinten Nationen veranstaltete 12. UN/INTOSAI-Seminar zum The­
ma "Die Rolle der Obersten Rechnungskontrollbehörden im Kampf ge­
gen Korruption und Mißwirtschaft" statt. 

Insgesamt hatten rd 50 Teilnehmer von 34 Obersten Rechnungskontroll­
behörden aus sieben Regionalen Arbeitsgruppen der INTOSAI sowie 
Vertreter der Vereinten Nationen, deren Sonderorganisationen, der Welt­
bank und der Europäischen Kommission die Möglichkeit zum Erfah­
rungsaustausch. 

Die Hauptthemen des 12. UN/INTOSAI-Seminars umfaßten 

- grundsätzliche Aspekte bei der Bekämpfung von Korruption, 

- die Rolle der Obersten Rechnungskonrrollbehörden bei der Auf­
deckung von Mißwirtschaft und Unwirtschaftlichkeit, 

- Strategien und Maßnahmen gegen Korruptionspraktiken in der öffent­
lichen Verwaltung, 

- die Rolle der Obersten Rechnungskontrollbehörden bei der Förderung 
einer wirtschaftlichen und zweckmäßigen Haushalts- und Wirtschafts­
führung , 

- Beiträge der Obersten Rechnungskontrollbehörden zur Vermeidung 
und Aufdeckung von Korruption im öffentlichen Vergabewesen und 

- Erfahrungsberichte über die Bekämpfung und Vermeidung von Kor­
ruption und Mißwirtschaft. 

Die Ergebnisse des 12. UN/INTOSAI-Seminars wurden in einem mehr­
sprachigen Bericht zusammengefaßt und den Mitgliedern der INTOSAI 
zur Verfügung gestellt. 

Wien, im Dezember 1997 

Der Präsident: 

Dr Franz Fiedler 
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ANHANG 

Entscheidungsträger 

(Vorstandsmitglieder sowie 
Aufsichtsratsvorsitzender und 
dessen Stellvertreter] 

ANHA G 

Entscheidungsträger 

der überprüften Unternehmungen 

Anmerkung: 
im Amt befindliche Enrscheidungsträger in Blaudruck 
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Geschäftsführer 

Kaufmännischer 
Direktor 

Präsident des 
Vereines "Freunde 
der Bregenzer Fest­
spiele" 

Intendant Dr Alfred WOPMA N 
(seit Gründung) 

Dkfm Franz SALZMA N 
(seit Gründung) 

Dlpl- Ing Günter RHOMBERG 

ANHA G 

Entscheidungsträger 

(Mitglied der Gesellschafterversammlung seit Gründung) 

*Gesellschaftsvertrag vom 19. Juni 1989 
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Verwaltungs rat 

Vorsi tzender 

Vorstand 

Vorsitzender 

Mitglied 

A HANG 

Entscheidungsträger 

-\rbcit-;markt'icn ie<.' 

Sektionschef Dr Günther STEI BACH 
(seit 1.] uli 1994) 

Dr Herben BUCHINGER 
(sei t 1.] uli 1994) 

Mag Herbert BÖHM 
(seit 1.]uli 1994) 
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Aufsichtsrat 

Vorsi tzender 

Stellvertreter des 
Vorsi tzenden 

Geschäftsführung 

23 

ItnaIlZl('fullg"'gar,llltJ( (J( milli 

Okfm Kar! HOLLWEGER 
(seit 12 . Mai 1993) 

Or Johann FARNLEITNER 
(bis 29. Juli 1996) 

Or Fidelis BAUER 
(seit 1. August 1996) 

Okfm Or Jörg SCHRAM 
(bis 30. Juni 1996) 

Okfm Herwig HUTTERER 
(seit 1. Februar 1979) 

Or Winfried BRAUMAN 
(seit 15. November 1993) 

ANHA G 

Entscheidungsträger 
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Aufsichtsrat 

Vorsi tzender 

Stellvertreter des 
Vorsi tzenden 

Au tr l 1.11 l \(J 

Kurt BLÜMEL 
(28. Juni 1971 bis 4. Juli 1994) 

Sektionschef Dr Kurt HASLINGER 
(4. Juli 1994 bis 9. September 1996) 

Dkfm Kar! HOLLWEGER 
(seit 9. September 1996) 

Robert BAUER 
(28 . Juni 1971 bis 4. Juli 1994) 

Franz STAUDINGER 
(25. Juni 1979 bis 29 . J uli 1992) 

Dr Harry ZAMPONI 
(29. Juni 1992 bis 19. April 1995) 

Dipl-Ing J osef MELCHART 
(24. Juni 1991 bis 1. Mai 1996) 

Gerald LEDER 
(4. Juli 1994 bis 27 . Februar 1995) 

Dkfm Karl HOLLWEGER 
(15. Mai 1996 bis 9. September 1996) 

Erwin MACHO 
(seit 4. Juli 1994) 

Sektionschef Dr Kurt HASLINGER 
(seit 9. September 1996) 
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Vorstand 

ANHA G 

Entscheidungsträger 

Beppo MAUHART 
(Vorsitzender von 1. Jänner 1988 bis 11. August 1995) 

Dipl-Ing Günther HAYN 
(Vorsitzender - Stellvertreter von 1. Jänner 1988 bis 11. August 1995) 

Dr Otto HUSINSKY 
(Vorsitzender - Stellvertreter von 1. Jänner 1992 bis 11. August 1995) 

Dr Herbert KORNFELD 
(11. August 1995 bis 30. Juni 1996) 

Dkfm Dr Jörg SCHRAM 
(seit 11. August 1995) 

Helnz SCHIENDL 
(seit 1. Juli 1996) 
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Aufsichtsrat 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 
Vorsi tzenden 

Vorstand 

Sektionschef Mag Dr Erich WITTMANN t 
(bis 11 . August 1996) 

Dkfm Dr Erich BECKER 
(seit 27. September 1996) 

Dkfm Dr Helmut HOSKOVEC 
(bis 27 . September 1996) 

Sektionschef Mag Dipl-Ing Dr RuJolfWÜSTRICH 
(sei t 27. September 1996) 

Bergrat hc Dipl-lng Erich STASKA 
(seit Gründung 1988) 
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Aufsichtsrat 

Vorsi tzender 

Stellvertreter des 
Vorsitzenden 

Vorstand bzw 
Abwickler 

ANHA G 

Entscheidungsträger 

Bleiherger Berg" erk l t1IOIl \(, 

Bergrat hc Dipl-lng Erich STASKA 
(seit 1. Jänner 1986) 

Oipl- lng Dr KUf[ THOMANEK 
(seit 12 . Juni 1990) 

Dipl-lng Or Adolf SALZMANN 
(1. Jänner 1990 bis 30. September 1992) 

Dipl-Ing Johann HIPFL 
(1. April 1991 bis 10. Jänner 1992) 

Dipl-Ing Rudolf RHEINDT 
(1. Oktober 1992 bis 31. Dezember 1995) 

Dipl-Ing Erwin ECKHART 
(1. April 1991 bis 10. Jänner 1992 
und seit 1. Jänner 1996) 

Okfm Dr Günther HEL RlCH 
(11. Jänner 1992 bis 31. Dezember 1994 
und seit 10. Juni 1996) 
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340 

Aufsichtsrat 

Vorsitzender 

Geschäftsführer 

Aufsichtsrat 

Vorsitzender 

Geschäftsführer 

I 11 H.ltUl lIt d I ,lgt r 

<. r L 1 Lf 

I h, 1I lind 
mbll 

Obersenatsrat Dr Helmut KRENDLESBERGER 
(bis Juni 1991) 

Dkfm Manfred DERP 
(September 1991 bis 9. Mai 1994) 

Mag Friedrich KADRNOSKA 
(6. Oktober 1994 bis 19. Mai 1995) 

Karl SCHMUTZER 
(seit 22 . Mai 1995) 

Sigmund KRÄMER 
(im gesamten überprüften Zeitraum) 

illlt'r fLlfl'll LJ.gl·r- und 
l 111'-1<' hlag .... huril be (JömbH 

Obersenatsrat Dr Helmut KRENDLESBERGER 
(bis Juni 1991) 

Senatsrat Mag Roberr SPACEK 
(seit 19. September 1991) 

Sigmund KRÄMER 
(im gesamten überprüften Zeitraum) 
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Aufsichtsrat 

Vorsi tzender 

Stellvertreter des 
Vorsi tzenden 

Geschäftsführung 

I I rB tn 

Mag Heinz PLAMETZBERGER 
(1988 bis 29. Juni 1994) 

Dipl- Ing Horst PÖCHHACKER 
(29. Juni 1994 bis 22 . Juli 1996) 

DI' Peter WEBER 
(seit 22 . Juli 1996) 

Dr JosefVLCEK 
(1988 bis 4. April 1992) 

Dr Wolfgang TAUBER 
(1 2. April 1991 bis 29 . Juni 1994) 

Dr Peter WEBER 
(29. Juni 1994 bis 22 . Juli 1996) 

Ma~ Wolfgang PETER 
(seit 22 . Juli 1996) 

lng Roland BIRKNER 
(1988 bis 29. Februar 1992) 

Dr Walter SEEBÖCK 
(1988 bis 19. Oktober 1994) 

Manin BABUREK 
(21. September 1994 bis 15. Juli 1996) 

Ing Roben DORN 
(seit 13. Oktober 1994) 

lng Bruno SAX 
(seit 13 . Oktober 1994) 

Dr Josef FRITZ 
(seit 1. Mai 1996) 

Entscheidungsträger 
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342 

Aufsichtsrat 

Vorsitzende(r) 

Stellvertreter des (der) 
Vorsi tzenden 

Vorstand 

eh\ ..lfi'.lt.ll' (i<'::!1lcinnlJtLigt: ohJlull~ 

lind ledlung .1Illagcll (Jl mhH 

Alexander MARTINOWSKY t 
(bis 11. Februar 1988) 

Dkfm Hans WEHSELY 
01. Mai 1988 bis 17. Juni 1992) 

DHm Wdhelmine GOLDMA N 
(seit 23 . Februar 1993) 

Dkfm JosefTUNKL 
0 4. Dezember 1982 bis 25. Mai 1987) 

Dkfm Reiner KAPS 
(26 . Mai 1987 bis 31. Dezember 1988) 

Dr Rainer LEMMERER 
(8. Oktober 1991 bis 20. April 1994) 

Dr Wilhelm CUPAL 
(seit 11. September 1996) 

Dkfm Walter STIEFEL 
(bis 28. Oktober 1987) 

Dkfm Reiner KAPS 
(1. Jänner 1981 bis 30. September 1982) 

Otto NEUBERT 
(1. Oktober 1982 bis 19. Mai 1986) 

Dr Josef KALTENBÖCK 
(20 . Mai 1986 bis 16. Juni 1992) 

Dipl- Ing Dr Klaus HUTERER 
(16. Oktober 1991 bis 31. Dezember 1993) 

Erich KARST 
(seit 29. Oktober 1987) 

Dr Georg PILARZ 
(seit 17 . Juni 1992) 
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Aufsichtsrat 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 
Vorsitzenden 

Mitglieder 

Geschäftsführer 

ANHA G 

Entscheidungsträger 

(rUHt innuuigc Ball lind ~i((lIun ~ ~( 11 

Dr Josef KNEIDINGER 
(bis 1l. Mai 1993) 

Dr Johann BURGEi\,fEISTER 
(seit 12. Mai 1993) 

Mag Heinz TSCHILTSCH 
(bis 11. Mai 1993) 

Dr Josef K EIDINGER 
(seit 12. Mai 1993) 

Dr Kurt CSlKANY 
(bis 11. Mai 1993) 

Mag Wolfhard FROMWALO 
(seit 12. Mai 1993) 

Heribert METZGER 
(bis Ende 1993) 

OHm Walter STIEFEL 
(seit l. Jänner 1994) 
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Aufsichtsrat 

Vorsi tzender 

Stellvertreter des 
Vorsi tzenden 

Geschäftsführer 

(Jcmt,j nnlltLig<.' "'l("dlu n(~"ge.,mbfI 
für den BLLlrk \ ()ckl,lbrlll k 

Alfred WIMMER 
(1. Jänner 1990 bis 4. Juli 1995) 

Dipl-Ing Ludwig PROMBERGER 
(seit 5. Juli 1995) 

Dr Hanns BAUER 
(28 . Juli 1988 bis 25. Mai 1993) 

Dipl-Ing Ludwig PROMBERGER 
(25 . Mai 1993 bis 4. Juli 1995) 

Otto WEITZL 
(seit 5. Juli 1995) 

Dr Raimund GARBER 
(1. Jänner 1987 bis 30. Juni 1993) 

Dipl-Ing Ernst LACKERBAUER 
(seit 1. Jänner 1987) 

Martin SCHNEIDER 
(seit 1. Juli 1993) 
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Verwaltungsrat 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 
Vorsitzenden 

Vorstand 

Vorsi tzender 

Mitglieder 

ANHANG 

Entscheidungsträger 

Agrarlllarkr AU"irri,t 

Mag Hans KlETZMAYR 
(1. Oktober 1992 bis 29. Dezember 1994) 

Gerharu WLODKOWSKI 
(seit 30. Dezember 1994) 

Mag Werner MUHM 
(1. Oktober 1992 bis 31. Dezember 19%) 

Dr Johann FARNLEITNER 
(1. Oktober 1992 bis 19. Juni 1996) 

Mag Heinz ZOUREK 
(1. Oktober 1992 bis 30. Jänner 1994) 

Mag Johanna ETTL 
(seit 1. Jänner 1997) 

Mag Georg KOVARIK 
(seit 31. Jänner 1994) 

Dipl-Ing August ASTL 
(1. Februar 1993 bis 31. Juli 1996) 

Dipl-Ing JosefPLA K 
(seit 1. Oktober 1996) 

Dr Leopold SIMPERL 
(seit 1. Februar 1993) 

Dipl-Ing Werner WEIHS 
(seit 1. Februar 1993) 

Mag Dr Stephan MIKI OVIC 
(seit 6. Mai 1993) 
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Aufsichtsrat 

Vorsitzender 

Stellvertreter 
des Vorsitzenden 

Vorstand 

A H 

Entscheidung_träger 

() {Cfr 11.. hl {hl: Bind 1 .lhn 'n 

Dr Helmur SCHUSTER 
(seit 25. März 1993) 

Kurt SILVESTRI 
(25 . März 1993 bis 31. Dezember 1995) 

DDr Anron HESCHGL 
(seit 25 . März 1993) 

Gerhard OWAK 
(seit 26. März 1996) 

Bundesminister aD Dr Heinrich ÜBLEIS 
(6. Mai 1987 bis 31. Juli 1993) 

Dipl-Ing Dr Helmut DRAXLER 
(seit 1. August 1993) 

Dipl- Ing Helmut HAINITZ 
(seit 1. März 1982) 

Dipl-Ing Fritz PROKSCH 
(seit 1. August 1993) 

Mag Anron HOSER 
(seit 1. August 1997) 

Dr GerharJ STINDL 
(sei tLAugust 1997) 
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348 

Geschäftsführer 

Stellvertreter des 
Geschäftsführers 

Aufsichtsrat * 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 
Vorsitzenden 

Geschäftsführer 

Prokurist 

ERP-Fond~ 

Sektionschef Mag Dr Erich WITTMANN t 
(bis 11. August 1996) 

Bundesminister aD Dr Rudolf SCHOLTEN 
(11. August 1996 bis 28. Jänner 1997) 

Bundesminister Dr Caspar EINEM 
(seit 28. Jänner 1997) 

Mag Kurt LÖFFLER 
(seit 1. Juli 1985) 

Ing Mag Hans FUSSENEGGER 
(seit 3. September 19%) 

ILdcro"rcrreKh io.;chc (,renl I.lI1dfördcrung.,g<;<;mbf I 

Wirklicher Hofrat Dr Erwin SCHUTZBlER 
(seit 4 . Juni 1986) 

Ministerialrat Dr Wolfgang KARNER 
(seit 13. Juli 1989) 

*Vorsitzender wechselt jährlich mit Stellvertreter 

Mag Gerhard SCHMID 
(sei t 1. Juni 1988) 

Dr Ilan KNAPP 
(seit 1. Dezember 1997) 

Dr August WIELAND 
(1. Juli 1995 bis 30. November 1997) 
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